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Ausführungen mache, gestatten Sie mir, daß ich den 
Antrag nach Errichtung einer Hotelfachschule im 
Bezirk Liezen begründe. 

Es ist kein Geheimnis, daß zu den größten Pro­
blemen der Fremdenverkehrswirtschaft, genauer ge­
sagt des Gast- und Beherbergungsgewerbes, der 
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften zählt. Die 
Folge sind daher Betriebseinschränkungen oder 
übergroße Belastungen des vorhandenen Personals 
besonders in den Zeiten der Salisonen. Die Steiermark, 
und hier besonders der Bezirk Liezen, können auch 
im Jahre 1973 auf eine erfreuliche Aufwärtsentwick­
lung im Fremdenverkehr zurückblicken. Was nützen 
aber mehr Fremde, was nützen uns mehr Gäste, 
wenn die Betriebe außerstande sind, sie entspre­
chend zu betreuen. Die Hotelfachschule in Bad Glei-
chenberg hat derzeit, soweit mir bekannt ist, 380 
Schüler. Es könnten mehr sein. Die Aufnahmekapa­
zität ist aber beschränkt und so tritt der Fall ein, 
daß eine Zahl von Bewerbern und Bewerberinnen 
abgewiesen werden muß. Wir hoffen daher, daß 
durch die neue Schule, die im Bezirk Liezen entste­
hen soll, weitere geeignete Interessenten diese Aus­
bildung ergreifen und damit beitragen können, die 
angespannte Lage auf dem Personalsektor im Frem­
denverkehr zu vermindern. 

Nun ein paar Bemerkungen zu den Pflichtschulen 
in der Steiermark. Der Herr Abgeordnete Nigl hat 
in seiner Generalrede der Bundespolitik und auch 
den Leistungen der österreichischen Volkspartei ein 
beachtliches Maß geschenkt. Er hat dabei die Lei­
stungen der ÖVP in einem Maße herausgestrichen, 
so daß man nach einem Motto sagen könnte: „Und 
wenn am Mond die Sonne lacht, dann hat's die ÖVP 
gemacht." (Abg. Zinkanell: „Das reimt sich!" — 
Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Woher hat er das wohl?" 
—• Abg. Schrammel: „Ein neues Motto, das müssen 
wir in unser Modell Steiermark aufnehmen!") 

Wir haben mit Freude in diesem Zusammenhang 
vernommen, daß in der Steiermark ein Ausbauplan 
für Bundesmittelschulen vorhanden ist. Wir müssen 
aber bedauerlicherweise feststellen, daß uns so ein 
Schulkonzept, ein Ausbauplan für die steirischen 
PHdcfatschulen, fehlt. Der Abgeordnete Nigl hat, an 
die Person des Herrn Landeshauptmannstellvertre­
ters Sebastian gerichtet, gesagt, daß die ÖVP seit 
5 bis 6 Jahren einen Krankenhausplan fordert. Dazu 
muß ich erklären, daß auch die Sozialisten seit Jah­
ren ein Konzept für die steirischen Pflichtschulen 
verlangen. (Abg. Nigl: „Na!") Ja, net na. (Heiter­
keit.) 

Die heutige Budgetdebatte gibt mir wieder einen 
willkommenen Anlaß, einige Probleme kritisch zu 
beleuchten. Es muß uns alle mit Sorge erfüllen, 
wenn in der Bildungsstatistik des Bundesministeri-
üms für Unterricht, die Steiermark für die ersten 
vier Klassen der Pflichtschulen, gemessen an allen 
•anderen österreichischen Bundesländern, den höch­
sten Quotienten an Repetenten ausweist. Während 
für die erste Schulstufe der Bundesdurchschnitt 5,8 
Prozent beträgt, ist dieser in der Steiermark 7,9 Pro­
zent. Er beträgt für die zweite Klasse 6 Prozent, in 
der Steiermark 7,6 Prozent — in der dritten Schul­
stufe 5 Prozent, in der Steiermark 6,9 Prozent — in 
der vierten Schulstufe 4,5 Prozent und in der Steier­
mark 6,8 Prozent. Ich glaube, wir müssen uns daher 

alle die Frage stellen (Abg. Ritzinger: „Ob die Leh­
rer schuld sind?"), ob alles getan wurde, um diesen 
hohen Repetentensatz zu senken, ob alles getan 
wurde, die Schüler entsprechend zu fördern. Ich 
möchte dazu feststellen, daß hier der Mangel an Son­
derschulklassen entscheidend dazu beiträgt, daß 
eben diese großen Repetentenzahlen in der Steier­
mark ausgewiesen werden. (Abg. Aichhofer: „Stren­
ge Lehrer!" — Abg. Nigl: „Die Lehrer sind schuld!") 
Ich möchte aber erwähnen, daß es erfreulich ist, daß 
die Sonderschüler, die in Sonderschulen unterrichtet 
werden, vom Schuljahr 1971/72 von 769, im Schuljahr 
1972/73 auf 4456 angestiegen sind. Es ist immerhin 
noch so, daß in den 4. Schulstufen, und zwar an 494 
Volksschulen ,in der Steiermark, Dreifachrepetenten 
sind, das heißt, daß wir in den vierten Schulstufen 
Schüler haben, die bis dorthin schon dreimal repe­
tiert haben und dies an Orten, wo es auch Sonder­
schulen gibt. Auch hier möchte ich feststellen, daß es 
an einem entsprechenden Konzept mangelt, und es 
ist daher bedauerlich, daß für tausende Schüler in der 
Steiermark in den vergangenen Jahren durch das 
Fehlen von Sonderschulklassen keine Maximalförde­
rung möglich gewesen ist. 

Ich möchte ferner eine Tatsache bekanntgeben, 
die man als Kuriosum bezeichnen könnte. Fünf Schü­
ler der zweiklassigen Volksschule Hohentauern, die 
nach Absolvierung der Grundschule den ersten Klas­
senzug der Hauptschule in Trieben besucht haben, 
mußten dann im neunten Schuljahr, nachdem es in 
Trieben keinen polytechnischen Lehrgang gibt, an die 
zweiklassige Volksschule in Hohentauern zurück, 
wo sie in der zweiten Klasse sozusagen als dritte 
Abteilung mit den Schülern der dritten und vierten 
Schulstufe beisammen sind. 

Ich habe früher gesagt, daß das Fehlen eines 
Schulkonzeptes auf die Repetentenzahlen einen ge­
wissen Einfluß hat. Dazu muß ich ergänzen, daß auch 
bei Schulbauten das Fehlen eines Konzeptes fest­
stellbar ist und daß wir daher bei den Volksschulen 
durch den Rückgang der Schülerzahlen und Klassen­
zahlen immer mehr leerstehende Räume auch in 
neuen Schulhausbauten bekommen, während an vie­
len Hauptschulen eine beängstigende Schulraumnot 
herrscht. Ich möchte hier an die Kindergartenfrage 
anschließen und aufzeigen, daß in so manchen Ge­
meinden geeignete Räume für Kindergärten und 
Vorschulklassen zur Verfügung stehen, nämlich da­
durch, daß Volksschulklassen in den Volksschulen 
dieser Orte leerstehen. 

Ich möchte abschließend ein paar Worte zur 
Ilauptschulleihrerausbildung sagen. 

Es ist bekannt, daß der Prozentsatz geprüfter 
Hauptschullehrer von Schule zu Schule, aber auch 
von Bezirk zu Bezirk verschieden ist. Durch den 
Fortbildungswillen der Lehrer in der Steiermark 
ist es möglich, daß sich sowohl in den Ferien, be­
sonders aber auch während der Schulzeit durch ein 
Entgegenkommen der Schulbehörden immer mehr 
Volksschullehrer, die an den Hauptschulen unter­
richten, melden, um von der Einrichtung der 14-Ta-
ges-Kurse Gebrauch zu machen, obwohl durch diese 
Möglichkeit für die Lehrer, aber auch für die Schü­
ler, die in dieser Zeit Supplierunterricht haben, emp­
findliche Belastungen auftreten. Diese Einrichtung ist 
begrüßenswert, aber es ist so, daß hier verschiedene 
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Organisationsmängel die reibungslose Durchführung 
und einen optimalen Ertrag schmälern. Es wäre 
daher wünschenswert, wenn von Seiten des Veran­
stalters, das ist das Pädagogische Institut, eine bes­
sere Koordinierung dieser Kurse möglich wäre, so 
daß nicht durch kurzfristige Kursabsagen und Än­
derung der Tagungsorte, besonders aber auch durch 
den Ausfall von Vortragenden das Ausbildungsziel 
illusorisch gemacht wird. 

Es taucht ferner die Frage auf, warum man in dier 
Steiermark nicht — wie in anderen Bundesländern 
— ebenfalls eine 6semestmge Lehrerausbdldong for­
ciert, so daß nach Absolvierung dieser sechs Se­
mester an einer pädagogischen Akademie ausge­
bildete Hauptschullehrer vorhanden wären. Wir ha­
ben in der Steiermark nur eine 4siemiestiiige, Ausbil­
dung und in dieser Ausbildung ist eben nur die Be­
fähigung zum Volksschullehrer möglich. 

Ich möchte zusammenfassend sagen, daß die Stei­
ermark den eingeschlagenen Weg nach einer fort­
schrittlichen Schule verstärkt weiter verfolgen muß. 
Es muß alles unternommen werden, daß die Repe-
tentenzahlen gesenkt werden und daß durch den 
Ausbau von Sonderschulen und Sonderschulklassen, 
aber auch durch eine verstärkte Ausbildung von 
Sonderschullehrern, die Schüler, die eine Sonder­
schule besuchen müssen, maximal gefördert werden 
können. 

Ich möchte daher den verantwortlichen Referenten 
in der Landesregierung, Herrn Landesrat Prof. Jung-
wirth, ersuchen, daß er das angekündigte steirische 
Schulkonzept ehemöglichst dem Hohen Landtag vor­
legt, damit neben den pädagogischen Erfordernissen 
auch wirtschaftliche Überlegungen, die sehr oft mit 
Standortfragen zusammenhängen, zum Tragen kom­
men und Fehlleistungen, wie sie besonders auf dem 
Schulbausektor vorhanden waren, die eine beacht­
liche Zahl von steirischen Gemeinden belasten, ver­
mieden werden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich der Herr 
Abgeordnete Schrammel zu Wort gemeldet. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Schrammel: Die Bildung und Ausbildung ist 
ein wesentlicher Faktor des wirtschaftlichen Fort­
schrittes und macht uns Menschen auch in sozialer 
Hinsicht weitestgehend unabhängig. Der Wunsch 
nach einem besseren Leben wird sicher von jedem 
wahrgenommen und es kann jeder in erster Linie 
durch eine gute Ausbildung diesen Wunsch auch 
realisieren. Das Schlagwort „Chancengleichheit" 
wird oft gebraucht und hin und wieder sogar miß­
braucht. Wir sind der Auffassung, daß bei der He­
bung des Bildungsangebotes gerade der ländliche 
Raum mehr berücksichtigt werden müßte, und zwar 
bei der Schaffung von Schulen für die Zukunft. Wir 
haben Schulbaukonzepte vom Bund und vom Land 
schon angeboten bekommen. Durch die Strukturver­
besserungsmaßnahmen der Steiermärkischen Landes­
regierung ist auch weitestgehend der Entsiedlungs-
sog der ländlichen Bereiche zum Stillstand gebracht 
worden. Es müßte daher auch mit der Bestrebung 
der Landesregierung, die wirtschaftliche Struktur im 
ländlichen Raum zu verbessern, alles darangesetzt 
werden, um in diesen Betrieben — und direkt aus 

diesem Räume — Fachkräfte und Fachingenieure 
auszubilden. 

Die Hebung des Bildungsangebotes im ländlichen 
Raum ist daher keine Phrase, es ist auch keine For­
derung, die zu Unrecht erhoben wird. Wir möchten 
in diesem Zusammenhang ganz besonders auf eines 
hinweisen: Wir haben überall, nahezu auf der gan­
zen Welt, ein fast zu großes Angebot von Absol­
venten allgemeinbildender höherer Schulen. Die 
heutige Zeit braucht gerade in Anbetracht der wirt­
schaftlichen Entwicklung bei den gewerblich-tech­
nischen Berufen Fachkräfte und Ingenieure, die aus 
den berufsbildenden höheren Schulen herauswach­
sen sollen. Ich möchte daher für den ländlichen Raum 
— und hier meine ich, wäre gerade der richtige An­
spruch angemeldet — diesen Schultyp als den ge­
eignetsten fordern und gleichzeitig ersuchen, daß 
bei der Erstellung der künftigen Schulbaukonzepte 
dieser Wunsch berücksichtigt wird. 

Die zweizügigen Hauptschulen in leicht erreich­
baren Zentralorten des Landesbereiches sind weiter 
zu fördern, denn die Verkehrsverhältnisse sind nicht 
immer zufriedenstellend, um die Kinder in die 
Städte zu bringen. 

Das Berufsschulnetz ist weitestgehend ausgebaut. 
Dazu wäre eines festzuhalten, daß gerade im länd­
lichen Raum für berufsbildende mittlere Schulen, 
Fachschulen für Sozial- und Dienstleistungsberufe, 
ein gebührender Platz sich anbietet. Mit der Absol­
vierung der Berufsschule bzw. mit der Berufsschul­
ausbildung sollte nicht in jedem Falle die Endstation 
für die Ausbildung erreicht sein. Begabte Lehrlinge 
sollen die Möglichkeit haben, sich in der Gewerbe­
akademie bis zur Reifeprüfung noch zu vervoll­
kommnen. 

Wir haben mustergültig ausgebaute landwirt­
schaftliche Fachschulen. Diese Schulen wären auch 
für die Umschulung von Nebenerwerbslandwirten, 
von Landarbeitern und anderen Interessierten im 
ländlichen Bereich zu verwenden, damit sozusagen 
diese Schulen für Weiterbildungsmöglichkeiten noch 
besser ausgenutzt werden. 

Ich möchte mir erlauben, noch einige Punkte her­
auszugreifen, die für uns im ländlichen Raum, gerade 
von der schulischen Hinsicht her, von Bedeutung 
wäre. 

1. Es ist Sorge zu tragen, daß gute und vor allem 
genug Internatsplätze zur Verfügung stehen, um es 
allen Kindern zu ermöglichen, Schulen zu besuchen 
und Bildungseinrichtungen auszunützen. 

2. Bei der Bemessung der Beihilfen sollte man 
nicht nur nach dem Einkommen und nach der Kindex-
zahl vorgehen, sondern auch nach der Entfernung 
des Wohnortes von der Schule. 

3. Wir fordern auch den Bau von Tagesschulhei-
men in allen zentralen Schulorten, natürlich mit ent-
sprechtendiar Beaufsichtigung. 

4. Wir fordern auch den weiteren Ausbau des 
Schülerverkehrsnetzes, das bei weitem noch nicht so 
ausgebaut ist, wie wir es alle brauchten. 

Abschließend kann gesagt werden: Wir wissen, 
daß die großen Bildungseinrichtungen sich nur in 
den Zentren, näm'Mch in den Großstädten, befinden 
können. Wir möchten aber ersuchen, daß gerade bei 
der Schaffung von berufsbildenden Schulen, ob das 
mittlere oder höhere Schulen sind, der ländliche 
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Raum mehr Berücksichtigung findet. Keinesfalls wol­
len wir für den ländlichen Raum eine eigene Bil­
dungspolitik, aber doch die Chance zur bestmög­
lichen Ausbildung entsprechend der Begabung eines 
jeden jungen Menschen auch im ländlichen Raum. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile dem Abg. Premsbarger 
das Wort . 

Abg. Premsberger: Wer te Damen und Herren! 
Zum Abschnitt 231. Ich werde ein wenig kürzer zu 
diesem ganzen Problem sprechen. Hier darf ich 
vielleicht folgendes faststellen: 

Dadurch, daß wir dem EWG-Raum angehören, ist 
es notwendig, in der Industrie und dem Gewerbe 
gezielte Maßnahmen zu setzen, um in diesem Kon­
kurrenzkampf zu bestehen, der uns zum Teil noch 
bevorsteht , aber dien wir zur Zeit schon ernstlich 
bemerken. Diese EWG bringt ums nicht nur Vorteile, 
sondern aiuch Nachteile. Die Komzentrierung der In­
dustrie war notwendig, um diesen Problemen des 
EWG-Raumes gerecht zu wanden und diese Kon-
zentrierung der Industrie fordert natürlich von der 
mit t leren Industrie und vom Gewerbe ebenfalls 
mehr Konkurrenzfähigkeit. Dadurch ist es erfor­
derlich, daß unsere Facharbeiter dementsprechend 
ausgebildet werden. 

Wir haben schon in verschiedenen Zeitungen und 
Vor t rägen gehört , daß man befürchtet, daß bei den 
Lehrlingen und bei gewissen Berufssparten eine 
rückläufige Tendenz zu e rwar ten ist, weil dar Trend 
zu höheren Schulen bei der Jugend natürlich vor­
handen ist. Das dürfte uns keine Sorgen bereiten, 
denn mit Recht kann darauf hingewiesen werden, 
daß das Management natürlich entsprechenden Nach­
wuchs braucht. Es s teht auch nirgends geschrieben, 
daß e in Maturant , der heute keinen Platz hinter 
e inem Schreibtisch findet, ohne weiteres durch die 
höhere berufsausbildemde Schule i n der Lage ist, 
durch Kurse e inen Beruf zu ergreifen. 

Es wird notwendig sein, daß wir genügende Vor­
sorge treffen. 

Es wird sehr häufig die Vermenschlichung des Ar­
beitsplatzes diskutiert . Damit ist auch gegeben, daß 
wir doch aus den verschiedensten Berufssparten 
den Nachwuchs bekommen werden, wenn auch mit 
gewissen Schwierigkeiten. 

Wir haben in der Steiermark und in Österreich 
überhaupt d a s „duale Ausbildumgstsytstem"', das 
heißt, daß im Betrieb d ie praktische Arbeit gelernt 
und in den Berufsschulen das theoretische Wissen 
den Lehrlingen übermittelt ward. Hier müssen wir 
darauf hinweisen, daß in Zukunft gerade auf das 
Gebiet der theoretischem Ausbildung noch mehr 
We r t gelegt werden sollte. Auch die Entwicklung 
für die Zukunft zeigt uns, daß vielleicht doch die 
berufliche Ausbildung mehr auf die Schule verla­
gert werden muß, weil in gewissen Berufssparten 
Nachwucbsschwderigkaitein lauftretan, obwohl in die­
sen Berufen die Bezahlung gut ist. Scheinbar liegt 
dies auf e inem anderen Gebiet! 

Wir müssen hier feststellen, daß man die Dis­
kriminierung gewisser Lernberufe beseitigen könn­
te, wenn mit Recht von der Jugend gefordert wird, 

man solle mehr Berufssparten zusammenziehen. 
Es gibt heute in gewissen Berufszwaigen 3 Vi bis 4 
J ahre Lehrzeit und es ist für die Jugend oft nicht 
ganz verständlich, daß man nach dem Besuch der 
Bulme in 30 oder 32 Sparten dem Beruf nachgehen 
kann. Wir haben trotz unserer Wohlstandsgesell­
schaft in Österreich noch immer das Glück, mehr 
junge Menschen zu finden, die e inen Beruf er lernen 
wollen, a l s an verschiedenen anderen Ländern 
Europas. 

Die Steiermark hat überhaupt die größte Zuwachs­
rate. Wenn man e inen Rückgang bei den Lehrlingen 
im Gewerbe, feststellen kann (Abg. Ing. Stoisser: 
„Noch ist ke in Rückgang!"), so zeigt d ie Statistik 
für Österreich, daß das Gewerbe noch immer die 
größte Anzahl an Lehrlingen hat. Die „duale Aus­
bildungsweise" bringt e s mit sich, daß die Werk­
st ät tan in den Berufsschulen — und für diese wer­
den in der Steiermark beträchtliche Mittel ausgege­
ben — dementsprechend modern eingerichtet sind, 
so daß in d iesen Schulen e ine gewisse Spezial­
ausbildung in verschiedenen Richtungen möglich ist. 

In den e inzelnen Betrieben der Industrie bemüht 
man sich, in den Lehrwerkstät ten gute und erst­
klassige Fachkräfte zur Verfügung zu stellen, um 
unseren Lehrlingen zusätzlich zur Berufsschule 
theoretischen Unterricht zu erteilen. Wir wissen 
auch, daß diese Lehrwerkstät ten in der Industrie und 
auch in größeren Betrieben das Gewerbes gerade 
nicht als rentabel angesehen werden, weil die Aus­
bildung große Kosten verursacht. 

Ich glaube aber, wir müssen im Zukunft mehr dar­
auf achten, daß die Lehrlinge gezielt eingesetzt 
v/erden und zwar im Interesse ihrer Ausbildung. Be­
dauerlicherweise kommt es haute noch immer vor, 
daß die Lehrlinge zu Arbeiten herangezogen wer­
den, die nicht zur Ausbildung gehören. Ich bin auch 
der Meinung, daß dies dazu beiträgt, daß sich in 
manchen Sparten leider nicht so v iele Lehrlinge 
melden, wie äs wünschenswert wäre. 

Ich möchte die Gelegenheit .wahrnahmen und hier 
besonders den Beruf sschullehrerm und auch den Aus­
bildern in allen Wirtschaftszweigen für ihren Ein­
satz Dank sagen. 

Wir können mit besonderer Aufmerksamkeit 
herausstreichen, daß die Berufsschullehrer für die 
Jugend mehr individuelles Verständnis aufbringen 
müssen, weil in diesem Alter die Behandlung und 
der menschliche Kontakt ein anderer sain muß als 
in den PfMchtschulen. 

Die Steiermark ha t über 30.000 Lehrlinge. Wir 
s ind in der glücklichen Lage, hier in unseren 
Sparten keine Nachwuchssorgan zu haben. Wir wer­
den das notwendig brauchen, denn ich glaube, ge­
rade die Steiermark — und das wurde heu te beson­
ders herausgestrichen — ha t noch ziemlich viel Auf-
holbedarf. Wenn die fusionierten Betriebe, die 
Grundstoffindustrie Alpine und VÖEST auch die 
Finalindustrie ausbauen, so hoffen wir, daß hier 
auch gezielt investiert wird; bei der Finalindustrie 
in Sparten, die zukunftsträchtig sind. Es bedeutet 
aber andererseits, daß wir in den verschiedenen 
Ballungsräumen gut ausgebildete Fachkräfte brau­
chen. 

6* 
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Notwendig äst es, daß diese Wiirtschaftshallungs-
räume auch ein wenig daran denken, Lehrlings-
heinie au errichten, weil wir aus den Randgebieten 
noch ein Reservoir an jungen Menschen haben, die 
gerne einen Beruf erlernen wunden. Es ist der Ju­
gend nicht zuzumuten, sich durch lange Anreisen per 
Bahn oder andere öffentliche Verkehrsmittel die 
zusätzlichen Strapazen des Pendlers aufzuerlegen. 
(Abg. Ing. Stoisser: „Zahlen müssen sie die Fahrt 
auch noch!") 

Im Ballungsraum Graz und auch in den anderen 
Wirtschaftsballungsräuman wäre es wichtig, daß zu­
sätzliche moderne Lehrlingshaime errichtet werden. 
(Ing. Stoisser: „Haben wir solche?") 

Ja, es bestehen solche, aber leider zu wenig. (Abg. 
Ing. Stoisser: „Die Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft wird schon was machen!") Wir werden in 
Zukunft — wenn wir die Jugend bezüglich ihres 
künftigen Berufes ansprechen wollen — natürlich 
auch Vonsorge auf diesem Gebiete treffen. 

Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen, 
daß auch das BFI mit großen Ausgaben dafür sorgt, 
daß in den Berufszweigen Nachwuctasumschulungen 
stattfinden und es besonders begrüßenswert ist, daß 
es heute auch möglich ist (und zwar für ungelern­
te erwachsene Menschen), eine Berufsprüfung abzu­
legen, so daß er als Bacharbeiter der Wirtschaft zur 
Verfügung stehen kann. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich der Herr 
Abgeordnete Stoisser zu Wort gemeldet. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Ing. Stoisser: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich freue mich, daß ich 
mit dem Kollegen Premsberger fast überall einer 
Meinung bin, wie ich überhaupt feststellen mußte, 
daß heute sehr viel Übereinstimmung herrscht. 
(Landeshauptmannstellvextreter Sebastian: „Aber 
den Schlüssel haben Sie nicht abmontiert!" —Landes­
rat Reltzmann: „Der Tischler ist nicht zuständig für 
das Schloß!") In allem nicht. Nein, das habe ich 
nicht getan, aber er beherrscht sein Fach so gut, 
es ist ihm ausgezeichnet gelungen. 

Kollege Premsberger hat mit leiser Songe darauf 
hingewiesen, daß in der Wirtschaft bereits da und 
dort Schwierigkeiten aufgetreten sind. Das hat der 
Generalredner von heute vormittag noch nicht be­
merkt und hat noch von Hochkonjunktur gespro­
chen. Das wollte ich hier nur zu Beginn noch sagen. 
Ich glaube, die Übereinstimmung äst vielleicht auch 
darauf zurückzuführem, daß wir die Faust im Nacken 
spüren durch Probleme, die von außen auf uns zu­
kommen, durch die Mangelerscfoeinuingen auf dem 
Energie- und Robstoffsektor. 

Nun noch einiges zum Kollegen Premsberger: 

Es ist zur Zeit, mach meiner Statistik, in der Stei­
ermark im Gewerbe (von 1962 bis 1972) noch kein 
Rückgang zu bemerken. Es scheint allerdings nur 
eine bescheidene Steigerung in der Sektion Ge­
werbe von 3,9 Prozent auf, während die Steigerung 
insgesamt in den erwähnten 10 Jahren 1.7,1 Prozent 

ausgemacht hat. Hier ist im wesentlichen der Frem­
denverkehr beteiligt, der dn diesen 10 Jahren von 
938 auf 2283 Lehrlinge sich steigern konnte. 

Nun zum Unteraubschnitt 231: 

Es hat am 22. November eine Sitzung des gewerb­
lichen Berufsschulbedratas stattgefunden, bei welcher 
ein Antrag an die Steiermärkische Landesregierung 
beschlössen wurde, der eine Änderung des Berufs­
schulplanes beinhaltet und zwar sollen in Mittern-
dorf die Spediteure und Industriekaiufiaute einge­
schult werden, in Gleinistäitten die Kleidermacher 
und die Lehrlinge des Textilhandels, in Knittelfeld 
die metallverarbeitenden Berufe der Industrie und 
neu nun in Stainach-Irdniing die Lehrlinge der Nah­
rungsmittelgewerbe, also Bäcker, Zuckerbäcker und 
Fleischer. Das ist ein vorläufiger SchlußpunM in der 
Entwicklung des steirischen Berufsschulwesens seit 
dem zweiten Weltkrieg. 

Das Bundesland Steiermark hat schon lange er­
kannt, daß die Verfachlichung des Berafsscbulunter-
richtes das beste ist und hat dafür auch zielstrebig 
Maßnahmen zur Verwirklichung gesetzt. Es ist 
heute an österreichischen Fachkreisen bekannt, daß 
hier die Steiermark eine führende Rolle einnimmt. 
Die Steiermark ist aber auch führend bei der praxis­
orientierten Gestaltung des Werkstättenunterrichtes, 
wie dies auch schon Kollege Premsberger festge­
stellt hat. Es kommen immer wieder Schulfachleute 
aus anderen Bundesländern und aus dem Ausland 
zu uns und wir können ohne Übertreibung feststel­
len, daß das österreichische Berufsschulwesen, ins­
besondere das in der Steiermark, den anderen 
Ländern weit voraus ist, vor allem der Deutschen 
Bundesrepublik, wo viele von uns noch hinausfah­
ren, um etwas zu lernen. Die können — meiner 
Meinung nach — von uns etwas lernen, denn Öster­
reich ist das einzige Land, wo alle Lehrlinge hundert 
prozentig für den Berufeschuluntermcht erfaßt wur­
den. Das Land Steiermark hat dafür im Unterab­
schnitt 231 im heurigen Jahr 118,9 Millionen Schil­
ling präliminiert, davon werden 52 Millionen Schil­
ling, das ist die Hälfte der Lehrergehälter, vom 
Bund refundiert. Im außerordentlichen Haushalt 
wurden heuer 122,5 Millionen Schilling eingesetzt. 
Insgesamt haben wir seit 1963 960 Millionen Schil­
ling für das Berufsschulwesen ausgegeben. 

Als im Jahre 1964 die Grundlagen für den heu­
tigen Borufsschulplan, den wir jetzt ändern mußten, 
festgelegt wurden, hat es 26.000 Lehrlinge gegeben. 
Damals meinten wir, daß wir mit einem Rückgang 
von 10 Prozent rechnen müßten. Es hat sich aber 
hier das Gegenteil herausgestellt und wir hatten mit 
Ende 1972 genau 30.047 Lehrlinge, inzwischen sind 
es 30.547 (oder so ähnlich) geworden. 

Beachtenswert ist, daß die Steiermark die höchste 
Lehrlingszahl in Österreich hat. Ich glaube, daß dies 
nicht zuletzt auf den guten Ruf der steirischen Be­
rufsschulen zurückzuführen ist. 

Nach Abschluß dieses Bauprogramms müssen wir 
dann die älteren Beruf«schulen, das sind gewisser­
maßen Pionierschulen, neu adaptieren. Ich denke 
dabei an Eibiswald, Mureck und einige andere Schu­
len, in welchen auch die Internate den heutigen mo­
dernen Verhältnissen angepaßt werden sollten. 
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Das Berufsschulwesen in der Steiermark ist im 
dualen Ausbildungssystem nun ein vollwertiger 
Partner geworden und gewinnt in allen Fragen des 
beruflichen Bildungswesens zusehends an Gewicht. 
Die Lehrbetriebe haben dies auch erkannt, wie be­
deutend ein gut organisierter Berufsschulunterricht 
ist und sie nehmen daher auch gerne nicht unerheb­
liche finanzielle Leistungen auf sich, die für einen 
Lehrling zu erbringen sind. Es betragen zum Beispiel 
die LohnnebenkoiSten für einen Lehrling derzeit 108 
Prozent und zwar ist das auf höhere Anteile bei 
der Sozialversicherung, durch die Fortzahlung der 
Lehrlingsentschädigung während des Schulunterrich­
tes, durch Internatskosten u. a. m. zurückzuführen. 

Nun möchte ich hier einen Kostenvergleich brin­
gen zwischen der schulischen Ausbildung und der 
heutigen dualen Ausbildung. Nach einer Aussen­
dung des Bundesministeriums für Unterricht sind die 
Kosten im Jahre 1972/73 für einen Schüler der mitt­
leren technischen Lehranstalt mit 31.446 Schilling 
festgelegt worden bzw. errechnet worden. Für einen 
Berufsschüler in der Steiermark gibt der Bund jedoch 
nur 1500 Schilling aus dem Anteil an den Leh-
rergeihältern aus. Das Land Steiermark selbst gibt 
noch 5000 Schilling dazu, so daß ein Jugendlicher, 
der im beruflicher Ausbildung steht, 6500 Schilling 
die öffentliche Hand kostet. Die Betriebe, die Lehr­
linge ausbilden, ersparen also dem Staat im Jahr 
25.000 Schilling pro Kopf und Nase. Das wären 
in der Steiermark mal 30.500 = rund 760 Millio­
nen Schilling in einem Jahr und auf ganz Österreich 
aufgeteilt, bei rund 145.000 Lehrlingen, 3,6 Milliar­
den Schilling. Von einer Verschulung der Ausbil­
dung kann daher vorläufig nicht die Rede sein. Ich 
würde auch vor einer rein schulischen Ausbildung 
warnen, im Gegenteil, ich möchte sogar die Forde­
rung hier aufstellen, daß man auch für allgemein­
bildende höhere Schulen und auch für Hochschüler 
und Absolventen von Universitäten Praktika vor­
schlägt und vorschreibt, denn nur im Zusamnienspiel 
zwischen Praxis und Schule kann meiner Meinung 
nach eine ordentliche Berufsbildung zustande kom­
men. Wenn nun aber heute mit Recht Forderungen 
nach einer weiteren Verbesserung der Berufsaus­
bildung gestellt werden — die Zeit bleibt ja nicht 
stehen und überall haben wir Entwicklungen •—, so 
muß man sich auch darüber im klaren sein, daß diese 
Verbesserungen nicht nur zu Lasten der Lehrherren 
gehen können. 

Dabei muß man auch die unterschiedliche Behand­
lung der Schüler mittlerer und höherer Schulen 
einerseits sowie der Lehrlinge -andererseits fest­
stellen. Die Lehrlinge bekommen ihre Fahrt zur Aus­
bildungsstätte nicht bezahlt und es ist in diesem 
Haus bereits ein Antrag von ÖVP-Abgeordneten 
eingebracht worden, daß man auch den Lehrlingen 
die Fahrt zur Aushildungsstätte bezahlt. Ich habe 
hier eine Ablichtung eines Briefes des Bundesmini­
steriums für Finanzen, das dies ablehnt mit der Be­
gründung, daß Fahrten zu den Lehrstellen mit jenen 
Verpflichtungen im Zusammenhang stehen, die dem 
Lehrling in Ansehung des eingegangenen Dienstver­
hältnisses erwachsen. Ich glaube aber, meine Damen 
und Herren und vor allem wende ich mich hier an 
die Kollegen des Gewerkschaftsbundes, das zu unter­

stützen. Ein Lehrverhältnis ist etwas mehr als ein 
Dienstverhältnis. In einem Lehrverhältoiis wird der 
Lehrherr zur Pflicht angehalten, etwas zu lehren 
und der Lehrling, etwas zu lernen, genauso wie ein 
Schüler. Für den Kindergarten fordern Sie den 
Mulltarif, überall fordern wir den Nulltarif. Der 
Jugendliche desselben Jahrganges, der daneben eine 
Schule besucht, bekommt die Bahrt bezahlt und der 
andere aber nicht. Ich glaube, hier ist etwas nicht 
ganz gerecht. (Abg. Gerhard Heidinger: „Da hat ex 
recht!") Bei den Überlegungen zur Verbesserung der 
Lehrlingsausbildung spielt auch die Frage der zwi­
schen- und überbetrieblichen Ausbildung eine sehr 
große Rolle. Auch hier haben wir einen Antrag ein­
gebracht, dem erfreulicherweise Kollegen der so­
zialistischen und freiheitlichen Fraktion beigetreten 
sind. Dieser Antrag enthielt siinngeimäß, daß diese 
überbetrieblichen Lehrgänge, die sehr viel kosten, 
vom Land unterstützt werden und noch einmal die 
Forderung der Freifahrt für Lehrlinge zum Arbeits­
platz. 

Die überbetrieblichen Ausbildungsgänge sind sehr 
kostspielig und sie müssen gut geplant und zweck­
mäßig angewendet werden. In einigen Berufen ist 
eine überbetriebliche Grundausbildung sicherlich 
notwendig. In anderen wird man mit Spezialaus­
bildungen zwischendurch auskomimen, während man 
in anderen Berufen wiederum keine überbetrieb­
liche Ausbildung brauchen wird. 

Ich möchte noch feststellen, daß die Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft für Steiermark diese Pro­
bleme sehr genau untersucht. Sie ist auf Grund 
einer sehr fortschrittlich denkenden Kammerführung 
auf diesem Gebiet innerhalb Österreichs weit voran, 
wie sie auch seinerzeit durch das Engagement für 
den Bau von Lehrlingsheimen und Berufs schulinter-
naten neben der Handelskammer Niederösterreich 
am meisten in Österreich geleistet hat. Wer Ein­
blick gewinnt, mit wieviel Initiative, aber auch mit 
wieviel Verantwortungsbewußtsein die Kammer 
heute und ebenso die Beamten in der Landesregie­
rung die Betreuung des Lehrlingswesens durchfüh­
ren und um eine Weiterentwicklung des gesamten 
Berufsausbildungssystems bemüht sind, wird dies 
wirklich auch würdigen. 

Ich möchte auch noch auf den Abschnitt Lehrlings­
förderung zu sprechen kommen. Hier haben wir 
im Unterabschnitt 292 für 1974 6,85 Millionen Schil­
ling drinnen. Hier werden die Lehrlinge individuell 
gefördert. Wenn irgendwo die Eltern sozial benach­
teiligt sind, werden aus diesen Mitteln vom Land 
Beihilfen gewährt. Seit 1968 macht das für Lehrlinge 
ca. 19,5 Millionen Schilling aus. Es werden auch 
Gelder ausgegeben für Fach- und Hilfsarbeiter, für 
Umschulungen und auch für Ausbildung im Ausland, 
die in Österreich nicht möglich ist. Hier haben wir 
seit 1968 rund 26 Millionen Schilling in der Steier­
mark ausgegeben. 

Ich möchte auch hier noch einigen Kritiken an der 
dualen Ausbildung begegnen. Es beißt immer wieder, 
in kielinen Betrieben lernen die Lehrlinge nichts. Ich 
glaube, in der uns nun heranstehenden Mangelwirt­
schaft müssen wir froh sein, wenn wir wieder kleine 
Betriebe haben, die die Versorgung des weiten Lan­
des draußen bewerkstelligen können. Ein Großmarkt 
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wird zur Zeit von Energiekrisen schwerlich kleine 
Orte versorgen können. Man (muß auch diesen 
kleinen Betrieben die Lehrlinge belassen. Meiner 
Meinung nach wenden gerade in kleinen Betrieben 
die Lehrlinge bestens ausgebildet, wenn sie 
auch das eine oder andere Mal eine isagenannte be­
rufsfremde Arbeit machen müssen. Aber ganz so 
schlimm, glaube ich, ist es damit nicht. 

Zum Schluß möchte ich auch sagen, daß der Bund 
seinen Teil zur Berufsbildung beitragen sollte. Er 
hat für die Steiermark einen Plan für 'berufsbil­
dende höhere Schulen ausgearbeitet. Leider hat er 
für die Finanzierung noch nicht vorgesorgt. Meine 
Forderung daher an den Buna.': diesem Plan auch 
die entsprechenden FinanzierungsmögMchkeiten zu 
geben. Dann noch zum Schluß den Dank am das Land 
Steiermark, daß wir hier so ein gutes Berufsschul­
wesen haben, an den zuständigen Referenten, an 
die zuständigen Beamten, an die Kammer für Ge­
werbe und Handel und auch ;an die Lehrlinge. Sie 
mögen weiter dazu beitragen, daß steirische Be­
rufsbildung einen so guten Ruf hat. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Ich erteile dem Herrn 
Abgeordneten Seid! das Wart. 

Abg. Seidl: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Mir geht es wie .dem Kollegen Stoisseir, daß 
ich die Ausführungen eines meiner Vorredner und 
zwar des Kollegen Lanrich, bestätigen kann, auch 
fast vollinhaltlich. Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen 
einige Dinge zusätzlich berichte. Und zwar sind 
es Dinge, die zum Abschnitt 21 allgemeine Pfflichit-
schulen gehören. Ich darf hier noch hervorheben, 
daß für die Förderung der Aus- und Fortbildung 
van Sonder-, Volks- und Hauptschjullehrern die 
Dotierung von 300.000 Schilling itai vorigen Jahr 
heuer auf eine Summe von 490.000 Schilling gestie­
gen ist. Soweit das Land imstande ist, sehen wir, 
daß das Land gewillt ist, auf diesem Sektor etwas 
für idie Pflichtschullehreir zu tun. Ich wünschte nur, 
daß diese Lehrerfreundlichkeit auch beim Bund so 
zu spüren wäre. Auf die Notwendigkeit dieser 
Förderung darf ich später ganz kurz eingehen. 

Ich möchte nun etwas zu den Pflichtschulbauten 
sagen. Bekanntlich sind die Träger der Pflicht­
schulbauten die Gemeinden. Wir .wissien, daß diese 
Bauten nicht diesen Aufschwung igeibracht hätten, 
wenn nicht das Land eine entsprechende Stützung 
gegeben hätte. So sehen die Baukostenzuschüsse 
das Landes für das Jahr 1974 einen Betnag von 
zusammen 79 Millionen Schilling vor. Das ist von 
1973 iauf 1974 allein eine Steigerung von fast 
100 Prozent, Wenn man dazu vergleicht, und zwar 
nach dem nicht sehr beliebten und oft kritisierten 
Finanzausgleich, daß der Bund im Jahr 1974 nur 
19 Millionen an Zweckzuschüssen gewährt, so ist 
das eine Steigerung von 1973 auf 1974 von nur 
4,7 Prozent. Trotzdem können mit diesen Gesiamt-
mitteln gewaltige Leistungen auf dem Schiuilbaiu-
sektor verwirklicht werden. Es wurden heute schon 
erwähnt Leibnitz, Lebring, Seckau, Passail. Aber 
eine noch jahrelange Belastung wind uns der Bau 
von Tiurnsälen, Gymnastikräumen, Lehischwimim-
becken bringen, doch die sind (heute notwendig. 
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Wir wünschen nur, daß diese zusätzlichen Zweck­
räume nicht nur in den größten Zentralarten ge­
schaffen werden, sondern auch, soweit es geht, weit 
gestreut auf dem Land. Auf dem Schulbausektoir 
jedenfalls könnte sich idie löbliche Bundesregierung 
etwas abpausen. So wäre, wenn ich den Sprung 
auf idie Bundesschiulbauten nehmen darf, die Fort­
setzung von Bauvorhaben im Jahne 1974 notwen­
dig. Ich darf hier erwähnen .die Gymnasien (in 
Judenburg, Köflach, Murau, Graz-Lichtenfelsgasse 
und dile Bundesgewerbeschuile Gnaz-Göstäng. Wir 
wunden 88,5 Millionen Schilling brauchen, alber der 
Bund ihlat für das nächste Jahr nur 52 Millionen 
Schilling dafür vorgesehen. Es gilbt .noch weitere 
geplante Neubauten, die zum Teil baureif sind 
und genehmigt wurden. Ich darf auch diese auf­
zählen. 'Es sind das Mädchengymnasiuim Graz-Gre-
nadiergiasse, ein zweites Gymnasium in Leobien, 
und die BundesBchulzentren in Feldbach, Iiezem 
und Hiartbteirg. Fülr diese Bauten gibt es nur eine 
billige ErinmeruiiigispoSt von je 1000 Schilling. Wenn 
man diese Dinge viergleicht, so hat man das Gefühl, 
daß auf manchen Gebieten bei der SPD der Schwer­
punkt beim Reden liegt, ibal /uns, soweit eis das 
Land Steiermark betrifft, beim Handeln. (Beifall bei 
der ÖVP. — Abg. Prof. Hartwig: „20 Jahre haben 
wir gewartet!") Das Modell Steiermark unserer 
ÖVP ist vom Nur-iReden weit entfiemt. Es ist 
uns um die Verwirklichiung dieses Programms im 
Interesse aller Bevölkerungsschichten und aller Re­
gionen iSiebr ernst und wiir haben den Weg der 
Realisierung schon längst beschritten. 

Auf dem Gebiete der Schule, Bildung und Erzie­
hung gibt as sehr konkrete Vorstellungen. Das 
Verhältnis Eltern—Lehrer—Schüler muß effektiver 
wenden, unsere Blildungsziele müssen überzeugend 
dargelegt werden, die Bildungisinhalbe bedürfen ei­
ner fortwährenden Korrektur, nationale Bdldungs-
miethaden müssen erarbeitet wenden rund Verbrei­
tung finden. Erforderlich ist auch eine großzügige 
Stützung und intensive Förderung aller entwickel-
baren Fähigkeiten in unserer Bevölkerung durch 
fundierte Bildungs- und Berufsberatung. 

Rain organisatorische Maßnahmen, wie zum Bei­
spiel der Abbau der Volksschuloberstufen und 
Versetzung in die Hauptschulklaslsen des zweiten 
Klassenzuges, sind nur dann sinnvoll, wenn diese 
mit .einer inneren Schulreif omm konform gehen. 

In (diesem Zusammenhang darf ich auf die Zahlen 
zurückkommen, die Kollege Damiich erwähnt hat, 
das sind idie Repetentenzahlen, die bei Volks­
schülern 1971/72 auf 7,5 Prozent, bei Hauptschületrm 
im zweiten Klassenzug auf 7,9 Prozent, bei Haupt-
schülern dm teTsten Klassenzug auf 4,2 Prozenit und 
dann noch die Sonderschüierzahl von 3853 im Jahre 
1971/72 auf über 4000 im Jahne 1972/73 gestiegen 
.sind. Gerade diese hohe Zahl an Repetenten — es 
wurde schon gesagt, daß es die höchste Repetenten­
zahl Österreichs ist — und zusätzlich die hohe Zahl 
der Sonderschüler zwingen uns zu einem raschen 
Um- und Aufbau der Sonderschulklassen. Wir .brau­
chen also eine intensivere Schülerbenatang, wei­
tere Färdeiungsmiaßnahinen in den zweiten Klas-
senzügen delr Hauptschiuien und Weiterforaierung 
der Lehrerfortbildung in bezug auf die unteren 
Klassen der Grundschule. 
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Einer besonderen Förderung bedürfen behinderte, 
sprachgestörte, lese- und rechtschreibschwacbe Kin­
der. Dliies erfordert laber auch einle Erleichterung 
der Ausbildung von Sprach-Heillehrem bezüglich 
Bildumgisurlaub, FahrtkoistenVergütung und Ermög-
lichung der Erfüllung von Hospitationsverpflichtan-
gen. Wir benötigen mehr Sonderschullehrer, mehr 
Föriderlehrer, denn nur dann kann die Zahl der 
Sodderschüler und Repetenten gesenkt werden. 

Wir bezeichnen uns als eine leistungsorientierte 
Bilduoigsgasellschaft, und diese Glesellschiaft muß 
jedem 'die Bildung ermöglichen, deren der einzelne 
fähig iist. So muß laluch dar schwächler befähigte 
Schüler ihm angepaßte Bildungschanoen erhalten. 
Der Ausbau des Sonldeinschlulwiesens 'berechtigt auch 
— glaube ich — zur Forderung nach eiiniem eigenen 
Fachinspektor für das Sonidenschulwesen in der 
Steiermark. 

Vieles kann mit Zirkel nnid Bleistifft geplant 
und organisiert werden, nicht aber eine gehalt­
volle und auf die geistige lund 'körperliche Entwick­
lung Bedacht nehmende Schul- und Bildungsreform. 
Viele unserer Talente werden schon in den Kinder­
gärten geweckt und finden in den Pflichtschulen, 
höheren Schulen biis in die Universität hinauf 
ihre Entfaltung. Wenn wir der Bildung und damit 
der Zukunft unseres Volkes Vorrang geben wollen, 
darf :unls keine Buldgetpost zu hoch sein. Die ÖVP 
hat — weit zurückblickend — mit dem Schulgesetz 
1962 diesem Schwerpunkt grundlegend Rechnung 
getragen. Unsere Aufgabe wird es sein, sich fort­
während mit allen Problemen der Bildung intensivst 
zu befassen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Wimmlerdas Wort. 

Abg. Wlmmler: Hoher Landtag, meine Damen 
und Herren! Die freiheitlichen Abgeordnetem in die­
sem Hausle haben feeine Gelegenheit vorbeigehen 
lassen, darauf hinzuweisen, daß es sich immer mehr 
als unzweckmäßig erweist, wenn Planung und Bau 
von Pflichtschulen zum Wirkungsbereich (der Ge­
meinden gehören. Natürlich weiß ich, daß dies ge­
setzlich so geregelt ist, doch seihe ich keimen plau­
siblen Grund, diesen Zustand beizubehalten, einen 
Zustand, der sicherlich früher 'entsprochen hat, der 
sich aber im Laufe der Zeit alis reformbedürftig 
herausgesteLlt hat. Mein Kollege Dr. Götz hat in 
der Generaldebatte schon auf diesen Umstand hin­
gewiesen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die Gemein­
den auf dem Gebiet des Schulwesens die Dinge 
fast ausschließlich von ihrem Standpunkte aus se­
hen und natürlich auch sehen müssen, die 'in Wirk­
lichkeit abier von einer höheren Warte aus, eben 
von 'der Warte des Landes aus, betrachtet werden 
müßten. Es gibt ja auch kaum eine Gemeinde, 'die 
von sich laus in der Lage wäre, einen Schulbau zu 
finanzieren, ohne die Hilfe des Landes in Anspruch 
zu nehmen. Wenn ohnehin schon das Land die 
Hauptlast zu tragen hat, warum sollte dann nicht 
auch durch .mehr oder weniger Gesamtplamlung 
oder durch mehr oder weniger einheitliche Baiuten 
verhindert werden, daß Kinder in entlegenen Ge­
bieten nur das Notwendigste besitzen, 'die im finan­

ziell besser gestellten Gemeinden aber beste Aus-
bildunigsmöglichfeeiten genießen können? Es müßte 
wirklich einleuchten, daß eben Planung und Bau 
von Pflichtschulen, in der Hand des Landes ge­
legen, die von vielen gewünschte Chancengleich­
heit herbeiführen und Fehlentwicklungen vermei­
den würde. Diese Tatsache, meine Damen und 
Herren, hat uns veranlaßt, in einem Resolutions-
antriag, der leider die Zustimmung keiner der 
beiden anderen Fraktionen gefunden bat, die Lan­
desregierung aufzufordern, im Zuslammehhang mit 
der Novellierung des isteirischien KindergaTtemge-
setzes Berechnungen über jene Kosten anzustellen, 
die dem Lande durch Übernahme der Schulbaiulaist 
auf dem Pflichtschulsekitor erwachsen wunden. Der 
Vergleich dieser Kosten mit den bisher vom Land 
über den Schulbaufonds und über die Bedarfszu­
weisungen übernommenen, würde sicher eine Be­
stätigung unserer Überlegungen ergeben. 

Weil wir uns eben zur größtmögllichien Chancen­
gleichheit bekennen, müssen wir in diesem Zu­
sammenhang auch — und wenn es auch Bundes­
sache ist — die Gratisschiulbuchaktion ein wenig 
unter die Lupe nehmen. Meine Damen und Herren: 
Damit kein Irrtum entsteht muß ich sagen, daß 
wir uns selbstverständlich zum Gratislschulbuch be­
kennen, daß wir aber glauben, daß idie derzeitigle 
Lösung alles eher gibt als einen Anreiz zur Spar­
samkeit. Nach Mitteilung des Umteraichtsminiisteiri-
ums betrugen die Kosten /dieser Abtion im Schul­
jahr 1972/73 568 Millionen Schilling, im Schuljahr 
1973/74 771 Millionen Schilling und in der Folge 
wahrscheinlich rund 800 Millionen Schilling. In drei 
Jähren also werden die Kosten rund 2 Milliarden 
Schilling betragen. 

Ohne also das Gratisschulbuch als solches in 
Frage zu stellen, könnten unserer Meinung nach 
ohne weiteres zwei Drittel dieser Summe einge­
spart und zum Beispiel für den Bau von überall 
dringend notwendigem Scbulraum verwendet wer­
den. Das hieße sicher, die Chancengleichheit zu 
verbessern und nicht die Schulkinder zur Ver­
schwendung, sondern zur Sparsiamkait erziehen. 

Meine Dam'en und Herren! Zu dieser Budget­
gruppe gehören auch die gewerblichen Berufs­
schülern und damit das Lehrlingswesen. Als selb-
iStändiger Handwerksmeister bin ich 'mit diesen 
Problemen auch direkt konfrontiert 'und glaube, 
daß sowohl im Interesse des Handwerks .als auch 
im Interesse der Jugend hier Änderungen Platz 
greifen müßten, auch wenn das Berufsschulwe­
sen in der Steiermark gut organisiert ist. Wir 
wissen, daß ungefähr 80 Prozent aller Betriebe in 
Österreich 1 bis 5 Beschäftigte aufweisen und 
ich glaube, daß es auch unbestritten ist, daß — 
wie überall — auch in 'Österreich diese Klein- und 
Mittelbetriebe zu den besten Stützen des Staates 
gehören. Nicht nur, weil sie die meisten Steuern 
bezahlen, nicht nur, weil sie den höchsten Stroim-
tarif haben. Vornehmlich in kleineren Orten stellt 
das Gewerbe auch eine starke Stütze des Ver-
'ainslebens und damit des 'kulturellen Lebens dar. 
Kaum ein Fest, kaum eine sportliche Veranstaltung 
kann abgehalten werden, ohne daß die Ge­
schäftsleute ihren Obolus dazu leisten würden. 
Das Gewerbe gerät immer mehr in den Druck 
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der steigenden. Regien. Der Ruf nach Mitbeteiligung 
verstummt nie, während der Ruf nach Mitverant­
wortung, d. h. Mitübernähme von Risiko kaum 
erhoben wird, teilweise sogar verhindert wird. Es 
gäbe noch viel aufzuzählen, das beweisen könnte, 
daß der Kostemidruck immer größer wind. Immer 
miehir, meine Damen 'und Herren, (ist daher das Ge­
werbe gezwungen, der unmittelbar produktiven 
Seilte größeres Augenmerk zuzuwenden, so daß es 
im Gewerbe immer schwieriger wird, die Grund­
ausbildung für diie Lehrlinge im Rahmen dieser 
Betriebe sicherzustellen. Kollege Premsberger hat 
diese Tatslache ebenfalls (hervorgehoben und fest­
gestellt, daß eben die Produktivseite immer mehr 
Gewlicht bekommt. Ich glaube daher, daß Idex 
Schwerpunkt am Beginn deir Lehrzeit, d. h. vielleicht 
im ersten Lehrjahr, bei den Berufsschulen liegen 
müßte. Hier könnte auch eine Zusammenfassung 
dar Lehrlinge in Berufsgruppen erfolgen mit der 
Möglichkeit, sich erst 'am Ende (dieser Berufsschul-
zeit für den einen oder anderen Berufszweig end­
gültig zu entscheiden. In diese Grundausbildung 
könnte auch in äußerst zweckmäßiger Weise, wie 
das zum Baispiel im Bundestag des Ringes Frei-
heitüicher Jugend, der vor kurzem in Liezen ab­
gehalten worden ist, gefordert worden ist, das 
polytechnische Jahr eingebaut werden. 

An (diese Bsrufsschulausbildunig könnte sich dann 
die eigentliche Berufslehre anschließen. Damit wäre 
dem technischen Fortschritt und den geänderten 
Verhältnissen jene Gewähr gegeben, daß die Lehr­
linge aus den Handwerksbetrieben von Industrie 
und anderen Institutionen 'eben wegen ihrer um­
fassenden Ausbildung wieder besonders gefragt, 
aber auch alles für eine selbständige Tätigkeit 
mitbringen würden. 

In den lohngestaltemden Vorschriften müßte 
allerdings auch der Grundsatz der Nivellierung 
durch den Grundsatz der Differenzierung nach Lei­
stung ersetzt werden, um einen besonderen Anreiz 
zur Berufslehre im allgemeinen zu geben. Wenn 
dann außerdem noch durch den Ausbau des Be-
rufsbanatungssystems, wie das heute auch schon 
Kollege Nigl angeschnitten hat, für Eltern und 
Lehrlinge bessere Entscheüdungshilfan zur Berufs­
wahl und Weiterbildunigismöglichkeiten nach er­
folgter Lehrzeit, ähnlich wie mit der Gewerbe-
akademiie, geschaffen wenden, dann wäre nicht nur 
den Lehrlingen und Eltenti gedient, sondern dann 
hätte auch das Gewerbe und mit ihm idiie gesamte 
Gesellschaft den Vorteil, besser ausgebildete Fach­
leute zu besitzen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Eber-
dorf er das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Hinsichtlich der Frage 
einer Hotelfiachschule in Liezen, im Bezirk Liezen, 
ist die Diskussion ja nicht neu, sondern wird 
diese schon seit längerer Zeit gefordert. Ich freue 
mich isehr, daß auch der Abgeordnete Laurich hier 
initiativ geworden äst. Es wind eine Frage der 
Kosten sein, wieweit Bund, Land und die Handels­
kammer, die ja Gleichemberg tragen und finan­
zieren, auch •in der Lage sein wenden, eine neue 
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Schule zu errichten. Jedenfalls für 'unseren Bereich 
wunden wir das bestimmt sehr begrüßen. 

Meinte Damen und Herren! Im nächsten Jahr 
wind eine der ältesten Kulturinistitutionen des 
Landes Steiermark die 900-Jahr-Feier begehen. Es 
ist das das Benediktdrierstift in Admont. Zu dieser 
900-Jabr-F.eier hat sich das Stift Admont vorge­
nommen, die höhere Schule mau zu bauen und 
damit auch wieder eine Leistung ziu setzen, die 
für die Zukunft hinausreichenld ist. Ich möchte nicht 
in die Vergangenheit gehen, um hier Beweise an­
zuführen, welche kulturellen Leistunigen im Laufe 
dieser Jahhundexte vom Stift Admont ausgegangen 
sind. Sie wissen, es ist die weltberühmte Kloster­
bibliothek. Eis ist vielleicht weniger bekannt, daß eis 
auch runid 30 Pfarreien mit den dazugehörigen Kir­
chen sind, 'die vom Stift Admont erhallten wenden 
müssen. Das heutige Gymnasium gieht auf eine 
Lateinschule zurück, 'die bereits im 12. Jahrhundert 
bestanden hat. Im heurigen Schuljahr sind 192 Mäd­
chen und Burschen in Ausbildung. Es wenden im 
nächsten Jahr 240 sein und mach dem beabsichtig­
ten Vollausbau 500 bis 600 Schülerinnen und Schü­
ler aller Konfessionen. Der Bestand dieser Schule 
ist auch insofern von Bedeutung, weil damit das 
Paltental, das mittlere und untere Ennstal mitein­
bezogen werden können und damit eine Entlastung 
für 'die höhere Schule ;in Stainach, die heute schon 
an idüie 1000 Schüler aufweist und weitaus überfüllt 
ist, gegeben sein wind. Wir freuen uns sehr, daß 
es dem Land Steiermark in Verhandlungen mit 
dem Bund gelungen ist, daß zu diesem Neubau 
ein Betrag von 5 Millionen Schillimg vom Land 
Steiermark und 9 Millionen Schilling vom Bunld 
geleistet wird. Ich möchte hier aber die Bitte aus­
sprechen, in Berücksichtigung, daß der Gesamtbau 
50 Millionen Schilling kosten wind, daß es mög­
lich sein würde, auch noch weitere Leistungen in 
den nächsten Jahren zu erbringen. Meine sehr ge­
ehrten Dam'en und Henren, was ich zum Beispiel 
'äiner freiwilligem Leistung, wofür das Land Stei­
ermark kleine Verpachtung hat, noch sagen möchte, 
ist das, daß der Bund für das höhere Schulwesen 
zuständig ist, daß aber laufend das Land und auch 
die Gemeinden zu Vorleistungen herangezogen 
werden. Ob das eine Beftstellumg von Baugrund-
flachen ist, ob das Vorfinanzierungen oder sonstige 
Beiträge aind. Der Abgeordnete Seidl hat 'einzelne 
Beispiele über die Versäumnisse Ides Bundes am 
Sektor deir höheren Schulen erwähnt. Ich möchte 
nur noch einmal unterstreichen, Liezen, der Neu­
blau der Handelsakademie und der Handelsschule 
wunde laut „Neuer Zeit" vom 19. 10. 1971 von den 
damaligen Ministem Grata und Master für die 
nächsten zwei Jahre zugesagt. Bis heute ist der 
Ausbau nicht erfolgt. Dasselbe ist heim 2. Bun-
desnäalgymnasinm 'in Leoben, wo dem Eltetrmver-
ein bei seiner Vorspräche außer der Empfehlung, 
sich der Untensitützunig des Herrn Landes'haupt-
mlannistiellvertretens Sebastian au versichern, keine 
nähere Aussage gemacht wurde. 'Die Außenstände 
im iSachaufwamd ider höheiren 'Schulen der Steier­
mark betragen rund 3 bis 5 Millionen Schilling. 
Sie können sich vorstellen, meine Damen und 
Herren, daß idie Situation der Direktoren, die im 



39. Sitzung das Steierm. Landtages, VII. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1973 1445 

wahrs ten Sinne des Wortes tmit ider Kreide oft 
in de r Kreide stehen, nicht ge rade .angenehm ist. 

Nun, meine Damen und Herren, diese Situation 
der sehr unzureichenden Dotierung des höheren 
Schulwesens muß in Vergleich gebracht werden 
e twa mit e inem Projekt, das h eu t e auch schon 
einmal erwähnt wurde, nämlich, dem Gigantismus 
der UNO-CITY mit Gesamtkosten an die 20 Mil­
liarden Schilling. 

Ich möchte die SteieranärMsche Landesregierung 
und den Landtag auffordern, e inmütig an die Bun­
desregierung die Forderung zu stellen, an Stelle 
leerer Versprechungen auch lauf dem Gebiete des 
höheren Schulwesens Taten zu setzen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dritter Präsident: Als nächster Redner hat sich 
der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. DDr. Götz zu Wor te 
gemeldet. Ich erteile ihm hiemdt das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, meine 
sehr gieehrtenDamen und Herren! Mein Klubkollege, 
Abgeordneter WimrnJer, hat in seiner Wortmeldung 
erneut die Forderung erhoben, die Schulbaulast bei 
Pflichtschulen sei tens des Landes zu übernehmen. 
Wenn, meine Damen und Herren, die allseits un­
bestri t tene Chancengleichheit — das heißt: die 
Chancengleichheit ist nicht unbestritten, sondern 
der Wunsch, sie zu schaffen, ist unbestritten — mehr 
sein soll als nur e in Schlagwort, dann kann man 
die Gemeinden nicht in doppelter Hinsicht über­
fordern. Einerseits nämlich in finanzieller Hinsicht, 
was die Schulbauten betrifft, anderersei ts in der Zu­
mutung, die sie nicht erfüllen können, von sich aus 
regionale Konzeptionen auf dem Schulbausektor 
durchzuführen. 

Ich möchte auch unterstreichen, warum diese 
Pflichtschulfrage mit der Novelle des steirischen 
Kindergartengesetzes im Zusammenhang steht. In 
dem Augenblick, wo man sich dazu 'bekennt, daß 
die vorschulische Erziehung im Kindergarten eine 
Voraussetzung für gleiche Chancen bei Beginn der 
Volksschulzeit ist, bi lden Kindergarten und Schule, 
bildungspoliitisch gesehen, ein Ganzes. 

Ich darf hier aus dem schon mehrfach zitierten 
freiheitlichen Manifest das Problem oder die Aus­
sage zur Bildung wörtlich zitieren. Es heißt hier: 
„Ein fortschrittliches Bildungswesen darf nicht auf 
Grund irgendwelcher Vorurteile Lebenschancen zu­
teilen und den gesellschaftlichen Standort vorweg­
nehmen, sondern muß durch Begabungsfindung und 
Begabungsförderung Aufstiegsmöglichkeiten für alle 
Begabungen schaffen. Die Mindestvorauslsetzungen 
für das Recht auf Bildung müssen vom Staat ge­
schaffen werden, der dor t Hilfestellung zu leisten 
hat, wo den Eltern die erforderlichen Vorausset­
zungen fehlen." 

Dann heißt es konkret im Hinblick auf den Kin­
dergarten weiter: „Das Recht des Kindes auf einen 
Kindergartenplatz äst unbestri t ten; der Pflege des 
sprachlichen Ausdrucks ist zur geistigen Entfaltung 
des Kindes in der vorschulischen Bildung besondere 
Sorgfalt zuzuwenden." 

Das ist genau jenes Problem des Sprachschatzes, 
das in nicht zentralen Siedlungsräumen eine sehr 

wesentliche, ja vielleicht eine Hajuptentscheidung 
im Gesamtproblem „Chancengleichheit" bringt. 
Wenn man also „Ja" zur Chancengleichheit sagt, 
dann, meine Damen und Herren, g laube ich, muß 
man Kindergarten, PfMchtschulwesen und weitere 
Bildungsmöglichkeiten in einem sehen, dann kann 
man aber auch nicht übersehen, daß eis auf dem 
Gebiet fehlender Pflichtschulbauten, fehlender 
Schulklassen, fehlender Lehrer, zu hoher Kiassen-
schüleizahlen, noch ein sehr weites, ungelöstes 
Betätigungsfeld gibt, das von den Gemeinden — und 
hier im beisonderen natürlich von den kleineren Ge­
meinden — aus eigener Kraft nicht gelöst werden 
kann. Verfolgt man daher eine solche Entwicklung 
e in Jahrzehnt weiter, so wird das nicht zum Abbau, 
sondern zur Verstärkung des Bildungsgefälles „Land 
— Stadt" führen, das heißt au e iner Verschlechte­
rung der Ausgangsposition bzw. der Startposition 
der in Frage kommenden Kinder. 

•Sie dürfen überzeugt sein, daß ich, hä t te ich hier 
als Bürgermeister der Stadt Graz zu sprechen, natür­
lich an einem linearen Förderungssystem größtes In­
teresse bekunden müßte und auch bekunden muß 
und daß ich nur unter dem Gesichtspunkt, daß es 
Ausgleichsmöglichkeiten gibt, davon Abstand neh­
men kann. Nur, meine Dainen und Herren, möchte 
ich e ines nicht unerwähnt lassen — und ich mache 
mit allem Ernst darauf aufmerksam und glauben 
Sie mir, daß es mir nicht leicht fällt —, nämlich, 
en tweder wird die Frage der Kindergartenenhaltung 
eine Frage der finanziellen Möglichkeit oder der 
Zielsetzung von Chancengleichheit. Wenn man sich 
zum Letzteren bekennt, dann kann ich mich als Ab­
geordneter des SteiiermärMschen Landtages nicht 
damit abfinden, daß man jene Bereiche, in denen 
die Schulsituation triste und die Kindergarten-
situation nicht existent ist, weil e s keine Kinder­
gärten gibt, mehr oder minder .abbucht, d ie Kinder 
der Eltern aus diesen Bereichen daher mit Willen 
und Wissen und unter Verantwortung der Gesetz­
gebungskörperschaft des Landes einfach abqualifi­
ziert. Das, meine Damen und Herren, kann nicht 
der Sinn sein dann, wenn man nicht nu r das finan­
zielle Problem, sondern den Weg nach Chancen­
gleichheit echt zu gehen versucht. 

Ich glaube daher, daß eine Notwendigkeit besteht, 
einen Weg zu finden zur Abgeltung dieser erbrach­
ten Vorleistungen. Unter diesen Vorleistungen 
kann ich natürlich auch jene der Stadt Graz anfüh­
ren, wo 48 Prozent der Kinder über einen Kinder-
gartenplatz verfügen und ich meine jetzt nicht nur 
Gemeindekindergartenplätze, sondern auch jene 
Kindergartenplätze, die privaterseits von Religions­
gemeinschaften zur Verfügung gestellt werden. Es 
muß daneben auch ein 'besonderes Interesse des 
Landes geben, den Pflichtschulnachholbedarf im 
Bauwesen und den Kindergartennachholbedarf in 
jenen Bereichen abzudecken, wo beute einfach ein 
grober Fehlbestand gegeben ist und zwar zum 
Schaden der dort Wohnenden. 

Meine Damen und Herren, noch e twas : Immer 
wieder, wenn es um die Frage von Bauten und Bau­
kosten ging, immer wieder, wenn da und dort Be­
denken angeklungen sind, ob e s wirklich notwendig 
war, daß e ine Schule komfortabler ausgestattet 
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wurde — um mich vorsichtig auszudrücken — Meß 
es, idaß man doch .nicht kleinlich isein solle, die Dif­
ferenzen seien geringfügigsit und spielten keine 
Rolle. Ganz so ist das natürlich nicht, meine Damen 
und Herren. Denn in Wirklichkeit — und das ist 
leicht an Hand der Zubauten bei Grazer Pflicht­
schulen nachzuweisen — bewegt sich die Kosten­
differenz nicht bei 10 oder 20 Prozent, sondern 
bei 300 Prozent. 

Die vorfebrdzierte Fertigteilklasse ist heute sicher 
eine sehr 'einfache Form, ist aber durchaus, nach 
Auskünften der dort tätigen Lehrpersonen, ebenso 
wie der Schüler, sauber, zweckentsprechend, groß 
genug, lüftungstechaisch, heizungsmäßig und isolier-
mäßiig lin Ordnung. Diese Fertigteilklasse ist heute 
unter 500.000 Schilling herzustellen. Jene Damen 
und Herren, die als Bürgermeister lin letzter Zeit 
Fixbauten aufgeführt haben, werden wissen, daß 
nicht auf diese Art und Weise, sondern in konser­
vativer Bauweise hergestellte Klassenräume in 
einem Schulgebäude nicht mehr unter 1,5 Millionen 
Schilling herzustellen sind. Es sind also 300 Prozent, 
die hier zur Diskussion stehen. 

Es geht mir nicht darum, Geld ersparen zu wollen, 
sondern zu demonstrieren, daß die 3fache Menge 
an Klassenräumen bei Anwendung eänes sparsa­
men und billigen Systems herzustellen wäre. Und 
das gleiche gilt natürlich auch dort, wo die ver­
schiedensten KonubinationsmögMchkieiten bestehen, 
wo diese eher noch zu einer Preissenkung beitragen 
konnten, wenn die Stückanzahl, das heißt, die Pro­
duktionshöhe, entsprechend groß ist. Das Gesagte 
.müßte dann auch dort gelten, wo neue Kindergarten-
bauten in Angriff genommen wenden. 

Wenn man dazu noch dem Gedanken des Mehr-
zweckles besser Rechnung trägt, als daß bisher erfolgt 
ist und wenn man das — das Wenn umd Aber ist 
immöif problematisch [<— nach .Inkrafttreten des 
Schulgesetzes 1962 bereits angewendet hätte, dann 
würde die Frage von Wechselunterricht und von 
mangelndem Schulraum heute eine Frage sein, die 
der Vergangenheit angehört. Daß dem nicht so ist, 
soll eine Warnung für die Zukunft sein, FehleT, 
die in der Vergangenheit gemacht wurden, nicht in 
der Zukunft zu wiederholen. Es sind nämlich Fehler, 
die nicht den Gebietskörperschaften zur Last fallen, 
sondern den Kindern und den Eltern der Kinder. 
Fehler, die zur Last fallen einer Zielsetzung, die 
glaube ich unbestritten ist, für alle Kinder in allen 
Bereichen der Steiermark Chancengleichheit durch 
jene Maßnahmen herzustellen, die der Landtag auf 
diesem Gebiet zu beschießen hat. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Landesrat Peltz-
mann das Wort. 

Landesrat Peltzmann: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es haben einige meiner Vorredner be­
reits das Kapitel Berufsschulen in der Gruppe 2 ge­
streift und behandelt. Ich darf als der zuständige 
Referent einige Zahlen und einen Überblick, einen 
Rückblick und eine kurze Vorausschau auf die Ent­
wicklung im Berufsschulwesen geben. Es wurde 
schon gesagt, daß der steirische Landtag 1964 die 
Grundlagen der Planung, das Berufsschulorganisa-

tionsgesetz, beschlossen hat und als Grundlage die 
Zahlen 1964, die Planungsvorschläge, die Planungs­
vorschau im Berufsschulwesen ihren Niederschlag 
gefunden haben. Was wollten wir mit den lehr­
gangsmäßigen Berufsschulen? Wir wollten eine Ver-
fachlichung der Ausbildung der Lehrlinge im ge­
samten gewerblichen Bereich herbeiführen. Damals 
hatten wir rund 25.000 Lehrlinge. Fachleute haben 
uns damals den Rat gegeben, von diesen Zahlen 
10 Prozent abzuziehen und das als die Grundlage 
für die Erstellung der lehrgangsmäßigen Schulen 
zu nehmen. Die Entwicklung hat uns Gott sei Dank 
Unrecht gegeben und ich kann heute feststellen, daß 
in der gesamten Republik Österreich wir in der 
Steiermark die stärksten Lehrlingszuwachsraten auf­
zuweisen haben. 

Ich darf, Herr Kollege Premsberger, Sie doch in 
einigen Dingen leicht berichtigen. Das Handwerk hat 
keinen Abfall, es hat nur die geringste Zuwachsrate 
mit 3,9 Prozent. (Abg. Premsberger: „In Österreich!") 
Ich kann nur von der Steiermark reden. Mir sind 
die Zahlen von ganz Österreich momentan nicht voll 
geläufig. Eine Umschichtung besteht darin, daß es 
sogenannte auslaufende Berufe, wie wir aus der 
Sicht der Lehrlingsausbildung sagen, gibt und den 
sogenannten zukunftsorientierten Beruf — er wird 
auch mit dem Schlagwort „Modeberuf" bezeichnet. 
Schuhmacher, Sattler und Wagner sind auslaufende 
Berufe, während Mechaniker und alles, was mit dem 
Auto zu tun hat — Autoelektriker, Autolackierer, 
Autospengler —, enorme Zuwachsraten aufzuweisen 
haben. 

Es ist sehr interessant, daß das Handwerk mit 
15.791 Lehrlingen im Lehrjahr 1972 (dort haben wir 
die echten Stoßziffern), die weitaus stärkste Gruppe, 
also 50 Prozent der Lehrlinge in der Steiermark, 
ausgebildet hat. Wir wissen, daß das Handwerk 
in erster Linie der Zulieferant von Facharbeitern 
für die Industrie ist, da die gesamte steirische In­
dustrie 1972 4682 Lehrlinge hatte. Das ist eine Zu­
wachsrate von 28,7 Prozent gegenüber dem Jahr 
1962. 

Wir hatten auch eine sehr starke Entwicklung 
beim Handel und die stärkste beim Fremdenverkehr. 
Wir hatten 1962 938 Lehrlinge in diesen Sparten 
und 1972 2283, also einen Zuwachs von 143,4 Pro­
zent. Aus dieser Entwicklung können wir heute mit 
Stolz feststellen, daß trotz dieser günstigen Entwick­
lung unsere Vorausschau gehalten hat. Ich habe 
hier die alte Berufsschulplanung durchgeblättert und 
konnte feststellen, daß wir uns — außer beim Han­
del — praktisch auf unsere Zahlen, obwohl zur Zeit 
die Schule überbelegt ist, stützen konnten, während 
wir beim Handel nur zwei Landesberufsschulen vor­
gesehen hatten. Wenn ich die heutigen Zahlen her­
anziehe, so müssen wir praktisch drei bis vier Schu­
len installieren. Diese Entwicklung hat natürlich im 
Endbereich zu einer gewissen Umplanung führen 
müssen. Ich sagte Ihnen, daß beim Handel die Zu­
wachsrate über 19 Prozent betrug, wie ich weiß, über 
20 Prozent bereits im Jahr 1973, so daß wir heute 
in den bestehenden lehrgangsmäßigen Landesberufs­
schulen für den Handel, und zwar in Feldbach, Rad-
kersburg und in Hartberg, einen derartigen Über­
hang haben, daß es uns nicht möglich sein wird, die 
neue Landesberufsschule Voitsberg schon im Schul-
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jähr 1973/74 ihrer Bestimmung zuzuführen. Wir müs­
sen diese Schulie heranziehen, um den Überhang aus 
den anderen Schulen abzubauen, weil er für den Be­
trieb, abe r aiuch vom schulischen Sektor her nicht 
mehr t ragbar ist. Wir können, ich will keine Pro­
gnose sagen, vielleicht im Schuljahr 1974/75 den 
verfachlichten Unterricht für das Lebensmittelge­
werbe in Voitsberg erst vollziehen. Es könnte so­
gar der Fall sein, daß sich das erst im J ahr 1975 
realisieren läßt, um diesen Überhang zu erfassen 
und mit diesem Überhang zu Rande zu kommen. 

Es wurde bereits ausgesagt, daß die Umorgani-
sierung sich dahin auswirkt, daß wir statt der Klei­
dermacherschule eine Handelsschule in Mitterdorf 
im Mürztal installieren. Es bleibt bei der Industrie­
schule in Knittelfeld, aber es wird in Gleinstätten 
zu einem neuen Schultyp kommen, und hier haben 
wir Ihrer Anregung bereits Rechnung getragen, das 
beißt durch das Zueinanderführen verschiedener 
Ausbildungszweige. Wir wollen eine Art Schulver­
such in Gleinistätten machen, daß heißt Handel und 
Gewerbe einer Sparte zusammenführen und dort 
einem gemeinsamen Auisbildungiswieg in iden gemein­
samen Fachfächern 'durchführen und erst, wenn es 
dort in d ieSpezialfächer geht, e inen getrennten Un­
terricht vollziehen. Ich glaube, daß der Weg richtig 
sein wird, da j a auch der Handelslehrling eine ge­
wisse Fachkenntnis des Materials, das er in der Ser­
viceleistung seinen Kunden anzubieten hat, in einer 
Handwerksschule besser erlernt, als das sonst mög­
lich wäre. In der Handelsschule ist es umgekehrt. 
Sehr viele Schneiderlehrlinge steigen in ihrem wei­
teren Berufsleben zum Handelsangestellten um und 
sie bringen dadurch mehr Fachwissen mit, wenn die 
Zusammenführung dieser beiden Gruppen in einer 
Schule vollzogen wird. 

Es ist weiters noch erforderlich eine Lebensmittel­
schule. Die Steiermärkische Landesregierung hat 
nach Anhörung des Berufsschulbeirates beschlossen, 
diese Schule im Raum Stainach-Irdning zu installie­
ren, und zwar deswegen, weil in diesem Raum ein 
Ausbildungsschlachthof besteht, und wir uns da­
durch einen Demonstrativschlachthof in der eigenen 
Schule ersparen können. 

Wir hoffen, wenn diese Vorausschau abgeschlos­
sen ist, sämtliche steirischen Lehrlinge in lehrgangs­
mäßigen Schulen unterrichten zu können. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
hört man oft und liest auch von einer Umstruktu­
rierung, da jetzt ja die geburtsschwächeren Jahr­
gänge kommen sollen, und daß dann neue Schulen 
errichtet wenden, dlie eines Tages leeis tehen könn­
ten. Wenn die Lehrlingszahlen in der Steiermark 
um 20 Prozent absinken, dann sind wir mit unseren 
Schulen dort, wo wir eigentlich hin wollten. Wir 
haben heute Internate, in denen es noch Stockbetten 
gibt. Ich war immer ein Gegner der Unterbringung 
junger Menschen in solchen engen Räumen. Aber 
die Entwicklung hat uns dazu gezwungen, und wir 
müssen den Vorwurf eben entgegennehmen, daß 
sich das so vollzieht. Auf der anderen Seite haben 
wir — und hier besonders bei den Spediteuren — 
die gesamte Republik — außer Wien — in unsere 
steirischen Schulen eingeschult. Von dort trifft uns 
wieder der Vorwurf, daß es für den Betrieb nicht 
t ragbar sei, wenn Lehrlinge, zum Beispiel im zwei­

ten Schuljahr, zweimal zur Absolvierung ihrer Be­
rufsschulpflicht einberufen würden, was eben zur 
Zeit durch den Überhang erforderlich ist. 

Ich möchte noch ein paar Wor te zu einigen Din­
gen sagen, die von einigen meiner Herren Vorred­
ner angezogen wurden. 

Herr Premsberger, es freut mich, daß Sie sich 
hier offen zur dualen Ausbildung in der gewerb­
lichen Wirtschaft bekennen. Ich bekenne mich selbst­
verständlich auch dazu, aber ich stehe auf dem Stand­
punkt, daß die bisherige Ausbildung nicht der Weis­
heit letzter Schluß sein kann, sondern daß wir immer 
wieder den Mut haben müssen, uns den Gegeben­
heiten anzupassen, den Forderungen der Wirtschaft 
gerecht zu werden, und eben den Mut haben müssen, 
auch hier neue Wege zu e rkennen und zu beschreiten. 
Wir haben erstmalig im Landesvoranschlag Beträge 
für die außerbetriebliche und zwischenbetriebliche 
Ausbildung, das heißt — und das wurde auch schon 
gesagt —, daß durch die Normung der Produktion 
auch in den Handwerksbetr ieben es teilweise in 
diesen Betrieben zu einseitigen Ausbildungen 
kommt. Hier darf ich ein ganz kurzes Beispiel an­
führen: Eine Tischlerei, die nur Fenster verfertigt, 
wird ihrem Lehrling das Möbeltischlerhandwerk nie 
mehr beibringen können. Hier gibt es noch den Aus­
weg, daß man innerhalb ausgesuchter Lehrbetriebe 
einen Abtausch und ein gegenseitiges Ausbildungs­
volumen für unsere jungen Menschen schafft, damit 
es in der gewerblichen Wirtschaft nicht so weit 
kommt, daß wir letzten Endes nur mehr fachbezo­
gene, das heißt angelernte Facharbeiter besitzen. 
Wir wollen ja den Allrounder, den guten Nach­
wuchs, auch weiterhin der Wirtschaft zur Verfü­
gung stellen können. 

Ich darf hier noch einiges zu den Umschulungen 
sagen: Dieses Kapitel gehört zwar nicht hierher, 
es gehört zur Gruppe 7, würde aber eigentlich zur 
Gruppe 2 gehören, weil sich diese Gruppe mit den 
Ausbildungsfragen überhaupt in ihrer Gesamtheit 
zu 'befassen hat. 

Ich glaube, wir in der Steiermark — und das kön­
nen wir mit Stolz feststellen — haben in der Metall-
arbeiterumschulung einen neuen Weg beschritten. 
Wir wurden von allen Seiten, auch aus den eigenen 
Reihen, mit einer gewissen Vorsicht betrachtet, weil 
man der Meinung war, daß es nicht möglich sei, 
e inen Hilfsarbeiter iin 5 Monaten zum Facharbeiter 
umzuschulen. Heute können wir feststellen, daß die­
ses Experiment ein voller Erfolg war. Die Durch-
schnittsziffern, das heißt 50 Prozent des Pxüfungs-
ergebnisses mit „ausgezeichnet", geben unserem 
beschrittenen W e g recht. Wir sind jetzt dabei, das 
gleiche bei der Holzsparte durchzuführen. 

Auf der anderen Seite werden Sie festgestellt ha­
ben, daß im Voranschlag 1974 das Umschulungs­
zentrum bei Böhler, das ja kein Böhler-Umschu-
lungszentrum wird — das möchte ich hier ausdrück­
lich feststellen —, mit Hilfe des Stahlwerkes Böhler 
für den gesamten obersteirischen Bereich von Leo­
ben bis Mürzzuschlag trächtig werden soll. Sie wer­
den auch aus den außerordentlichen Posten ersehen 
haben, daß wir die Anregung des Berufsförderungs­
instituts, einen Umschulungsversuch für das Bau­
gewerbe in Hartberg zu versuchen, aufgenommen 
haben, was bereits seinen Niederschlag mit einer 
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Dotierung von 2 Millionen Schilling gefunden 
hat. Hier soll es kein Gegeneinander geben. Ich bin 
für eine gesunde Konkurrenz, wenn das Berufs­
förderungsinstitut ein bißchen in der produktiven 
Konkurrenz aneifert. Umgekehrt kann das für die 
gesamte Wirtschaft nur einen Erfolg darstellen. 

Auch die Lehrlingsbeihilfen wurden vorhin an­
gezogen. Wir können mit den zur Zeit zur Verfü­
gung s tehenden Mitteln 1974 rund 5000 Eltern wei­
terhelfen bei den finanziellen Belastungen, die ein 
Lehrverhältnis, das sich in einer gewissen Entfer­
nung vom Wohnor t der Eltern befindet, mit sich 
bringt. Hier muß ich leider Gottes auch eine negative 
Erscheinung vorbringen, und zwar haben wir uns 
an das Bundesministerium für Finanzen gewandt mit 
der Bitte, auch den Lehrlingen die Schulfahrtsbeihilfe 
bzw. die Schülerfreifahrtkarte zuzuerkennen. Vom 
Herrn Bundesminister für Finanzen haben wir dar­
aufhin eine Antwort bekommen, die mich echt ent­
täuscht. Diese lautet: „Ich habe Ihr Schreiben als zu­
ständiger Ressortminister zur Kenntnis genommen. 
Es darf bemerkt werden, daß der Gesetzgeber bei 
Schaffung der Bestimmungen über Schülerfneifahrt-
karten und Schulfahrtbeihilfen davon ausgegangen 
ist, daß Fahrten zu den Lehrstellen mit jenen Ver­
pflichtungen im Zusammenhäng stehen, die dem 
Lehrling im Ansehen des e ingegangenen Dienstver­
hältnisses erwachsen." Das ist ein großer Irrtum. 
Hier besteht nämlich kein Dienstverhältnis, sondern 
ein Ausbildungsverhältnis. Das hät te — glaube ich 
— der Herr Minister wissen müssen, sonst hätte er 
sich bei seinem Kollegen Staribacher erkundigen 
können. 

Aber nun heißt es in dem Schreiben weiter, daß 
solche Aufwendungen nicht aus Mitteln des Aus­
gleichsfonds für Familienbeihilfen abzugelten sind. 
Der letzte Satz ist der, der mich am meisten gestört 
hat, er lautet: „Ich sehe daher derzeit keine Veran­
lassung, mit diesem Problem die Bundesregierung 
zu befassen." 

Meine Damen und Herren, wenn Sie den Landes­
voranschlag ansehen — auch auf dem Gebiet der 
Lehrlingsförderung —, wenden Sie feststellen, daß 
das Land Millionen Schillinge freiwillig auf sich 
nimmt, um auch dieser Gruppe von jungen Men­
schen, die im Ausbildungsverhältnis für die Wirt­
schaft, für uns, stehen, zu helfen. Ich glaube, man 
müßte hier die Bundesregierung darauf hinweisen, 
daß es im Rahmen ihrer Pflicht läge, hier e twas zu 
tun, damit diesen jungen Menschen besser und kräf­
tiger geholfen werden kann. Wir können stolz sein, 
daß unser Weg, der beschritten wurde, sich als ziel­
führend erwiesen hat, und ich darf von dieser Stelle 
aus Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
danken, daß Sie immer das nötige Verständnis für 
das Berufsschulwesen, für die Belange der Lehrlinge 
in der Steiermark, aufgebracht haben, das schlägt 
in allen Landesvoranschlägen der letzten zehn Jahre 
durch. Ich darf mich aber auch bedanken bei all 
jenen, die hier mitarbeiten — bei den Berufsschul­
lehrern — und ich wedß — und ich habe schon immier 
gesagt: J ede Schule ist so gut wie der Lehrkörper, 
der dieser Schule vorsteht, daß es da und dort 
wahrscheinlich gewisse Reibungspunkte gibt, ein­
fach deshalb, weil nichts vollkommen ist. Auch das 
Korps der Berufsschullehrer wird wahrscheinlich sei­

ne einzelnen Minuspunkte in sich vereinigt haben, 
aber im großen und ganzen haben sich diese Lehrer 
immer bemüht, sich selbst weiterzubilden, damit sie 
die Möglichkeit haben, all ihre Erkenntnisse, die 
Wirtschaft betreffend, direkt an diese jungen Men­
schen weiterzugeben. 

Ich darf mich auch bei meinen Beamten recht herz­
lich bedanken und hier insbesondere bei zwei Ge­
folgsleuten, die vom ersten Tag an hier mitgewirkt 
haben. Es sind die Herren Hofräte DDr. Scheiber 
und Dr. Klauzer. Damals waren beide noch Ober­
regierungsräte, aber es ist ihnen der Sprung in die 
VIII. Dienstklasse gelungen. Ich vergönne es ihnen, 
weil sie wirklich dazu berufen waren, diese Dienst­
klasse einzunehmen. Sie haben sich vom ersten Tag 
an, als wir begonnen haben,' diese neue Idee zu ver­
wirklichen, hart dafür eingesetzt. Ich glaube, in Zu­
sammenarbeit aller ist das gelungen, daß wir heute 
feststellen können: Das Berufsschulwesen in der 
Steiermark gehört im großen und ganzen zu den 
bestorganisierten in Österreich. Herzlichen Dank. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Erster Präsident: Ich erteile dem Herrn Landesrat 
Prof. Jungwirth das Wort . ' 

Landesrat Prof. Kurt Jungwirth: Es ist sicherlich 
kein Zufall, daß gerade am Krampustag soviel über 
die Schule gesprochen wird. Gestatten Sie also noch 
ein paar Worte zu diesem Problem, und zwar zu­
erst zu den Kindergärten. Wir haben schon gehört 
(ich fasse zusammen), der Wettlauf der beiden Par­
teien, der Volkspartei und der Sozialistischen Partei, 
hat beide mit einem Altemativentwurf in den Aus­
schuß geführt, der sicherlich in Kürze dieses Pro­
blem behandeln wird. Die im ersten Jahr notwen­
digen Mittel in der Höhe von 45 Millionen Schilling 
werden im Budget veranker t sein. Sie wurden von 
mir beantragt, viele Monate vor der dringlichen 
Anfrage kürzlich im Landtag. Ich möchte dabei sa­
gen, daß den Damen und Herren Abgeordneten sta­
tistisches Material zur Verfügung stehen wird, das 
sehr schwierig zu erhalten war. Wir haben wirk­
lich redlich versucht, über die Gemeinden und pri­
vaten Träger zu Unterlagen zu kommen, die zu ver­
nünftigen und seriösen Berechnungen Möglichkeit 
geben. Wir haben allerdings zum Teil — ich will 
n iemanden beschuldigen — recht divergierende und 
abenteuerliche Antworten bekommen. So ist es auch 
gekommen, daß mehrere Papiere mit verschiedenen 
Personalangaben ausgearbeitet worden sind. Das 
jetzige Material, das als Unterlage für die Verhand­
lungen im Volksbildungs-Ausschuß gelten wird, ist, 
das glaube ich sagen zu können, so, daß es hal ten 
wird. 

Wir s tehen vor der Situation eines Nachziehver­
fahrens in zum Großteil finanzschwachen Gemein­
den. Ich möchte noch mit e inem Wort die Entwick­
lung oder die Genesis dieses Gefälles streifen, mit 
einem Argument, das bisher noch nicht in diesem 
Haus zu hören gewesen ist, nämlich mit folgendem. 
Es handelt sich bei den Gemeinden, die mehr oder 
weniger Kindergärten haben, nicht unbedingt um 
SPÖ- oder ÖVP-Gemeinden, sondern es handelt sich 
um Gemeinden mit verschiedenen soziologischen ' 
Entwicklungen. Der Kindergarten ist am Anfang 
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entstanden in Räumen mit städtischem Wohnen und 
Arbeiten, weil leider das städtische Wohnen dem 
Kind wenig Platz gibt und das städtische Arbeiten 
den Eltern wenig Zeit für das Kind und der Kinder­
garten nicht unbedingt als Bildungsstätte aufgefaßt 
wurde — heute kommt das ja ins Rollen, Gott sei 
Dank —, sondern eher als Platz, an dein man das 
Kind abgeben kann, weil man anderswo dafür weder 
Platz noch Zeit hat, Bäuerliches Wohnen und Arbei­
ten hat sicherlich viel weniger den Kindergarten 
verlangt. Erst jetzt, durch die neuen soziologischen 
Entwicklungen, ist auch im ländlichen Raum der 
Ruf nach dem Kindergarten ausgebrochen; erstens 
deswegen, weil eben auch der Nebenerwerbsbetrieb 
sehr oft in der Landwirtschaft auftaucht und daher 
auch industrielles Arbeiten im ländlichen Raum auf­
tritt und zweitens, weil sich der Kindergarten als 
Bildungsstätte, als Chance für das Kind, zu einem 
Ausgleich zu kommen, doch auch herumgesprochen 
hat. Es wird also sehr wohl darum gehen, daß man 
einen solchen Ausgleich, was die Gemeinden be­
trifft, erzielt zugunsten von benachteiligten finanz­
schwachen Gemeinden. Das muß das Land solange 
tun, als der Bund nicht durch neue Maßnahmen 
einspringt. Ich fasse hier wiederum unsere Wün­
sche zusammen — und ich nehme an, unsere gemein­
samen Wünsche —• an den Bund. 

1. Die Verbesserung der steuerlichen Lage der 
Wohnsitzgemeinden, 

2. die Hilfe für den Kindergarten durch den Bund, 
sofern man sich zu der Auffassung durchringt, 
daß der Kindergarten zum Bildungssystem ge­
hört und 

3. die Beseitigung der Mehrwertsteuer für die Kin­
dergärten. 

Im übrigen möchte ich auf ein gutes Gesetz hoffen 
und zugleich sagen, daß wir uns sehr wohl Gedanken 
über die Qualität des Kindergartens machen. Es ist 
daher im Budget 1974 zum ersten Mal eine Post 
verankert , die ein Versuchsprogramm für Kinder­
gärten vorsieht. Es sollen hier vorschulische oder 
kindergartenpädagogische Modelle ausprobiert wer­
den in rund 20 Gruppen, die die Möglichkeit ergeben 
sollen, neue moderne Methoden der Kindergarten­
pädagogik auch bei uns in der Steiermark zu ent­
wickeln. Ich möchte auch darauf hinweisen, daß die 
Fortbildung der Kindergärtnerinnen im Sinne dieser 
qualitativen Entwicklung auch sehr stark im Budget 
angehoben worden ist. Soweit zu den Kindergärten. 

Nun noch ein paar Wor te zu den Schulen. Ich 
nehme das bereits bekannte Ping-Pong-Spiel mit 
dem Herrn Abgeordneten Laurich auf, zu dem er 
mich ja eingeladen hat. (Landesrat Bammer: „Tisch­
tennisschule haben wir keine!") Ich möchte natürlich 
am Anfang darauf hinweisen, daß es ein Unter­
schied ist, von Spitälern zu sprechen und von den 
Pflichtschulen. Wir haben heute schon gehört, daß 
leider oder Gott sei Dank das Land nicht Erhalter 
oder Errichter von Pflichtschulen ist, so daß es als 
Nichtträger dieser Schulen sicherlich nicht die Chance 
hat, einen Plan in einer solchen Perfektion auszu­
arbeiten, wie das bei Einrichtungen der Fall sein 
kann, wo das Land alleiniger Träger ist, wie bei 
Spitälern. Nach einem Konzept wird aber gearbeitet 
und die Erfolge dieser Arbeit werden ja jedes Jahr 

im Tätigkeitsbericht des Amtes der Steiermärkischen 
Landesregierung publiziert. Ich rekapituliere kurz 
und bringe die neuesten Ziffern, die zum Teil uns 
selber wirklich erst 24 oder 48 Stunden bekannt sind: 

1. Auflassung der niederorganisierten Schulen. Es 
gibt in der Steiermark noch 42 einklassige Volks­
schulen, und wenn sie noch existieren, so ist das 
ausschließlich zurückzuführen auf die Prablematik 
der Schulwege .in geographisch besonders schwieri­
gen Lagen, besonders in den Gebirgszonen. Aber der 
eine ganz konkrete Fall, der vom Herrn Abgeordne­
ten Laurich angeschnitten wurde, der fünf Schüler 
aus Hohentauern, geht darauf zurück, wie mir in­
zwischen Herr Hofrat Dr. Klauzer gesagt hat. Diese 
Schüler kommen zwar von Hohentauern nach Trie­
ben hinunter, aber dann haben sie keine Verkehrs­
verbindung, um noch nach Rottenmann zum Poly­
technischen Lehrgang zu kommen. Ein lokales Ver­
kehrsproblem. Sicherlich sehr wichtig und hoffentlich 
lösbar. 

2. Auflassung der Oberstufe an den Volksschulen. 
Wir hatten im vergangenen Jahr noch 436 Ober­
stufenklassen in der Steiermark. In diesem Jahr 
sind es nur mehr 96. In diesen 96 Oberstufenklassen 
werden noch 1526 Schüler unterrichtet. Die Ver-
gleichszaffer zum Jahr 1967, wo rmit diesem Kon­
zept zu arbeiten begonnen wurde, lautet 20.200. Im 
Jahr 1967 waren es noch 20.200 Schüler an den Ober­
stufenklassen, in diesem Jahr nur mehr 1500 in der 
ganzen Steiermark. 

3. Punkt des Konzeptes: Hauptschulen. Zweizü-
gigkeit ist in allen Haupitschulen gegeben. 183 Haupt­
schulen sind errichtet. Alle werden zweizügig ge­
führt. Darüber hinaus in den Hauptschulen Errich­
tung von Pflichtsprengeln. Es haben bereits 81 Pro­
zent der Hauptschulen in der Steiermark einen 
Pflichtsprengel. Die Hälfte der steirischen Bezirke, 
also acht Bezirke, haben Hauptschulen, die nur mehr 
Pflichtsprengel besitzen. Das war der 3. Punkt. 

4. Zu den Repetentenzahlen und zu den Sonder­
schulen. Ein wichtiges Problem, zu dem ich schon vor 
einem Jahr hier beim gleichen Anlaß gesprochen 
habe. Wir haben, wie Sie, meine Damen und Herren, 
wissen, als erstes großes Bundesland eine soge­
nannte Schülerverlaufsstatistik im Zusammenwirken 
mit dem Unterrichtsministerium erstellen lassen. Sie 
ist entsprungen aus den Arbeiten der Steirischen 
Akademie 1972. Ich sage als erstes großes Bundes­
land, denn das allererste war Vorarlberg. An zweiter 
Stelle kam die Steiermark. Wir sind in der Lage, 
diese Repetentenzahlen auch zu durchleuchten. Es 
ist geplant, im Jahr 1974 mit einem Forschungspro-
j ek t—is t ein bißchen hochgestochen, denn die Arbeit 
dürfte nur ein paar Monate dauern — diesen Pro­
blemen wirklich ganz auf den Grund zu gehen. Es 
ist wahrscheinlich nicht nur die Schule daran schuld. 
Es spricht alle Wahrscheinlichkeit dafür, daß auch 
andere Faktoren vorliegen. Trotzdem sind die Son­
derschulen ganz besonders wichtig. Wir haben ihren 
Ausbau vorangetrieben. Wir haben derzeit in der 
Steiermark 329 Klassen mit rund 4500 Schülern. Wo 
wir sie noch nicht haben, ist es auch hauptsächlich 
ein Problem des Schulwegs. Etwas Zweites muß ich 
noch dazu sagen: Wir haben im Jahre 1973 auf Re­
gierungsebene einen Beschluß gefaßt, welcher lautet: 
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„Wenn die Neuerrichtung von Sonderschulklassen 
oder Sonderschulen von einer Gemeinde beantragt 
wird, dann müssen die Kandidaten, also die Schüler, 
vom pädagogisch-psychologischen Schuldienst vor­
her getestet werden, weil wir aus verschiedenen 
Bezirken und Orten ganz verschiedene Zahlen be­
kommen haben. Irgendwie ist dabei der Verdacht 
aufgetaucht, daß da und dort vielleicht auch ein 
paar ,künstliche Sonderschüler' produziert werden 
sollten. Das wäre sicherlich das Schlimmste, was 
diesen jungen Menschen passieren kann." 

Es sind trotzdem mit dem beginnenden Schuljahr 
23 weitere Klassen errichtet worden. Die Zahl der 
Anträge ist allerdings gesunken. Ob wir noch viele 
zentrale Sonderschulen errichten können, das wer­
den Untersuchungen ergeben. Vielleicht müßte man 
zusätzlich einen neuen Weg einschlagen, und ich 
äußere das zum ersten Mal in der Öffentlichkeit als 
Anregung bzw. als Gedanken. Vielleicht wäre es 
auch gut, in der Zeit der Schulversuche einmal Son­
derschüler nicht nur zu trennen, also für sie eigene 
Klassen oder eine eigene Schule zu errichten, son­
dern dort, wo sie nicht so zahlreich sind, im Unter­
richt in der betreffenden Volksschulklasse integriert 
zu lassen, und sie nur in manchen Stunden speziell 
zu fördern. Das wäre eine Art Schulversuch mit För­
derstunden für Sonderschüler, besonders dort, wo 
keine genügende Zahl von Sonderschülern über­
haupt vorliegt. Ich glaube, daß man diesem Gedan­
ken einmal wirklich nachgehen müßte. 

Zur Lehrersituation nur zwei Ziffern zu Ihrer In­
formation: Es fehlen laut Dienstpostenplan in die­
sem Schuljahr noch rund 1300 Pflichtschullehrer in 
der Steiermark. Zugleich kann ich sagen, daß 1320 
Hörer inskribiert sind an den beiden Pädagogischen 
Akademien in Graz. Das bedeutet nicht, daß jetzt 
binnen einem Jahr der Lehrermangel behoben ist, 
es, gibt ja Abzüge, die inzwischen vorkommen wer­
den. Immerhin halten sich diese Zahlen bereits die 
Waage (die Zahl der mangelnden Lehrer und die 
Zahl der Hörer an den beiden Anstalten, die in Graz 
Lehrer hervorbringen). 

Der Herr Abgeordnete Laurich hat auch das sehr 
wichtige Problem der Ausbildung der Hauptschul­
lehrer angeschnitten. Ich kann Ihnen hiezu mitteilen, 
daß mit Herbst 1974 in der Steiermark (in Graz) an 
beiden Pädagogischen Akademien die dreijährige, 
sechssemestige Ausbildung von Hauptschullehrern 
anlaufen wird, und zwar mit einem Lehrplan, der 
in der Steiermark auch wiederum als Schulversuch 
speziell ausgearbeitet worden ist. Also hier eine 
Entwicklung zum besseren. 

Schließlich noch ein Wort zum Schulproblem im 
allgemeinen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, auch wenn es vielleicht nicht mehr ganz in die­
sen Zusammenhang paßt. Ich mache es kurz. Ich 
möchte doch nicht eine Sorge verschweigen, die 
wir — glaube ich — alle mehr oder weniger haben 
müssen, nämlich die Frage der Fehlentwicklung im 
Bildungssystem, speziell bei den 15- bis 18jährigen, 
dieser Fehlentwicklung, die zu einer Überproduktion 
von Maturanten an allgemeinbildenden höheren 
Schulen führt. Das ist nicht nur ein österreichisches 
Problem, das muß ich gleich dazusagen, und zwar 
ohne Polemik. Aber die Strukturen stimmen eben 
nicht mehr. Das Verhältnis von Hochschulabsolven­

ten, also Akademikern, und Maturanten, steht im 
Berufsleben in Österreich etwa 1 :3,5 (ein Akade­
miker zu 3,5 Maturanten). 

Nach dem Entwicklungsstand, den Österreich hat,-
das sagen Fachleute (und mit ein paar Plus- und 
Minuswerten wird das wohl stimmen), sollte die 
Verhältniszahl 1 :6,5 sein, also nicht 3,5 Maturan­
ten, sondern fast doppelt so viele sollten auf einen 
Akademiker kommen. Das heißt mit anderen Wor­
ten: Zu viele Akademiker, zu viele Hochschulab­
solventen, zu wenig Maturanten im Berufsleben. 
Die Folge davon ist, daß die besten Akademiker 
unter Umständen auswandern, weil sie hier bei uns 
zu wenig Chancen finden, oder daß andere Hoch­
schulabsolventen in mittlere Positionen, die eigent­
lich Maturanten ausfüllen sollten, verdrängt werden. 
Es fehlen hauptsächlich Maturanten als mittlere Füh-
rüngskräfte. Das bedeutet wiederum als logische 
Konsequenz, daß es besonders wichtig ist, die be­
rufsbildenden höheren Schulen auszubauen — nicht 
mehr die allgemeinbildenden höheren Schulen — 
und sie expandieren zu lassen. Denn auch hier sollte 
das Verhältnis etwa 2 :1 sein, nämlich zwischen 
Absolventen von berufsbildenden und allgemein­
bildenden höheren Schulen. Es steht aber in Wahr­
heit 1 :3 , also wesentlich ungünstiger. Man wird, 
weil man die berufsbildenden Schulen nicht aus dem 
Boden stampfen kann, sicherlich auch zur Zwischen­
lösung kommen müssen für den Abgänger der all­
gemeinbildenden höheren Schule berufsbildende 
Kurzlehrgänge zu schaffen, das heißt, daß das so­
genannte postsekundäre Kurzstudium über kurz oder 
lang ganz massiv wird kommen müssen. Es werden 
sich nicht die Ministerien darum streiten dürfen, in 
wessen Kompetenz das überhaupt fällt — denn ein 
solcher Konflikt besteht zwischen Unterrichtsmini­
sterium und Wissenschaftsministerium — weil eben 
die einen sagen: d/as Ast noch umsiene Sache, das ist 
Schulsache, und die anderen: das ist Sache der Wis­
senschaft oder der Hochschule. Die postsekundäre 
Ausbildung wird einfach massiv kommen müssen. 
Vielleicht sollte man sich auch ausländische Modelle 
anschauen. In Baden-Württemberg soll es ein be­
sonders interessantes Modell einer Berufsakademie 
geben. Das wäre das, was hier gemeint ist und das 
man sich vielleicht für Österreich ansehen sollte. 

Und speziell zu diesem Bereich der höheren Schu­
len möchte ich noch sagen: Ein Versuch schiene mir 
auch noch besonders interessant, nämlich eine höhere 
Schule, die auf künstlerische Berufe vorbereitet. Ich 
sage das aus folgendem Denkansatz heraus: Wir 
haben in der Steiermark .an dien höheren Schulen nur 
20 Prozent geprüfte Kunsterzieher, nur einer von 
fünf ist ein geprüfter Erzieher für bildnerische Er­
ziehung (Zeichnen, Malen, Graphik usw.). Es fehlt 
uns in der Steiermark eine Auisbildungsistätte dafür, 
obwohl Anträge der Techniiscben Hochschule und 
der Universität bei den Ministerien in Wien laufen. 
Aber es fehlt eigentlich auch die Vorstufe. Denn 
die Schule am Ortweinplatz, die sehr gute Leute her­
ausbringt, ist nur eine Fachschule, und ihre Abgän­
ger haben keine Berechtigung, gleich in die Hoch­
schule einzutreten. Sie haben also nicht die Berech­
tigung, ihre künstlerische Ausbildung fortzusetzen, 
um beispielsweise Kunsterzieher zu werden. Es 
schiene mir ganz besonders wichtig, daß hier im 
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Rahmen eines Versuches einmal die höhere Schule 
für künstlerische Berufe angepeilt wird, denn letz­
ten Endes kommen auch hier Absolventen heraus, 
die einen sehr breiten Betätigungsbereich hätten, 
vor allem natürlich als Lehrer und als Erzieher. 

Soweit, meine Damen und Herren, ein paar Be­
merkungen zu den Kindergärten, zu den Pflicht­
schulen und auch zu den höheren Schulen. Soweit 
wir vom Land her Zuständigkeiten haben, sind wir 
darangegangen, einen neuen, einen guten Boden zu 
legen, sowohl bei den Kindergärten als auch bei den 
Volksschulen, Hauptschulen und Sonderschulen. Wir 
werden diese Arbeit fortsetzen. 

Auch ich möchte speziell den Beamten der Rechts­
abteilung 13 dafür danken, daß s ie mit dieser Bil­
dungsexplosion fertig werden, ohne daß eine Ex­
plosion im Personalstand erfolgt ist. Sie sind mit 
einem kleinen Personalstand, mit einer kleinen 
Mannschaft, wirklich sehr s tark unter Druck und 
arbeiten an der Weiterentwicklung des Schulsystems 
in der Steiermark, und ich hoffe, daß diese Arbeit 
auch weiter gute Früchte bringen wird. (Allgemeiner 
lebhafter Beifall.) 

Präsident: Es liegen keine wei teren Wortmeldun­
gen vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schluß­
wort. 

Abg. Dr. Dorfer: Hohes Haus! Nach dieser aus­
führlichen Diskussion verzichte ich liebend gerne 
auf das Schlußwort und stelle den Antrag, den An­
sätzen der Gruppe 2 zuzustimmen. 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Ich ersuche die 
Damen und Herren, die mit den Ansätzen und Po­
sten der Gruppe 2 e inverstanden sind, ein Zeichen 
mit der Hand zu geben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 2 ist angenommen. 

Wir s tehen nach der übereinstimmenden Mei­
nung der Obmännerkonferenz auf dem Standpunkt, 
daß wir täglich die Sitzung um 22.00 Uhr schließen. 
Wi r haben n un Punkt 22.00 Uhr u nd sind am Ende 
der 2. Gruppe. Wir können daher auch nicht mehr 
in die 3. Gruppe eingehen, werden aber morgen 
um 8.30 Uhr die Sitzung fortsetzen. 

Ich unterbreche bis dorthin die Sitzung. 

Unterbrechung der Sitzung: 22.00 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 6. Dezember 1973, 8.30 
Uhr. 

Zweiter Präsident Ileschitz: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Wi r nehmen die unterbro­
chenen Beratungen wieder auf. Wir kommen zur 
Gruppe 3 — Kulturweisen. Berichterstatter ist Abge­
ordneter Alois Seidll. Ich er tei le ihm das Wort . 

Abg. Seidl: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf namens des Finanz-Ausschusses 
über die Gruppe 3 — Kulturwesen — berichten. 
Diese Gruppe umfaßt die Wissenschaftspflege, die 
Kunstpflege, die Volksbildung, die Heimatpflege, 
das Rundfunk- und Filmwesen. Im Voranschlag sind 

an Einnahmen vorgesehen 9,295.000 S und an Aus­
gaben 190,241.000 S. Die Ausgabenpost ist gegen­
über 1973 um l',4 Prozent höher. Ich darf namens 
des Finanz-Ausschusses das Hohe Haus ersuchen, 
diesen Ansätzen die Zustimmung zu geben. 

Präsident: Am Wort ist der Abgeordnete Dr. Dor­
fer. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Dr. Dorf er: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Die Gruppe 3 enthält einige Posten, mit 
denen direkt oder indirekt die steirischen Hochschu­
len durch das Land Steiermark gefördert werden. 
Fest steht eines — und das möchte ich einleitend 
sagen —, daß Hochschulangelegenheiten Bundessache 
sind und daher die Leistungen des Landes, völlig 
freiwillig sind. Vor etwa zehn Jahren kam es welt­
weit, und so auch bei uns in Österreich, zu einer 
s tarken Vermehrung der Zahlen der Inskribierten 
an den Hochschulen. Zur Zeit haben wir an den 
vier steirischen Hochschulen über 14.000 Hörerinnen 
und Hörer, davon 2265 Ausländer. Wir müssen uns 
bei dieser Zahl von 14.000 darüber im klaren sein, 
daß es sich hier um das entscheidende geistige 
Kapital für die Zukunft unseres Landes handelt. 

Jetzt einige Bemerkungen zur baulichen Situa­
tion vor allem an unseren Grazer Hochschulen. Die 
Universität Graz wurde Ende des 19. Jahrhunderts 
in neun Baukörpern untergebracht. Vor 1914 wurde 
noch die Medizinische Fakultät in einem entspre­
chenden Erweiterungsbau untergebracht. Erst vor 
zehn Jahren kam es dann durch die Explosion der 
Hörerzahlen zu räumlichen Engpässen, die einfach 
behoben werden mußten. Die erste Ausbaustufe der 
Universitätsgebäude begann vor zehn Jahren und 
haben wir als fertige Objekte davon das Chemische 
Institut mit Hörsaaltrakt, das Geisteswissenschaft­
liche Institut für die Philosophische Fakultät eben­
falls mit Hörsaaltrakt, die Erweiterung der Univer­
sitätsbibliothek, wobei im 2. Stock zwei Hörsäle 
der Juridischen Fakultät untergebracht sind. 

Die zweite Bauietappe am de r Universität ist zur 
Zeit dm Rohbaustadium. Hier hianldielt es sich primär 
um 'einen Neubau für die Unterbringung der vor-
kl iniischen Fächer bei der Medizinischen Fakultät, um 
die Erweiterung des al ten Ghemiiegebäudes und um 
die Errichtung und den Bau der Universitätssport­
anlagen am Rosenhain. 

Die Technische Hochschule, gegründet 1864, be­
kanntlich hervorgegangen aus dem Joanneum, be­
zog im Jahr 1888 die sogenannte Alte Technik in der 
Rechbauerstraße. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde 
mit dem Bau der sogenannten Neuen Technik, Fakul­
tät für Maschinenbau und Elektrotechnik, begonnen 
und dieser 1935 voDendet. Auch hier war es not­
wendig, in der Zweiten Republik neue Institute und 
Gebäude zu errichten. Die erste Ausbaustufe in den 
Jahren 1956 bis 1964 — Chemieinstitutsbau am 
Schörgelhofgelände, zentrales Kesselhaus, Elektro-
versorgungsstützpunkte und dergleichen mehr. Auf 
den Inffeldgründen sind d ie Inistitute für diiie e lektro­
technischen Studienrichtungen und die Bauten für 
Maschinenbau inzwischen auch schon fertig gewor­
den. Ferner ist auch die Hochspannungshalle schon 
fertig. Derzeit im Bau für die Technische Hochschule 
sind der Neubau des Physikinstituts und der Biblio-
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thek. Es ist zu hoffen, daß diese Neubauten Ende 
des kommenden Jahres fertig gebaut werden. (Abg. 
Pölzl: „Das stammt aber alles noch von der ÖVP-
Zeitl") Das ohne Zweifel, Herr Kollege Pölzl. 

Es gibt in der letzten Zeit immer mehr bei Hoch­
schulbauten zwei wesentliche Probleme. Einmal ist 
es die ständig zu geringe Dotierung für Hochschul­
bauten durch das Bundesttninisterium für Bauten und 
Technik. Zwangsläufig kommt es dadurch zu Ver­
zögerungen beim Bau, was durch die laufenden 
Preissteigerungen gerade auf dem Bausektor dann 
zu einem geringeren Bauvolumen führen muß. So 
waren z. B. seitens der Landesbaudirektion und der 
zuständigen Fachabteilung für 1973 144 Millionen 
für Hochschulbauten für Graz angefordert, und nur 
85 Millionen wurden seitens des Ministeriums im 
Bundesbudget vorgesehen. Für das kommende Jahr 
waren an dringlichsten Mitteln 170 Millionen an­
gefordert worden und im Budget 1974 oder jetzt 
noch im Entwurf des Budgets 1974 sind nur 103 
Millionen vorgesehen. Die Folge dieser Unterdotie­
rung ist eine ständige Verzögerung der Fertigstel­
lungstermine. 

Das zweite Problem bei den Hochschulbauten ist 
eines, das eigentlich im höchsten Maß unverständ­
lich ist, zumal bei einer Regierung, die sehr viiel 
von Planung hält: Es wird vom Wissenschaftsmini­
sterium, aber auch vom Bautenministerium die Gang­
art beschritten, daß man sagt, Planungsaufträge wer­
den erst dann erteilt, wenn die Finanzierung völlig 
gesichert ist. Nun führt das dazu, daß die Planun­
gen überhaupt nicht vorgenommen werden können 
bzw. liegen jetzt seit Jahren unbedingt notwendige 
Vorplanungen für die Technikbauten in der TechnSi-
kerstraße, aber auch für das Chemieinstitut der 
Technischen Hochschule in Wien und sind seit dieser 
Zeit keine Reaktionen, weder vom Bautenministe­
rium noch vom Wissenschaftsministerium, erfolgt. 

Einige Bemerkungen noch zur Hochschule für 
Musik und darstellende Kunst. Ich habe schon vori­
ges Jahr an dieser Stelle darauf hingewiesen, daß 
das Land Steiermark ein Drittel des Gesamtauf­
wandes für diese Hochschule bezahlt. Das sind bis­
her seil 1963, seit es diese Hochschule gibt — früher 
war es die Akademie für Musik und danstellende 
Kunst —, immerhin 50- Millionen Schilling, die das 
Land dafür ausgegeben hat. Ich betone wieder, 
freiwillig, weil Hochschulwesen Bundessache ist. 
Trotzdiein darf ich noch darauf hinweisen, daß 
auch für das Jahr 1974 im vorliegenden Budgetent­
wurf 12,5 Millionen Schilling für die Hochschule für 
Musik und darstellende Kunst präliminiert sind. 
Die Raumverhältnisse in dieser Hochschule sind 
äußerst unzulänglich. Es ist daher der Neubau un­
bedingt notwendig. Nun, das Land hat sich dazu 
sogar bereit erklärt, wenn es aus der Drittelparität 
der Erhaltungskosten entlassen wird: Es ist nämlich 
eine Vereinbarung, auch mit dem Wissenschafts­
und Finanzministerium, zustande gekommen, daß 
das Land eiiinie einmalige Abschlagszahlung von 300 
Millionen Schilling leisten würde, wenn die Hoch­
schule gebaut und das Land aus der Drittelparität 
entlassen wird. Trotzdem muß festgestellt werden, 
daß es zur Zeit größte Schwierigkeiten über die 
Modalität der Abschlagszahlung gibt, und zwar zwi­
schen dem sozialistischen Referenten in unserer 

Landesregierung und dem sozialistischen Minister 
in Wien. 

Ich möchte dringend ersuchen, daß diese Frage 
bald zu einer endgültigen Lösung kommt, weil die 
derzeitigen räumlichen Zustände der Hochschule für 
Musik und darstellende Kunst einfach nicht tragbar 
sind. 

Das Land fördert, Hohes Haus, aus dem Landes-
Forschungsfonds jährlich zahlreiche wissenschaftliche 
Tätigkeiten in ddeSein Lande, wenn durch diese wis­
senschaftlichen Arbeiten ein wirtschaftlicher Neben­
effekt erzielt wird. Wesentlich sind hier die koope­
rativen Forschungsanstalten, die im Forschungszen­
trum Graz zusammengefaßt sind und die — und das 
ist das Erfreuliche — allein auf die Initiativen un­
serer Landesregierung (seinerzeit unseres verstor­
benen Landeshauptmannes Josef Krainer, jetzt un­
seres Landeshauptmannes Dr. Niederl) zurückgehen. 
Es handelt sich hier um höchst praxisorientierte wis­
senschaftliche Institute, die gleichermaßen für Wis­
senschaft, Verwaltung und Wirtschaft zur Verfügung 
stehen. Mit diesen Instituten ist es in Graz bzw. 
der Steiermark auch gelungen, über 160 höchstqua­
lifizierte Wissenschaftler und Forscher unserem. Lan­
de und damit auch der Wirtschaft und dem geistigen 
Geschehen in unserem Lande zu erhalten. 

Auch die Akademie für Führungskräfte ist eine 
typisch steirische Initiative, um auf akademischer 
Basis im praxisnaher Form Führungskräfte aus 
Wirtschaft, Verwaltung und Verbänden aller Art 
aus- und weiterzubilden. 

Und einige Gedanken noch, Hohes Haus, zum 
Hochschulreferat oder seiner Tätigkeit beim Amt 
der Landesregierung: 

Die Tätigkeit dieses Referates wird sehr oft in 
der Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Wissenschaft beachtlich erschwert, und zwar 
erschwert dadurch, daß das Wissenschaftsministe­
rium für bereits genehmigte Auszahlungen letzten 
Endes dann die Dotierung nicht hat und daher so 
oft für die Betroffenen der Eindruck entsteht, daß 
die Schuld hier heim Hochschriitaefierat läge, in 
Wahrheit mangelt es an der notwendigen Dotierung 
beim Ministerium, das entsprechende Vorauszahlun­
gen usw. allerdings schon genehmigt hat. Es kommt 
nicht selten vor, daß bei neuen Dienstverhältnissen 
an unseren Hochschulen oft lange Zeit hindurch, 
gnadenweise natürlich, Vorauszahlungen an Gehäl­
tern durch die Rektorate bzw. die Quästuren der 
Hochschulen notwendig werden, und zwar damit die 
Leute überhaupt ein Gehalt bekommen; es kommt 
natürlich ebensooft vor, daß verspätete Meldun­
gen an Sozialversicherungsanstalten durch alleini­
ges Verschulden des Wissenschaftsministeriums da­
zu führen, daß dann Strafzahlungen größeren Aus­
maßes notwendig sind, zu Lasten — natürlich immer 
wieder — des Hochschulbudgets. Sehr erfreulich 
ist auch, daß im Entwurf des Landesbudgets 1974 
Baukostenbeiträge zur Errichtung von Heimen für 
Hochschüler durch das Land vorgesehen sind und 
diese Beträge zur Förderung verschiedener Heim­
erhalter ausgeworfen werden. Die Mittel sind auch 
für das kommende Jahr erfreulicherweise beachtlich 
erhöht worden. 

Hohes Haius! Abschließend möchte ich feststellien: 
Es muß unser vornehmstes Bestreben sein, in Fra-
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gen der Hochschulpolitik unseres Landes alles daran­
zusetzen, daß die Wissenschaftler — und überhaupt 
die geistigen Potenzen — diesem Lande erhalten 
werden. Denn jeder Wissenschaftler und Forscher, 
der unserem Lande verloren geht, bringt eine — 
oft allerdings nicht erkannte — Lücke in das gei­
stige und wirtschaftliche Geschehen, die gerade wir 
am südöstlichsten Vorposten freier europäischer 
Kultur und Wissenschaft uns nicht leisten sollten. 
Unsere hohem Schulen, Hohes Haus, haben seit je­
her einen großen Anteil am Ansehen unserer Stadt 
und unseres Landes, das brauche ich wohl nicht be­
sonders zu unterstreichen, und ich darf Sie daher 
bitten, weiterhin alles für diese hohen Schulen in 
unserer Stadt zu tun. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner ist die Frau Abg. 
Prof. Hartwig am Wort. Ich erteile es ihr. 

Abg. Prof. Traute Hartwig: Meine Damen und 
Herren! Ich will nicht auf das Hochschulproblem 
eingehen. Aber ganz allgemein gewinne ich — je 
länger ich dieser Debatte zuhöre — den Eindruck, 
daß die ÖVP-Fraktion des Nationialrates offenbar 
nicht ausreicht, weil sie in so hohem Maß die Hilfe 
der Landtagsfraktion braucht. 

Ich würde vorschlagen: Vielleicht könnte man ein 
biisserl austauschen; das wäre vielleicht ein Weg. 
(Abg. Pölzl: „Es würde im Ministerium der Aus­
tausch vollkommen genügen!" •— Abg. Schramme!: 
„Statt der Eirnberg eine Hartwig, nachträglich als 
Nikologeschenk!") Danke vielmals, zuviel der Ehre. 

Maine Damen und Herren! Ich möchte doch ein 
paar allgemeine Dinge zum Kapitel Kultur sagen. 
Kein anderes Kapitel des Landesbudgets umfaßt 
eine solche Vielfalt von Agenden. Die vier Seiten 
Einnahmen und vier Seiten Ausgaben umfassen so 
verschiedene Posten wie: die Museen, den Natur­
schutz, das Theater oder das Landesarchiv, die 
Volksbildung, die Denkmalpflege, man könnte das 
noch fortsetzen. 

Ich will nicht versuchen, den Begriff „Kultur" zu 
definieren, das haben schon viel gescheitere Leute 
als ich versucht. Es ist so schwierig, daß ich davor 
sehr zurückschrecken würde. (Abg. Pölzl: „Außerdem 
sitzt bei uns ja der Koren, der wird das schon ma­
chen!") Der kann es besser, da haben Sie wieder 
recht. Das erkenne ich an, Herr Abgeordneter Pölzl. 
Ich glaube, wenn man den Begriff „Kultur" als 
Ganzes nimmt, müßte man ja sagen: Das ganze Bud­
get ist ein Ausdruck der steirischen Kulturpolitik. 
Denn natürlich gehören zur Kultur auch die Straßen, 
es gehören dazu alle-Äußerungen, die das mensch­
liche Leben überhaupt von sich gibt und anderer­
seits, die zu seiner Grundlage notwendig sind. 

Ich hoffe, der Herr Landesrat ist gerührt, daß ich 
sein Referat so aufwerten würde, wenn ich 
könnte. (Landesrat Prof. Jungwirth: „Sofort einver­
standen, voll einverstanden!" •— Abg. Dipl.-Ing. 
DDr. Götz: „Einverstanden ist nicht gerührt, das ist 
zu wenig!") Die Vielfalt ist also jedenfalls auch 
rein im Kapitel „Kultur" eindrucksvoll. Ich habe 
mir überlegt, was der Sinn der Kulturpolitik an sich 
oder die Berechtigung überhaupt ist. Ich glaube 
immer noch, daß die wirkliche Aufgabe der Kultur­
politik und damit auch ihre Berechtigung darin 

liegt, daß versucht werden muß, langsam eine He­
bung des kulturellen Gesamtoiveaus der Bevölke­
rung zu erreichen. Das geht natürlich nur langsam, 
ich weiß das gut. Es geht heute nicht schneller als 
früher. Dazu kommt, daß es früher festgefügte kul­
turelle Bereiche •— wenn ich so sagen darf — ge­
geben hat, etwa eine bürgerliche Kultur, eine bäu­
erliche Kultur. Heute sind diese festen Bereiche 
aufgelöst — man kann es nicht anders nennen. 

Wir können nur — glaube ich — hoffen, daß eine 
breite Schicht besser gebildeter Menschen schließ­
lich einmal neben der technischen auch wieder kul­
turschöpferische Leistungskraft entwickeln kann. 
Hier möchte ich doch auf die gestern wieder ange­
zogene Frage der Überproduktion an Maturanten 
eingehen. 

Ich glaube nicht, meine Damen und Herren, daß 
wir an sich die hohe Quote von Maturanten an all­
gemeinbildenden höheren Schulen bedauern 
müssen. 

Was wir bedauern müssen, ist, glaube ich, der 
falsche Stellenwert, den die Matura bei uns hat. Es 
ist immer noch so, daß eine höhere Ausbildung, eine 
höhere Allgemeinbildung in Wirklichkeit jedem 
Beruf, den der Betreffende dann ausübt, zugute 
kommt. Ich will natürlich nicht die Notwendigkeit 
bestreiten, die berufsbildenden höheren Schulen 
auszubauen. Ich habe selber immer wieder vor 
Jahren schon diese Notwendigkeit in diesem Hohen 
Haus betont. Aber die Frage ist, warum es bei uns 
nicht möglich ist, etwa wie in nordischen Staaten, 
daß ein Maturant einer allgemeinbildenden höheren 
Schule ohne weiteres etwa in seine bäuerliche Be­
tätigung zurückkehrt oder ein Handwerk ausübt. 
(Abg. Ing. Stoisser: „Das will ja niemand!") Das ist 
ungeheuer schwierig. Aus der Tatsache, daß das 
schwierig ist, eine Bewußtseinsänderuhg' in dieser 
Frage hervorzurufen, darf iman nicht umgekehrt 
schließen, wir sagen, wir wollen die höhere Bildung 
zahlenmäßig einschränken. Ich glaube, daß man da 
eher versuchen sollte, eine Änderung herbeizu­
führen. (Abg. Ing. Stoisser: „Da müßte die Situa­
tion ein biisserl anders ausschauen!" — Abg. Prof. 
Dr. Eichtinger: „Ich glaube, iauch im Norden is t es 
vielfach bei Maturanten so, daß sie nur gezwunge­
nermaßen zurückkehren. Ganz glücklich sind sie 
über diese Lösung auch nicht!") Es gibt Verschiede­
nes. Aber es hat mich vor vielen Jahren sehr be­
eindruckt, als mir jemand, der auf Urlaub in Däne­
mark war, erzählt hat, er sei dort infolge einer 
Panne auf einen Bauernhof gekommen, habe sich 
dort dann auch als Österreicher deklariert, worauf 
der Bauer zu seinem Bücherbrett ging und einen 
Band Kokoschka herausgeholt hat. Es gibt auch bei 
uns solche Dinge. Natürlich. Ich meine, daß die all­
gemeine Einschätzung der Matura bei uns die ist, 
Matura ist gleich Schreibtisch oder Studium. (Abg. 
Jamnegg: „Ganz richtig!" — Abg. Ing. Stoisser: „Da 
müssen die Professoren auf die Schüler einwirken. 
So ist es!") So ist es bei uns. Sicher, Herr Abgeord­
neter. Nur glaube ich, daß Sie in dem Fall den Leh­
rern ein bißchen zuviel zumuten, wenn Sie meinen, 
das könnte nur von den Lehrern ausgehen. (Abg. 
Ing. Stoisser: „Nicht nur!" — Abg. Pölzl: „Er hat 
sie ja gehabt, er ist ja ein Tischlerineiister und ein 

6 
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Ingenieurl") Ja, auch. Sicher. Das gibt es eben. Das 
ist es also, was anzustreben wäre, glaube ich.- Ich 
halte es nicht für notwendig, den umgekehrten Weg 
zu gehen. 

Aber es bleibt für das Kulturjbudget immer noch 
die Frage, wie man die Zahl der Manischen, die sich 
des kulturellen Angebots bedienen, erhöhen könnte. 
Wir haben dm unseren Leitlinien als ein Ziel der 
Kulturpolitik formuliert, es sei .eine der Aufgaben, 
den Menschen die Lebenswerte, die Bildung und 
Kultur bedeuten, bewußt zu machen und ihnen auch 
bewußt zu machen, daß sie einen Anspruch darauf 
haben, aber dann natürlich auch die Verpflichtung 
haben, diese Lebenswerte auch entsprechend in ihr 
persönliches Leben einzubauen. 

Wir glauben, daß die Kontakte zwischen den 
Künstlern und der Bevölkerung verbessert werden 
müssen. Die Gruppe der schöpferisch tätigen Men­
schen wind immer eine relativ kleine sein müssen, 
weil nicht jeder Mensch in dieser Richtung begabt 
ist. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: „>Es sind viele 
begabt!") Aber sicher ist, daß auch bei uns die 
Künstler in einer Art gläsernem Turm leben und 
weder sie genug Kontakt mit ihren Mitbürgern 
haben noch umgekehrt die Mitbürger genug Kon­
takt mit ihnen. Hier müßte versucht werden, einen 
Abbau dieser Fremdheit sozusagen in die Wege zu 
leiten. Was kann vom Kultunbudget des Landes in 
dieser Richtung geschehen? Ich glaube, daß dahin 
wirken die Posten, die bezeichnet sind mit Kommu­
nikationswissenschaften oder die audiovisuellen 
Zentren, weil es eine wichtige Aufgabe sein wird, 
auch die Frsizeiterfüllung den Menschen sinnvoll 
nahezubringen. Welch ungeheure Macht hier den 
Medien zukommt, ist unbestritten. Wir müssen da­
mit fertig werden. Alles, was unter sonstiger Volks­
bildung genannt äst, gehört auch dahin. Die Volks­
bildung ist wahrscheinlich die Post im Budget, die 
am meisten in diese Richtung wirken bann, die Ba­
sis der Teilnahme am kulturellen Sektor zu verbrei­
tern. Wir glauben, daß das Kulturreferat des Landes 
noch stärker mit allen Volksbildungseinrichtungen 
auch in den Gemeinden zusammenarbeiten müßte. 
Die Förderung der Volkshochschulen wird dahin 
wirken können. Natürlich auch das, Was die Steiri-
sche Akademie jeweils plant, wenn es gelingt, die 
Basis der Teilnehmer noch weiter auszubauen. Alles, 
was an Bauten für kulturelle Zwecke vorgesehen 
ist, die Heiimatpflege. Alle diese Posten scheinen 
mir geeignet, Anstöße zu geben, um die Gesamt­
bevölkerung stärker, als das bisher möglich war, am 
kulturellen Geschehen zu beteiligen. 

Die Kulturpolitik wird freilich nie erreichen kön­
nen, daß neue Kulturtaten geschaffen werden. Sie 
kann nur versuchen, die Künstler zu fördern, die auf 
diesem Weg unterwegs sind, wenn man das so sa­
gen kann. 

Ein großer Pasten des steirischen Kulturbudgets 
ist der Posten, der den Vereinigten Bühnen gewid­
met ist. Stadt und Land erbringen hier eine bedeu­
tende Leistung für die Erhaltung dieses Kulturlin­
stituts. Wir können, glaube ich, jetzt sagen, daß die 
Vereinigten Bühnen auf einem guten Weg sind. Die 
Besucherzahlen steigen. Es ist, seit es ein festes 
Abonnement gibt, gelungen, fast 1600 solche Fix­

tage- Abonnenten zu gewinnen. Das äst noch nicht 
-genug, aber es ist ein Anfang. Ich glaube, daß auch 
vom Spielplan her eine glückliche Mischung gefun­
den wird, überliefertes, Wohlerprobtes mit Neuem 
abwechselnd dem Publikum anzubieten. Auch hier 
ist. es so, daß nicht alles, was angeboten wird, un­
bedingt konsumiert wird. Aber das wird auch nicht 
ganz zu ändern sein. 

Ich halte es nach wie vor für eine wichtige Auf­
gabe der öffentlichen Hand, auch die Kunst der Ge­
genwart, selbst dort, wo sie nicht auf Verständ­
nis stößt, dem Publikum zugänglich zu machen. Ich 
glaube auch, daß der Jammer mit der modernen 
Kunst zum Teil daher kommt, daß einfach keine 
Vorbereitung dafür da ist. Hier würde ich sagen, 
daß auch die Schule sich sehr viel mehr in dieser 
Richtung 'einschalten müßte. Es dürfte nicht gesche­
hen, daß man bei Reifeprüfungen feststellt, daß eine 
Frage nach dem Impressionismus schon das Modern­
ste ist, was man angeboten bekommt. Ich frage 
mich: Für wen schaffen die Künstler der Gegenwart, 
wenn die 'eigene Gegenwart so gar kein Interesse 
für ihre Erzeugnisse aufbringt oder so wenig In­
teresse? Auch hier müßte von allen Seiten mehr ge­
schehen, angefangen von den Schulen über die Er­
wachsenenbildung. 

Die Bühnen selber — wenn ich auf dieses Ge­
biet .eingehen soll — tun hier wirklich alles Mögli­
che, aber sie haben sicher nicht genug Geld, um 
breite Propaganda zu machen, sie versuchen jedoch 
wenigstens mit Einfügungen oder mit Veröffent­
lichungen in der Theaterzeitung oder auch in den 
Programmheften, das Publikum zu informieren. Ich 
darf noch sagen, daß die Publikumsorganisationen 
in einem hohen Maß daran beteiligt sind, neue Be­
sucherschichten den Bühnen zuzuführen. Ich kann 
nur wiederholen, daß ich das für eine außerordent­
lich wichtige Aufgabe halte, denn wenn es uns nicht 
gelingt, neue Besucherschichten heranzuziehen, um 
das Theater zu füllen, dann wird sicher — davon bin 
ich leider überzeugt — eines Tages die Stunde 
kommen, wo man sich sagen muß: diese hohen Auf­
wendungen sind nicht mehr zu rechtfertigen. Mir 
ischeint also, daß hier Gefahr droht. (Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. Eberdorfer: „Das ist ein Jammer!") — Sicherlich 
—, und daß wir doch alles tun sollten, um zu ver­
hindern, daß ein solcher Zustand eintritt, der ohne 
Zweifel eine bedeutende Verarmung des kulturellen 
Lebens nicht nur in der Landeshauptstadt, sondern 
auch in unserem Lande verursachen müßte. Wir ha­
ben auch in unseren Leitlinien darauf hingewiesen, 
daß die sogenannten „Abstecher-Gastspiele" (Sprech­
stücke) bleiben sollen, damit auch im weiteren Um­
kreis der Landeshauptstadt die Leistungen des Thea­
ters an die Bevölkerung herangebracht werden 
können. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube — wie 
gesagt — daß die Kulturpolitik im Grunde genom­
men — neben der Schule — .die Grundlage für alles 
das bietet, was wir auf anderen Gebieten tun. Das 
kommt nur immer ein bißchen' zu wenig — scheint 
mir •— zum Ausdruck. Wenn man die Debattenlänge 
über die beiden Kapitel Schule und Kultur etwa 
mit der Debattenlänge über die Kapitel Wirtschaft 
und was alles dazu gehört vergleicht, dann muß 
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man sagen: Verständlicherweise sind dort die Bei­
träge wesentlich zahlreicher, was sicher seinen 
Grund in der Tatsache hat, daß in diesen Kapiteln 
eben das wirtschaftliche Leben, das bis zu einem 
gewissen Grad mit dem kulturellen Leben zusam­
menhängt, gefördert wird. Ich muß aber doch sagen: 
Wenn wir die Geschichte ein bißchen verfolgen, dann 
muß man leider feststellen — und wir können das 
ja auch heute feststellen •— daß nicht immer die 
Zeiten wirtschaftlicher Hochkonjunktur auch die 
Zeiten der höchsten kulturellen Leistungen sind. Das 
ist eine merkwürdige Erscheinung, mit der wir offen­
bar leben müssen. Aber wir sollten versuchen, im 
selben Ausmaß, wie wir immer wieder uns anstren­
gen, die wirtschaftlichen Gegebenheiten zu ver­
bessern, auch die Teilnahme der Menschen am kul­
turellen Leben, an dem, was das Leben wirklich 
auch in einem hohen Maß mit Glück erfüllen kann, 
zu heben. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich Herr Ab­
geordneter Dipl.-Ing. Schaller. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damnen und Herren! Ich befinde mich 
in einer sehr ehrenvollen Gesellschaft, mich alljähr­
lich mit der Frau Kollegin Hartwig über Kultur aus­
einanderzusetzen. (Abg. Prof. Hartwig: „Voriges 
Jahr habe ich geschwiegen!") Es ist — so finde ich es 
•— sehr sympathisch, daß wir in vielen grundsätzli­
chen Auffassungen eigentlich auf einer sehr ähnli­
chen Linie liegen. 

Wenn ich heute auch einige grundsätzliche Aus­
sagen zur Kultur machen möchte, so ist das gar 
nicht so einfach, weil man als Laie auf diesem Ge­
biet — wenn auch als engagierter Laie — sich 
natürlich der scharfen Kritik der Profis dabei aus­
setzt. Ich glaube aber doch, daß man über ein sol­
ches Kapitel einfach nicht hinweggehen bann, wenn 
man doch beträchtliche Summen mitzuibeschließen 
und auch ma>tzuverantwprten hat. Aber ich werde 
schon wieder unsicher, wenn ich jetzt beginnen soll, 
weil mir so allerlei Gedanken in den Kopf kommen, 
die so gar nicht richtig auf einen Nenner zu bringen 
sind. 

Wenn wir nämlich von der Kultur ausgehen und 
feststellen, daß wir eigentlich eine kulturelle Groß­
macht sind und daß unser Land ja in der Vergan­
genheit und auch in der Gegenwart unendlich viel 
zu bieten hatte und hat, von der Architektur ange­
fangen über die bildende Kunst, über die Musik •—, 
daß wir alljährlich Tauisende erlesener Gäste in 
Österreich haben, die sich die Salzburger Festspiele, 
die sicherlich zur Weltspitze zählen, anhören, um 
sich dort eimem Kunstgenuß hinzugeben •— auch die 
Staatsopex gehört dazu —, dann frage lieh mich schon 
wiederum, ob wir wirklich eine so große Kultur­
nation sind. Es erfaßt mich hiebei der nackte Zwei­
fel, wenn ich etwas genauer hinzusehen versuche 
und Kultur einmal aus einer eher sehr menschlichen 
Perspektive zu betrachten versuche, wenn man näm­
lich die Barbarei erlebt — als solche kann man sie 
glaube ich /bezeichnen —, mit der heute landauf — 
landab gebaut wind, wenn man die Kälte, die Ideen­
losigkeit, den Mangel an Phantasie sieht, womit 

viele unserer Wohnsiedlungen und Mietskasernen 
entstanden sind — sie zeigen doch eigentlich er­
schreckend deutlich das Unvermögen, für Menschen, 
Familien, Kinder, alte Menschen usw. zu planen 
und zu bauen. Oder aber, meine Damen und Herren, 
man denke, wie heute mit der Natur umgegangen 
wird, die Maßlosigkeit, mit der wertvollste Lebens­
güter — um nur zwei zu nennen: etwa die Luft oder 
das Wasser — verbraucht und verwirtschaftet wer­
den; oder aber, wie bedenkenlos Grund und Boden 
vergeudet, wird und ganze Landschaften verpflästert 
und mehr oder minder zerstört werden. Oder man 
denke auch an die Brutalität, iin der überbrachte, 
wertvollste Zeugnisse großartiger Kultur unserer 
Geschichte an die Seite geschoben, zerstört, durch 
gesichtsloses Neues ersetzt werden, das seinerseits 
selbst wieder zum Zeugnis seelenloser Öde und 
Fadheit wird. Unvermögen, reines Unvermögen, 
Dummheit, aber auch oftmals hemmungslose Profit­
gier sind die Ursache, daß wertvollste Bausubstanz 
in Graz, aber auch außerhalb von Graz, in unseren 
Dörfern, in unseren Märkten und Städten, herrliche 
Ortsbilder und dgl. zerstört werden. So manches 
alte, herrliche Bauernhaus wird abgebrochen und 
durch etwas Häßliches, Neues ersetzt. 

In dieses eher triste Bild fügt sich auch die höch­
sten Ortes betriebene Kultairpolitik ein, die ohne 
irgendeinen inneren Bezug — ich möchte fast sagen 
hilflos — dieser Entwicklung gegenübersteht oder 
sie zumindest nicht zu ändern vermag. So schlimm 
wie heute war es wirklich noch nie. Man ist auf der 
einen Seite in einer sehr generösen Weise bereit, 
10 Milliarden Schilling für ein Projekt wie die UNO­
CITY auszugeben, um sich damit ein Denkmal — und 
wie manche glauben, ein sehr tönernes Denkmal — 
zu setzen. Der jährliche Abgang der Bundestheater 
ist seit 1972 — dem ersten Budget dieser Regierung 
— von 514 Millionen auf 678 Millionen Schilling an­
gestiegen und wird mehr oder minder als Schicksal 
hingenommen, das sich einfach nicht ändern läßt. 
Aber nur 25 Millionen Schilling stehen im nächsten 
Jahr für den Denkmalschutz im ganz Österreich zur 
Verfügung, das heißt: mit diesem Betrag sollen 
Tauisende wertvoller Baudenkmäler, die irgendwo 
doch ein Aulsdruck wertvollster Kultur sind, erhalten 
werden. Hier kann man nur sagen, daß das nicht 
einmal ein Tropfen auf den heißen Stein ist. Burgen 
und Schlösser und, meine Damen und Herren, ich 
weiß nicht, ob Sie diese Zahl kennen: es gibt 283 
davon allein in der Steiermark •—, gehen alljährlich 
zugrunde, weil deren Erhalter nicht in der Lage sind, 
das Geld für die Dachreparaturen aufzubringen. 

Wenn man bedenkt, daß die Wiederinstandset­
zung etwa der prachtvollen Kirche in Neuberg an 
der Mürz Millionenbeträge verschlingt, sieht man, 
wie wenig für diesen Sektor zur Verfügung steht. 
Ich sage das auch in aller Härte und Offenheit. Wir 
sind erschüttert, wie verständnislos der Finanz-
minister Fragen gegenübersteht, wenn es darum 
geht, Investitionen etwa für die Wiederinstandset­
zung dieser baulich wertvollen Bestände steuerlich 
absetzbar zu machen; wie taub er solchen Wün­
schen gegenübersteht. Der diesbezüglich vorge­
brachte Wunsch eines LandespoMtikers wird nicht 
einmal ignoriert, meine Damen und Herren, und der 

6* 
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Brief trotz mehrmaliger Urgenz nicht beantwortet. 
Aber vielleicht kann Ihnen, der Landesrat Jung-
wirth dazu einiges sagen. Dafür werden aber zur 
gleichen Zeit Milldonenbeträge, und zwar steuer­
lich absetzbar, von Banken und Versicherungen in 
Fassaden und Mairmorportale hmeingesteckt, weil 
das Geld nicht dem Staat zugeführt werden soll, das 
heißt, es wind auf der anderen Seite dem Staat ent­
zogen, obwohl wir es für die Erhaltung von Baumbe­
ständen dringend brauchten. Meine Damen und 
Herren von der anderen Fraktion, ich weiß, daß 
sich das nicht gut anhört und ich bitte Sie, sich 
nicht auf die ÖVP hinausreden zu wollen. Vor allem 
dann nicht, wenn man mit dem Versprechen, vieles 
anders machen zu wollen, angetreten ist. 

Ich möchte mich schon wieder etwas auf den 
Boden der Kultur zurückbegeben. (Landesrat Bam­
mer: „Sachlichkeit!") Sachlich war ich auch jetzt, 
Herr Landesrat. Das war gar nicht unsachlich, son­
dern nur eine etwas härtere Feststellung. (Lan­
desrat Dr. Kradner: „Schwungvollere Feststellun­
gen!") Vielleicht komme ich ZJU einem Kapitel, das 
uns wieder stärker verbindet. Ich würde sagen, ich 
komme zu einem Gedanken, der uns stärker verbin­
det, jedenfalls habe ich ihn durchgespürt in den Bei­
trägen der Frau Abg. Hartwig. Kultur ist sicherlich 
mehr etwa als Musik, Theater oder Kunst, insbe­
sondere daran, wenn diese den einzelnen eher in die 
Rolle der Passivität des bloßen Hörens oder Sehens, 
des Konsumierens, hineinzuverweisen droht. Kultur 
hat eine unendlich weite Dimension, eine wesent­
lich weitere als bloße Darstellung und Wiedergabe. 
Kultur ist auch als der Veitsuch zu verstehen, 
menschliches Leben in seiner Weite und Tiefe zu 
begreifen und zielorientiert zu gestalten. Kultur 
umfaßt den eigenen persönlichen Lebensstil ebenso 
wie die Begegnung von Mensch zu Mensch. Sie kann 
auch vor der Wohnungstür nicht haltmachen, wie 
sie ebenfalls den Arbeitsplatz, die Schule, die Ka­
serne miteinzubeziehien hat. Kultur bedeutet, jeden­
falls empfinde ich es so, sich seihst, seinen Stand­
ort dn Zeit und Gegenwart, das Verhältnis von Er­
erbtem und Erarbeitetem richtig einzuschätzen. In 
diesem Sinn ist der Mensch ein geschichtliches We­
sen. Auch wenn er in die Zukunft denkt, kann er 
ohne Vergangenheit nicht leiben. Das hat nichts mit 
der heute so strapaziecrten Nostalgie zu tun. In die­
sem Bekenntnis zur Geschichtlichkeit des Menschen 
sehe ich persönlich den Anhaltspunkt für ein neues 
Bewußtsein, welches die kulturellen Werke vergan­
gener Zeit nicht als eine Art verehrungswürdiger 
Denkmäler ansieht, sondern als Teil unser selbst 
versteht. Hier glaube ich auch den Ansatzpunkt für 
jene so dynamische Bewegung zu erkennen, welche 
die Wiederverlebendiguing unserer historisch ge­
wachsenen Altstädte und Stadtkerne zum Ziel hat. 
Sie werden nicht als riesige Museen, als Schauob­
jekte oder Attraktionen für Fremde gesehen. Man 
möchte sie vielmehr als atmosphärischen Bereich 
verstanden wissen, wo Leben und Wohnen das 
kulturelle Lebensgefühl des Menschen prägt und 
beeinflußt. Es ist die wiederentdeckte Freude an den 
schönen Ortsbildem, am prächtigen Plätzen, an alten 
Häusern, an Bauwerken, an Bauernhöfen, an Kir­
chen, Bildstöcken (und an Bauwerken, die so mancher 

großartigen Landschaft erst ihren unverwechsel­
baren kulturellen Charakter verleihen. Wer in dein 
letzten Wochen erlebt hat, mit welchem Engagement 
und welcher Begeisterung gerade junge und kriti­
sche Menschen für die Erhaltung der Altstadt und 
kultureller Objekte gekämpft haben, muß eigentlich 
sehr nachdenklich werden. 

Ich glaube, daß daher die Einbringung des Initia­
tivantrages für ein Gnazer Altstadtgesetz einen er­
sten und wichtigen Schritt (in diese Richtung hin dar­
stellt, der freilich auch noch einer umfassenden Un­
terstützung durch alle jene bedarf, die in irgend­
einer Form an dieser Altstadt interessiert sind, ob 
es die Behörden sind, Versicherungen, Hauseigen­
tümer, Banken, Gewerbetreibeode, Geschäftsleute 
oder auch Architekten, und Erzieher. Ich glaube aber 
auch, daß wir dringend diner Erweiterung dieses 
Schutzgesetzes für die gesamte Steiermark bedürfen. 
Es wird notwendig siain, ein steirisches Ortskemer-
haltungsgesetz zu schaffen, damit Barbareien, wie 
sie etwa in Graz passiert sind, in den Ortschaften 
mit gut erhaltenen Ortekernen verhindert werden 
können. Ich glaube auch, daß hier gesagt werden 
sollte, daß wir dringend notwendig das neue Denk­
malschutzgesetz erwarten, weil wir nur in einer 
Zuisammenschau aller dieser Möglichkeiten eine Er­
haltung dieser wertvollen Bestände ermöglichen. In 
diesem vorhin dargelegten Kulturvenständnis sehe 
ich persönlich auch die innere Begründung für die 
Raumordnung, die als eine kulturelle Aufgabe er­
sten Ranges anzusehen ist. Geht es doch darum, den 
Menschen und seine Umwelt, ob sie nun künstlich 
oder natürlich ist, den Ort, in dem wir leben, den 
Platz, an dem man arbeitet, die Landschaft, die er­
lebt wird und in der man sich bewegt, menschen-
gerecht zu gestalten. 

Es hat mich eigentlich sehr beeindruckt, mit wel­
cher Ernsthaftigkeit in der Steirischen Akademie, die 
sich heuer diesem Thema verschrieben hat, gerade 
um diese Gestaltungsaufigabe gerungen wurde. 
Wenn beispielsweise engagierte Menschen draußen 
in ihren Ortschaften einfach nicht zusehen wollten, 
was und wie etwas geschieht oder aber auch, wie 
etwas nicht geschieht; wenn, vorerst freilich noch 
schüchtern und ein wenig verzagt, Vorstellungen 
und Wünsche artikuliert und in der öffentiächtaeit 
angemeldet wurden. Im nachhinein muß man auch 
dankbar vermerken, wie richtig und wichtig es war, 
gerade dieses Thema der Steirischen Akademie 1973 
zugrunde zu legen. Höchst bemerkenswert war auch 
der Ablauf selbst. Einmal in der Vorbereitung, die 
sich nicht nur in einem esoterischen Zirkel in Graz 
abgespielt hat, sondern in einer Reihe steiiischJer 
Orte exemplarisch vorangetrieben wurde. Aber auch 
exemplarisch der Vorgang selbst, wo man abgegan­
gen ist von der üblichen Vortrags- und Ddjskussions-
methode, die vielfach eher dazu geeignet ist, ein 
Thema zu zerreden als neue Ergebnisse zu erarbei­
ten. Stattdessen wunde in der Steirälschen Akademie 
versucht, sich gemeinsam in kooperativer partner-
schaftlicher Gesinnung an Probleme und Problem-
lösungsmöglichkeiten im wahrsten Sinne des Wor­
tes heranzutasten. Die Gastreferenften aus Deutsch­
land und der Schweiz haben zu diieisem Lernprozeß 
ebenso beigetragen wie etwa „die Betroffenen" in 
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den Gemeinden übelbach, Deutschfeistritz, Peggau, 
Wildon oder Gleisdorf. 

Wenn ich, meine Damen und Herren, zum Schluß 
komme, so möchte ich dennoch 'ein Thema an­
schneiden, das sehr wohl auch dem kulturellen Be­
reich zuzuzählen ist, weil es dem Menschen und 
seiner weiteren Entwicklung dient, nämlich die Er­
wachsenenbildung — das Lernen ohne Ende, wie 
es einmal bezeichnet wurde. 

Wir nehmen gerne zur Kenntnis, daß die Förde­
rung der allgemeinen Volksbildung in der Steier­
mark — der Titel „Volksbildung" wäTe vielleicht 
auch einmal durch „Erwachsenenbildung" zu erset­
zen — eine sehr schöne Aufstockung der Mittel von 
2,5 auf 3,4 Millionen Schilling erfahren hat. Wer 
nämlich weiß, mit welchen finanziellen Problemen 
die Einrichtungen der Erwachsenenbildung zu kämp­
fen haben, wird eioe solche Aufstockung durchaus 
dankbar vermerken, Aber auch hier ein offenes 
Wort. Unbegreiflich ist freilich die Tatsache, daß zur 
selben Zeit der Herr Unterrichtsminister im Bun­
desbudget den im Vorjahr veranschlagten Förde­
rungsposten von 31,5 Millionen Schalung (für Ein­
richtungen der freien Erwacbsenenblilidung in 
Österreich) auf 17 Millionen Schillimg gekürzt hat. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: „Unglaublich!") Ich 
weiß nicht, ob damit den freuen Einrichtungen deT 
Erwachsenenbildung allmählich, aber sicher der Bo­
den entzogen, werden soll. Wenn man nämlich die 
sonstige Entwicklung in Österreich in den letzten 
Jahren aufmerksam verfolgt, dann wird man diesen 
Eindruck nicht ganz los. Gerade die Nähe zur soge­
nannten Rundlunkreform, die wiederum begleitet 
ist durch einen massiven Angriff auf die unabhän­
gige Presse, läßt befürchten, daß nach dem Rund­
funk auch die Erwachsenenbildung unter die Fittiche 
der jetzigen Regierungspartei genommen werden 
soll. (Abg. Gerhard Heidimger: „Geh weiter!") Eine 
besondere Delikatesse auf diesem Gebiet stellt 
jedenfalls der erste Entwurf des Unterrichtsmini­
steriums zur Schaffung einer Gesellschaft für politi­
sche Bildung dar. Er wurde kürzlich zur Diskussion 
gestellt, aber von den Erwachseraenbildu'ngsein-
richtungen und — wie tich höre auch von den So­
zialisten einmütig -abgelehnt. Dem Veitein bzw. dem 
von ihm geführten Institut für politische Bildung 
wäre praktisch — und zwar mehr oder minder aus­
schließlich — die Planung <und Durchführung der 
politischen Bildung überantwortet worden. Von dem 
so vielfach strapazierten Wort „Demokratisierung" 
von Wahlen und dergleichen war iim Entwurf nichts 
zu lesen. Der Verein hätte nämlich nur aus zwei er­
nannten Mitgliedern bestanden, wobei der Bundes­
minister für Unterricht eines dieser beiden Mit­
glieder giewesen wäre, der dann in eigener Macht­
vollkommenheit und mit Hilfe des Geldhahnes be­
stimmt hätte, was und wie in Österreich politisch zu 
bilden ist. Dieser Entwurf äst Gott sei Dank in der 
Schublade verschwunden. 

Aber auch am zweiten Entwurf, der nunmehr vor­
liegt, scheint demokratisches Bewußtsein ebenfalls 
ziemlich spurlos vorübergegangen zu sein. Man hat 
zwar den sieben in der Konferenz der österreichi­
schen Erwachsenenibildung vertretenen Erwachse-
nenbildungse'iiirichtungen in diesem Falle je eine. 

Stimme gegeben, aber sie zugleich wiede>ruin mit 
sieben Stimmen des Ministers (neutralisiert, damit in 
einem wohlausgewogenen Proporz, mittels Zwei­
drittelmehrheit, der Wille der jetzigen Regierungs­
partei wieder durchgesetzt werden kann. 

Meine Damen und Herren auf der anderen Seite! 
Ich bitte Sie wirklich um Verständnis, daß uns eine 
solche Art von politischer Bildung im höchsten Maß 
suspekt ist. 

Ich möchte zum Schluß meinem Kollegen Abge­
ordneten Gross, ich weiß nicht, ob er hier ist, mit 
dem ich mich eigentlich seit vielen Jahren durch eine 
gemeinsame Erfahrung und auch durch gemieinsame 
Arbeit im Landesjugendbeirat und in der Erwachse­
nenbildung freundschaftlich verbunden fühle (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Nach der Rede! Das ist ja 
fürchterlich!" —Abg. Ing. Stdisser: „Ausnahmen be­
stätigen die Regel!") und den ich wirklich ab seiner 
demokratischen Gesinnung immer geschätzt habe, 
gerade deshalb (Abg. Gerhard Heidinger: „Zur ÖVP 
wird er gehen!" — Abg. Seidl: „Warum nicht!") 
Kollege Heidinger! Wir haben durchaus verschie­
dene Auffassungen in einzelnen Fragen, das ist ja 
kein Nachteil —, aber im Grundverhältais hatten 
wir immer eine sehr offene und herzliche Art; ich 
kann mir einfach nicht vorstellen, daß er sich mit 
solchen Bestrebungen identifiziert. Sagen Sie, Kolle­
ge Gross, dies bitte — wenn er nicht hier ist, werde 
ich ihn nachher noch ersuchen — in der herzlichen, 
steirischen, rauhen Art, die wir alle gewohnt sind, 
Ihren Parteifreunden in Wien, damit auch dort Ver­
nunft und nechtes Augenmaß sich letztlich durch­
zusetzen vermögen. (Abg. Gerhard Heidinger: „Zu­
erst bekämpft er ihn, und dann ist er ihm in 
Freundschaft verbunden! Was würden Sie sagen, 
wenn wir das machen würden?") Kollege Heidinger! 
Ich bin schon beim letzten Satz, vielleicht (Abg. 
Grätsch: „Sagen Sie lieber nichts!") hören Sie ihn 
sich genau 'an, weil er — glaube ich — richtig ist. 

Auf lange Sicht ist nicht der stark, der Macht hat, 
sondern jener, der Macht verantwortungsbewußt 
und tolerant ausübt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Strenitz. Ich 'erteile iiihm dieses. 

Abg. Dr. Strenitz: Herr Präsident! Meine Damien 
und Herten! Ich habe mich eigentlich sehr gewun­
dert, daß mein Vorredner, der Abgeordnete Dipl.-
Ing. Schalter, gerade uns Sozialisten mit der Be-
mlerkung apostrophiert hat, man würde mehr Geld 
in den Bau von B.anken lalls in -die Erhaltung von 
Burgen stecken. Das wird wahrscheinlich seinem 
Klubkollegen, (dem Abgeordneten Dr. Heädinger, 
nicht sehr angenehm igiewesen sein, der ©auheur 
eines Bankgebäudes ist (Abg. Dr. Heidinger: „Ich 
fühle mich gar nicht betroffen!"), das, meines Wis­
sens, auch nicht im Stil cmittelälterilicher Burgen 
errichtet wird, sondern aus Stahl, Beton und Glas. 

Nun aber, meine Damien und Herren, zurück zum 
Thema. Alle politischen Kräfte dieses Landes schei­
den — zumindest in ihren Programmen —- Über­
einstimmung darüber zu erzielen, daß die freie 
Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit mehr 
braucht als nur 'die Bereitstellung der ökonomi-
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schem Voraussetzungen. Das heißt, daß Qualität und 
Sinngebung unseres Leibens sehr entscheidend da­
von, abhängen, -welchen Stellenwert wir Kultur und 
Bildung in unserer Gesellschaft einräumen. Die 
Fähigkeit zu kritischem Denken und der Wille 
zu schöpferischem Tum sind sehr wohl Zielpunkte 
einer Kultur- und ErziehuingspoLitik, auf die das 
Wort "von der Lebensqualität im seiner (ganzen tiefem 
Bedeutung zutrifft. 

Kulturpolitik aber, meine Damen und Herren, 
muß ein Prozeß sein, der alle unsere Mitbürgeir 
erfaßt, an dem mitgestaltend möglichst viele Anteil 
haben sollen in dem Bewußtsein, daß Kultur nicht 
irgendeine Riamidverzierung des Lebens ist, sondern 
ein sehr wichtiger Inhalt. Erst wenn sich die Über­
zeugung in den Herzen des größten Teiles unserer 
Mitbürger festgesetzt hat, daß Kultur nicht ein 
Pederl am Hut sei, das man idurch Pflichtbesuchle 
von Pflichtveranstaltungen erwerben kann, erst 
dann werden wir den Kampf gegen jenen so oft 
zitiertem Konsumfetischismus gewonnen haben, der 
ums den Sinn unseres Lebens vergessen läßt. In 
diesem Prozeß darf auch der Künstler keiin gedul­
deter, auf Almosen der öffentlichem Hand ange­
wiesener Außenseiten: sein, sondern der wichtigle 

..schöpferische Produzent einer sich nach neuen Wer­
tem lOTierutderendem Gesellschaft. Kumst- und Kultur­
politik stehen aber für mich auch als übergeord­
neter Begriff für eine neiuie Eraizieitpädägogik, 
Welche zu einer Freizeit erzieht, die mehr ist als 
Nichtarbeitszeit, sondern eine Zeit zäun Erleben und 
zum Erlebnis. 

Meine Damen und Herren! Diese Einleitung soll 
jenen Standpunkt markieren, von dam aus ich ein 
paar kritische Bemerkungen zum „SteiriscrDen 
Herbst" anbringen möchte. Der „Steiriscbe Herbst" 
— was will er sein? „Ein Festival, idas durch 
aetiine echte Auseinarndersletzaiinlg rnlit dem zeitge­
nössischen Kultes chaffien anderen Festivals wm 
eine ganze Länge Kul te voraus ist", sagte Mi­
nister Sinowatz anläßlich der Eröffnung, „das 
lebendigste unld mutigste Festival Österreichs." 
Der „Steiriscbe Herbst" — was ist er wirklich? 
Zunächst einmal ein Großeinsatzz, der von allen 
Beteiligten eine nicht unerhebliche physische und 
auch psychische Konstitution erfordert. Man wird 
144ma! zur Kunst gebeten. Trigon •allein wollte deim 
a'rbeitsgeplagten Mitbürger zu rund 20 Stunden 
Kunsterlebnis verhelfen; für die meisten von ums 
ein Ding der Unmöglichkeit. Aber ein Großeinsatz 
woran? An Progressivem, Avantgardistischem, an 
Modernem? Die Bezeichnung an sich wäre unwich­
tig, würde sich unir nicht die Frage stellen: „Wie 
modern sind wir wirklich?", angesichts der eta­
bliertem Moderne eines Penldercky. 

Was sollte Trigon sein, meine Damen unld Her­
ren? Eine Auseinandersetzung mit der Kultur un­
serer Nachbarländer, die künstlerische Manifesta­
tion das Gedankens der Völkerverbindiung. Nun 
besteht meine Kritik 'an Trigom nicht darin, daß 
mir persönlich Trigon heuer nichts geben konnte. 
Vielleicht bin ich ein so hoffnungsloser Banause, 
daß mir die geheime Kommunikation des Telefo-
nierems eben kein Kunsterlebnis bedeutet. Ich halte 
auch nichts von künstlerischer SelbstveTwirklichung, 
die darin bestehem soll, daß ich mein Konterfei 
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in einem Monitor er blickte. Auch die alte Klage will 
ich nicht wieder aufwärmen, daß das soundsoviel ge­
kostet hat unld daß man mit soundsoviel hätte 
auskommen können, obwohl auch hier der Satz gilt, 
daß die besten Ideen oft auch idie billigsten simd. 

( Woran sich meine Kritik entzündet, ist die Tat­
sache, daß der Informationswert wieder einmal 
gleich Null war. Es gab keine Kommunikation mit 
dem Publikum, es gab keime Kommunikation des 
Pu'bliikuimis untereinander, kein Hinführen des 'stau­
nendem Publikums zum Dargebotenen. Man blieb 
skeptisch. Bisweilen entstand ein Engagement durch 
die Lust an der Sensation, aber nicht lauf Grumld 
ernster Auseinandersetzungen. 'Sicher: Experiment 
und Avantgarde sind zunächslt einer Minderheit 
vorbehalten. Das gesunde Voilkaempfinden braucht 
schon einige Zeit, um nachzukommen. Aber die 
Frage bleibt offen, ob man wirklich alles um/törmom-
mien hat, um aus dieser Exklusivität herauszukom-
mlen, aus dieser Exklusivität einiger weniger, die 
Jahr für Jahr immer dieselben. simd. Hat man 
überhaupt den Versuch gemacht, unseren Mitbür­
gern ein Verständnis der kulturellem Situation zu 
vermitteln? Die Isoliertheit zum Publikum, der 
elfenbeinerne Turm der Kunst, der ja die eigentliche 
Frustration des Künstlers von heute ist, iist ge­
blieben. Der Satz „Elitäre Kunst ist Onanie", der 
im- Vorjahr an den Wandern des Forums Stadtpark 
stand, gilt noch immer. 

Man verstehe mich richtig: Ich wende imich nicht 
gegen leine progressive Thematik des „Steilrischem 
Herbstete", aber es bleibt mach wie vor die Frage 
offen, ob Konzept, Organisation unld Durchführung 
dazu beigetragen haben, lumjsene Mitbürger von 
dieser schweigenden, phantaslielosem, femsehge-
schwängerten Freizeit ein wenig wegzuführen. All­
zuviel schieint dem Zufall überlassen geblieben zu 
sein. Die Eigenverantwortlichkeit der Vertanstalter 
hat dazu geführt, daß ein gemeinsames Konzept 
kaum sichtbar wurde. Die Beiträge wunden addiert 
statt koordiniert. Koordiniert wurden (allenfalls 'die 
Termine. So ist man sich über 'die Notwendigkeit 
einer Reform des „Steiirischlen Herbstes" überall 
einig, auch bei den Veranstaltern. Möglicherweisle 
lassen stich Stagnationen unld 'Ermüdungserscheinun­
gen zum Teil durch dem Gewöhmumlgseffekt er­
klären, der nach sechs Jahnen das Interesse am 
Neuen schwinden läßt. Was mir aber wesent­
lich erscheint, äst die Tatsache, daß die Aufgabe 
der Programmgestaltung in ihrer Größe einen ein­
zelnem, und mag er auch noch so außergewöhnliche 
Qualitäten aufweisen, überfordert. Vielleicht 
kömmte die Lösung darum bestehen, sich zur Pro-
gramimgestaltung eines Programmbeifates oder ei­
nes Kuratoriums ^u bedienien, in dem etwa Land, 
Stadt, ORF, die Musikakaderniie unld (die Grazler 
Auitoriemverslammlumg vertreten isiein solltien. Jedem 
diesem Programmbeirat angehörenden Mitglied 
sollte es freistehen, zu den Sitzungen Künstler 
mitzubringen. Auf diese Weise könnte auch der 
Kunistproiduzent in die Planung eingeschaltet wer­
den, eine Forderung, die von vielem jungen Grazer 
Künstlern seit langem erhoben wird. 
, Diskutiert wird dicht zuletzt noch immer die 
Frage der Dauer. War es früher zu lang, ist es 
heute zu kürz. Sind wir früher mit hängender 
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Zunge von Veranstaltung zu Veranstaltung ge­
hetzt, so finden heuer lange niach Torschluß Ver-
anstaltunlglen statt, von denen böse Zungen be­
haupten, wen kümmerfs eigentlich noch? Aber es 
hier allen riecht zu tun, ist sicherlich schwierig. 
Vielleicht wären vier Wochen mit der Setzung ei­
nlas Hauptakzents richtig. 

Aber die Frage der Dauer ist nicht das Gra­
vierende, meine Damen und Herren. Das Entschei­
denide 'ist eher, wie wir es verhindern können, daß 
Graz, die Stadt der Avantgaride, nach einem heftigen, 
aber mehr oder minder kurzen Aufleuchten im 
Herbst, für die Zeit des übrigen Jahres wieder 
zur Pensionopolis wird, in der die künstlerische 
Nostalgie fröhliche Urständ feiert. Vielleicht 
könnte, wie wir es auch in unseren Leitlinien ge­
fordert haben, ein ständiges Zentrum für Infor­
mation über Aktualitäten zeitgenössischer Kunst 
gute Dienste leisten; vielleicht auch ein Kultur-
beirat beim Amt der Steiermärkiscben Landesre-
gierumg, der alle Bieredche künstlerischen Schaffens 
umfassen sollte; vielleicht auch ein jährlicher 
steirischer Kulturbericht. Worauf es aber am mei­
sten ankommt, ist die Durchbrechung jener Infor-
miations schranken zwischen Künstlern, Kunstver-
wialtung und Publikum. Nur dann wird der „Stei-
rische Herbst 1974", dessen Früchte wir schon jetzt 
säen müssen, ireiche Ernte bringen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Haas. 

Abg. Haas: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Steiriische Naturschutzgesetz liegt nun 
am Tisch des Hoben Hauses. Nach der alten Weis­
heit, daß gut Ding Weile braucht, wollen wir hof­
fen, daß wir daran sind, ©in gutes Gesetz zu 
machen, zumal es auch eine Weile brauchte, daß 
es beraten und vorbereitet war, daß wir hier im 
Landtag letzte Hand anlegen können. Ein Gesetz, 
in dem es nicht nur um die Erhaltung irgend­
welcher seltener Blumen- und Tierarten geht, dies 
natürlich auch. Aber der Aiufgabenirahmen diesels 
Gesetzes ist viel weiter gesteckt, viel umfassender. 
Es geht schlechthin um die Erhaltung unserer steiri-
schen Landschaft, des gesamten uns zugewiesenen 
Lebens raumies, insbesondere um die Erhaltung und 
Gestaltung des künftigen Erholungsraumes. Die 
Aufgabenstellung dieses Gesetzes wird dartuim auch, 
so meine ich, durch den eigentlichen vollen Na­
men, nämlich „Gesetz über den Schutz (der Natur 
und die Pflege der Landschaft" besser umschrie­
ben, als wenn man nur vom Naturschutzgesetz 
spricht. Wir haben zur Zeit in der Steiermark 
neun Naturschutzgebiete und 49 Landschaftsschutz-
gebiete, die allein ein Drittel der gesamten Land­
schaft einschließen. Ein Drittel der Steiarmiark also 
steht unter besonderem Schutz. A le Maßnahmen, 
die das Landschaftsbild in irgendeiner Weise ver­
ändern können, wie Biodenentaahmen bei Stein­
brüchen, Sand- und Schottlerwerken, größere Erd­
bewegungen, Großablagemingen, Neuaufforstung, 
Rodungen, aber auch die Errichtung irgendwelcher 
Baiuten, die Wiidmiunig von Bauplätzen, sind 'dem 
Gösletz noch verboten, isofern nicht eine Auisnahme-

genehmiigung durch die zuständige Behörde erteilt 
wind. Dies alles hat siichier sein Gutes im Interesse 
der Erhältung eines möglichst ursprünglichen Land­
schaftsbildes. Das schafft aber natürlich auch Pro­
bleme. Diese Landschaftsschutzgebiete umschließen 
nicht nur entlegene, kaum bewohnte Ahnen und 
Bargregionen, sondern sie beginnen bereits in den 
dicht besiedelten Vorortgemeinden der Stadt Graz. 
Ein ganzer Ring solcher Schutzge'biete umschließt 
Graz im Norden, im Osten, um Westen. Diese 
sind auch Weitgehend identisch mit den Naher­
holungsgebieten für Graz, wie sie in allen Ent­
wicklungskonzepten unserer drei Parteien gefor­
dert werden. Etwa 16 Gemeinden des Bezirkes 
Graz-Umgebung fallen ganz oder teilweise in diese 
Landschaftsschutzgebiete bzw. in den längeren Gür­
tel der Naherholungszone für Graz. Als Vizebürgex-
mieister einer dieser 16 Gemeinden, die zur Gänze 
in einem solchen Landschaftsschutzgebiet liegt, 
kenne ich die sich hier ergebenden Probleme so­
zusagen aus erster Hand, Ich möchte sagen: Wir 
haben durchaus Verständnis, daß mlan bemüht ist, 
eine Erholungsizone, einen Grüngürtel um die Stadt 
herum zu schaffen. Wir haben auch Verständnis 
dafür, daß es zur Erhaltung dieses Grüngürtels 
gewisses: Beschränkungen und Auflagen bedarf. 
Natürlich kann man auch ein absolutes Bauverbot 
für dieses landschäftsigeschützite Naherholungs­
gebiet deklarieren. Alles kann man, nur muß man 
wissen, was das für diese 16 Stadtuimgebungs-
gem'emden auch bedeutet. Das bedeutet nämlich 
ein radikales Einbremsen, Abstoppen der in vie­
len dieser Gemeinden sehr dynamischen Wirt­
schaftsentwicklung, der Bau- und Sieldliungsent-
wicklung, das bedientet auch 'enorme finanzielle 
Einbußen für den Gemeinldesäckel, wenn keine 
steuerträchtigen Gewerbe- und Industriebetriebe 
mehr ^angesiedelt werden dürfen, wenn es auch 
zu keiner Erhöhung der Ertragsanteile durch das 
Verbot einer weiteren Verbauiung mehr kommt. 
Wie sollen diese Gemeinden, so frage ich hier, die 
als Wohnsitzgemeinlden von der Steüerleistung 
ihrer weitgehend in Graz tätigen Bewohner ohne­
hin so 'gut wie nichts haben, auf Grund des 
geltenden Finanzausgleichles ihren Aufgaben nach­
kommen? Womit sollen sie Walsserleitungen, wo­
mit sollen sie Kanalisationen und Straßen für 
ihre Bürger bauen, womit diese Straßen erhalten, 
womit zusätzliche Einrichtungen für das Erholungs­
gebiet schaffen,- um es für unsere Grazer Freunde 
attraktiv zu gestalten? Sehen Sie, eine Antwort 
auf diese Frage vermisse ich in all den schönen 
Grüngürtalkonzepten. Hier fehlt uns auch das Ver­
ständnis, wenn man das einfach für uns als Schick­
sal abtut, als Schicksal, das nns gewissermaßen 
von Amts wegen verordnet ist. Ich erhebe hier 
die ein weinig ketzerische Frage, ob es unser 
Ziel sein soll, Indianerreservate in neuer Auflage 
hier inmitten des alten Europas zu schaffen. 

Lassen Sie mich in meinen kritischen Betrach­
tungen aber nicht nur zum Schicksal der betrof­
fenen Gemeinden, sondern auch zum Schicksal der 
in diesen Gemeinden lebenden Menschen 'ein Wort 
Sagen, und zwiar zu den Folgen, die sich für 
die Grundeigentümer, hauptsächlich also für die 
Landwirte, ergeben. Daß es unsere Bauern in aller-
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erster Linie sind, die für Idie Erhaltung leiner ge­
sunden umid gepflegten Landschaft Sorge zu tragen 
haben, das ist schon oft genug gesagt -worden. 
Daß nur einie gepflegte Landschaft eine Efholungs-
lanidschaft ist, ist auch schon ein alter Hut. Lassen 
Sie nur ieiin Jahr lang die Wiesen ungeinäht und 
Sie weiden sehen, welchen verkommenen und 
verwahrlosten -Eindruck auch die schönste Land­
schaft sogleich hinterläßt. Eine sehr exakte Unter­
suchung hat ergeben, daß 'die (Pflege — vor allem 
das Mähen — von rund 1 Milliarde Hektar steiler 
Berg- und Almwiesen in Österreich für die Nutzung 
vom rein wirtschaftlichen Gesichtspunkt her weit­
gehend unrationell ist und bei einmaliiger Mahd 
500 Millionen, bei zweimaliger Mahd eine Mil­
liarde Schilling kästen würde. Wife weit — so 
frage ich •—• wunde es mit dem Fremdenverkehr 
in unseren Bergregionen her sein, wenn unsere 
Bergbauern diese landschaftspflegerische Milliar-
denleiistung 'im Interesse der Allgemeinheit ein­
mal nicht mehr erbringen würden? In SüdtiTol 
erhalten Bergbauern, die sich verpfliehten, ihr Grün­
land auf herkömmliche Art zu bewirtschaften und 
nicht zu Bauland umzuwidmen, je Hof bis zu 
8000 Schilling jährlichen Landschaftspflegefoei-
trag. In der sehr fremidenverkehnst>ewußten Schweiz 
werden heuer umgerechnet 500 Millionen Schilling 
den Bergbauern als 'Direktbeiträge für die Leistun­
gen zur Erhaltung der Erholungslandschaft ausbe­
zahlt. Würde man diese schweizerische Maßnahme 
auf unser nicht minder vom Fremdenverkehr ab­
hängiges Österreich umlegen, so müßte von der 
Regierung 'eine Milliarde Schilling für unsere öster­
reichischen Bergbauern bereitgestellt werden. Trotz 
der sehr großspurigen Erklärungen ides Harm 
Bundeskanzlers, daß Bergbaulernförfderung Vorrang 
habe, daß sie ein agnarpolitfecher Schwerpunkt 
sei, beträgt der Bergbauiemzuschluß in Österreich . . . 
(Abg, Brandl: „Vorher War nichts!") Nein, Herr 
Kollege, dem ist nicht so! Für die Förderung der 
Aufbaugebilete sind erhebliche Mittel verwendet 
worden. (Landeshauptmann Dr. Nieder!: „Da war 
der Umbruch in der Agrarpolitik, 1969!" — Abg. 
Zinkanell: „Da war Null!") Herr Kollege Zinkiamell! 
Als Landeskammeirrat der Landwirtschaftskammer 
weißt du ganz genau, welche erheblichen Mittel 
für unsere Umstelkungsgebilebe Verwendung gefun­
den haben, — Mittal, die also auch schon vor 1970 
aus dam Grünen Plan herausgenommen worden 
sind. Aber ich stelle fest, meine sehr geehrten 
Herren Kollegen, daß der Beitrag Österreichs (der 
Bundesregierung) für die Bergbauernforderung 34 
Millionen Schilling im Jahr ausmacht, das ist kein 
Viertel, auch kein Achtel, sondern nur ein Drei­
ßigstel dessen, was die Schweiz für die Förderung 
ürrer Bergbauern, für die Erhaltung ihrer Erholungs-
zonen 'auslegt. Das möchte ich in ialllleor Deutlichkeit 
hier gesagt halben. (Abg. Zinkanell: „Wir haben 
ja 25 Jahre ÖVP-Regierung gehabt!") Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich zu­
rückkehren zu den Bauern 'im Lamldschaftsischutz-
und Naherholungsgebiet der Landeshauptstadt 
Graz. Auch hier gilbt es vielfach sehr steile Hang­
lagen, deren Bearbeitung sich — rein wirtschaft­
lich •—• kaum rentiert, Flächen, idie aber infolge 
der Stadtnähe und infolgie der schönen Aussicht, 

die isiie bieten, dennoch einen entsprechenden Wert 
repräsentieren — aber natürlich nicht mehr reprä­
sentieren werden, wenn für iddlese Flächen Bau­
verbot gilt. Bauverbot entweder auf Grund der 
LandschaftsschuitzbestimimiU'ngen oder Bauverbot 
durch die Zuoidnlung zum Freiland, wie das folei 
Erstellung der Flächenmutzunigspläine ganz sicher 
höheren Orts in diesen Naberholungsgemeinldlen 
gefordert werden wird. 

Daß dieses Bauverbot zum Schutz gegen Zer-
siedelung natürlich für jene, Landwirte eine aniorme 
Abwertung der Gründe herbeiführen wird, die in 
die Millionen, ja sogar in die hunderte Millionen 
Schillinge gehen wird, das ist die andere Seite der 
Medaille, von der man natürlich weniger spricht. 
Es ist an sich erstaunlich, daß unsere. sonist SD 
sehr auf Gerechtigkeit bedachte Gesellschaft 'das 
sehr gelassen hinnimmt, daß für den, der mit sei­
nem Besitz zufällig in 'eine solche Schutzzone zu 
liegen kommt, das Gmndveirmögran auf einen Bruch­
teil ides bisherigen Wertes reduziert wird. Ich 
glaube nicht, daß es von den Betroffenen als Aus­
gleich empfunden wird, daß sie nun als unbezahlte 
Landschaftsgärtner von Amts wegien dafür sorgen 
dürfen, daß die Grazer nun auf gepflegtem grünem 
Rasen spazieren gehen können. Wenn uns ein Ober-
gesicheiter empfohlen hat, wir ,sollen zur Ankur­
belung des Fremdenverkehrs in diesen Gebieten 
die bäuerliche Folklore neu beleben, so hat der 
liebe Schierzbold wohl gemeint, wir sollen es den 
Indianern in ihren Reservationen gleichtun, die 
für die Fremden — gegen harte Dollars natürlich 
—• auch ihre Straßenkleiidung .ausziehen, unld ihren 
synthetischen Federschmuck anlagen; wir Bollen 
also gewissermaßen in die Lederhose und grünen 
Strümpfe schlüpfen, den Steirerhut aufsetzen und 
dann als steiriischie Gamsbartindianer unisere Show 
abziehen. (Abg. Brandl: „Das ist fesch, eine Leder­
hose ist immer gut!") Meine >s!ehr verehrten Da­
men und Herren, da halben wir denn doch ein 
wenig andere Vorstellungen von unserer Zukunft. 
(Abg. Schön: „Das ist eine Diskriminierung der 
Bauern!") Gestatten Sie mir, daß ich namens der 
Bürgermeister jener 16 Landschaftsschutz- unld 
Naherholungsgemieinden hier im Hause unsere Mei­
nung deutlichmache. (Abg. Schön: „Ich muß meine 
Stimme erheben, wenn Sie so reden von der Folk­
lore!") Herr Kollege! Damit soll das in keiner 
Waise abgewertet werden unld wir bekennlen uns 
dazu. (Abg. Schön: „Ja, jetzt! Das klingt ganz 
anders!") Ich finde es nur nicht ganz am Platze, 
wenn man für 'diese gewaltigen Einschränkiuingen, 
die uns damit auferlegt werden, glaubt, einen 
Ausgleich geben zu müssen, ändern man sagt: Tut's 
ein bißchen Schnadahüpfelsingen und Schuhplat-
teln, damit werdet ihr schon den Ausgleich für 
alles das finden, was euch durch diese Besdirän-
kumgen genommen wind. Das, 'Herr Kollege, ist 
damit gemaint gewesen. Ich möchte eines sehr 
klar hier sagen. Bei allein Einverständnis für die 
Einrichibung solcher Erhollungszonien unld hier spreche 
ich für diese' 16 Naherholungsgemainden, die eine 
Fläche ausmachen, die /dam Bezirk Füwstlenfelld 
gleichkommt, muß hier zweierlei verlangt werden, 
daß 1. für diese betroffenen Gemeinden, denen 
diese Beschränkungen, Gebote und Verbote aufer-
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legt: werden, ein Ausgleich geschaffen wird, wenn 
sie nicht finanziell ausgehungert werden sollen. 
Ein Lastenaiusgleich, gleichgültig ob vom Land 
im Rahmen de r Raumordnung oder auch über Be-
darfszuwedsungen, oder e in interkommunaler Aus­
gleich zwischen d iesen Erholungsgemeinden und 
der Stadt Graz, für d e r en Bewohner j a letzlich 
dieser Erholungsgürtel geschaffen wird. Das zweite 
ist, daß 'sich jene, die diese 'Verordnungen und Ge­
setze erlassen, Geldanken machen sollen, in welcher 
Weise j enen zu helfen ist, deinen unsere gesetz­
geberischen Taten mit voller "Wiucht auf den Kopf 
fallen. Das heißt im konkreten Fall, ,daß jene, die 
von Amts wegen in die Rolle des Landschafts-
pflegers gedrängt werden, für diese ihre land­
schaftspflegerische Leistung auch in geeigneter Form 
entlohnt werden müssen. Dias gilt für die Bauern in 
den Berglagen ebenso Wie für jene in 'diesen 
Landschaftsschutzgebieten. Daß eine gepflegte Land­
schaft und ein gepflegtes Grün ihren Preis haben, 
das werden mir vo r allem Idie Bürgermeister der 
Stadt Graz bestätigen (Abg. Brandl: „Sind das 
zwei?"), d ie allein für d ie Pflege des gemeinde­
eigenen Grüns, für ihre Garten- und Parkanlagen, 
für d ie gemeindeieigienen Waldflächen, so las ich 
im Budgetvoranschlag 1974, 18 Millionen einsetzen. 
141 (Menschen sind dort beschäftigt. Umgerechnet 
bedeutet das, idaß für d ie Pflege von 1 h a s tädti­
schem Grün im J ahr 52.000 Schilling aufgewendet 
werden. W i r wollen nicht unrealistisch! sein, aber 
ich bin der Meinung, daß man nicht ver langen 
kann, daß in den Erholungsgemeinden Zehntau­
sende Hektar Grünland von unseren Bauern gleich­
sam um Gotteslohn gepflegt werden und zwar von 
jenen Bauern, de ren freies Verfügungsrecht über 
Grund und Boden weitgehend eingeschränkt wird 
und deren Grundstücke in diesen Gebieten weit­
gehend abgewertet werden. 

Ich glaube, daß es notwendig war, bei Behandlung 
des Themas Naturschutz und Landschaftsschutz auch 
diese Seite der Medaille ein wenig zu beleuchten. 
Auch wenn Sie mich im l inken Lager e inen Eigen­
tümer etischisten nemn'en, so ver t rete ich die Mei­
nung, daß es notwendig ist, reizvolle schöne Land­
schaften un te r besonderien Schutz zu stellen. Ich 
bekenne mich aber auch dazu, daß das Eigentum 
an Grund und Boden auch in unserer modernen 
und lurbanliislierten Gestellschaft immer noch ein 
Rechtsgut ist, das des Schutzes wert ist. (Beifall 
bei de r ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Karrer das Wort . 

Abg. Karrer: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Wenn man hier die Debatte über die steiri-
sche Kulturpolitik bis jetzt verfolgt hat, muß man sa­
gen, daß sie zum Teil in sehr vernünftigen Bahnen 
geführt wurde, daß die Redner beider Fraktionen 
zum Teil sehr triftige und kulturelle Überlegungen 
angestellt haben. Aber man muß auch feststellen, 
daß bei dem Kapitel Kulturpolitik zum Teil die 
Kultur doch ins Hintertreffen gerät und die Politik 
bei manchen sehr s tark im Vordergrund ist, zumin­
dest so, daß sie mit den Geschehnissen in der Steier­
mark nicht viel zu tun hat. 

So, glaube ich, darf ich, nicht weil ich so musisch 
veranlagt bin, zu diesem Kapitel einiges sagen, 
sondern weil einfach eine Gruppe in de r Haushalts-
post 325 zu finden ist, die die Musikschulen in un­
serem Land betrifft. Ich will mich nicht in einer all­
gemeinen Betrachtung verlieren, sondern direkt in 
die Materie eingehen und Ihnen sagen, daß wir im 
Jahr 1972 ca. 7862 Musikschüler hatten. Diese große 
Zahl wurde von 338 Musiklehrern betreut. Ich 
glaube, Sie werden mit mir einer Meinung sein, 
wenn ich sage, daß es eine so große Zahl ist, die 
nicht zu übersehen ist. Die Anfänge waren ziemlich 
spärlich. So hat ten wir kurz nach dem Krieg zwölf 
Musikschulen in unserem Land, diese sind auf 33 
angestiegen. Diese stolze Aufbauarbeit ist in erster 
Linie darauf zurückzuführen, daß Idealisten auf 
diesem Gebiet, die Gemeinden und natürlich auch 
das Land Träger dieses Kulturzweiges geworden 
sind. Es hat sich im Laufe dieser jahrzehntelangen 
Tätigkeit herausgearbeitet, daß auf Landesebene 
durch den Herrn Landesmusikdirektor Prof. Friedrich 
Körner versucht wird, mit den leitenden Direktoren 
draußen in den Musikschulen Kontakte und Über­
legungen anzustellen, wie dieser Schultyp in unse­
rem Land weiter ausgebaut werden kann. Denn die 
Musikschulen haben nicht nur die musikalische Er­
ziehung, sondern auch pädagogische Aufgaben zu 
erfüllen. So darf ich wohl sagen, daß dies in ers ter 
Linie von den Gemeinden und den Idealisten er­
kannt wurde. So sind im Laufe der Jahre Musik­
schulen entstanden, die aber auch sehr viel Geld 
gekostet haben. 

Die Ausbildung, meine Damen und Herren, das 
muß jedem klar sein, ist der Garant dafür, daß auch 
unsere Blasmusikkapellen im Land den nötigen 
Nachwuchs bekommen. Es wäre meines Erachtens 
nicht möglich, daß die Steiermark gerade auf diesem 
Zweig der Volksmusik eine so stolze Bilanz legen 
könnte, würde nicht durch die Heranführung junger 
Musiker — noch dazu, wenn sich das Talent mit 
dem Eifer verbindet, um noch weiterstudieren zu 
können. Dieser Faktor der Erziehungsarbeit wurde 
von den Gemeinden im Interesse dieses Volks­
musikzweiges erkannt und gefördert. Die Zahl der 
die Aufnahme anstrebenden Schüler wird größer. 
Im Schuljahr 1973/74 konnten von ungefähr 700 an­
gemeldeten Schülern nur 400 aufgenommen werden. 
Nicht, weil der Wille nicht vorhanden war, sondern 
weil auf diesem kulturellen Zweig noch viel zu große 
Mängel vorhanden sind. Schauen Sie, es gibt so 
viele Arten von Lehrern in den Musikschulen, die 
hauptamtlich pragmatisiert sind und nebenberuf­
lich an den Musikschulen unterrichten. Aber auch 
Studenten der Musikhochschule und Laienmusiker, 
die sich persönlich das Rüstzeug angeeignet haben, 
sind hier tätig. Alle helfen mit, der Jugend Musik 
und Erziehung auf diesem Gebiet zu vermitteln. Die 
Eltern, und hier komme ich zu dem Teil, der die 
finanzielle Seite betrifft — sind natürlich nicht in 
der Lage, die gesamten Kosten zu t ragen und auch 
den Gemeinden wird es von Jahr zu Jahr immer 
schwerer, Mittel bereitzustellen, die doch letzten 
Endes für die Allgemeinheit vorhanden sein müssen. 
Schauen Sie, in den Bezirken ist es so, daß eine 
größere Gemeinde unweigerlich drei oder vier kleine 
Gemeinden und deren Bewohner miteinschließt, daß 
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sie sich so zusammenfinden zu einer Musikschule, 
und daß natürlich auch dafür sehr viele Kosten auf­
gewendet werden müssen. Es ist erfreulich, wenn 
ich feststellen kann — und das darf und will ich 
auch hier tun —, daß für das Jahr 1974 im Lande 
19,2 Millionen Schilling angesetzt wurden, das sind 
um 3,2 Millionen Schilling mehr als im Vorjahr. Die­
sen zur Verfügung stehenden Geldmitteln wird 
sicher — das ist ja auch der Grund eines Antrages 
der SPÖ-Fraktion vom 8. Juni 1971 — in diesem 
Hause Rechnung getragen werden. In dem Antrag 
wird gefordert, daß die Leiterkosten, die Lehrer­
kosten, daß auch Sachzuschüsse für die Erhaltung 
der Musikschulen geleistet werden sollen und daß 
mit diesen 19,2 Millionen Schilling — so wie es in der 
Post darinnen steht — auch den Gemeinden finan­
ziell geholfen werden soll. Aber darüber hinaus, 
meine Damen und Herren, wird doch auch in erster 
Linie den Eltern und Schülern selbst geholfen. Es 
passiert sehr oft, daß in einer Familie zwei oder 
drei Kinder das Talent, die Liebe und den Fleiß mit­
bringen, eine musikalische Ausbildung anzustreben 
und damit treten die finanziellen Schwierigkeiten 
bei den Eltern dann auf. 

Bei den periodisch abgehaltenen Leiterbespre­
chungen durch den Herrn Landesmusikdirektor mit 
den Direktoren der Musikschulen ist bei der letzten 
Sitzung Klage darüber geführt worden, daß die 
Schüler nicht untergebracht werden können, daß 
zum Teil dafür die räumlichen Verhältnisse nicht 
vorhanden sind, aber die erste Sorge galt doch dem 
Lehrpersonal und — wie ich schon gesagt habe — 
daß dieses in dem notwendigen Ausmaße nicht zur 
Verfügung steht. So mußte bei dieser Leiterbespre­
chung auch verlangt werden, daß die Stellung des 
Lehrers etwas attraktiver gestaltet wird, daß diese 
doch letzten Endes auch eine Dienstzweigeverord­
nung bekommen und daß die ganze Problematik 
dieses Kulturzweiges auf gesetzliche Basis gestellt 
wird. Hier darf ich wohl sagen, meine Damen und 
Herren, daß Sie, wenn Sie die Leitlinien der SPÖ, 
und zwar die Seiten 68 und 69, gelesen haben, werden 
feststellen müssen, daß die gesetzliche Verankerung 
der Musikschulen in unserem Lande eine Forderung 
von uns ist, weil wir einfach der Meinung sind, daß 
dies unbedingt notwendig ist bzw. wir der Auf­
fassung sind, daß auch dieser Teil für die Jugend 
gesetzlich verankert gehört, damit auch hier ein 
Rechtsanspruch auf entsprechende Ausbildung be­
steht. 

Und nun lassen Sie mich noch einen kleinen Blick 
in meinen Bezirk, den Bezirk Mürzizuischjlag, tun, wo 
wir drei Musikschulen haben. Wir haben im Jahre 
1972 676 Schüler mit 31 Lehrern versorgen können. 
Die Kosten waren mit 2,331.000,— Schilling ver­
anschlagt, Sie sehen also: Drei Musikschulen mit 
über 2 Millionen Schilling Kosten in einem Bezirk! 
Sicher, die Eltern haben 500.000 Schilling aufge­
bracht, daß ist sehr sehr viel. Das Land hat im Vor­
jahr 960.000 Schilling zugeschossen, eine Summe, die 
sich sehen lassen kann, aber doch noch zu wenig, 
denn der Abgang bei den Gemeinden und das Defi­
zit, das eben einmal bei einem Kulturzweig ent­
stehen kann, muß ja doch von irgendwem getragen 
werden. Von den Eltern kann nicht mehr verlagt 
werden, die Gemeinden sind mit anderen Aufgaben 

überlastet, so daß eben der Antrag der sozialisti­
schen Fraktion dahin geht, daß das Land, neben den 
bisherigen Leistungen, noch intensiver in die Tasche 
greifen muß, damit auch dieser Kulturzweig in un­
serem Lande sich besser und schöner entwickeln 
kann. 

Es wird auch in den Leitlinien außer der gesetz­
lichen Verankerung eine zielstrebige Führung dieses 
Schultyps verlangt, damit auch eine verstärkte Zu­
sammenarbeit mit den Volksbildungsinstituten und 
mit den Kulturreferaten der Gemeinde stattfinden 
kann. Wenn dieser Fragenkomplex, meine Damen 
und Herren, organisatorisch so abgerundet und durch 
das Land finanziell besser unterstützt wird, dann, 
glaube ich, wird dieser Kulturzweig ein blühendes 
Werk werden, das Nachwuchs bringt und zwar 
einesteils für die Blasmusikkapellen und andernteils 
sehr viel Anregung den jungen Menschen vermittelt, 
sich musikalisch weiterzubilden. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist zu Wort ge­
meldet der Abgeordnete Ritzinger. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Ritzinger: Hohes Haus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Gross 
hat in der Generaldebatte darauf hingewiesen, daß 
wir ja noch in der Speziialdebatte Gelegenheit haben 
werden, zum ORF und zur Rundfunkreform zu spre­
chen. Er hat in seiner Generaldebatte ausgeführt, 
daß die Sozialistische Partei sich gegen ein Mei­
nungsmonopol ausspricht und für eine Meinungs­
vielfalt eintritt. Er hat auch zum Ausdruck gebracht, 
daß der Entwurf des neuen Rundfunkgesetzes die 
Tendenzen des Volksbegehrens wiedergibt und er 
hat in seiner Generalrede ebenfalls zum Ausdruck 
gebracht, daß das Recht der Länder nicht beschnitten 
wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn also solche Aus­
sagen seitens der sozialistischen Fraktion gemacht 
werden, dann muß man die Dinge doch ein wenig 
untersuchen. Wenn man nun die Dinge genauer 
untersucht, so muß man gleich einmal als erstes 
sagen, daß der Gesetzesentwurf zur Novellierung 
des Rundfunkgesetzes von Haus aus Stückwerk ist. 
Stückwerk deshalb, weil dieses Gesetz keine globale 
Zusammenschau ermöglicht. Wie Sie wissen — und 
ich glaube, daß heute davon auch in der Presse die 
Rede ist — gibt es das Kabelfernsehen, es gibt das 
Kasettenfernsehen etc. mehr. Wenn man also eine 
Reform und eine Novellierung des Rundfunkgesetzes 
macht, dann sollte man nicht einen Teil davon — 
also ein Stückwerk — nehmen, sondern man sollte 
eine globale Zusammenschau aller neuen Probleme 
haben. Wenn vorhin davon die Rede war — dies 
vor allem vom Generalredner der Sozialistischen 
Partei —•, daß die Länderrechte nicht beschnitten 
werden, sp stimmt das nicht. In diesem Gesetzesent­
wurf fehlt beispielsweise das Weisungsrecht des 
Generalintendanten. 

Meine Damen und Herren! Wenn das Weisungs­
recht des Generalintendanten fehlt, dann frage ich 
Sie: Welche Instanz hat dann letzten Endes der 
Länderintendant, wenn er mit seinem Programm­
intendanten bei der Wiener Zentrale nicht einver­
standen ist? Es gibt also praktisch auf Grund dieses 
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Entwurfes keinen Instanzenzug, beispielsweise des 
Länderintendanten. Nach dem derzeitigen Rund­
funkgesetz ist vorgesehen, daß die Länderinten-
danten für alle ihre Aufgaben, Programme und all 
das, was in den Bundesländern geschieht, zum Bei­
spiel an Hörfunk und Fernsehen, zuständig sind. 
Nach dem neuen Entwurf, den Sie — und zwar Ihr 
Generalredneir — als Fortschritt bezeichnen und wo 
Sie sagen, daß keine Länderrechte beschnitten wer­
den, ist der Länderintendant nur mehr für alle Pro­
duktionen seines Studios zuständig! Wenn also bei­
spielsweise von der Wiener Zentrale ein Aufnahme­
wagen in die Steiermark kommt, so hat der Landes­
intendant des ORF gar kein Mitspracherecht. Darüber 
hinaus reden Sie sehr von der Mitbestimmung, vor 
allem der Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Nach 
dem Entwurf wird ein wesentlicher Teil der Macht 
und des Aufgabenbereiches vom Aufsichtsrat in diie 
Generalversammlung oder Gesellschafterversamm-
lung verlegt. 

Meine Damen und Herren! In der Gesellschafter­
versammlung sind aber die Dienstnehmer des ORF 
nicht vertreten! Wo bleibt also hier — so darf ich 
Sie fragen — die Mitbestimmung? Und weiter: Sie 
haben zum Ausdruck gebracht, und auch Ihre Partei 
hat immer wieder zum Ausdruck gebracht, daß Sie 
einen echten, unabhängigen Rundfunk wollen. Das 
wollen wir auch. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorf er: 
„Den haben wir ja!") Aber ich muß Sie fragen, wenn 
man von der Unabhängigkeit spricht: Von wo oder 
von was unabhängig? Ich glaube, Sie sind mit mir 
einer Meinung, wenn wir feststellen: Unabhängig 
vom Staate und unabhängig von den politischen 
Parteien! (Abg. Pichler: „Na geh, da müßten Sie 
einmal mit dem Bacher reden!" •— Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. Eberdorfer: „Unabhängig auch von der Regie­
rung!") Nach Ihrem Gesetzesentwurf, den Sie vor­
gelegt haben, sollen alle wesentlichen Dinge in 
der Gesellschafterversammlung und Generalver­
sammlung stattfinden. Ein Beispiel noch dazu. Es ist 
richtig, daß im Volksbegehren der unabhängigen 
Presse die Bestellung des Generalintendanten vor­
gesehen war in der Generalversammlung. Zwischen 
damals und heute hat sich eine wesentliche Ände­
rung vollzogen. (Abg. Pichler: „Ja, sicher!") Sie müs­
sen wissen, der Geist des Volksbegehrens war ein 
Geist aus der Zeit der Koalitionsregierung. Sie wis­
sen, daß alles, was die Bundesregierung zu be­
schließen hatte, die Koalitionsregierung, auf ein­
stimmigen Beschlüssen aufbaute. Das heißt, wenn 
das Volksbegehren gesagt hat, Generalversamm­
lung zuständig für den Generalintendanten und die 
Führung, dann war von Haus aus gewährleistet, 
nachdem der Bund an der Generalversammlung 99 
Prozent der Anteile hält, daß, weil ein Exekutiv­
beschluß der Regierung Voraussetzung war, von bei­
den Parteien die Zustimmung gegeben wurde. Seit 
1966 unter der Binparteiienregderung der ÖVP die­
ses Volksbegehren beschlossen wurde, haben sich 
die Zeiten, die politische Bühne und die Situation 
verändert. (Abg. Brandl: „Gott sei Dank!") Wir 
haben daher aus demokratischer Überlegung die 
Bestellung des Generalintendanten nicht in die Ge­
neralversammlung gelegt, weil dort hätte die Volks­
partei 99 Prozent gehaibt (Abg. Pichler: „Wieviel 
hat sie denn heute?"), sondern wir haben diese Auf­

gabe in den Aufisichtsrat verlegt und zwar in den 
Aufsichtsrat, wo die politischen Verhältnisse und 
die Zusammensetzung eine andere ist. Herr Kollege 
Pichler, wenn Sie das sagen, Sie haben einen Min­
derheitsantrag in Wien eingebracht, wo Sie genau 
das Verkehrte versprochen haben, als das, was 
Sie heute zur Durchführung haben wollen. (Abg. 
Stoisser: „Dais ist ja ein Unterschied, damals waren 
Sie in der Opposition!") Schauen Sie. Ich habe volles 
Verständnis, daß Sie noch jetzt, weil Sie sehen, 
daß das Abbröckeln der Sozialistischen Partei so 
sichtbar i s t . . . (Abg. Premsberger: „Na, na, wir 
stehen doch ganz gut fundiert da!") Aber Herr Kol­
lege Premsberger. Entschuldigen Sie, wenn ich an 
Ihrer Stelle sitzen würde, ehrlich gesagt, und jeden 
Tag, wenn ich die Zeitung aufmache, sehe, ob es 
eine Personalvertretungswahl ist, eine Betriebsrats­
wahl, eine Landtagswahl, eine Gemeinderatswahl 
und bei jeder Wahl verliere ich und zwar in Per­
manenz, dann darf ich Ihnen sagen, da würde mir 
das Gruseln kommen. (Abg. Premsberger: „Zu Ihrer 
Beruhigung, ich habe ein Mandat dazugewonnen 
in dieser Zeit!") 

Ich darf Ihnen eines sagen. Wir haben durchaus 
Verständnis, daß Sie jetzt noch vor den großen 
Entscheidungen des Jahres 1975 die öffentliche Mei­
nung über den ORF unter Kontrolle bringen möch­
ten, oder, wenn Sie wollenr schnell noch das Rund­
funkgesetz in die Scheune bringen möchten. (Abg. 
Premsberger: „Ich bin ein Optimist, wir werden gut 
abschneiden!" — Abg. Pichler: „Wir haben Verständ­
nis, wie es Ihnen 1966 und 1970 gegangen sein muß!" 
— Abg. Dr. Heidinger: „Das habt ihr jetzt!") Nur 
ein wesentlicher Unterschied, Herr Kollege. Darf 
ich Ihnen etwas sagen? Wir haben 1966 das Ruind-
funkvolksbegehren zum Gesetz gemacht. (Abg. Pich­
ler: „Nein, eben nicht!") Jawohl. Ich darf Ihnen 
folgendes dazu sagen. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Nein, das haben Sie nicht! Sie haben sogar zuge­
geben, daß Sie es nicht als Grundlage gehabt ha­
ben!" — Weitere unverständliche Zwischenrufe.) 
Wegen des Superdemokratismus des ORF war es 
so, daß Sie letzten Endes 1970 mehr Vorteile dar­
aus gezogen haben als wir. Trotzdem stehen wir 
dazu und verteidigen die Unabhängigkeit. (Beifall 
bei der ÖVP. — Abg. Premsberger: „Das hat ja der 
Pichler gesagt!") Wir sind im steirischen Landtag und 
nicht im Nationalrat. Mir geht es darum. . . (Abg. 
Pichler: „Ich weiß, daß es schwer ist, zu diesem 
Thema zu sprechen!" — Weitere unverständliche 
Zwischenrufe.) Sie, das ist gar nicht schwer, wenn 
ich fortfahren könnte, Ihnen alles das zu sagen. (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Ja dann ...!") Bitte. Wenn Sie 
es wollen, sehr gern. Meine Herren! Sie sprechen da­
von großspurig in der Generaldebatte, daß die Län­
derrechte nicht beschnitten werden. Wenn Sie hören, 
im Rundfunkgesetz 1966 besteht der Aufsichtsrat aus 
neun Mitgliedern. (Abg. Pichler: „Das hört man ja 
nur von Ihnen!" — Abg. Brandl: „Den Bacher zu 
verteidigen, ist sehr schwer!") Weil Sie es nicht ge­
lesen haben. Da kann ich nichts dafür. Ich werde 
folgendes sagen. Dem stehen gegenüber neun Län­
dervertreter, elf andere Aufsichtsräte. Nach Ihrem 
Entwurf, der wieder einen echten Rückschritt bedeu­
tet, stehen neun Ländervertretern an Zukunft 33 an­
dere Aufsichtsratmitglieder entgegen. Das ist kein 
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Fortschritt für die Bundesländer, sondern ein Rück­
schritt. Sie werden selbst zugeben, ein Gremium mit 
42 Personen, die letzten Endes gewisse Exekutiv­
aufgaben haben, mit 42 Personen, kann nicht die 
Effizienz haben. (Abg. Pichler: „Daß Sie unseren Ent­
wurf noch loben, das verstehe ich nicht!" — Weitere 
unverständliche Zwischenrufe.) Wir sind durchaus 
objektiv (Abg. Brandl: „Nicht immer!"), aber in die­
ser Frage können wir Ihnen nicht folgen. Schauen 
Sie, Ihr Herr Bundeskanzler, der als Superdemokrat 
angetreten ist (Abg. Brandl: „Auch geblieben!" — 
Abg. Bischof: „Sehr richtig!" — Abg. Fellinger: „Ja­
wohl!"), wenn Sie das wollen. Ich möchte Ihnen vor­
lesen, wie er eine Generalversammlung abhält. 
Wenn wir uns heute hier melden, dann deshalb, weil 
wenn jetzt schon bei solchen Verhältnissen die De­
mokratie mit Füßen getreten wird, wie dann erst, 
wenn Ihr Entwurf zur Durchführung gelangt? (Abg. 
Brandl: „Aber, aber!" — Präs. Ileschitz: „Sie haben 
gerade vorhin gesagt, daß man nicht erhöhen soll, 
dabei dehnt der Kreisky die Demokratie aus: Statt 
neun kommen jetzt 33 Vertreter aus Kultur, Wissen­
schaft und Wirtschaft, viel mehr als bisher!") Ich lese 
Ihnen das vor. (Abg. Gross: „Aber Kollege Ritzinger, 
haben Sie was dagegen, wenn ein Gewerkschafter 
im Aufsichtsrat vertreten ist? Reden Sie doch keinen 
solchen Holler!") So verstehen Sie es. Herr Kollege 
Ileschitz, wenn Sie sagen . . . Ich habe nichts dagegen, 
daß die Gewerkschaft in der Generalversammlung 
ist. Habe ich nichts dagegen. Wenn Sie von Demo­
kratie reden, Herr Kollege Ileschitz, dann lese ich' 
Ihnen etwas vor. (Präs. Ileschitz: „Lesen Sie!") Hor­
chen Sie mir zu. Ist nämlich recht interessant. Der 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Haslauer von 
Salzburg hat erstmals an einer Generalversammlung 
des ORF teilgenommen und hat über seinen Ein­
druck den „Salzburger Nachrichten" ein Interview 
gegeben. (Landesrat Gruber: „Von welcher Partei 
ist denn der?") Der ist sicher von der ÖVP. Ich kann 
mir vorstellen, daß auch manchmal ein Volkspartei­
ler einen Eindruck haben kann. (Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian: „Ja, manchmal!" —• Landes­
rat Gruber: „Ich habe schon gedacht, Sie zitieren 
einen Sozialisten!") Hören Sie sich das an. Sie wol­
len es nicht hören. (Unverständliche Zwischenrufe 
SPÖ. — Glockenzeichen des Präsidenten.) „Da ich 
erstmals an einer Sitzung der Gesellschafterver­
sammlung des ORF teilgenommen hatte, war ich 
noch so naiv, anzunehmen, daß eis uim eine sachliche 
und gründliche Erörterung der Probleme gehe. Diese 
Naivität wurde mir sehr rasch ausgetrieben. Denn 
was sich bei dieser Gesellschafterversammlung ab­
spielte, war nichts anderes als brutale Ausnützung 
der Machtposition der Regierung gegenüber den 
Minderheiten der Gesellschafter, die die Bundeslän­
der repräsentieren. Die Bundesländer Tirol, Steier­
mark, Niederösterreich und Salzburg wurden bei 
allen Tagesordnungspunkten brutal und rücksichts­
los niedergestimmt." Das ist Ihre Demokratie. (Präs. 
Ileschitz: „Die Generalversammlung soll ja jetzt bes­
ser werden!" — Abg. Premsberger: „Verzichtet halt 
darauf!" — Abg. Dr. Heidinger: „Ihr gebt eine wun­
derbare Kulisse für die heutige Lifesendung des 
Rundfunks ab!") Das ist Ihre Demokratie. Jetzt wol­
len Sie die Generalversammlung noch stärker än­
dern. So schaut es aus. 

Weil Sie schon von der Demokratie reden: Der 
Herr Bundeskanzler Kreisky — es ist das Wort, 
glaube ich, ja schon zweimal gefallen— ist angetre­
ten in Österreich zuerst als „roter Apostel Paulus". 
Heute — das ist alles schon sichtbar — sieht man, 
daß er sich nicht von einem Saulus zum Paulus, son­
dern von einem „roten Apostel Paulus" zu einem 
ramponierten „roten Saulus" verwandelt. (Abg. Pich­
ler: „Da sind Sie mit dem Kollegen Pranckh aber 
nicht einer Meinung!" — Landesrat Gruber: „Habt 
ihr keimen im Parlament, der sich das sagen traut?") 
Meine Damen und Herren von der sozialistischen 
Fraktion! Ich verstehe das ja. Außerdem sage ich 
Ihnen, wieviel man Ihnen glauben kann — und 
zwar auch im Zusammenhang mit dem ORF. (Abg. 
Brandl: „Alles!" — Landeshauptmannstellvertreter 
Wegart: „Der wird selig, der alles glaubt!") Alles, 
wunderbar. Ich werde Ihnen gleich vorlesen, wie 
die Situation steht. „Ich habe vor der Wahl erklärt, 
daß die Sozialistische Partei keine Änderung des 
Rundfunkgesetzes den Wählern vorschlägt, und ich 
halte mich auch daran gebunden." Das hat der Herr 
Bundeskanzler im Palais Dittrichstein vor der Volks-
begehrenspres.se am 7. Juli 1970 gesagt. (Abg. Zin-
kanell: „Das ist eine falsche Zitierung, das hat er 
nicht gesagt!" — ÖVP: „Das ist richtig!" — Landes­
hauptmann Dr. Niederl: „Das war ja eine andere 
Zeit, das war nicht 1973!") Das war vor der Wahl. 
(Landeshauptmannstellvertreter Wegart: „Der sagt 
alleweil was!") Aber das kommt noch, Herr Landes­
hauptmann. Er hat ja 1972 auch etwas gesagt. (Abg. 
Premsberger: „Das hört sich so an, als ob die ÖVP 
allein etwas zu reden hätte! Wir haben genau das 
gleiche Recht!" — Landeshauptmannstellvertreter 
Wegart: „Macht's es ruhig, wen die Götter schlagen 
wollen, den schlagen sie mit Blindheit!") Die SPÖ 
wird ihre absolute Mehrheit . . . (Abg. Zinkanell: 
„Das hat er nicht gesagt!") „Die SPÖ wird ihre ab­
solute Mehrheit im Parlament nicht zur Änderung 
des Rundfunkgesetzes benutzen", das hat der Herr 
Bundeskanzler Kreisky am 3. Mai 1972 gesagt. (Abg. 
Zinkanell: „Sie bringen die Wenn und Aber, die 
er dazugesagt hat, nicht!" — Zahlreiche unverständ­
liche Zwischenrufe der SPÖ.) Hier bitte! Ich. sage es 
Ihnen, und zwar lin einem Interview in der „Presse". 
Dann holen Sie sich die Zeitung, Herr Kollege Zinka­
nell und lesen Sie nach. (Abg. Eichungen „Das hat 
Kreisky gesagt!" — Abg. Zinkanell: „Das hat er nicht 
gesagt, das ist eine Lüge, wenn Sie das behaupten!") 
Holen Sie sich diese Zeitung und beweisen Sie es 
mir. Ich sage Ihnen: „Presse", 3. Mai 1972! (Abg. Zin­
kanell: „Das ist nicht richtig, ich werden Ihnen das 
beweisen! Sie bringen die Wenn und Aber nicht, Sie 
schwindeln dabei!") „Die SPÖ wird ihre absolute 
Mehrheit im Parlament nicht zur Änderung des Rund­
funkgesetzes verwenden." Wie schaut es jetzt aus? 
(Unverständliche Zwischenrufe.) Einige Monate spä­
ter: Das Rundfunkgesetz — und zwar sagte das auch 
Herr Kreisky — wird jedenfalls geändert und zwar 
nicht unwesentlich. Das ist gestanden am 4., 5. und 
11. in der „Presse". (Präs. Ileschitz: „Das ist ja eine 
Notwendigkeit!") Meine Damen und Herren! Was 
man Ihnen hier glauben und ob man Ihnen trauen 
kann —•, ich glaube, es steht mir nicht zu, das zu 
äußern, aber wenn man das hört — Ihren Meinungs­
wandel, Ihre Spiraltechnik in diesen Dingen (Heiter-
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keit bei der ÖVP. — Abg. Schrammel: „Das ist der 
Schleudersitz!"), dann kommt es e inem schön lang­
sam vor, daß das Abbröckeln Sie letzten Endes doch 
in e ine gewisse Situation gebracht hat. (Abg. Prerns-
berger: „Ihr habt in 20 Jahren das nicht zusammen­
gebracht, was wir in drei J ah ren für Österreich ge­
schaffen haben!" — Abg. Prenner: „Das sieht man 
jetzt wieder!" — Abg. Laurich: „Eine herrliche 
Fraktion!" — Abg. Gertiard Heidinger: „Laßt ihn re­
den!") Ich darf also zusammenfassen: Bei diesem 
neuen Entwurf werden die Länderrechte also ein­
deut ig beschnitten. Wir sollen zwar e inen größeren 
Anteil an der Generalversammlung bekommen — 
wir werden das j a noch zu beschließen haben —, 
aber es bleibt doch eine echte Beschneidung. Ich 
frage mich jetzt daher, meine Herren von der sozia­
listischen Fraktion und vor allem die Regierungs­
mitglieder: In unserem Lande sprechen Sie immer 
vom Föderalismus; nur dort, wo Sie nicht dm Landie 
sind oder wo Sie nicht e ingesehen werden, kommt 
mir vor, sind Sie für den Zentralismus! Ich möchte 
die sozialistischen Regierungsmitglieder der Steier-
märkischen Landesregierung fragen: Warum haben 
Sie in der Regierung gegen den Rundfunkentwurf 
bzw. die Stellungnahme aus der Steiermark ge­
stimmt? (Abg. Dr. Dorfer: „Sie dürfen ja nicht, Sie 
sind total am Gängelband der Wiener Parteizentrale! 
Das ist eine Taktik! Ihr werdet ja alle gegängelt von 
dort!" — Abg. Grätsch: „Nur langsam!") Trotzdem, 
man lernt also Ihre Gesichtspunkte und das Denken 
kennen. (Unverständliche Zwischenrufe der SPÖ.) 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Sebastian, ich 
frage Sie (Landeshauptmannstellvertreter Wegar t : 
..Ritzinger, de ine Rede ist falsch aufgebaut, du mußt 
ihnen zureden, daß sie dieses Gesetz beschließen, 
das ist ein weiterer Sargnagel für sie!" — Abg. Ger­
hard Heidinger: „Ihr wißt ja auch nicht, was ihr 
wollt, fangt an mit dem Konzept voim Wegart!" — 
Glockenzeichen des Präsidenten.): Sind Sie gegen eine 
Einschränkung der Rechte des Landesintendanten? 
Sind Sie gegen eine echte Unabhängigkeit? Wo 
bleibt das Eintreten für die Mitbestimmung? Ist es 
Ihrer Meinung nach föderalistisch, wenn in Hinkunft 
irn Auf sichtsrat anstatt 9 : 1 1 die Verhältnisse 9 :33 
gegen die Länder sind? (Abg. Prof. Dr. Eichungen 
„Wenn es der Partei dient, schon!" — Präs. Ileschitz: 
„Da reden die Betriebsräte gegen und die Arbeit­
nehmerver t re ter für die Mitbestimmung!") Meine 
Damen und Herr an! Zusammenfassend sei eines ge­
sagt: Das, was Sie mit dem Rundfunkgesetz vorha­
ben, das, was Sie h ier aus dieser Landstube in Un­
kenntnis der Sachlage unterstützen, ist ein echter 
Rückschritt und kein Fortschritt. In diesem Zusam­
menhang möchte ich zum Schlüsse noch eines sagen: 
Wir sitzen hier zwei bzw. drei Tage und ich habe 
noch nicht Gelegenheit gehabt, wenn man schon 
über den Rundfunk und über das Medienwesen 
spricht, mich bei der Pressebank für die Aufmerk­
samkeit zu bedanken. Danke schön! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner ist gemeldet der 
Abgeordnete Zinkanell. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Zinkanell : Meine sehr verehr ten Damen und 
Herren! Ich bin dem Kollegen Klobasa dankbar, daß 
e r auf seine derzeitige Wortmeldung verzichtet hat, 
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um mir Gelegenheit zu geben, gleich nach dem Ab­
geordneten Ritzinger auch zu diesem Thema einiges 
zu sagen. 

Es hat sich jedenfalls gleich und ganz e in­
deutig herausgestellt , daß wir grundsätzlich ver­
schiedene Auffassungen in der Rundfunkangelegen­
heit haben. Ihnen, meine sehr verehr ten Damen und 
Herren von der ÖVP-Fraktion, geht es offensicht­
lich nur um das Hal ten Ihres überdimensionierten 
Einflusses im ORF (Von der SPÖ: „Genau." — Bei­
fall hei der SPÖ.), den Sie sich ha r t und ohne viel 
Federlesens und keineswegs in Übereinstimmung 
mit dem Rundfunkvolksbegehren im J ah re 1966 zu 
sichern gewußt haben. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: 
„Das stimmt j a gar nicht!" — Abg. Dr. Dorf er : „Wo­
her wissen Sie das so genau?") Uns Sozialisten sind 
schon damals gegen diese Art und Weise die größ­
ten Bedenken gekommen. In einem so heiklen In­
stitut, wie es der Rundfunk ist, kann man nicht so 
eine s tarke Machtkonzentration für eine Partei und 
natürlich auch nicht für eine Person zusammenlegen. 
(Abg. Schrammel: Für die SPÖ!" — Abg. Nigl: „Zin­
kanell, glaubst du das, was du d a sagst?") Darüber 
werden wir noch sprechen, Herr Landeshauptmann. 
Die Entwicklung im Rundfunk, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, hat uns völlig recht gege­
ben. Wir hal ten die Novellierung des Rundfunkge-
setzes vor allem deswegen für unbedingt notwendig, 
weil zu diesen seinerzeit geäußerten Bedenken auch 
noch die sehr schlechten Erfahrungen der letzten 
Jahre und insbesondere der letzten Zeit dazugekom­
men sind. (Landeshauptmannstellvertreter Wegar t : 
„Ja welche schlechten Erfahrungen meinen Sie 
denn?" — Abg. Dr. Dorfer: „Das würde euch so pas­
sen!") Uns geht es und zwar in üibereinstimmuing 
mit dem Rundfunkvolksbehren, ebenfalls um e ine 
grundsätzliche Unabhängigkeit der Rundfunkgesell­
schaft von äußeren Einflüssen. Hier müßte man gleich 
einmal überlegen, was heißt überhaupt Unabhängig­
keit? Ich werde darauf noch zu sprechen kommen. 
(Abg. Dr. Dorfer: „Das sieht man bei der Elin in 
Weiz! Genauso soll es beim Rundfunk werden!") 
Wenn Sie, Kollege Dorfer, von der Elin Weiz reden, 
dann fragen Sie unsere Gewerkschaftskollegen! 
(Abg. Dr. Dorfer: „Die werden es mir bestätigen!") 
Wenn Eure Leute es nicht zustandebringen, trotz 
der Hilfe eines Abgeordneten, genügend Unter­
schriften zusammenbringen, dann machen Sie uns 
nicht Vorwürfe, daß Sie nicht kandidieren konnten. 
(Beifall bei der SPÖ. — Landeshauptmann Dr. Nie-
derl : „Die Länderinterassen müssen gewahrt werden, 
nicht nur die sozialistischen Interessen! Es steht nach 
Ihrem Entwurf 9 : 33 im Auf sichtsrat!") Herr Landes­
hauptmann! Ich komme noch dazu. Soweit ich das 
sehe, ist das überhaupt nicht richtig. Uns geht es 
also nicht nur um diese grundsätzliche Überein­
stimmung, uns geht es um eine echte, um eine 
wirkliche Ojektiviität (Von der ÖVP: „Ha, ha!" — 
Zahlreiche unverständliche Zwischenrufe. — Abg. 
Prof. Dr. Eichtinger: „Du l iebe Zeit, <um eu re Partei 
geht e s und um nichts anderes!" — Abg. Ritzinger: 
„Ihr wollt, daß der Rundfunk e in Kind der SPÖ 
wird!"), die die Meinungsfreiheit nicht zur Farce, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, und nicht 
zum leeren Schlagwort .werden läßt, wie das leider 
dort und da jetzt festzustellen ist. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
bemerkenswert, daß der Herr Generalintendant Ba­
cher selbst in einer Erklärung vor der Vollsitzung 
der ORF-Kommission, die er am 15. Mai 1973 ab­
gegeben hat, auf die Möglichkeiten und Ge­
fahren einer Machtetablierung im Rundfunk hinge­
wiesen hat. (Abg. Marczik: „Der weiß das, wie das 
ist!") Sie erlauben, daß ich den Herrn Generalinten­
danten zitiere. Er hat erklärt an Hand einer grund­
legenden Arbeit eines deutschen Rechtswissen­
schaftlers Hoffmann, wörtlich jetzt, „Innere Rund­
funkfreiheit, also Meinungsfreiheit für den einzel­
nen, kann es nur insoweit geben, als sie mit der 
besonderen gesetzlichen Aufgabe des Rundfunks 
vereinbar ist. Andernfalls — das ist wesentlich — 
wäre den Programmitarbeitern die einmalige Macht 
verliehen, sich selbst als gesellschaftlich relevante 
Kräfte zu etablieren und gleichzeitig über die zu 
verbreitenden MeinungsAnihalte zu bestimmen." Das 
ist das Zitat des Herrn Generalintendanten Bacher. 
Darf ich vielleicht zur besseren Ersichtlichmachung 
mit einer ganz kleinen Einfügung noch einmal diesen 
letzten Teil des Zitates wiederholen. (Abg. Dr. Dor­
fer: „Es kommt nur auf die Interpretation an!") „An­
dernfalls wäre dem Generalintendanten und den 
Programmitarbeitern die einmalige Macht verliehen, 
sich selbst als gesellschaftlich relevante Kräfte zu 
etablieren und gleichzeitig über die zu verbreiten­
den Meinungsinhalte zu ibesitimmen." Genau das, 
wovor hier der Generalintendant Baqher gewarnt 
hat, das praktiziert er zum Teil selber. 

Hier darf ich Ihnen eine kleine Notiz auch zu Ge­
hör bringen, die von einem Gerichtsurteil handelt. 
„Bei der Aufrechterhaltung der Strafe, zu der Ba­
cher und ein Mitarbeiter von ihm verurteilt worden 
waren — vom Gericht —, hat das Gericht als er­
schwerend betrachtet, daß sich Bacher der ihm zur 
Verfügung stehenden Massenmedienmittel Rundfunk 
und Fernsehen zur Verbreitung der Anschuldigungen 
bedient hat." (Abg. Ritzinger: „Dieses Inserat haben 
Sie bezahlt, das kennen wir! Uns geht es um die 
Länderrechte, nicht um den Bacher. Wir haben nichts 
für oder gegen den Bacher!") So schaut das aus. 
Das sagt das Gericht, daß er sich widerrechtlich 
dieser Massenmedienmittel bedient hat. (Abg. Rit­
zinger: „Das ist ein Artikel in der „Wochenpresse", 
da geht es ja gar nicht um den Bacher!") 

Meine Damen und Herren! Keine Stelle, auch nicht 
der von ÖVP-Persönlichkeiten oder von der ÖVP 
nahestehenden Personen dominierte Aufsichtsrat 
(Landeshauptmann Dr. Niederl: „Wer sind die der 
ÖVP nahestehenden Persönlichkeiten?"), hat irgend 
jemand im österreichischen Rundfunk diese ein­
malige Macht verliehen, Herr Landeshauptmann, 
und sie wird auch in Zukunft niemandem verliehen 
und sie soll auch in Zukunft niemandem verliehen 
werden. Das ist auch gleich gesagt der Kern der 
Novelle des Rundfunkgesetzes. (Landeshauptmann 
Dr. Niederl: „Wem stehen die von der Bundesregie­
rung ernannten Persönlichkeiten nahe?") Eine solche 
einmalige Macht unter mißverstandener absoluter 
Unabhängigkeit würde doch — und da muß ich den 
Kollegen Ritzinger fragen, was er sonst gemeint hat 
— (Abg. Ritzinger: „Das habe ich gesagt!" — Abg. 
Dr. Dorf er: „Unabhängigkeit von Kreisky!") Unab­
hängigkeit vom Staat, Unabhängigkeit von den Par­

teien n/ach sich ziehten. Eine solche völlige Unabhän­
gigkeit würde natürlich nichts anderes dann nach 
sich ziehen als freies Schalten und Walten das Gene­
ralintendanten. Daß heißt wiederum völlige Abhän­
gigkeit des Rundfunks vom Generalintendanten. Das 
wollen wir nicht. (Beifall bei der iSPÖ. — Abg. Rit­
zinger: „Sie wollen Abhängigkeit von Parted und 
Staat!" —Abg. Prof. Dr.Eichtingier: „Vom Kreisky!") 

Wir werden darüber auch noch reden, Kollege 
Eichtinger. Jedenfalls, diese von Bacher anscheinend 
interpretierte Art der Unabhängigkeit (Abg. Dipl.-
Ing. Dr. Eberdorf er: „Die Abhängigkeit vom Kreisky 
wollen Siel") Deswegen und vor allem auch die 
Novellierung des Rundfunkgesetzes 1966, die aber 
und das darf man bei dieser Gelegenheit sagen und 
ein bißchen zur Korrektur des Kollegen Ritzinger, 
zugleich eine Reihe von sehr bedeutenden Verbes­
serungen im Sinne einer echten Demokratisierung 
des Rundfunks und seiner Leitung und seiner Lei­
stung bringt. Bei dieser Gelegenheit möchte ich 
eines nicht versäumen und übersehen, daß wir die 
Tätigkeit.. . (Abg. Schrammel: „Nur eine Frage, 
was ist der Unterschied zwischen Demokratisierung' 
und .echter Demokratisierung'?") Darauf kommen 
wir noch zu sprechen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 
Ich möchte diese Gelegenheit benützen, um irgend­
welche falsche Interpretationen zu verhindern. (Lan­
deshauptmann Dr. Niederl: „Und die verfassungs­
rechtliche Sicherung ihrer Unabhängigkeit garantie­
ren!") Bei dieser Gelegenheit wollen wir den Mit­
arbeitern im österreichischen Rundfunk, im Fern­
sehen und wo sie sonst arbeiten, sehr gern auch 
unseren Dank und unsere Anerkennung für ihre 
Tätigkeit aussprechen. (Allgemeiner Beifall.) 

Es sind ja — und das möchte ich herausstellen — 
nur einzelne Herren, die zwischen Tatsachenmel­
dungen, von denen gerade in der letzten Zeit wieder 
bei einer Diskussion die Rede war, zwischen der ei­
gentlichen Faktenmeldung und ihrer subjektiven 
Meinung leider keinen Unterschied machen. Solche 
einzelne Persönlichkeiten gibt es im österreichischen 
Rundfunk. Ich brauche nur eines in Erinnerung rufen, 
die Art und Weise, wie über die schwedischen Wah­
len berichtet wurde. Das ist nicht nur auf der sozia­
listischen Seite aufgefallen, sondern auch einer Reihe 
von anderen Presseorganen, die das nicht für richtig 
gehalten haben. (Abg. Pranckh: Die hätten die schwe­
dischen Wahlen auch als großen Sieg der Sozialisten 
bringen müssen!" — Abg. Nigl: „Die Pressefreiheit 
soll zensuriert werden!") Wir wollen und ich habe 
das bereits gesagt, Meinungsfreiheit (Abg. Dr. Dor­
fer: „Im Sinne der SPÖP), Meinungsvielfalt auf der 
Basis des Gesetzes und der Objektivität. Um das 
geht es uns. Das ist das Entscheidende. (Abg. Mar­
czik: „Objektivität, wenn sie der SPD genehm ist, 
das kennen wir!") Meine Damen und Herren, die 
Behauptung, die Sie jetzt aufstellen und die der 
Kollege Ritzinger aufgestellt hat und die beim 
Kollegen Schaller angeklungen ist, die Behauptung, 
daß die Sozialisten einen roten Regierungsrundfunk 
schaffen wollen (Abg. Marczik: „Ist ja klar!" — 
Abg. Dr. Eichtinger: „Das wollen sie!"), ist absurd 
und entbehrt auch jeder sachlichen Grundlage. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Wenn ich es mit einem harten Wort sage, ist es 
reine Verleumdung und sonst nichts. Mit der von 
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den Sozialisten vorgeschlagenen neuen Zusammen­
stel lung des Aufsichtsrates (Abg. Dr. Dorfer: „Wird 
ihm der Maulkorb umgehängt!") und dem Erforder­
nis de r Draiviertelrnehrhait bei wichtigen Beischlüs­
sen (Abg. Dr. Dörfer: „Eine gesicherte SPÖ-Mehr-
hieit wollt ihr!" — Abg. Gross: „Hören Säe zu!") 
wird weder die SPÖ, Herr Kollege Dorfer, bei dieser 
Konstellation wird weder die SPÖ, aber auch in einer 
anderen Zeit allenfalls eine andere Partei nicht die 
Möglichkeit haben, über gegenteilige Meinungen 
hinweg Beschlüsse zu fassen. (Abg. Dr. Dorfer: 
„Wohl aber die SPÖ!") Dazu kommt — und das hat 
der Kollege Ritzinger vergessen zu erwähnen — daß 
ke in parteipolitischer Mandatar im Aufsichtsrat nach 
der Novelle Sitz und Stimme haben soll. (Abg. Rit-
zingör: „Was ist dann der Landeshauptmann von 
Wien?") 

Nachdem auch in der Generalversammlung, die 
nun nach der Novelle dem Generalintendanten zu 
dienen hat •— auch das ist so mi t eigenartigen Argu­
menten e rwähnt worden — im Sinne des Volksbe­
gehrens die Dreiviertelmehrheit verlangt wird, ist 
auch in diesem Gremium ein überspielen der gegne­
rischen Ansichten gar nicht möglich. (Landeshaupt­
mann Dr. Niederl: „9 :33!") Die auf diese Weise 
größtmögliche und bestmögliche Form der Unabhän­
gigkeit wird auch untermauert , sehr geehrter Herr 
Landeshauptmann, das wissen Sie auch, durch die 
Umverteilung im ORF zugunsten der Länder und der 
Interessenvertretungen. (Abg. Marczik: „9 : 33!") Der 
Anteil des Bundes — das ist ja erwähnt worden 
vom Kollegen Ritzinger — ist seinerzeit 99,2 Prozent 
gewesen, er soll auf 40,8 Prozent reduziert werden. 
Die Mitsprachemöglichkeit der Bundesländer wird 
nicht verschlechtert, sondern eher verbessert wer­
den. (Landeshauptmann Dr. Niederl: „Ein Beschluß 
der Landeshauptleutekonferenz im Jahre 1971: 51 : 
49! Das wird jetzt verschlechtert auf 9 : 33!" — Zahl­
reiche unverständliche Zwischenrufe.) Insbesondere 
kommt dazu, daß auch die Interessenvertretungen 
in dieser Generalversammlung eine Mitsprachemög­
lichkeit bekommen. (Abg. Aichhofer: „Wo ist die 
Mehrheit?") Herr Landeshauptmann! Ich kann nicht 
helfen. Da gehen unsere Meinungen grundsätzlich 
auseinander, das läßt sich nicht ändern. (Abg. Dr. 
Dorfer: „Wie bei der Elin in Weiz!") Ich möchte aber 
noch e twas anderes sagen: Eine weitere bedeutende 
Änderung im Sinne unseres heutigen Demokratie­
verständnisses ist (Abg. Ritzinger: „Der Aufsichts­
rat hat ja nichts zu reden!"), Kollege Ritzinger, die 
Einbeziehung der elf Dienstnehmervertreter in den 
Aufsichtsrat, die Drittelparität, Herr Kollege. Das ist 
die Tatsache und Sie können nicht andere Dinge, 
als vorgesehen sind, behaupten. 

Wenn Sie wollen, ich habe auf meinem Platz den 
Text der Novelle liegen und Sie können sich noch 
nachträglich diesen Text der Novelle anschauen. 
Aber darf ich noch ein paar Beispiele aus der vor­
gesehenen Novell ierung herausgreifen? 

Einen gravierenden Teil der Rundfunkgesetzno­
velle stellen eben gerade die Bestimmungen bezüg­
lich der Objektivität, von der ich schon gesprochen 
habe, im Rahmen der Meinungsfreiheit und das Ge­
bot der Meinungsvielfalt dar. (Abg. Dr. Dorfer: „Die 
gibt es j a nicht einmal innerhalb der SPÖ, die Mei­
nungsfreiheit, wir wissen ja, wie das geht!" — Abg. 

Gerhard Heidinger: „Seien Sie vorsichtig!") Diese 
Meinungsvielfalt soll unter anderem dadurch mit­
gewährleistet werden, daß die Richtlinienkompetenz 
des Generalintendanten modifiziert festgelegt wird. Es 
ist völlig falsch, wenn die Gegner — und Sie ins­
besondere — der Rundfunkgesetznovelle von einer 
Entmachtung des Generalintendanten sprechen oder 
wenn die Installierung eines Vorstandsprinzips jetzt 
behauptet wird. In Wahrhei t wird diese Richtlinien­
kompetenz des General intendanten insofern noch 
etwas eingeschränkt, als ihm zwei unabhängige 
Fernsehdirektoren, ein unabhängiger Hörfunkdirek­
tor . . . (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: We r zahlt 
das?" — Landeshauptmannstellvertreter Wegar t : 
„Wo werdet ihr so viele Unabhängige überhaupt 
finden?") unabhängig im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten, innerhalb einer allgemeinen Richt­
linienkompetenz zugeordnet werden. Lieber Her r 
Landeshauptmann! Ich glaube nicht, daß man die 
Unabhängigen bei der Freiheitlichen Partei suchen 
sollte, weil wir da große Zweifel hätten, insbeson­
dere, soweit es die Steiermark betrifft. (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. Götz: „Jetzt hören Sie es, Herr Landes­
hauptmann!" — Abg. Ing. Stoisser: „Bei den Sozial­
demokraten sind die Unabhängigen!") 

Aber vielleicht noch etwas anderes. Ich habe schon 
betont, daß die sogenannte Unabhängigkei t . . . (Abg. 
Dr. Dorfer: „So unabhängig wie die steirische SPÖ 
von Wien!") Kollege, es gibt nichts, ich komme noch 
darauf zu sprechen —, daß die sogenannte Unab­
hängigkeit für diese Herren nur im Rahmen des Ge­
setzes möglich ist. (Abg. Marczik: „SPÖ!") Darf 
ich hier vielleicht auch einflechten, was Kollege Rit­
zinger so bedauert hat mit dem Länderintendanten. 
Diese Weisungskompetenz, wie sie jetzt der Gene­
ralintendant hat, die steht im Widerspruch zur Un­
abhängigkeit und Eigenverantwortung der Landes­
intendanten — und zwar so, w ie es jetzt ist —, also 
auch das soll nicht verschlechtert, sondern verbessert 
werden. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Und nun ein weiterer, wichtiger Beitrag für die 
verstärkte Demokratisierung ist die Verankerung 
des Redakteurstatuts, mit der auch eine größere 
Eigenverantwortung und Unabhängigkeit im Rahmen 
des Gesetzes und die Mitsprache der Redakteure im 
neuen Gesetz eingebaut werden soll. (Abg. Nigl: 
„Ist das wahr, daß der Kreisky Intendant werden 
will, weil er das nächste Mal nicht mehr Bundeskanz­
ler wird?") Ich glaube, l ieber Freund Nigl, das muß 
ein Gerücht sein, das im ÖVP-Klub erfunden wurde. 
Ich habe bisher noch nichts davon gehört. (Abg. 
Schrammel: „Gut, daß der Nigl es dir heute gesagt 
hat!") 

Darf ich noch einige Punkte dazu sagen: Ich nehme 
das Gerücht zur Kenntnis, bitteschön! Gerüchte gibt 
es furchtbar viel. Man braucht sich nur an die sei­
nerzeitigen Gerüchtelatrinen oder Latrinengerüchte 
erinnern. Bitte, darüber wollen wir uns nicht unter­
halten. Nicht weniger bedeutungsvoll ist jedenfalls 
— und das möchte ich nicht unter den Tisch fallen 
lassen — die Schaffung eines Hörer- und Seher­
parlaments zur Wahrung auch der Mitbestimmungs­
rechte der Rundfunk- und Fernsehteilnehmer. Ich 
halte das für eine sehr vernünftige Sache (Beifall 
bei der SPÖ. — Abg. Dr. Dorfer: „Demokratisierung 
wie beim Gewerkschaftsbund und bei den Sozialver-
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sicherungsträgem!") Diese Novelle regelt natürlich 
auch die notwendigen Bestimmungen für die erfor­
derlichen Wahlgänge. . . (Abg. Budiberger: „Mög­
lichst viel Transparenz!") und es wird, lieber Kollege 
Budiberger, vielleidit gerade die jungen Leute in­
teressieren — rückwärts in der Landstube — daß 
das Wahlalter für dieses Hörer- und Seherparlament, 
lim Zusammenhang mit dem Rundfunk — ab 16 Jah­
re, und das ist das Mindestalter, vorgesehen ist. 
(Abg. Gross: „Wir tun etwas für die Jugend!") Dann 
kommt noch dazu die Einrichtung einer sogenannten 
Beschwerdekommission, die auch darauf einwirken 
wird, daß Objektivität und Mainungsvielfalt im 
Rahmen der Meinungsfreiheit gesichert sind. (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: „Das glauben Sie ja selbst 
nicht!") Wenn, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, außer diesen sehr bedeutenden, fortschritt­
lichen Änderungen auch .eine Mitspräche der Ge­
neralversammlung bei Gebührenerhebungen im neu­
en Gesetz eingebaut wird, so scheint mir das deswe­
gen eigentlich selbstverständlich zu sein, weil ja 
kein Verantwortlicher in diesem Staate, auch nicht 
eine ÖVP-Mehrheit —, einfach zuschauen könnte, 
wenn ein (allmächtiger Generalintendant die Rund­
funk- und Fernsehigebühren — unter Umständen nach 
eigenen Belieben und unbeeinflußbar — ins Blitz­
blaue erhöhen und steigern könnte. Hier, glaube ich, 
gehört die Mitverantwortung und Mitarbeit des 
eigentlichen Eigentümers irgendwie mitgesichert. 
Alles in allem, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, beweist die von den Sozialisten vorge­
schlagene Rundfunkgesetznovelle, daß es der Re­
gierung und der SPÖ um einen Rundfunk geht, der 
in Zukunft weder einer einzigen Partei und noch 
weniger einer einzigen Person dienen darf und 
kann. (Abg. Nigl: „Deswegen ist der Kreisky so für 
das Team!" — Abg. Marczik: „Laßt Kreisky und 
sein Team arbeiten!") Die Novellierung ist in langen 
Diskussionen und durch die Arbeit der Medienkom­
mission sehr gründlich vorbereitet worden. Entgegen 
der Arbeitsweise der ÖVP im Jahre 1966, die, ohne 
ein Begutachtungsverfahrn durchzuführen, das Ge­
setz einfach beschlossen hat, haben diesmal Ver­
treter aus allen Kreisen der Bevölkerung an der 
Gestaltung der Novelle mitarbeiten können. Dieses 
neue Gesetz entspricht — jedenfalls wenn es be­
schlossen wird — viel mehr als das ÖVP-Rundfunk-
gesetz 1966 den Formulierungen des Volksbegehrens 
und den Vorstellungen derer, die das Volksbegeh­
ren unterschrieben haben. (Landeshauptmannstell­
vertreter Wegart: „Wie viele haben von euch untier­
schrieben?") Das kann ich nicht zählen. (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. Götz: „Das läßt sich in dem Gedränge nicht 
feststellen!") Bei 832.000 Unterschriften, lieber Herr 
Landeshauptmann, das wäre wirklich zuviel ver­
langt, daß wir jetzt feststellen, wieviel davon Sozia­
listen waren. (Landeshauptmannstellvertreter We­
gart: „Wie viele von eurem Klub?") Bei uns herrscht 
da absolute Meinungsfreiheit, wie das bei den de­
mokratischen Sozialisten — seit eh und je, das darf 

/ ich hier mit einem sehr großen Ernst betonen — 
üblich war. 

Aber bitte, ich wollte eigentlich dem Kollegen 
Dorfer antworten. Gnädige Frau, bitte, Sie zuerst. 
(Abg. Jamnegg: „Diese 800.000 Unterschriften für 
das Rundfunk-Volksbegehren werden von Ihrer 

Fraktion im Parlament als Minderheit bezeichnet!") 
Ich bitte, gnädige Frau, wenn wir so rechnen: Un­
gefähr 7 Millionen Einwohner in Österreich und 
832.000 Unterschriften, dann würde ich anneh­
men, daß unsere Fraktion recht gehabt hat. (Beifall 
SPÖ.) Entschuldigen Sie, gnädige Frau, ich möchte 
jetzt auf den Einwurf des Kollegen Dorf er zurück­
kommen. Ich habe an und für sich diese Beweis­
führung ohnehin vorgesehen gehabt. 

Im Volksbegehren, Kollege Dr. Dorfer, war keine 
Rede von einer unbeschränkten Richtlinienkompe­
tenz für den Generalintendanten. (Abg. Dr. Dorfer: 
„Die ÖVP hat nie eine Mehrheit im Aufsichtsrat 
gehabt! Wie wissen Sie das alles, Sie sind ja nicht 
bei der Volkspartei?") Nach dem Willen des Volks­
begehrens hätte der Aufsichtsrat ausgewogen zusam­
mengesetzt werden sollen. Das sind zwei wesentliche 
Gründe und die Antwort auf Ihre Frage. Die ÖVP hat 
sich zwar politisch sehr geschickt als Vollstrecker des 
Volksbegehrens feiern lassen, in Wahrheit aber 
sich in diesem Gremium eine deutliche und dauer­
hafte Mehrheit zu sichern verstanden. (Abg. Prof. 
Dr. Eichungen „Das stimmt nicht, das glaubt auch 
die unabhängige Presse nicht! Wir üben keinen 
Druck aus!") Ich habe schon gesagt, parteinahe Per­
sönlichkeiten. Sie wissen genau, was ich damit mei­
ne. Vor allem war es der Wunsch nach Meinungs­
vielfalt und Objektivität, der diese 832.000 Unter­
zeichner des Rundfunkvolksibegehrens angespornt 
hat. Liebe gnädige Frau, das gebe ich sehr gerne zu. 
Gerade diesem zentralen Anliegen ist in den letzten 
Jahren und in der letzten Zeit leider nicht immer ent­
sprochen Worden. (Abg. Dipl.-Ing. Dr., Eberdorfer: 
„In der letzten Zeit! Was war bis 1970?") 

Ich komme noch darauf. Sie müssen Geduld haben. 
Ich bin vom Kollegen Ritzinger herausgefordert 
worden, daß ich mich näher mit den Dingen befassen 
muß. Ich räume sehr gerne ein, daß über die Objek­
tivität genauso schwer eine Übereinstimmung her­
zustellen ist wie über den Geschmack. Aber, meine 
Damen und Herren, Sie alle haben es wie ich er­
lebt, wie z. B. im Fall Schönau der ORF und hier 
insbesondere das Fernsehen einen erstaunlichen 
Eifer an den Tag gelegt hat, um durch das Darbieten 
einer möglichst großen Zahl beleidigender und ge­
hässiger Stimmen, aus dem Ausland, das in der 
Zwischenzeit gründlich und schmerzhaft belehrt wur­
de, die Rettung des Lebens unschuldiger Menschen 
förmlich als Verbrechen erscheinen zu lassen. So war 
es damals. (Abg. Prof. Dr. Eichungen „Das ist nicht 
wahr!") Ihr Herr Bundesparteiobmann hat in nicht 
sehr erfreulicher Ubereinistimmunig nichts anderes 
zu tun gewußt. Unhaltbar, (Landesrat Dr. Krainer: 
„Laßt das, grabt das lieber ein, das war kein Ruhmes­
blatt!") Ob Schönau ein Ruhmesblatt war, das wird 
wahrscheinlich jemand anderer entscheiden. (Landes­
rat Dr. Krainer: „Ihre Behauptungen, daß wir das ge­
schürt hätten im Ausland, sind kein Ruhmesblatt!") 
Herr Landesrat, da muß ich mich ganz entschieden 
gegen eine Unterstellung und eine Unterschiebung, 
die Sie jetzt praktizieren wollen, verwahren. (Abg. 
Budiberger: „Sie haben den Namen Schleinzer ge^ 
nannt, Herr Kollege!") Ich habe nicht gesagt, daß 
Sie im Ausland etwas geschürt hätten. Das hat nie­
mand im Haus so gehört. Ich habe festgestellt, daß 
der ORF leider diese bösen und gehässigen Stirn-
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men aus dem Ausland mit einem erstaunlichen Eifer 
zusammengetragen und immer wieder gebracht hat, 
so als ob die Rettung von Menschenleben ein Ver­
brechen wäre. Das habe ich gesagt. (Abg. Dr. Dorfer: 
„Das hätte er nicht sagen dürfen!" — Landeshaupt­
mannstellvertreter Wegart: „Wir sind ja nicht in 
der Sowjetunion, wo man keine Meinungen aus dem 
Ausland hören darf!") Das kann man sich nicht bie­
ten lassen, daß einem die Worte im Mund umgedreht 
werden. Das kann man nicht gelten lassen. 

Ich bin noch nicht am Ende meines Diskussionsbei­
trages. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Leider nicht!") 
Sie haben sich die anderen anhören müssen. Ich 
bitte Sie, auch mich anzuhören. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. 
Eberdorfer: „Nur Demagogie!" —• Abg. Gerhard 
Heidinger: „Wer hat denn langefangen?" •— Abg. 
Schrammel: „Was Sie sagen, ist nur Demagogie!") 
Das ist Ihre Meinung. Was der Kollege Ritzinger 
gesagt hat, das ist offenbar nach Ihrer Meinung keine 
Demagogie gewesen. Ich habe es sehr stark als 
solche empfunden, habe mich aber zurückgehalten 
mit einem Zwischenruf. (Abg. Ritzinger: „Ich habe 
nur die Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers vor­
gelesen, sonst gar nichts!") Die kommen auch noch. 
Unhaltbar, meine Damen und Herren, wird die 
Situation im österreichischen Rundfunk und das 
Verhältnis zwischen Rundfunkleitung und unserer 
demokratischen Republik, wenn man die Äußerun­
gen, die der derzeitige Generalintendant Bacher in 
bezug auf die ORF-Novelle gemacht hat, ernst neh­
men wollte. Bacher sagte wörtlich: „Die Schranz-
Geschichte war eine Kleinigkeit dagegen, was ge­
schehen wird, wenn die Novelle, wie geplant, durch­
gesetzt werden sollte." (Von der SPD: „Sehr richtig!" 
— Abg. Ing. Stoisser: „Kreisky hat viele Meinun­
gen!") Diese unerhörte Aussage, die der General­
intendant Bacher inzwischen abzuschwächen versucht 
hat, hat nicht nur Sozialisten, sondern auch viele 
Andersgesinnte und auch die unabhängigen Zeitun­
gen schockiert. Ich darf eine dieser Zeitungsmeldun­
gen dazu doch auch vorbringen und zitiere: „Bacher 
bedrohte die Willensbildung der Parlamentsmehr­
heit, indem er die in seinem Auftrag verursachte 
Schranz-Hysterie als unbedeutend bezeichnete im 
Vergleich zu dem, was passieren würde, wenn sich 
die sozialistischen Volksvertreter erlauben sollten, 
das Rundfunkgesetz abzuändern." (Abg. Ritzinger: 
„Kein Mensch von uns ist für den Herrn Bacher auf 
die Barrikaden gestiegen!" — Abg. Dipl.-Ing. Dr. 
Eberdorfer: „Es geht ja nicht um den Bacher! Sie 
interpretieren das falsch. Das hat nichts mit dem 
Bacher zu tun!") Ich bin noch nicht am Ende, Kollege 

i Ritzinger. Am Freitag wurde Bacher, und das habe 
,' ich bereits erwähnt vorhin, wegen Ehrenbeleidigung 
verurteilt und vom Oberlandesgericht dabei fest­
gestellt, daß er sich rechtswidrig des Rundfunks 
bedient hat und daß gewisse geschäftliche Trans­
aktionen, bei denen mehrere Millionen Schaden an 
der Rundfunkanstalt entstanden sind, nicht aufge­
klärt wurden. Diese Zeitung meint: „Einen putschen­
den Generalintendanten kann sich Österreich nicht 
leisten. Diese Republik braucht derartige Männer 
nicht in Schlüsselstellungen des öffentlichen Lebens." 
(Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Welche Zeitung war 
das?" — Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: „Wer hat 
das geschrieben?") Das ist die Meinung einer unab­

hängigen Zeitung. (Landesrat Dr. Krainer: „Das ist 
eine Hexenjagd!") Das ist die „Kronen-Zeitung" vom 
12. November. (Heiterkeit bei der ÖVP. — Abg. 
Pichier: „Aha, ahr lacht über die ,Kronen-Zedtung'!") 
Wenn Sie wollen, können wir sehr gerne Zitate der 
„Salzburger Nachrichten", der „Oberösterreichischen 
Nachrichten" und einiger anderer bringen, damit Sie 
nicht glauben, daß ich eine besonders freundliche 
Meinung zitiert habe. Darf ich Sie erinnern, daß diev 

„Wochenpresse", die beileibe nicht sozialistisch ist, 
in ähnlicher Art und Weise sich sehr kritisch am 
14. November 1973 zu dieser Sache geäußert hat. 
(Abg. Koiner: „Wie ähnlich? Lies vor!") „Dabei 
entstand nicht zu Unrecht", heißt es, „der Eindruck, 
als betrachte er den Rundfunk als sein persönliches 
Unternehmen. Er darf sich deswegen nicht zur vier­
ten Gewalt im Staat aufschwingen." (Abg. Jam-
negg: „Die Meinung des Herrn Bacher ist nicht von 
Relevanz! Von Relevanz ist die Meinung der Be­
völkerung!" — Abg. Ing. Stoisser: „Das ist zu harm­
los!") Das ist nicht viel anders, Kollege Stoisser. 
Ich bin ein friedfertiger Mensch. Auch wenn diese 
Äußerungen des Herrn Generalintendanten nicht 
ernst genommen werden sollen, auch wenn er sie 
nicht so ernst gemeint haben sollte und selbst, wenn 
er sie gar nicht gesagt haben würde, eine entschei­
dende Tatsache bleibt unbestritten 'bestehen und auf 
die komimt es an, nämlich, daß es eine vom ORF hoch­
geschaukelte Schranz-Hysterie wirklich gegeben hat. 
(Landesrat Dr. Krainer: „Die der Kreisky und der 
Sinowatz mitgemacht haben!") Das kann niemand 
wegdiskutieren, auch der Kollege Eberdorfer nicht. 
Auch das haben wir alle, so wie in der Sache Schönau, 
selbst miterlebt. (Abg. Dipl.-Ing. Eberdorfer: „Wer 
ist denn mit dem Schranz am Ballhausplatz gestan­
den?" — Abg. Dr. Dorfer: „Das war eine Kreisky-
Hysterie, mein Lieber!") Was damals, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, vom Herrn General­
intendanten Bacher praktiziert wurde, das ist der 
von ihm selbst gelieferte Beweis dafür, daß das 
ÖVP-Rundfunkgesetz 1966 einem machtbewußten 
Menschen — wobei ich bereit bin, „machtbewußt" 
unter ein schonungsvolles Anführungszeichen zu 
setzen — in gleicher alleinherrschender Position, wie 
sie der derzeitige Generalintendant innehat, die 
Möglichkeit gibt, bei einem anderen gefundenen oder 
gesuchten Anlaß gleiche und ähnliche Aktionen mit 
politischer oder persönlicher Zielrichtung aufzuziehen. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: „Wer ist denn mit 
dem Schranz mitgegangen?") Ich bin überzeugt da­
von, mit Ihnen — auch von der ÖVP-Fraktion — 
hier im Hause einer Meinung zu sein, daß solche 
Aktionen, oder auch nur die jemandem zu Füßen 
gelegten Möglichkeiten für solche Aktionen, nicht 
im Interesse des Staates und seiner Bürger liegen. 
Sie liegen auch nicht im Interesse der staatstragen­
den Parteien und sie liegen auch nicht im Inter­
esse des österreichischen Rundfunks. Wenn ein 
Gesetz —• von mir aus unbeabsichtigt — einem ein­
zelnen Menschen es erlaubt, solche Aktionen durch­
zuführen, dann hat dieser Gesetzgeber nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht, meines Erach-
tens, diese gefährlichen Verlockungen aus der Welt 
zu schaffen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hier, meine Damen und Herren, kann es nicht um 
jeweilige parteipolitische Vorteile gehen (Abg. Dipl.-

7 
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Ing. Dr. Eb'erdonfer: „Ja um was denn sonst?") 
Hier kann es nur um die Sicherung eines — ich gebe 
gerne zu, manchmal etwas schwierigen und aufrei-
reibenden Zusammenlebens, aber im Prinzip eines 
Zusammenlebens auf der Basis der Toleranz und 
unserer Demokratie gehen. (Abg. Dr. Dorfer: „Wie 
bei der Elin!" — Erster Landeshauptmannstellver­
treter Sebastian: „Da könnt ihr euch was einbilden!") 
Aber damit ich auch Ihnen noch eine kleine Freude 
machen kann, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der ÖVP, zitiere ich noch einmal den 
Herrn Generalintendanten und ich sage dazu, daß 
ich nicht mit ihm hier einer Meinung bin, daß er jeden­
falls manchmal sehr positive Seiten herauszukehren 
versteht. In einem Vortrag, den er heuer vor maß­
geblichen Persönlichkeiten gehalten hat, hat er unter • 
anderem erklärt: „Egal, ob ich dieses Unternehmen 
leite oder nicht, ich werde nicht aufhören, die Ver­
antwortlichen dieses Landes vor jeder Rundfunk-
konstruktio'n zu warnen, die nicht öffentlich-recht­
lich ist. Rundfunk — und hier besonders wiederum 
das Fernsehen — ist klein Erwerbszweig, sondern 
öffentliche Dienstleistung. Alles, was im engeren 
und weiteren Sinn damit zusammenhängt, hat daher 
ob seiner gesellschaftspolitischen Aggressivität im 
öffentlichen Eigentum oder unter strikter öffentli­
cher Kontrolle zu stehen." So .Bacher vor dem Mini-
sterratsvortrag. Und nicht mehr und nicht weniger 
soll die von uns in Aussicht genommene ORF-No­
velle gewährleisten —, mit einer verbesserten Siche­
rung vor so viel Macht für die Partei und für eine 
Person. Das wollte ich zur Klarstellung einiger Dinge 
sagen. 

Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPD.) 

Präsident: Als nächster ist der Herr Abgeordnete 
Lind gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Lind: Hohes Haus, meine Damen und Herren! 
Ich möchte nicht zum Kapitel R/undfunk sprechen, 
ich möchte aber deutlich zum Ausdruck bringen: 
Wer an der Freiheit der Säulen unserer Einrichtun­
gen in bezug auf Rundfunk- und Pressefreiheit nagt, 
der wird daran zugrunde gehen. Aber nicht nur der, 
sondern wir alle werden zugrunde gehen, wenn es 
uns nicht gelingt, die Pressefreiheit und die Frei­
heit des Rundfunks aufrecht zu erhalten. (Abg. 
Dr. Dorfer: „Die Demokratie wird zugrunde gehen!" 
— Abg. Zinkanell: „Genau das habe ich gesagt!") 

Ich glaube, das müssen wir alle zur Kenntnis neh-
mien. Wir haben einen demokratischen Rundfunk 
und dazu wollen wir uns bekennen. Und wenn 
Bundeskanzler Kreisky sagt: „Wenn Bacher sich nur 
aufzumucksen versucht", wenn alle Leiter einer 
verstaatlichten Industrie sich iso benehmen würden, 
wo würden wir in unserem Lande hinkommen? 

Bekennen wir uns also zur Pressefreiheit, beken­
nen wir uns zu einem demokratischen Rundfunk, 
denn sonst wird eines Tages aus der Demokratie 
eine Volksdemokratie werden, die wir nicht brau­
chen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den Ausführangen des Kollegen Zinkanell 
kann nur gesagt werden, daß sie nicht zur Kenntnis 
genommen werden können. (Heiterkeit bei der SBÖ.) 
Es muß aber auch gesagt werden, daß es sinnlos 

wäre, dagegen irgend 'etwas zu sagen, denn er hat 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß er nichts zur 
Kenntnis nimmt. 

Also, ich glaube, wir werden nun zu einem an­
deren Kapitel übergehen und zwar wieder zur steiri-
sctoen Kulturpolitik. Wir sind sehr weit davon ab­
gewichen. 

Ich möchte nun die Musik aufmarschieren lassen 
und unser Landtagspräsident soll nicht Dompteur, 
sondern soll Dirigent sein. (Beifall ÖVP. — Abg. 
Brandl: „Wo? Da?") Und dieses Orchester in der 
steirdschen Landespolitik muß funktionieren, dann 
werden wir glaubwürdig sein, ganz gleich, auf wel­
cher Seite wir sitzen. Unser innigstes Anliegen soll 
es eben sein, uns ganz besonders — einer meiner 
Vorredner tot ja schon davon gesprochen — der 
Tätigkeit der Volksmusikschulen zu widmen. Die 
Gemeinden haben hier große Leistungen und Auf­
gaben übernommen. Die Gemeinsamkeit wird hier 
besonders zrum Ausdruck gebracht. Hier haben sich 
die Gemeindeväter mit den Musikschullehrern und 
Direktoren ganz 'besonders bemüht — und sie wer­
den es auch weiterbin tun — für die Erwachsenen­
bildung zu sorgen, für die volksbildnierische Bildung 
zu sorgen. Diese Unterstützung müssen wir ihnen 
angedeiihien lassen, nämlich den Verantwortlichen, 
die sie brauchen. 

Das Land Steiermark hat dies bereits zur Kennt­
nis genommen. Es wurden die Mittel für die Volks­
musikschulen aufgestockt und es sollen diese Mittel 
weiter aufgestockt werden. Ich möchte hier um 'Ihre 
Unterstützung bitten. Es sollen auch für den Baufonds 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. Die Städte, 
die Träger der Volksmusikschulen sind, haben hier 
schon große Aufgaben übernommen. Bs geht nicht 
nur um den örtlichen Bereich, sondern auch um die 
(musikalische Erziehung unserer Mitmenschen, die 
aus dem ländlichen Raum hereinströmen. Und hier 
bedürfen die Gemeinden einer echten Unterstützung 
von Seiten des Landes, da sie allein nicht mehr in 
der Lage sind, diese großen Lasten der Musikschu­
len zu tragen. 

Es muß uns aber ganz besonders daran gelegen 
sein, unsere Mitmenschen in musischer Hinsicht aus­
zubilden und sie .auch darauf vorzubereiten, daß sie 
in der Lage .sind, ihre Freizeit zu gestalten. Aber an 
unsere Ohren soll öfter Musik dringen und nicht 
nur Zank und Hader. 

Ich darf hier auch noch einige Sätze zur Blas­
musik sagen. Man 'bezeichnet mich ja immer als den 
Sprecher vom Dienst. Ich mache gerne diesen Spre­
cher vom Dienst. Unsere Freunde, die dort tätig 
sind,' haben es bewiesen. Es sind mehr als 350 Mu­
sikkapellen im Lande Steiermark, denen es immer 
wieder gelingt, auch junge Menschen zu begeistern, 
die für uns tätig wenden. Darum soll auch unsere 
Unterstützung immemährend diesen Freunden gel- ' 
ten, die hier tätig sind. 

Ich möchte zum Schluß nur eines sagen und emp­
fehlen: Es sollen alle Politiker und Verantwortlichen 
in diesem Lande die Volksmusikschulen besuchen, 
und ein Lied mit Gleichklang und mit demselben 
Akkord für unsere schöne Heimat Steiermark sin­
gen. Das Notenmateriial für dieses Hohe Lied wollen. 
Sie dem „Modell Steiermark" entnehmen, dann wird 
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es künftighin in der Steiermark noch besser aufwärts 
gehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Gross vorgemerkt. Ich erteiile 4hm das 
Wort. 

Abg. Gross: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ich werde mich jetet also nicht mit dem so 
brisanten Thema des ORF beschäftigen, das ist aus­
führlich geschehen, sondern mit dem Unterabschnitt 
339, nämlich <mit der Volksbildung in unserem 
Lande. 

Dafür ist ein Budgetbetrag von 11,270.000 Schil­
ling vorgesehen, was eine Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr von 4 Millionen Scbillfag bedeutet. 
In dieser Budgetpost sind auch die Ansätze für die 
Förderung der Erwachsenenbildung in unserem 
Land enthalten. Mit dieser Situation der Erwachse­
nenbildung, die oft in ihrer Wertigkeit — ich glaube 
heute noch — etwas negativ beurteilt wird, möchte 
ich mich doch ein wenig auseinandersetzen. 

Im Rahmen der derzeit im Gang befindlichen Re­
form unseres ganzen Bilduogswesens fällt der Er­
wachsenenbildung die große Aufgabe zu, Bildung 
im Anschluß an die Schulbildung als einen lebens­
langen Prozeß zu realisieren. Dazu bedarf es zu­
nächst der Intensivierung der Erwachsenenbildung 
Am Hinblick auf ihre Integration in das Gesamt­
bildungskonzept, wobei der erste Schritt durch das 
im März dieses Jahres einstimmig im Nationalrat 
beschlossene Erwachsenenbildungs-Förderungsge-
setz bereits gesetzt wurde. Wenn ich aber von einer 
Intensivierung der Erwachsenenbildung gesprochen 
habe, dann stellt siich unweigerlich die Frage nach 
den Zielen, damit man weiß, was hier und jetzt zu 
leisten ist und andererseits ist damit die Frage ver­
bunden, wie diese Ziele letztlich erreicht und in die 
Tat umgesetzt werden können. 

Wir haben im Diskussionsentwiurf der sozialisti­
schen „Leitlinien für die Steiermark" in Zusammen­
arbeit mit Fachleuten eine Reihe ganz konkreter 
Vorschläge gemacht. Wir sind, wie ich glaube, von 
der allgemein erkannten Tatsache ausgegangen, daß 
in einer dynamischen und pluralistischen Welt der 
Mensch ständig zur Auseinandersetzung mit sich 
selbst sowie den beruflichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Strukturen herausgefordert wird 
und daß diese ständige Herausforderung nur dann 
zur vollen Entfaltung des menschlichen Daseins 
führen kann, wenn sie durch Bildung gleichsam hu­
manisiert wird. Es ist daher notwendig, der Er­
wachsenenbildung gerade dort ihre Ansatzpunkte 
und Zielformiulierungen zu geben, wo der Mensch 
ganz konkret die Konfliktsituation zu spüren be­
kommt und persönlich erlebt. Nur dann wird es 
der Erwachsenenbildung gelingen, für die Menschen 
in unsenem Land auch glaubhaft zu werden. Ich 
meine, daß sich diese konkreten Situationen vor 
allem in der Berufs- und Arbeitswelt, -in der Freizeit, 
im Bereich der gesellschaftlichen Realität und 
schließlich auch dm Bereich der persönlichen Welt­
anschauung ergeben. Wenn es stimmt und ich 
zweifle nicht daran, daß es richtig ist, dann muß die 
Erwachsenenbildung hier einen Beitrag zur Bewäl­
tigung der Lebensprobleme der Menschen leisten. 

Sie muß dem einzelnen helfen, die Probleme, die 
sich ihm in Beruf und Familie, in Gesellschaft und 
Wirtschaft sowie in der Politik stellen, bewußt zu 
machen und zu lösen. Damit liegt das Hauptmotiv 
der Erwachsenenbildung darin, dem Menschen die 
Notwendigkeit vor Augen zu führen, ständig in sei­
nem Leben weiterlernen zu müssen, damit er dem 
Konflikt nicht hilflas ausgeliefert ist, sondern eine 
Stellung in der Welt und Gesellschaft kritisch zu 
übernehmen bereit ist. Soll das jedoch keine Phrase 
bleiben, dann müssen Schritte unternommen werden, 
die es uns ermöglichen, diese großen Aufgaben zu 
verwirklichen. 

Es ist daher positiv zu werten, daß das Land 
Steiermark die Bedeutung der Erwachsenenbildung 
in 'einem immer größeren Ausmaß erkennt und 
dafür entsprechende finanzielle Mittel zur Verfü­
gung stellt. In unseren Leitlinien haben wir vor­
geschlagen, wie Gelder — nicht nur die des Landes, 
sondern allgemein — dazu verwendet werden sol­
len, bestimmte Schwerpunkte zu realisieren, wie 
zum Beispiel die verstärkte Forcierung des Zweiten 
Bildungsweges, die Schulung von Erwachserienbild­
nern, von denen wir viel zu wenige haben, den Aus­
bau des Infoxmations- und Beratungswesens über 
Einrichtungen und Möglichkeiten der Erwachsenen­
bildung, eine verstärkte Werbung mit Schwerpunkt­
bildung, getrennt nach Industrie- und ländlichem 
Raum. Weiters schlagen wir die Aufschließung aller 
geographischen Gebiete des Landes durch Einrich­
tungen der Erwachsenenbildung sowie die Schaffung 
verstärkter Anreize für Lehrer und Professoren, in 
der Erwachsenenbildung tätig zu sein, vor. Ich darf 
in diesem Zusammenhang sagen, daß ich es für un­
abdingbar halte, daß diese enge Zusammenarbeit 
zwischen Professoren und Lehrern in einem viel 
engeren Ausmaß als bisher erfolgen muß. Ich glau­
be, daß wir in diesem. Zusammenhang auch die bis­
herigen Unterrichtsmethoden auf diesem Gebiet neu 
überdenken müssen, wobei den audiovisuellen Hilfs­
mitteln eine ganz bedeutende Hilfestellung zu­
kommt. Im Budget des Landes Steiermark ist für 
diese audiovisuellen Zentren und die Forschung 
auf diesem Gebiet ein entsprechender Beitrag vor­
gesehen. Es wird ebenso notwendig sein, eine Ko­
operation aller Einrichtungen der Erwachsenenbil­
dung anzustreben, wobei wir hier als Steirer er­
freulicherweise sagen können, daß die ersten Ge­
spräche in dieser Richtung bereits stattgefunden ha­
ben. Es gibt einen Bielirat für Erwachsenenbildung, 
beim zuständigen Referenten, Herrn Landeisrat Prof. 
Jungwirth, und es gibt eine freiwillige Zusammen­
kunft aller Erwachsenenbildungso'rganisaitioinen der 
Steiermark, wo man darangeht, konkrete Probleme 
zu beraten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, 
daß allein im Schuljahr 1971/72, besser gesagt Stu­
dienjahr, bei der Erwachsenenbildung an 16.143 Kur­
sen über 276.000 Menschen teilgenommen haben. 
Ich möchte durch diese eine Zahl nur beweisen, 
welche Bedeutung der Erwachsenenbildung heute in 
unserem Land zukommt. Ich möchte auch nicht ver­
absäumen festzustellen, daß im Rahmen der Erwach­
senenbildung die berufliche Weiterbildung einen im­
mer größeren Raum einnimmt, was äußerst begrü-
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ßenswert ist, weil wir durch leine bessere berufliche 
Qualifikation — und das ist beim Kapitel zwei 
schon angeklungen — flicht nur dien Menschen hel­
fen, sondern dar Wirtschaft jene Fachkräfte zur 
Verfügung stellen, die sie so notwendig braucht. 

Ich möchte aber zur Budgetgruppe drei auch hier 
noch einen Gedankengang erwähnen, der die Museen 
betrifft. Wir sind sehr stolz auf unsere Museen, ob 
es das Landesnvuiseuim ist oder ider Schloßpark in 
Eggenberg. Wir wissen, daß sie echte Kleinode 
unseres Landes beherbergen. Wir alle sind in un­
seren Bemühungen einig, daß wir versuchen, mög­
lichst vielen Menschen aus unserem Land den Be­
such dieser Museen nähezulegen. Ich habe mir 
hier einige Biudgetziffern angesehen. Ich bin darauf 
gestoßen, daß die Bintrittsgebühren für diese Mu­
seen einen relativ geringen Ertrag erbringen. Daher 
leite ich die Anregung ab, ob wir nicht alle gemein­
sam überprüfen sollten — ich persönlich bin der 
echten Überzeugung —, diese Museen der Steier­
mark den Menschen frei zugänglich zu machen. Ich 
glaube, das wäre ein wertvoller Anreiz auf diesem 
Gebiet. (Beifall bei der SRO.) 

Ich habe hier dn diesem Zusammenhang eine 
Wortmeldung nicht gehört. Sie ist, ich war gerade 
abweisend, durch den Herrn Dipl.-Ing. Schaller er­
folgt. Er hat sich ebenfalls au Fragen der Erwach­
senenbildung geäußert. Er hat mir persönlich mit­
geteilt, daß er hier kritisiert und festgestellt hat, 
daß es zu einer Kürzung für die Mittel der Erwach­
senenbildung von Seiten des Bundes kommen soll. 
Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang sagen, daß 
ich mich vorgestern inlit dem ßundesmiinisterium für 
Unterricht und dem zuständigen Abteilungsleiter 
für Erwachsenenbildung in Verbindung gesetzt 
habe, um von ihm eine Bestätigung über diese Mel­
dung, die ja schon durch die Presse gegangen ist, zu 
erhalten. Das Ministerium selbst teilt also mit, daß 
die Mittel für die Erwachsenenbildung für das kom­
mende Jahr 1974 nicht gekürzt werden sollen, es 
erklärt, wir werden von 44 Millionen im Jahr 1975, 
das ist die Globalsumme, auf 48 Millionen im Jahr 
1974 kommen. Aber ich stehe nicht an, eines hier 
zu sagen. Wenn die Interpretation des Kollegen 
Schaller ihre Richtigkeit haben sollte, daß tatsäch­
lich eine Kürzung vorgesehen ist, dann werde ich 
im Rahmen der Erwachsenenbildungsorganisationen 
selbstverständlich dafür eintreten, daß die Erwach­
senenbildung eine ihrem Wert entsprechende Dotie­
rung in diesem Land erhält. Das werde ich selbst­
verständlich machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun hat sich der Abg. Dr. Dorfer, der momentan 
nicht in diesem Raum ist, auch mit Fragen der-Hoch­
schulen in unserem Land, in der Landeshauptstadt 
vor allem, beschäftigt. Er ist hier ein wenig auf 
Fragen der Bundespolitik und der finanziellen För­
derung durch den Bund zu sprechen gekommen. Ich 
darf Ihnen in diesem Zusammenhang, ohne eine 
Polemik entfachen zu wollen, nur' die nüchternen 
Zahlen sagen. Ich glaube, isie widerlegen in diesem 
Material das, was Dr. Dörfer festgestellt hat. Die 
Entwicklung des Hochschiulbudgets von 1967 bis 
1973. Es gliedert sich in Personal-, Sach-, Verwal-
tungs- und Bauaufwand. Ich erspare Ihnen die ge­

naue Aufzählung 'aller Jahreszahlen. Aber ich sage 
nur, daß in den Jahren 1967 bis in das Jahr 1969 die 
Steigerung des 'Hocbschulbudgets 25,1 Prozent be­
tragen hat. Wir halben begonnen im Jahr 1967 mit 
einem Betrag von 1,6 Milliarden. 

Wir haben im Budget des Jahres 1973 nunmehr 
für Hochschulbauten, Verwaltungs-, Sach-.und Per­
sonalaufwand einen Beitrag von 3,3 Milliarden Schil­
ling, das bedeutet eine Steigerung in den letzen drei 
Jahren um 61,7 (Prozent. Ich glaube, meine Damen 
und Herren, wenn man diese Zahlen sachlich prüft, 
kann man in diesem Zusammenhang nicht von Ver­
säumnissen dies Bundes sprechen, obwohl wir wis­
sen daß gerade auf dem Hochschulsektor nicht genug 
getan werden kann. Danke schön. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist vorgemerkt der 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Hasiba. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Es ist fast auf den Tag genau 
ein Jahr her, daß Abgeordnete der österreichischen 
Volkspiartei in diesem Haus den Antrag, betreffend 
das Ältstadterhalitungsgesetz, 'eingebracht haben. Es 
freut mich daher besonders berichten zu dürfen, daß 
auf 'diesem Gebiet einiges gesehenem ist. 

Nach unserem Antrag hat idie Rechtsabteilung 6 
des Amtes der Landesregierung einen Gesetzesent-
wurf vorgelegt und zur Begutachtung aiuisgesamdt 
und auch bereits die Stellungnahmen — soweit mir 
bekannt ist — alle bereits wieder erhalten. Nun 
können wir zur Beschlußfassung eigentlich sehr bald 
schreiten. Es steht dem nichts im Wege, dies umso-
mehr, als — meine Damen und Heroen — ich den 
Eindruck habe, daß auch unsere Kollegen von de* 
sozialistischen Fraktion mittlerweile die Erhaltungs­
würdigkeit unserer Albstadt vollinhaltlich betonen 
und ihr zustimmen. 

Die beiden Zielsetzungen, die diesem Antrag und 
dem Gesetz zugrunde gelegen sind, nämlich, das 
Erscheinungsbild unserer Altstadt zu erhalten, eben­
so wie ihre organische Funktion, scheinen durch 
alles, was in der Zwischenzeit erdacht, geschrieben, 
behandelt und besprochen wurde, absolut gewähr­
leistet zu sein. Und das ist für die Grazer ©in Grund 
zur Freude. 

Wenn wir für die Stadt Graz dazu noch einige 
Sonderwünsche haben — wir Grazer besonders, 
meine ich — so handelt es sich eigentlich nur um 
tiefergehende Lösungen, die durchaus dem Sinn 
des Antrages entsprechen. Ich bin daher zuversicht­
lich, daß diese Änderungen bei der Behandlung 
des Gesetzes Zustimmung finden werden .und unser 
Altstadterhaltungsgesetz dann auch möglichst bald 
beschlossen werden bann. 

Unsere besondere Sorge hier in Graz äst der ei­
gentlichen Altstadt gewidmet, die dm Entwurf defi­
niert ist als das Gebiet innerhalb der alten Stadt­
mauern, und zwar jener des 16. Jahrhunderts, so­
wie der Murvorstadt. Hier ist jede Veränderung 
des äußeren Erscheinungsbildes der einzelnen Bau­
werke absolut unzulässig — imunex mit der Etai-
schrähkung allerdings, daß die Einsturzgefahr nicht 
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gegeben ist, also die Erhaltungswürdigkeit mit der 
Erhaltungsmöglichkeit kombiniert. 

Wir würden aber darüber hinaus auch noch einen 
weiteren Bereich gerne schützen, weil wir glauben, 
daß er ganz wesentlich zum Grazer Stadtbild gehört. 
Ein solches Gebiet wird (im Entwurf als Zone II be­
zeichnet und .ist dort eigentlich nur ein weiterer 
Ring um die eigentliche Altstadt. Wir Grazer glau­
ben aber, daß etwa die alten Ortskenne von Sankt 
Peter, St. Veit, oder auch die Gründerz eitviertel 
ebenso schützenswert sind, wenn es auch hier in 
erster Linie um die Erhaltung des Gesamtbildes und 
des Gesamteindruckes geht und daher ©in totales 
Veränderungsverbot wie 'in der Zone I nicht an­
gebracht erscheint. Wir wollen allerdings nicht nur 
eine räumliche Erweiterung, wir glauben, daß es bei 
der ganzen Altstadterhaltuing nicht um kosmetische 
Operationen gehen darf. Ich denke, daß es auch im 
Sinne der Grazer Bürger liegt, vor allem die Alt­
stadt organisch, von innen her, in (ihrer ursprüng­
lichen Funktion zu erhalten. Dazu gehört selbst­
verständlich — sehr wesentlich — das Wohnen und 
die entsprechende Durdimischung des Altstadtcha-
rakters mit Wohnungen, die wir mit allem Nach­
druck vertreten wollen. Es ist in 'diesem Zusammen­
hang vielleicht (interessant und nicht ganz bekannt, 
daß der erste Grazer Stadtbezirk ein Drittel Be­
wohner verloren hat in dien letzten 10 Jahren. Ich 
freue mich daher über die Aufgeschlossenheit, mit 
der dieses Gesetz bisher von allen behandelt wor­
den iist und ich freue mich mindestens ebenso über 
die konkreten Auswirkungen, die diese Aufge­
schlossenheit bereits gefunden hat. 

Ich darf einige davon kurz nennen: Das sind er­
stens die 50 Millionen Schilling, die ausschließlich 
für die Altstadterhialtumg aus Mitteln der Wohnbau­
förderung zur Verfügung gestellt werden sollen, 
das sind zweitens die zusätzlichen Förderungen nach 
dem Wohnungsverbesserungisgesetz, die vielleicht 
rn.it dazu (beitragen können, junge Familien wieder 
in die innere Stadt zu bringen und damit der drohen­
den Überalterung und Entvölkerung entgegenzu­
wirken. Und das ist drittens die Dotierung des Alt­
stadterhaltungsfonds, für den übrigens in unserem 
Grazer Budget auch 5,5 Millionen Schilling vorge­
sehen sind. 

Wenn wir, meine Damen und Herren, gemeinsam 
in diesem Sinne weiterarbeiten, bin ich zuversicht­
lich, daß wir einen großen Schritt weiterkommen in 
unserem Ziel, die Grazer Altstadt zu erhalten und 
zu erneuern. Dafür möchte ich Schon beute allen, die 
dabei mitgewirkt haben, herzlichen Dank Sagen. 

Ich darf noch einen raschen Blick in oder auf un­
sere Grazer Theater werfen und diesen Blick mit 
einem Zahlenvergleich beginnen. 

Im Jahre 1973 wurde der Beitrag für die Grazer 
Theater seitens des Landes mit 23,5 Millionen Schil­
ling beziffert. Im Jahre 1974 sind ös 27,3 Millionen 
Schilling. Für das Philharmonische Orchester ist der 
Beitrag von 7,4 auf 8,2 Millionen Schilling gestiegen. 
Und der Bundeszuschuß war im Jahre 1973 6 Millio­
nen Schilling, er beträgt im Jahre 1974 wiederum 
nur 6 Millionen Schilling. Das alles, wenn man be­
denkt, daß allein das Defizit, also der Abgang der 
Bundestheater, 680 Milionen Schilling in diesem 

Jahr betragen wird. Der Zulschiuß für die Grazer 
Vereinigten Bühnen seitens des Bundes beträgt 
also weniger als 1 Prozent des Defizits der Bundes­
theater. Ich sage das ohne Polemik, weil ich glaube, 
daß wir uns von dort gemeinsam noch etwas holen 
könnten oder sollten, bevor wir an ernstere Maß­
nahmen für die hiesigen Theater denken. 

Meine Damen und Herren! Wegen oder gerade 
trotz dieser genannten Ziffern — je nachdem, wie 
man die Sache ansieht von Bund her oder vom Land 
—• ist es mit den Grazer Theatern aufwärts ge­
gangen in den letzen Jahren. Es ist besser geworden. 
Mi darf hier nur erwähnen — und zwar aus dem 
heurigen Jahr — die Premieren der „Eiektra", des 
„Othello" oder im Schauspielbaus den „Königs­
mord". Dieses Besserwerden ist natürlich zurück­
zuführen auf die Führung dieser Theater, und aus 
diesem Grunde möchte ich es nicht verabsäumen, 
dem Intendanten Dr. Nemeth sehr zu danken, ebenso 
wie seinem Direktor im Opernhaus, Dr. Tarjan, und 
seinem Team im Schauspielhaus, bestehend aus den 
Herren Seebach, Hartwig und Schleppnik. 

Ich möchte, aber diesem Dank, noch zum Abschluß 
eine Bitte hinzufügen bzw. Aufforderung an die 
vorhin Genannten, nämlich, fortzufahren in dem 
jetzigen Stil mit ihrer Arbeit, fortzufahren mit neuen 
Premieren, fortzufahren auch mit den publikums­
wirksamen Kassenschlagern, aber auch fortzufahren 
damit, dem modernen Theater, dem Experiment, 
auch weiterhin eine Chanoe zu geben. Ich danke 
Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Als nächstem 
Redner erteile ich dem Herrn Abgeordneten Dipl.-
Ing. DDr. Götz das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Ich möchte mir erlauben, 
einige Anmerkungen zu dem Altstadtern'euerungs-
gesetz zu machen, das ja dem Landtag, so hoffe ich, 
in Kürze zur Beschlußfassung vorliegen wird und 
möchte dort fortsetzen, wo Kollege Hasiba mit sei­
nen Ausführungen aufgehört hat. (Abg. Brandl: 
„Das paßt!" — Abg. Schrammel: „Das ist ja sach­
lich!") 

Ich glaube, meinte Damen und Herren! Es wurde 
gesagt, daß aus der Wohnbauförderung 50 Millionen 
Schilling gebunden seien — nach den Ziffern des 
Untervoranschlages 62,21 sind ausschließlich für 
diesen Zweck (Altstadtemeuerung) 6 Millionen 
Schilling ausgewiesen. 

Aber egal, ob es also nun insgesamt 56 sind, wie 
dch hoffe, oder ob ein Millionenansatz eben von 
6 Millionen plus jene Mittel, die die Stadt Graz auf­
bringen wird, wir Verfügung steht, ich glaube, 
meine Damen und Herren, daß ganz zweifellos das 
Problem der Altstadterhaltung ein finanzielles Pro­
blem ist. Außerdem müssen mit einer gesetzlichen 
Regelung ganz entscheidende Weichen gestellt wer­
den und es ist halt nicht ganz einfach, diese Weichen 
zu stellen. Das wird sich sicher bei den Ausschuß­
beratungen herausstellen. Etwa in einer Frage, die 
grundsätzlich zu bejahen und die auch richtig ist, 
daß nämlich 50 Prozent der vorhandenen Räume 
weiterhin, bei zu sanierenden Gebäuden, als Wohn-
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ramme erhalten bleiben sollen, und auch in diesem 
Sinnie eine Sanierung stattfinden soll. 

Ich glaube nur, daß die Praxis zeigen wird, daß 
man diesen Begriff nicht an ein Haus, an ein Ge­
bäude allein wind koppeln können, sondern ein zu 
sanierendes Ensemble mit dieser Relation einbinden 
wird müssen. 

Warum? Weil natürlich auch das Wirtschaftsleben 
im Bereich der Altstadt für die Revitalisierung eine 
ganz besondere Rolle spielt und weil nicht zu über­
sehen ist, daß ein nicht unerheblidiör Teil des der­
zeitigen Wohnungsbestandes in alten Häusern den 
Wohntoedürfnissen des Jahres 1973 nicht mehr ent­
spricht. Damit wird als zweite 'entscheidende Frage 
die Kostenfrage aufgeworfen. Wenn man nicht über 
Prozentsätze streiten will und das will ich nicht, ob 
ein m2 sanierter Wohnraum im einem alten Ge­
bäude um 30 oder nur um 25 oder um 40 Prozent 
teurer kommt als ein m2 neuer Wohnfläche, so 
bleibt ganz zweifellos die Tatsache bestehenv daß 
die Sanierung um einen bestimmten Anteil teurer 
kommen wird. Und um diesen Anteil und um die 
Kostenabdeckung dieses Anteils geht es, weil sonst 
die Erwartung oder die Vermutung, daß Altstadt­
wohnungen nicht nur saniert, sondern auch bewohnt 
werden, eine Hoffnung ohne echten Hintergrund 
bleiben muß. Es geht um diese Kostenanteile, wo 
Sanierung teurer ist als Neubau und es ist klar, daß 
hier nicht nur Wohnbaumittel, sondern auch Mittel 
— weshalb ich meine Wortmeldung in der Gruppe 3 
durchführe — aus dem Denkmalschutz im weite­
sten Sinne des Wortes, aus der Wohnjuingsverbes-
serung, aus anderen, vielleicht noch zu gründenden 
Fonds in Anspruch genommen werden müssen. 

Ich möchte aber meine Wortmeldung dazu be­
nutzen, um meinen Resolutionsamtrag in Erinnerung 
zu rufen, der keine Mehrheit gefunden hat, vielleicht 
deshalb, weil die gesamte Problematik ©in gründli­
ches Studium erforderlich macht, was lin den Zeit-
abständen, die für Resolutionsanträge zur Verfü­
gung standen, nicht möglich war. Gestatten Sie 
mir, daß ich etwas wörtlich zitiere aus einer Studie 
aus dem Jahr 1965, die ich zweimal im diesiem Hohen 
Haus vertreten habe, wo ich in der Zwischenzeit 
schon etwas resignierend die Verfolgung dieses Ge­
dankens aufgeben mußte, nun aber doch wieder da­
bei bin, diese Resignation i n neue Aktivität auf 
diesem Gebiet ummünden au lassen. 

Das betrifft die Forderung nach Errichtung einlas 
europäischen Ausibildungsaentrurns für Verwaltung 
und Technik in Graz. Ich darf aus dieser Studie, aus 
den grundsätzlichen Überlegungen, zitieren. So steht: 
„Bei Staaten, die erst auf wenige Jahre der Selb­
ständigkeit zurückblicken können, steht naturgemäß 
der Aufbau eines qualifizierten Verwialtungssy-
sbems, der Aufbau geeigneter Wirtschaftszweige im 
Vordergrund, wozu es vielfach an geeigneten Fach­
kräften mit entsprechender Ausbildung fehlt. Dazu 
kommt aus österreichischer Schau noch, daß der 
wirtschaftliche Großraum vielleicht noch Diskus­
sionsgegenstand von heute sein kann, aber sicher 
Realität von morgen. Das angemessene Mitsprache­
recht in diesem Großraum wird durch die wirtschaft­
liche und kapitalsmäßige Kapazität auf der einen 
Seite, durch die geistige Kapazität auf der anderen 

Seite bestimmt. Österreichs Mitsprachierecht wird 
nur auf dem Gebiet der Aüisschöpfüng der geistigen 
Kapazitäten sicherzustellen sein." Dann geht es in 
die innerösterreichischen Voraussetzungen, in die 
steirischen und in die Zielsetzung, wobei manches 
damals Geschriebene heute nach wie vor von hoher 
Aktualität ist. Was ist das Ziel? Das Ziel wäre, in 
einem solchen Ausbildungszentrum, das die Orga-
nisationsform kooperativer Institute der Hochschu­
len haben könnte, in einer vielfachen Form dafür 
zu sorgen, daß zukünftige Beamte aus dem Bereich 
der Entwicklungsländer ihre Ausbildung in Öster­
reich, konkret in Graz, vermittelt bekommen. Es ist 
auch eine bestimmte Kritik darüber enthalten, Kri­
tik über den Einsatz jener Mittel des Bundesbud­
gets, die dem Gedanken und der Effizienz der Ent­
wicklungshilfe dienen sollen. Hier wird als Gegen­
vorschlag unterbreitet die Meinung, daß es sowohl 
der Tradition als 'auch den Fähigkeiten Österreichs 
angepaßter wäre, nicht für irgendwelche zum Teil 
sicher zielführende, zum Teil problematische Pro­
jekte im Bereich der Entwicklungisstaaten Budget­
mittel zur Verfügung zu stellen, sondern diese 
Budgetmittel zur Ausbildung von Führungskräften 
aus diesen Staaten bei uns zu verwerten. Diese Aus­
bildung sollte erfolgen auf der Ebene der mittleren 
Führungskräfte, also etwa der Handelsakademiker, 
der Absolventen der mittleren technischen Lehran­
stalten und sollte dann im Bereich der Hochschulen 
die Ausbildung der Verwaltiungstechnliker und Ver-
waltungsjuriisten zum Ziel halben. 

Als 4. Stufe und nicht nur im Zusammenhang mit 
dem Gedanken der Entwicklungshilfe war und ist 
vorgesehen, etwa ein paralleles Modell der Fontaine-
bleau-Akademie in Graz für Spitzenkräfte aus der 
Wirtschaft zu schaffen. Ich darf daran erinnern und 
meine Damen und Herren, verübeln Sie es mir nicht, 
es geht mir nicht um Prioritäten, aber ich rufe hier 
zum Zeugen auf den Hof rat Dr. Blanc, der bei Er­
öffnung der Führungsakadernie mir gegenüber zum 
Ausdruck gebracht hat, daß diese Führungsakade-
mie ein Kind dieser Überlegungen siel, die ich seiner­
zeit ihm, dem verstorbenen Landeshauptmann Krai-
ner, den Rektoren, den Hermen der Industrie und 
einem noch weit darüber hinausgehenden Interessen-
tenkreiis vorgetragen habe. 

Ich möchte nicht vteiabsäumen zu erklären, daß 
ich diesen gleichen Weg jetzt wieder beschritten 
habe und sowohl die zuständige Ministerin, Frau 
Dr. Firnberg, wie den Herrn Landeshauptmann, wie 
die Rektoren, wie Industrie und Karmmem zu infor­
mieren nicht nur bereit bin, sondern das größten­
teils schon getan habe. Nur dann, wenn alle Ge­
bietskörperschaften, alle Kammern und Imtieressens-
verfoände in dieser Frage zusammenwirken, könnte 
es zu einem ganz erheblichen Beitrag einerseits 
zur Außenwirkung der Tätigkeit der Grazer Hoch­
schulen kommen und andererseits zu einer sehr 
wesentlichen Hilfestellung für die Ausbildung von 
Kräften aus den Entwicklungsländern, die7 so : glau­
be ich, ganz sicher den Möglichkeiten Österreichs 
angepaßter sind als die gelegentliche und in der 
Gesamtsumme nicht entscheidende finanzielle Hilfe 
für einzelne Projekte in den Entwicklungsländ'ern. 
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Abschließend doch noch ein paar Worte zu dem 
hitzigsten Streitpunkt, der heute den Landtag be­
wegt hat, zu der ORF-Frage. Ich muß einies sagen. 
Nachdem Sie, Herr Abg. Zimkaniell, die Frage gerich­
tet haben im Zusammenhang mit der Schranz-Affäre, 
dies sei vom Fernsehen geschehen, dies gehe auf das 
Konto Bachers. Ich frage nur, wann hat der Auf-
sicbtsrat und über wessen Antrag, diesen Anlaß 
benutzt, um eine Abberufung des Generalintendan­
ten zu fordern, zu diskutieren. (Abg. Zinkanell: 
„Das müssen Sie die ÖVP fragen!") Man müßte auch 
Ihren Zentralsekratär Marsch fragen, der meines 
Wissens nach sonst auch nicht zurückhaltend ist mit 
seinen Äußerungen im Aufsichtsrat dös Rundfunks. 
(Beifall bei der ÖVP.) Ich glaube nur nicht, daß man 
hier den Spieß -umdrehen kann. Ich weiß nicht, ob 
das Gesagte auf Tatsachen beruht, aber ich nehme 
an, daß Sie die Unterlagen haben. 

Aber wenn es auf Tatsachen beruht, kann man 
doch nicht einem von einer Gesellschaft bestellten 
Organ einen nachhaltigen Vorwurf machen, wenn 
der Gesellschaftier es verabsäumt hat, aus diesem 
Tatbestand irgendwelche, konkneten Rückschlüsse 
zu ziehen. Dann ist es ja die Verantwortung aller 
Gesellschafter, aller Aufsichtsratsmitgiieder, aller 
noch in Betracht kommenden Organe. (Abg. Marczik: 
„Sehr richtig!") 

Ich möchte noch etwas sagen, und das ganz 
leidenschaftslos. Ich habe volles Verständnis dafür, 
daß Politiker — aber, Kollege Zinkanell, nicht nur 
der Sozialistischen Partei, sondern, ich glaube, aller 
Parteien — über bestimmte Sparten von Sendungen 
im Fernsehen wenig begeistert sind. Das mag mit 
einer falschen Selbsteinschätzung ebenso zusam­
menhängen wie vielleicht auch mit einer subjek­
tiven Auswahl. Denn wenn sich der einzelne Red­
ner halt nicht in der glücklichsten Pose im Fernsehen 
wiedersieht, sagt er: Na, dieser Bacher, na, dieser 
ORF. (Abg. Grätsch: „So einfach ist das nicht!") 
Aber das trifft, meine Damen und Herren, auf alle 
Fraktionen zu. Es ist sicher nicht das Problem 
„BacheT" allein, sondern das Problem dürfte tiefer 
liegen. Ich bin der Meinung — und da klammere ich 
durchaus verschiedene Bestandteile deT derzeitigen 
ORF-Novelle aus, daß man über jedes Gesetz spre­
chen kann und daß man über jede Novellierung 
eines Gesetzes sprechen kann, selbstverständlich 
gibt es in dieser Richtung kein Tabu. Ich verstehe, 
daß eine Regierung — in diesem FiaEe die soziali­
stische, aber ich schließe nicht aus, daß es in einem 
anderen Falle eine andere wäre — versucht, auf ein 
ganz wesentliches Meinunigsbildungsmittieil Einfluß 
zu bekommen und daher manches in das Minister-
komiitee verlegt sehen will, was heute im Aufsichte­
rat des Rundfunks behandelt wird. Nur glaube ich 
halt nicht, daß ernsthaft jemand im Bereich der So­
zialistischen Partei darüber im Zweifel sein kann, 
daß dieses Bestneben wirklich nur ein parteiinternes 
bleiben wird. Ein parteiinternes, das natürlich bei 
der momentanen Mehrheit umgesetzt werden könnte 
im Parlament. Ob allerdings mit einer knappen Mehr-
beit im Parlament entscheidende Fragen — und das 
ist 'eine entscheidende Frage — am laufenden Band 
im Alleingang gelöst wenden können und ob das 
zielführend ist auch im Sinne des in diesem 

Räume und bei dieser Generaldebatte mehrmals 
angeschnittenen Problems der Zumutbarkeit, das 
werde nicht ich 'beurteilen können — ich werde nur 
meine Meinung dazu äußern —:, sondern das wer­
den die Gemeinden der Sozialistischen Partei tun 
müssen. Nur, wenn Sie die Haßliebe — so kann man 
das, glaube ich, wohl bezeichnen — zwischen Bun­
deskanzler Kreisky und Generalintendant Bacher 
zum eigentlichen Anlaß einer Rundfunkreform neh­
men, die dann in der Verfassung verankert werden 
soll —, wenn den entscheidenden Schalthebel die 
Regierung in die Hand bekommen hat —, das wage 
ich halt doch als grobes Experiment, als — vielleicht 
sogar ist dieser Ausdruck nicht zu hart — brutale 
Anwendung 'einer derzeit bestehenden Mehrheit 
und Macht zu bezeichnen und dais, Herr Kollege 
Zinkanell, lag ganz sicher nicht und liegt ganz 
sicher nicht im Sinne jener, die seinerzeit das Rund­
funk-Volksbegehren unterschrieblen haben. (Abg. 
Zinkanell: „Das :Megt euch nicht!") über die Frage 
Seherbeirat, Hörerbeirat, kann man ebenso sprechen 
wie über die Frage Radaktionsstatut. 

ober all das ist ein breites Band von Verhand­
lungen möglich, denkbar, vielleicht sogar zielfüh­
rend. Aber am dieser Grundsatzfrage der Unabhän­
gigkeit oder der Beeinträchtigung der Unabhängig­
keit haben sich in den vergangenen Monaten die 
Geister geschieden und sie werden sich auch in 
Zukunft scheiden. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Klobasa. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Klobasa: Hohes Haus, sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich möchte zurück von der Stadt aufs 
Land und über unseren Naturschutz sprechen. 

Vor einigen Wochen erhielten die Abgeordneten 
zum Steiermärkischen Landtag einen Katalog zuge­
sandt, der eine Zusammienfassiung aller Bestimmun­
gen und Verordnungen sämtlicher Bundesländer 
Österreichs, die in irgendeiner Verbindung zum 
Umweltschutz und Naturschutz stehen, beinhaltet. 
Es handelt isich dabei um Landesgesetze, die meh­
rere Probleme oder ein Problem des Umweltschut­
zes bzw. Naturschutzes behandeln. Rund 479 Ge­
setze habe ich gezählt, mit unserem steirischem Na­
turschutzgesetz, das zur Zeit (aufliegt, werden es — 
wenn es stimmt — 480 sein. Die Steiermark liegt 
ungefähr im der Mitte, am wenigsten hat das Bun­
desland Nieäerösterreich und am meisten, nämlich 
83, das Bundesland Oberösterreich geschaffen. Man 
müßte meinen, daß diese Vielzahl von Gesetzen 
und Verordnungen doch genügen müßte, der Sache 
Naturschutz und Umweltschutz Herr zu werden. Sie 
alle, meine Damen und Herren, wissen aber aus Er­
fahrung, daß es leider nicht so ist. Alle Parteien 
und Institutionen verlangen nach neuen Bestimmun­
gen, nach neuen Gesetzen, die ordnend in das Ge­
schehen oder Nichtgeschehen eingreifen sollen. Die­
se Unzahl von Bestimmungen,' Erlässen und Ver­
ordnungen läßt das Bild unklar und verschwommen 
erscheinen. Wir brauchen daher Gesetze, die nicht 
nur verstanden, sondern nach denen auch gearbeitet 
werden kann. 
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In den „Leitlinien für die Steiermark" wird zum 
Beispiel eine Bereinigung der Kompetenzen im Be­
reich des Bundes sowie zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden als Grundlage für eine Zusammenar­
beit gefordert. Imimer wieder muß man aus Berich­
ten erfahren, daß zum Beispiel ein großes Fisch-
sterben im Oberlauf des Weiztoaches eingesetzt hat, 
daß dort die Forellen im Aussterblen begriffen sind, 
oder daß am Unterlauf der Raab es Hunderte tote 
Fische gibt. Aber auch stehende Gewässer, wie 
Fischteiche, brechen im Laufe eines Jahres mehr­
mals zusasmimen. Bin Beispiel: Im Jahre 1959 war, 
von der Sauerstoff seilte her gesehen, ein Zusammen­
brechen — wie das in der Fachsprache heißt — des 
Saazer Teicheis bei Feldbach festzustellen. Im Jahre 
1973 geschah dies viermal, obwohl jetzt das Gewäs­
ser unter strengster Beobachtung steht. Was sind 
nun die Ursachen? 

Die Probleme zu diesem Geschehen sind vielfa­
cher Natur, aber sicherlich spielt die Überdüngung 
neben den Bekämpfumgsmitteln für Pflanzen und 
Insekten in Gegenden, wo die Landwirtschaft vor­
herrscht, keine unwesentliche Rolle. Die chemischen 
Mittel ruinieren jedes Wasser, so daß in unserer 
Steiermark, nach Aussagen eines Teichinhabers, in 
wenigen Jahren der letzte Fischteich wird aufge­
lassen werden müssen. Die Sendung „Zeit dm Bild" 
vom 14. November dieses Jahres hat drastisch die 
Verstöße der Landwirtschaft aufgezeigt und sie als 
einen der Hauptvergifter unserer Kulturen bezeich­
net. Neben der chemischen Düngung wurden die 
verwendeten Antibiotika als Beimittel zur Fütte­
rung besonders verurteilt. Wie weit dies richtig 
oder falsch war, kann (ich selbst nicht beurteilen. 
(Abg. Premier: „Falsch!" — Abg. Lafer: „Falsch!") 
Ich glaube nicht, Herr Kollege, daß das falsch war. 
(Abg. Dr. Eberdorf er: „Ganz falsch!") Aber auch die 
UIC hat festgestellt, daß rund 20.00*0 Pflanzenarten 
im Aussterben begriffen sind. Durch die Rodung von 
Wäldern wird das genietische Leben zerstört, aber 
auch die Monokultur in der Landwirtschaft zerstört 
das Pflanzenleben. Und wenn Kollege Haas in sei­
nem Referat gesagt hat, daß eis bei dem neu zu schaf­
fenden Naturschutzgesetz in der Steiermark um die 
Erhaltung seltener Tierarten und seltener Blumen 
geht, dann glaube ich, daß das failsch ist, es geht 
grundsätzlich überhaupt um die Erhaltung unserer 
Kultur! 

Bei zu großer Stickstoffkonzentration entstand 
zum Beispiel in 'einem Fischteich, in Verbindung mit 
der Kieselalge eine Art Wattealge, die bei Rückgang 
des Wassens aussah wie eine Koralle. Daß hier 
jedes Leben von größeren Wesen unmöglich ist, ist 
klar. Die Verschmutzung der Teiche war, wie mir 
ein Fischzüchter sagte, im Jahre 1955 — vom 
menschlichen Ermessen aus gesehen — gleich Null. 

Mit dem Ansteigen der Wohlstandswelie um 1955 
und dem Ansteigen des Kunst- oder Handelsidün-
gexverbrauches sowie dem Fallen des Benzia-
pieises war ein rapides Ansteigen des Verschmut­
zungsgrades der Gewässer festzustellen. Ein Fisch­
züchter ist der Meinung, daß wir zur Zeit nur ster­
bende Gewässer haben. Es wurden Verschmutzungs­
grade ermittelt, die das 80fache der Toleranzgrenze 
weit überschnitten. Fachleute, wie Dr. Bank aus Er­

langen, Dr. Keinz aus Schaffing und Professor Dok­
tor Otte aus Wien, vertraten nach einer Ausisprache 
mit einem Teichinhiaber die Meinung, daß erstens 
Krankheiten die Umwelt so verändern, daß sie da­
durch nicht mehr auf gleich kommt, zweitens, daß 
die Krankheitserreger aggressiver werden, sie noch 
nicht erforscht sind und daher einen Paktor X 
'darstellen und daß schließlich drittens die Bakte­
rien sich so rasch und so stark vermehren, daß Lebe­
wesen, die befallen werden, auf jeden Fall krank 
werden, weil ganz einfach die notwendigen Ab­
wehrstoffe dazu fehlen. 

Durch diesen Fall sind z. B. in der Donau ca. 5 bis 
6 Fischarten ausgestorben. Ein Bauer, der Teichbe­
sitzer ist, sagte zu mir, zuerst stirbt der Fisch, dann 
sterben die Vögel und als letztes wir Menschen. 
Wieviel Wahrheit liegt in diesem Ausspruch? Es 
ist der Ausspruch einlas Menschen, /der unmittelbar 
mit der Natur verbunden ist, an ihr steht und es 
fast fühlen und spürten muß, was auf uns zukommt, 
wenn wir so weitermachen, wie wir es gegenwärtig 
tun. Um aber den Nachholbedarf für die Finanzie­
rung von Abwasseranlagen aufzubringen, müßten 
wir laut Dr. Kolterer 40 Milliarden Schilling in 
Österreich zur Verfügunig haben. Wollen wir in der 
Zukunft reinles Waissier haben, werden wir nicht um­
hinkommen, uns .um diese Summe zu bemühen. 

Bevor unsere Gewässer verunreinigt wurden, 
hatten wir in der Oststeienmark den höchsten Fisch­
ertrag ider Welt, nämlich eine Zuwachsrate von 500 
bis 600 kg je ha. Jetzt soll er nur noch 200 kg pro ha 
betragen. Früher konnte ein 10 a großer Teich 
100.000 Brütlinge ernähren. Auf Vso ist diese Summe 
gesunken. 

Eine Rolle negativer Art spielt auch die Besetzung 
unserer heimischen Gewässer mit landfremden Fi­
schen. Der Aal, schwarzer Armokarpf, Sdlberkarpf 
bringen z. B. Parasiten mit, gegen die unsere Fisch­
welt über keine Abwehrmittel verfügt. Aber auch 
Urlauber tragen dazu deshalb bei, weil sie oft aus 
Übersee Tiere (mitbringen, die sie dann bei Veren­
den in den Kanal schütten und das Abwasser wieder 
in die Gewässer kommt und auch wieder Krank­
heiten eingeschleppt werden, gegen die unsere 
Tierwelt nicht immun ist. Auch einige Vogelarten 
bilden ein Problem für unsere Gewässer. Besonders 
die Möwe. Die Möwen, die bei uns nicht beheimatet 
sind, jetzt aber oft auf Grund der Verschmutzung 
ihrer Gewässer, der Meere, diese verlassen und auf 
Nahrungssuche gehen, übertragen ebenfalls Bakte­
rien, die, wie festgestellt wurde, gefährliche Krank­
heitserreger überbringen. Vogelschützer und Teich-
lialter sind nicht immer einer Meinung. Der Fisch­
reiher z. B., ein nafturgeschützter Vogel, kommt in 
verhältnismäßig großer Zahl bei uns vor. Es wurden 
auf einem Teich 120 Stück gezählt. Der Fischadler, 
den es nur noch in einigen Exemplaren in Europa 
geben soll, ist fast ausgestorben. 

Die Vielzahl der Ursachen der Verschmutzung, der 
Verunreinigung und der Krankheitsüberbriniger, die 
ich nur angedeutet habe, zeigt uns die Schwierig­
keiten des Problems Natur- und Umweltschutz auf. 
Sie sagt aber auch, daß wir viel zu lange mit den 
notwendigen Gegenmaßnahmen gewartet haben. 
Umweltschutz und Naturschutz dürfen kein Schlag-
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woitt sein, das nur einen Augenblicksierfolg erha­
schen will, sondern muß unser aller Anliegen sein. 
Der Leiber ides österreichischen Instituts für Um­
weltschutz betitelte einen Artikel „Umweltschutz — 
vom Schlagwort zur überle-bensfrage" und das ist 
es wirklich geworden. Eine TJberlelbensfrage. Wol­
len wir, daß unsere Nachfolger ums nicht verdam­
men, so müssen wir uns aufraffen und das Pro­
blem Naturschutz und Umweltschutz ernstlich in 
den Griff nehmen. Wir brauchen unsere steirische 
Heimat. Wir lieben isie. Sie war ein Erholungsland 
und das soll sie auch weiterhin bleiben und sein. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile das Wort dem Abg. Aich-
holzier. 

Abg. Aichhalzer: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Neben den vielen Aufgaben, die einer Lö­
sung und Finanzierung seitens des Landes harren, 
nehmen Denkmalschutz und Denkmalpflege einen 
breiten Rahmen iein. Man kann mit Freude feststel­
len daß im Budget fast 7,5 Millionen für diesen 
Zweck vorgesehen sind, somit eine Erhöhung um 
1,2 Millionen für das Jahr 1974 ©ingetreten ist. Der 
Einsatz von öffentlichen Mitteln in der bekannten 
Höhe will sicherlich verantwortet und gerechtfer­
tigt sein. Ich glaube, daß die faeste Rechtfertigung 
für die Ausgaben das Echo aus der Bevölkerung ist, 
die sich sehr dafür interessiert und einsetzt, daß 
altes wertvolles Bau- und Denkmalgiut erhalten 
wird. Das zeigen die verschiedenen Aktionen in 
Stadt und Land 

Eine davon war z. B. die Aktion zur Erhaltung der 
Grazer Altstadt. Es geht in gleicher Weise auch um 
die Erhaltung von Einzelobjekten, z. B. das Feld­
bacher Stadttor, um die Erhaltung von Ensembles, 
von Schlössern und Kirchen. Daß aber auch der 
Bund das Seinige dazu beiträgt, geht daraus hervor, 
daß Frau Minister Firmberg einen Forschungsauf­
trag erteilt hat, der bewirken soll die Revitalisierung 
der Altstadt am Beispiel von Graz. Die Kulturarbeit 
des Landes wind aber nicht zuletzt danach beur­
teilt, was man bereit ist, aus der Vergangenheit zu 
erhalten. Es gilt auch, in der Gegenwart Kulturwerte 
zu schaffen, um der künstlerischen Ausdrucksfoiim 
und -weise der heutigen Zeit und Generation, in 
der sich viele begabte Talente befinden, gerecht zu 
werden. Kultur und Kunst, im großen Rahmen ge­
sehen, sind noch nie ohne Förderung ausgekommen. 
War es einst vorwiegend die private Hand, so sind 
es heute Bund, Land und Gemeinden, die die Haupt­
last dieser Kulturförderung tragen. Wobei sich an-
erkenmenswierterweise auch von privater Seite eine 
Beteiligung an den Erhaltungskosten einstellt. Eine 
solche private Maßnahme unter Zuhilfenahme von 
Landesmitteln ist z. B. die Erhaltung wertvoller Fas­
saden und Ortskerne, die mit Zuhilfenahme von 
Landesmitteln durchgeführt wird. Auch in diesem 
Fall sind private Besitzer in erster Linie dafür ver­
antwortlich, diese Arbeliten durchzuführen. Es ist 
erfreulich, daß diese Post im Budget 'um ca. 500.000 
Schilling erhöht wurde. So können im nächsten 
Jahr mehr Fassadenaktionen gefördert werden, Eine 
Aufgaben- und Kostenteilung ergibt 'Sich z. B. aber 
auch bei Sanierungsmaßnahmien zur Erhaltung der 

Dachlandschaften, wie diese z. B. in Riadkersfourg 
laufend erfolgen. Mit dieser Aktion werden alte 
Ziegelformen und Dächer, wie man isie heute kaum 
noch findet, erhalten. 

Wertvolle Kulturarbeit wird auch im Rahmen 
von verschiedenen Ausgrabungen geleistet. Die be­
kannteste davon in der Steiermark Ast zweifellos die 
von Flavia Solva und Notfeia. Meiner Meinung nach 
wäre es zweckmäßig, die Reste der ehemaligen 
Römerstadt Flavia Solva freizulegen, zu restau­
rieren, zu konservieren und als .Schauobjeikte zu 
erhalten. Dies würde nicht nur für unsere Jugend, 
sondern auch für den Fremdenverkehr in unserem 
südlichen Teil der Steiermark eine Attraktion 
bilden. 

So möchte ich zum Schluß isagen: Kuilturförderung 
hat nicht nur einien sichtbaren materiellen Aus­
druck, sondern trägt auch zur Bildung und 'Humani­
tät des Geistes bei. Eigenverantwortlichkeit des 
einzelnen und Verantwortlichkeit der öffentlichen 
Hand treffen sich und müssen sich zwangsläufig 
auf diesem Gebiet treffen und vierstehen. Die Mittel, 
•die die öffentliche Hand zur Verfügung stellen kann, 
sollen sich an der Notwendigkeit der Erhaltung un­
seres Kulturgutes orientierein, so daß ein Stillstand 
in dieser Hinsicht gleichbedeutend mit Rückstand 
wäre. Diie Bereitstellung entsprechender Mittel zur 
Denkmalförderung Ast Verantwortung gegenüber 
der Vergangenheit, ist Verantwortung gegenüber 
der Gegenwart und findet nicht zuletzt ihne Recht­
fertigung in unserer Geschichte. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich dieses Pult 
aber verlasse, möchte ich, gleich wie Kollege Lind 
es für den DVP-Klub getan hat, allen aktiven Mit­
gliedern der Musikkapellen, aber auch den Funk­
tionären der vielen Kapellen unseres Landes herz­
lich danken für ihre aufopfernde Tätigkeit, verschö­
nern doch sie unsere Feste. Ich möchte dabei auch 
nicht vergessen, jenen aktiven Musikern, die Haus­
musik betreiben und auch in Streichorchestern mit­
machen, zu danken, sind doch sie es, die unsere 
immer größer werdende Freizeit verschönern. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Brandl. Ich erteile es ihm hiemit. 

Abg. Brandl: Hohes Haus, sehr gelehrte Damen 
und Herren! Vor einem Jahr haben wir hier ge­
meinsam einien Beschkißantrag zur Unterstützung 
der Errichtung eines österreichischen Forstimuse-
ums in der Gemleimde Wildallpen beschlossen. 

Um es kurz zu machen, möchte ich lediglich 
an Herrn Landesriat Professor Jungwirth die Frage 
stellen, welchie Maßnahmen sein Referfat zur Ver­
wirklichung dieses Projektes getroffen hat. (Beifall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet ist Herr Landes­
rat Professor Jungwirth. Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zuerst gleich 
zu dieser Kurzfrage von Herrn Abgeordneten 
Brandl. 

Wir haben Kontakt .aufgenommen mit dem 
Land- und Forstwirfcschaftsministerium in dieser 
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Frage, haben unser Angebot gemacht, und' zwar 
dahingehend, daß wir bereit sind, zusammenzu­
arbeiten. Die Antwort aus Wien steht noch aais. 
Meine Damen und Herren! Ich hatte ursprüng­
lich keinerlei Absicht oder Anlaß, zur Frage des 
ORF in diesem Hohen Hause zu 'sprechen.. Aber 
durch die Diskussion wurde ich dazu angeregt 
und möchte meinen Bemerkungen zur Kulturpolitik 
in der Steiermark diese Frage noch vonanstellen. 
• Ich glaube, die hitzige Diskussion, die es hier 
kurzfristig zwischendurch gegelben hat, ist ein Be­
weis dafür, daß iedgentMch unser steirisches Klima 
nur dann irgendwie in Gefahr ist, Wenn von ingenld-
eiher Seite der Drück aus der Bundas'haupitstaidt zu 

. stark wind. (Abg. Pölzl: „Wenn die Sozialisten 
den Wienern folgen!") Ich möchte dazu sagen, 

- daß 'die Sorge der Kritiker am. derzeitigen Entwurf 
in erster Linie eine Sorge um die Meinungsviel­
falt im ORF .ist. Es wird ja niemand bestreiten 
können, daß Herr Bundeskanzler Kneisky durch 
sein großes schauspielerisches Geschick auch' mit 
indirekter Hilfe der Medien, speziell also des Fern­
sehens, es zur Mehrheit in Österreich gebracht hat 
und jetzt besteht also eine gewisse Sorge, daß 
(durch eine Zementierung von neuen Machtstruk-
tuiiten aius der Demokratie eine Teleknatte wind. Ich 
möchte danaiuf hinweisen, daß beispielsweise dn 
dem derzeitigen Entwurf das Redakteurstatut von 
den Betroffenen in Hinkunft nicht mehr veränder­
bar wäre. Oder, wir haben uns ganz besondere 
Sorgen um die Länderrechte gemacht, wo es hieß, 
daß die Intendanten nur mehr das Programm für 
ihr Studio nutzubestiirnmen hätten und nicht mehr 
für ihren Bieredch, also nicht mehr für ihr Bundies-
lanld. Aiuf Grund 'der einmütigen Proteste aius Bun­
desländern ist erst diese Fassung wiederum ge­
fallen, die Formulierung wunde verändert, und es 
beißt jetzt .also in der neuesten Vorlage, daß sie 
für den Bereich, in dem säle tätig sind, also für ihr 
Bundesland, mitbestimmen können. Was den Auf-
sichtsirat betrifft, äst — glaube lieh —• /die Diskus­
sion darüber gar nicht wesentlich, denn er wird ja 
ohnehin entmachtet. Der Aufslichfenat hat ja in 
Hinkunft keime wesentlichen Recb/te mehr. Dais ist 
insofern bedauerlich, als dort ja Vertreter von 
Beireichen gesessen sind, die nicht dinekt aius irgend­
einem parteipolitschen Gremium entsendet wurden. 
Ich denke hiebei an die Vertreter von Wissen­
schaft, von Kunst, von Kirchen, der Volksbldüng 
und des Sportes. Es ist jetzt aber in der neuen Fas­
sung vorgesehen, alle Macht der Gesellschafterver­
sammlung zu geben und in dieser Gesellschafterver­
sammlung sind die Anteile wie folgt vorgesehen: 
41 'Prozent Bund, 39 'Prozent Bundesländer und 
20 Prozent für 4 große Interessenvertretungen. Beim 
derzeitigen politischen Stand entspricht das un­
gefähr einem Kräfteverhältnis von 65 : 35 zu­
gunsten der linken Reichishälfte. Auf jeden Fall 
scheint mir, daß eine stoiehe Entwicklung, daß man 
den Aufsichtsnat entmachtet und diese GeseUschlaf-
terversammlung nein politisch besetzt, eher eine 
Entwicklung bedeutet auf einen neuen, andens ge­
formten, aber doch im Prinzip auf einen neuen 
Ständestaat hin, und ich glaube, daß das nicht be­
sonders wünschenswert ist. Sicherlich', man soll aus 
den Fehlern der Vergangenheit lernen. (Beifall bei 
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der ÖVP.) Nun ziu einzelnen Punkten des Kultar-
budgets in der gebotenen Kürze. 

Zuerst zur Frage der Vereinigten Bühnen. 'Sie 
wunde schon 'in der Diskussion kurz behandelt, 
über einzelne Probleme ist in diesem Jahr — gljau.be 
ich — wenig zu sprechen, weil die Entwicklung im 
wesentlichen positiv vor sich geht. Ich möchte nur 
noch einmal unsere Sorge in bezug auf unser 
Theater unterstreichen, betreffend iden finanziellen 
Hinterhalt. Ich habe schon in idilesem Hause immer 
wieder berichtet, daß die Konferenz der Landes-
kiuilturreferenten einmütig — egal, aus welchem 
Bundesland — immer wieder die Meinung vertraten 
hat, daß die Bundeszuschüsse an die Länderthea­
ter mindestens zehn Prozent des Abganges der 
Bundestheatar betragen mögen. Dais ist 'eine per­
manente Forderung vom Neuisiedlersee bis zum 
Bodensee gewesen. 

Im Jahre 1973 ist erfreulicherweise ein gewisser 
Erfolg gelungen. Es hat eine Aufstockung dieser 
Bundeszuschüsse stattgefunden /und zwar fast in 
der Höhe, die von den Kulturreferanten gewünscht 
wuridle. Leidler Gottes iaber, so muß man sagen,-
hat der schllauie Herr Fiinanzminiister diese Siuimme 
im Finanzausgleich. verankert, wo sie vorher nicht 
zu finden gewesen ist, so daß sie nun sechs Jahre 
lang unverändert bleibt. Der Fortschritt aus dem 
Jahre 1973 ist anzuarkennlen, er wind iaber ön den 
nächsten fünf Jahren leider kein Fortschritt mehr 
sein, weil eine unveränderte Summe von rund 
50 Millionen für alle Ländertheater natürlich auf 
fünf Jahre hinaus wiederum einen .Rückschritt be­
deuten wind. Es heißt mit anderen Worten, daß der 
Beitrag des Landes Steiermark für die Vereinigten 
Bühnen sich in dieslem Jahr erhöhen wird, also 
im Jahr 1974, um 3,729.000 Schilling, der Beitrag 
des Bundes aber um 3000 Schilling für das ganze 
Jahr, (Abg. Pölzl: „Pro Einwohnler der Steienmark 
oder für das ganze Bundesland?") Für das ganzie 
Bundesland. 

Diese Nichterhöhung des Beitrages des Bundes 
muß man immer wieder vergleichen mit der rasan­
ten Entwicklung der Ausgaben für die Bundes-
theater. Der Abgang der Bundöstheater wind sich 
von 1973 auf 1974 um 120 Millionen erhöhen. Um 
120 Millionen wird sich der Abgang der Bundes-
theater in Wien erhöhen. Wir wenden 3000 mehr 
bekommen vom Bund in Graz. (Landesrat Pieltz-
mann: „Das war ja auch ein Wahlkampfgag dier 
Sozialistischen Partei!" —Abg. Pölzl: „Herr Lanldejs-
rat, kann man das nicht ablehnen, das ist doch 
wirklich eine Frechheit!") 

Ich weiß, ich sage eis immer wieder, daß es 
sicherlich in Wien leichter ist für 'einen Minister, 
ein Bundesheer aufzulösen .als die Bundestheater 
zu sanieren. Aber ich möchte auf idie neue Un­
gerechtigkeit, die wiederum fünf Jahre eintreten 
wind, 'Met hinweisen. (Abg. NiigH: „Der Heildinger 
.soll hinausfahren zum Unterrichtsministerium!" — 
Ländesrat Beltzmiann: „Die SPÖ von 1970 gibt 
es ja nicht mehr!" — Lamidesnat Bammer: „Finanz­
ausgleich!") Einige Worte zu den Museen. Ich 
möchte zum Landesmmiseium sagen, daß erfreulicher­
weise die Besucherzahlen steigen. Wir wenden im 
Jahr 1973 erstmalig eine Höhe von 200.000 Besu­
chern erreichen. Ich glaube, daß die weitere Stei-
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gerung der Besucherzahl weniger ein finanzielles 
Problem ist, sondern ein Problem der Stellung des 
Museums in unserer Gesellschaft bzw. der Arbeit, 
der Bereitwilligkeit des Museums, für diese Ge­
sellschaft hier zu sein. Das Museium darf nicht nur 
mehr sammeln, forschen und bewahren, es muß 
offen sein, ies muß die Brücke solchen zur Umwelt. 
In dieslem Sinn wollen wir etwas Neues versuchen. 
Es wird im Jahre 1974 zum ersten Mal in Österreich 
am Joanneum ein sogenannter Museumispädägoge 
eingestellt werden. Das ist eine neue Funktion. 
Ein Mann, der die Öffentlichkeitsarbeit das Mu­
seums voranzutreiben haben ward oind besonders 
zu isiuchen haben wird die Verbindung zu den Um­
setzern, d. h. zu den Schulen, zu den Einrichtungen 
der Erwachsenenteldung. Das wind im Jahr 1974 
zum ersten Mal für Österreich hier am Museum 
versucht wenden. 

Zur Frage der Musikschulen ein kurzes Wo,rt, 
zuir Frage der Volksmusikschulen. Das steirische 
Musikschulwerk, eine Gemeinschaftsproduktion zwi­
schen dem Land Steiermark umld den Gemeinden, ist 
eine gute Konstruktion, um die uns .manches Bun­
desland beneidet. Ich glaube auch, daß die Zusam­
menarbeit hier zwischen den Gemeinden und dem 
Land wirklich gut und konfliktfrei verläuft. Es War 
in den ursprünglichen Statuten des Mulsikschlul-
werkes, das schon in den fünfziger Jahren entstan­
den ist, vorgesehen, daß die Kastenteikmg für 
den Unterricht sein soll % Land, K Gemeinden 
und Yz Eltern der Schüler. War stocken die Sub­
ventionen des Landes schon seit zwei Jahren und 
für 1974 wiederum so auf, daß wir dieses Drittel 
weit überschreiten werden. Wiir wenden im näcb> 
sten Jahr bei einer Kostenbeteiligung des Landes 
liegen, die zwischen 40 und 50 Prozent erreichen 
wird. Eine beachtliche Hilfe für die Gemeinden, 
die wir aus der Überzeugung heraus leisten, daß 
das eine ganz wichtige Arbeit ist, bei der die Ge­
meinden sehr stark gefordert sind. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang auch darauf verweisen, daß 
wir hier unsere Sorgen auch auf Graz lenken. Die 
Landleismusikschule in Graz ist bestens bekannt. Sie 
arbeitet für rund 1500 Schüler, Kinder und Jugend­
liche der Stadt Graz. Auch das genügt nicht mehr. 
Auch hier wird im Jahr 1974 im Zusammenwirken 
mit der Stadt Graz etwas Neues versucht werden. 
Das heißt, es soll nicht mehr ausschließlich die Groß­
zentrale Angebot sein, sie bleibt natürlich aufrecht 
im vollen Umfang. Aber nicht sie allein, sondern es 
werden auch in Außenbezirken Außenstellen, Expo-
situren errichtet werden. Es ist isehr gut, wenn wir 
uns für die Grazer Innen- und Altstadt begeistern, 
aber wir dürfen nicht die Probleme der Außenbe­
zirke vergessen. Die Außenbezirke der großen Stadt 
sind da und dort etwas wie kulturelle Sliums. Das 
kulturelle Angebot in den Außenbezirken ist sehr 
oft einfach nicht existent. Es wird im Zusammen­
wirken zwischen Land und Stadtgemeinde Graz im 
Jahr 1974 der Versuch anlaufen, in vier Außenbezir­
ken, das heißt in Andritz, in Murfeld, in der Bis­
teichsiedlung und in Wetzeisdorf, vier weitere klei­
nere Musikschulen einzurichten. 

Zur Frage der Erwachsenenbildung, die auch be­
handelt Worden ist. Ich glaube, wir können im großen 
und ganzen sagen, daß hier in der Steiermark Ar­

beit und Klima der Zusammenarbeit gut sind. Es 
gibt viele Stille im Land, die große Arbeit leisten. 
Was die Frage der Bundessubventiion anbelangt, so 
glaube ich, werden wir das Angebot des Herrn Ab­
geordneten Gross gern annehmen müssen, als er 
gesagt hat, er würde sich beim Bund sehr stärk da­
für einsetzen, daß eine sinkende Tendenz aufge­
halten wird. Es ist nämlich so, ich habe hier die 
Ablichtung aus dem Bundesbudgetantwurf für das 
Jahr 1974, daß im Budget für Erwachsenenbildung 
gewisse Umschichtungen von 1973 auf 1974 vorge­
sehen sind. Es ist beispielsweise und das ist sehr 
positiv zu bewerten •— eine große Aufstockung der 
Subventionen für den Ausbau des Büchereiwesens 
in ganz Österreich vorgesehen. Ausgesprochen po­
sitiv. Auf der anderen Seite aber ist eine sehr starke 
Senkung bei der Post der gesamtösterreicbiiscben 
Einrichtunigen festzustellen, die die sogenannte Ba­
sisförderung darstellt für Einrichtungen wie Ring 
österreichischer Bildungswerke, Arbeitsgemeinschaft 
der Volksbildungsbeime, Verband österreichischer 
Volkshochschulen usw. Da hängen unsere Einrich­
tungen, daran, die Urania, Volkshochschulen, Bil-
dungswerfce, Bildungshaime usw. Hier sinkt die Post 
vom Jahr 1973 31,5 Millionen auf 17 Millionen im 
Jahr 1974. Wer die Sorgen aller dieser Einrichtungen 
mit ihrer Basisfinanzierung kennt, mit der Finan­
zierung ihres ohnehin bescheidenen Apparates, der 
kann sich ausmalen, daß hier sicherlich etliche Sor­
gen vor der Tür stehen und daß hier auch Aufstok-
kungen zum Teil zunichte gemacht werden, wenn sie 
über das Budget eines Bundeslandes geschehen 
können. 

Zur Frage der Denkmalpflege sind schon wichtige 
Meinungsäußerungen getan worden. Wir sind doch 
soweit, daß die Bewußtseinsbildung in dem Sinn ver­
läuft, daß Denkmalpflege, Altstadterhaltung, Orts­
kernbild usw. immer mehr eine Gemeinschaftsauf­
gabe werden. Auch hier sind natürlich die finanziel­
len Sorgen sehr groß. Das Landesbudget ist aufge­
stockt worden, das wurde schon vermerkt. Das Land 
allein kann es sicherlich nicht schaffen. Beim Bund 
sieht die Situation auch nicht sehr rosig aus, denn 
hier werden die Mittel vom Jahre 1973 von 20 Millio­
nen auf 35 Millionen Schilling für ganz Österreich 
im Jahre 1974 aufgestockt. Wir selber kennen einige 
Objekte in der Steiermark, die Bundesobjekte sind 
und die uns direkt auch Sorgeri machen — wenn ich 
.beispielsweise erinnern darf an das großartige 
Münster in Neuberg, es ist im Besitz der Bundes­
forste, die leider ziemlich wenig in die Erhaltung 
dieses Bauwerkes investieren, so daß also auch 
hier zum Teil das Land einspringen muß; oder wenn 
ich erinnern darf an die Burg Strechau bei Rotten­
mann, die im Besitz der Stiftung des Theresia-
nums ist und wo auch vom Bund her verhältnis­
mäßig wenig getan wird, so daß die Sorgen wieder­
um an das Land herangetragen werden; oder bei­
spielsweise erinnere ich an das bekannte Exempel 
des Meerscheinschlössels in der Mozartgasse in 
Graz, auch ein reines Bundesobjekt, das in einem 
Zustand ist, der schon bald jeder Beschreibung spot­
tet. 

Ich glaube grundsätzlich, daß alle Gebietskörper­
schaften in dieser Frage überfordert sind, Bund 
sowie Länder und Gemeinden. Ich möchte wieder-
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um daran erinnern, daß eine richtige Lösung —: viel­
leicht wird sie im Jahre 1975 kommen, denn 
dann haben wir ja das „Euopäische Jahr der histo­
rischen Architektur bzw. der Denkmalpflege" — 
sicherlich nur darin bestehen kann, daß sowohl 
Gebietskörperschaften sich einsetzen, aber auch, daß 
die privaten Institutionen für Denkmalpflege steuer­
lich begünstigt werden. Es ist ein unhaltbarer Zu­
stand, daß die Zerstörung von wertvoller historischer 
Architektur steuerlich gefördert wird, aber ihre 
Erhaltung steuerlich bestraft wird. Mit diesem Zu­
stand haben wir uns ja schon befaßt. Es liegt auch 
ein Alitrag des Landtages vor, der auch nach Wien 
hinausgegangen ist. Ich möchte jetzt nicht im ein­
zelnen die verschiedenen Etappen beschreiben •— 
zum Beispiel den Briefwechsel, der stattgefunden hat. 
Der letzte Stand ist jedenfalls so, daß auf Grund 
eines steirischen Regierungsbeschlusses ein Entwurf 
nach Wien gesandt wurde, demzufolge für Zuwen­
dungen an Gebietskörperschaften zu Aufgaben der 
Denkmalpflege private Aufwendungen steuerfrei ge­
macht werden sollen, wenn sie nicht zwei Prozent 
des Einkommens des vergangenen Jahres überschrei­
ten. Eine ähnliche Formulierung gibt es ja für For­
schung und Wissenschaft — dort sind es vier Pro­
zent im Einkommensteuergesetz. Es ist halt so, daß 
hier die Befürwortung und zwar durch das Wissen-
schaftsministerium, zu erreichen äst — auch das ha­
ben wir inzwischen schwarz auf weiß bekommen —, 
daß aber im Finanzministerium offenbar wieder ein 
eisernes „Njet" zu hören sein wird. Es hat ja auch 
vor einiger Zeit die Frau Minister Firnberg zu Recht 
gesagt: „Es gibt leider kein Mäzenatentum für unsere 
Museen"; andererseits wieder hatihr Ministerkollege 
Androsch im Nationalrat bei einer Anfragebeant­
wortung gesagt, daß er eine solche Lösung ablehne, 
weil der Steuerverlust zu groß sei. (Abg. Dr. Dorfer: 
„Das ist die Zwiespältigkeit dieser Regierung!" — 
Abg. Premsberger: „Es hat noch keiner soviel ge­
tan!" — Abg. Dr. Dorfer: „Es hat auch noch keiner 
soviel kassiert!") Ich glaube, daß immer wieder die­
ser Kampf mit dem Finanzministerium interessante 
Blüten treiben wird. Es ist eigentlich so ähnlich bei 
unserer Hochschule für Musik. Das Wissenschafts­
ministerium hat einen Entwurf und zwar einen Ver­
tragsentwurf, ausgearbeitet, der, vom Land her ge­
sehen, völlig in Ordnung ist. Das Finanzministerium 
hat diesen Entwurf wieder nicht akzeptiert und die 
Verhandlungen neu aufgenommen. Leider Gottes 
bestehen also immer wieder die allergrößten Hinder­
nisse von seiten des Finanzministeriums in Wien 
bei Belangen der Kultur und der Kulturarbeit. (Erster 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „War es 
vorher anders? Ich erinnere mich, daß wir mit dem 
Vertrag schon sieben Jahre hausieren gegangen 
sind! War das unter Ihrem Finanzminister anders?" 

— 'Landesrat Peltzcnann: „Das ist doch ein Unter-' 
schied, Ihre Regierung war die best/vorbereitete!") 
Ich weiß nicht, ob das damals schon im Finanz­
ministerium gewesen ist, diese Frage kann ich nicht 
beantworten. (Landesrat Bammer: „Er hat gemeint, 
alle Finanzminister sind gleich!" — Abg. Dr. Dorfer: 
„Aber wir haben keinen Wissenschaftsminister ge­
habt, der,das Gegenteil versprochen hat!" — Landes­
rat Bammer: „Am sichersten weiß alles der Dorfer!" 
— Abg. Dr. Dorf er: „Die Frau Firnberg hat eine ein-

deutige Aussage gemacht!") Wenn ich schon darauf­
hin angesprochen werde — was die Genesis der 
Hochschule für Musik betrifft — muß ich grund­
sätzlich dazu sägen: Derzeit ist jedenfalls diese 
Kontroverse vorhanden, aber das betrifft ja auch 
andere Anliegen. 

Es betrifft also die Anliegen der Künstler, es be­
trifft beispielsweise die Anliegen der Fotografen, 
die hier gerade so stark im Einsatz sind. Gerade jetzt 
hat man wieder zu hören bekommen, daß in Wien 
eine Fotokunstgalerie am Eingehen ist, weil sie nicht 
in der Lage ist, Ausstellungen zu organisieren und 
zwar mit Objekten, die aus dem Ausland kommen. 
Das braucht eine Galerie natürlich, um international 
konkurrenzfähig zu werden, da diese Fotografien 
ja nicht als Kunstobjekte anerkannt werden, son­
dern ganz einfach als irgendein Handelsobjekt und 
sie daher hoch versteuert werden müssen. Die Folge 
davon: Die Galerie wird wahrscheinlich eingehen. 
Wer mit Künstlern viel zu tun hat, der weiß ja, daß 
für sie das Finanzministerium wirklich ein „Buh"-
Ministerium ist und ich glaube, viele sind der Auf­
fassung, daß, wenn es in Österreich einen Staats­
preis für Kulturfeindlichkeit gäbe, die Goldmedaille 
dann dem Finanzministerium zu überreichen sein 
würde. (Beifall bei der ÖVP. — Landeshauptmann­
stellvertreter Wegart: „Die haben sie so schon!") 
Vielleicht war es vorher auch so, aber ich bin erst 
seit 1970 hier. (Landesrat Gruber: „Sie wissen ja, 
daß in Israel das Finanzministerium ,die moderne 
Klagemauer' heißt!" — Abg. Pölzl: „Das war ein be­
deutsamer Zwischenruf!" — Landesrat Bammer: 
„Der Unterschied zu Ihnen war, daß er Niveau ge­
habt hat!" — Präsident: „Ich bitte den Herrn Lan-
desrat Jungwirth, weiterzusprechen!") 

Nach diesem Ausflug zur Denkmalpflege und zum 
Finanzministerium noch ein paar Worte zur Kunst. 
Auch ich bin der Auffassung — wie es in verschie­
denen Beiträgen zu hören gewesen ist —, daß die 
kulturelle Entwicklung eines Landes nicht meßbar 
ist an Repräsentationsveranstaltungen. Es ist zwar 
sehr schön und sehr interessant, wenn beispiels­
weise morgen abend im „Konzert des Jahres" die 
Moskauer Philharmoniker in Graz zu hören sein 
werden, aber grundsätzlich, glaube ich, wird für die 
breite kulturelle Entwicklung aus einer solchen Ver­
anstaltung kein Impuls ausgehen. Sie gehört auch 
dazu, sie ist notwendig, aber sie ist mehr eine Re­
präsentationsveranstaltung als etwas anderes. Auch 
ich bin der Auffassung, daß die Arbeit an der Basis 
wichtig ist, die das ganze Jahr, von vielen unbe­
merkt, in den Bezirken verrichtet wird und die im 
wesentlichen eigentlich ein Ankämpfen bedeutet ge­
gen die Versuchung zur Passivität, die Versuchung 
des einzelnen, mit einer vorfabrizierten Welt sich 
abspeisen ziu lassen und selbst nicht mehr sein 
Leben gestalten zu können. Es muß sicherlich in einer 
solchen Zeit von Mobilität und von technischer Ex­
plosion überhaupt ein neues Kulturbewußtsein erst 
entstehen und erkämpft werden. Sicherlich sind An­
sätze vorhanden, auch im „Steirischen Herbst". Ich 
möchte dazu sagen: über Strukturfragen ist vor kur­
zem an anderer Stelle ausführlich gesprochen wor­
den. Ich gehe heute darauf nicht mehr ein. Ich möchte 
nur sagen: Ein Angebot von 140 oder 150 Veranstal­
tungen ist natürlich nicht so aufzufassen, daß man 
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einem einzelnen zumutet, er solle sie alle absolvie­
ren, sondern ich möchte die positive Seite hervor­
streichen, die darin besteht, daß immer mehr, auch 
außerhalb von Graz, in den Bezirken Kräfte sicht­
bar werden, die versuchen, sich im Rahmen dieser 
Veranstaltungen — und natürlich auch außerhalb 
— zu präsentieren. Wenn einzelne Veranstaltungen 
hie und da keinen großen Anklang finden oder 
wenn ihr Erfolg nicht meßbar ist, dann möchte ich 
dazu folgendes sagen: Man hat diesen Vorwurf ge­
macht der Trigonausstellung im Künstlerhaus unter 
dem Titel Videokunst. Sie wurde von rund 5000 
Menschen besucht. Ich glaube, es ist sicherlich man­
ches schon aus der technischen Unzulänglichkeit 
heraus bei weitem nicht perfekt gewesen. Ich glaube 
aber, daß ein wichtiges Thema hier angerissen wor­
den ist, so wie man vor einigen Jahren eher ge­
lächelt hat über vielleicht auch manches Unzuläng­
liche in einer Trigonausstellung, die die Probleme 
des Raumes behandelt hat und heute kann man rück­
schauend sagen, damals wurde das Raumbewußtsein, 
dazu gehört auch ein Altstadtbewußtsein, zum er­
sten Mal angeregt. Auch wenn es nicht direkt aus 
der einzelnen Ausstellung heraus beweisbar ist. 
So wird man vielleicht auch in einigen Jahren sa­
gen können, daß hier im Jahr 1973 der Versuch ge­
macht worden ist, den Menschen zu zeigen, daß neue 
Mittel von der Technik erfunden worden sind, neue 
Werkzeuge, mit denen die Menschen eine neue 
Sprache sprechen, und diese Sprache muß erst er­
lernt werden. Diese Sprache der elektronischen 
Mittel ist nicht von heute auf morgen perfekt zu 
beherrschen, und die ersten Gehversuche sind sicher­
lich auch nicht immer überzeugend. Ich glaube, es ist 
gut, mit einer solchen Ausstellung überhaupt auf das 
Problem hingewiesen zu haben, damit in künftigen 
Jahren mit mehr Erfolg und besseren Resultaten 
sich Künstler und Nichtkünstler mit den Problemen 
elektronischer Medien, der sogenannten Video­
kunst, hier bei uns in der Steiermark auseinander­
setzen können. Auf jeden Fall bitte ich Sie um Ihr 
Verständnis, daß wir doch dieses Prinzip des freien 
Raumes gemeinsam anerkennen, das nach wie vor 
im „Steirischen Herbst" vorliegt und darüber hinaus 
auch in der Kulturpolitik des Landes. Man kann sa­
gen, daß wir da und dort jenseits unserer Grenzen 
um diesen freien Raum beneidet werden. Es geht 
selbstverständlich nicht nur darum, alles und jedes, 
was neu ist, zu verherrlichen. Aber es geht darum, 
diese neuen Wege suchen zu lassen und sehr wohl 
zu überprüfen, was vom Alten gehütet und bewahrt 
werden muß. Ich glaube, die Steiermark ist immer 
ein Land gewesen, wo ein freies Wort geschätzt war, 
auch wenn es manchmal ein unbequemes Wort gewe­
sen ist. Rückschauend möchte ich das mit einem 
kurzen Beispiel aus dem 19. Jahrhundert untermau­
ern, denn die Distanz gestattet es uns, die Dinge 
leichter zu beurteilen. 

Es hat am Grazer Joanneum im 19. Jahrhundert 
einige bedeutende Forscher und Wissenschaftler ge­
geben, die ja besonders in den Anfängen als sehr 
frei sprechende und unbequem redende Menschen 
bekannt gewesen sind. Da gibt es z. B. einen Lorenz 
Vest, der wegen mehrerer Freiheitsgedichte, die er 
verfaßt hatte, verhaftet worden war und lebenslang 
als gemeiner Soldat zum Militär abgestellt wurde. 

Wir sind am Anfang des 19. Jahrhunderts. Er wurde 
dann durch eine besondere Verfügung des Kaisers 
freigebeten. Er hat im Jahr 1812, schon ein Jahr 
nach der Gründung des Joanneums, die Lehrkanzel 
für Botanik und Chemie an diesem Institut bekom­
men und hier sehr wertvolle Forschungsarbeit ge­
leistet. Es gibt einen anderen, nach dem sogar eine 
Straße in Graz benannt worden ist, nämlich die Un-
gergasse; Franz Unger, der es in den zwanziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts in der geistigen Stick­
luft, die damals herrschte, nicht mehr aushielt und 
zuerst zum griechischen Feiheitskampf unter Lord 
Byron ausziehen wollte, bis er mach Deutschland 
ging. Er ist jedenfalls nach seiner Heimkehr nach 
Österreich sehr unangenehm aufgefallen, weil er 
eine ganz besondere Tracht trug und nicht so ange­
zogen war wie die nominalen [Bürger, weil er be­
sonders lange, fliegende Haare hatte, 'amen Vollbart 
und einen Wanderstock, der damals eher als eine 
Waffe betrachtet wurde. Jedenfalls wurde er ein 
Dreiviertel jähr in Polizeihaft genommen. Er hat dann 
sehr schnell fertigstudiert und ist als Mineraloge ans 
Joanneum gekommen und hat dort Großes geleistet. 
Er war bis zu seinem Ende ein sehr heftiger Kämpfer 
für seine Ideen, ein sehr umstrittener Geist. Seine 
Reden und Vorträge haben Massenaustritte und 
Masseneintritte in den Naturwissenschaftlichen Ver­
ein des Joanneums heraufbeschworen. Er war ein 
ständiger Keim der Unruhe. Man hat ihm an diesem 
Institut seinen Forschungsraum gelassen und er muß 
offenbar doch etwas geleistet haben, sonst wäre 
sein Name nicht heute noch im Grazer Straßenver­
zeichnis zu finden. 

Was ich damit meine ist, daß der Raum der Frei­
heit unteilbar ist, so wie andererseits die Unfrei­
heit unteilbar ist. Der Ruf nach der Zensur ist ge­
fährlich, denn sie beginnt mit kleinen Strichen und 
endet mit der totalen Blockade. Damit wir uns vor­
stellen können, was darunter gemeint sein kann, 
noch ein paar Zeilen über die Situation vor 1848 in 
Graz auf dem Gebiet des Schauspiels. Das Grazer 
Schauspielhaus war in der damaligen Zeit geistiger 
Unfreiheit auch ein Herd der Unruhe. Wie eine sol­
che Zensur ausgesehen hat, das bitte ich Sie kurz 
mit mir anzuhören. Wobei ich weiß, daß diese Form 
von Zensur aller Voraussicht nach uns nicht 
droht. Aber es geht um das Prinzip Zensur. Da heißt 
es in einem Bericht aus dieser Zeit, daß die Lei­
stungen des Theaters durch die Zensur erschwert 
wurden und dann wörtlich: Ihrem Verlangen — 
nämlich das Verlangen der Zensur —, daß in den 
Dramen die Monarchie nicht herabgesetzt werden 
darf und Regenten oder auch nur Angehörige der­
selben keinen nachteiligen Charakter aufweisen 
dürfen, fielen ebenisoviele Stellen aus guten klassisch 
gewordenen Schauspielen zum Opfer, wie der Be­
stimmung, daß Empörungen gegen Herrscher auf der 
Bühne nicht gezeigt werden durften. Verboten war 
das Erscheinen geistlicher Personen in der Szene. 
Verboten war es, ein Mitglied des Militärstandes 
im Stück zu tadeln oder gar lächerlich zu machen. 
Besondere Vorschriften gab es für die Darstellung 
von Ehen, Duellen oder Selbstmorden, soweit diese 
auf der Bühne überhaupt gestattet wurden. Bibel­
texte durften nicht gesprochen, ja nicht einmal der 
Name Gottes erwähnt werden. Nicht erlaubt war 
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es ferner, Wörter wie Gleichheit, Freiheit oder Auf­
klärung auszusprechen. Selbst bei nur ungefährer 
Kenntnis der Texte Goethes, Schillers oder anderer 
dramatischer Literatur dieser Zeit wird es jedem 
klar werden, wie verunstaltet solche Dramen auf 
der Bühne erscheinen konnten. 

Was ich damit sagen will, meine Damen und Her­
ren: nicht begeisterte Zustimmung für alles und 
jedes, was neu formuliert wird, sondern eher: Besser 
als Zensur ist Selbstzensur. Ich glaube, daß die 
Fähigkeit zur Selbstzensur sehr wohl entwickelt 
werden muß bei manchen Künstlern, sicherlich auch 
bei-Politikern, bei Journalisten und anderswo. Letz-

' ten Endes wird demokratische Freiheit nur dann auf­
recht bleiben, wenn die Fähigkeit zur Selbstzensur 
im einzelnen gesteigert wird. So will ich abschlie­
ßend sagen, die Steiermark soll ein Land bleiben, 
in dem ein freies Wort gestattet ist, geschätzt wird, 
ja sogar erwünscht wird. So soll es bleiben. In die­
sem Geist bitte ich um Ihre Zustimmung zu dem 
Budget der Gruppe 3. 
Aber gestatten Sie mir noch ein letztes Wort. Es 
geht mit Ende dieses Jahres der Vorstand der zu­
ständigen Rechtsabteilung für Kulturfragen, Herr 
Hofrat Binder-Kniegistein, in den Ruhestand. Wer 
ihn kennt, weiß, daß er ein integrer Beamter ge­
wesen ist, der sich besonders in den schwierigen 
Fragten von Kunst und Künstlerförderung und spe­
ziell in den Fragen des Theaters kämpferisch ein­
gesetzt hat! Ich glaube, es besteht aller Anlaß dazu, 
ihm hier an dieser Stelle herzlich zu danken und 
ihm alles Gute für seinen Ruhestand zu wünschen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 
Ich erteile daher dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Abg. Seidl: Ich darf meinen Antrag wiederholen 
und das Hohe Haus um Zustimmung zur Gruppe 3 
ersuchen. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die mit 
den Ansätzen und Posten der Gruppe 3 einverstan­
den sind, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 3 ist angenommen. 
Meine Damen und Herren! In der Sitzung des 

Steiermärkischen Landtages am 28. November habe 
ich die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 72, Gesetz, 
mit dem das Getränkeabgabengesetz 1973 neuerlich 
abgeändert wird, dem Gemeinde- und Verfassungs­
ausschuß zugewiesen. 

Wegen gegebener Diäniglichkeit beabsichtigt der 
Gemeinde- und Verfassuegsausschuß, die Bera­
tung über diese Gesetzesvorlage umgehend durch­
zuführen. 

Ich werde daher die heutige Mittagspause um 
eine Viertelstunde verlängern, uim dem Gemednde-
und Verfassungsausschuß die Beratung dieses Ge­
genstandes zu ermöglichen. 

Bei positiver Beschlußfassung werde ich gemäß 
§ 27 der Geschäftsordnung des Staiermärkischen 
Landtages vorschlagen, die Vorlage Nr. 72 als 
dringlich auf die Tagesordnung zu setzen. ' 

Die Mittagspause dauert also bis 14.30 Uhr. 

Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1973 

Der Gemeinde-, und Verfassungsausschuß möge 
in diesem Hause um 14,15 Uhr wieder zusammen­
treffen. 

Damit ist, die Sitzung unterbrochen. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.45 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 14.30 Uhr. 

Zweiter Präsident Ileschitz: Wir kommen nun 
zur Gruppe 4, Fürsorgewesen und Jugendhilfe. Be­
richterstatter ist der Herr Abgeordnete Johann Fel-
linger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Fellinger: Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! In der Gruppe 4, Fürsorgewesen, 
und Jugendhilfe, sind im Voranschlag Einnahmen in 
der Höhe von 150,870.000 Schilling vorgesehen. Das 
sind um 21,108.000 Schilling mehr als im Jahre 1973. 
Gesamtausgaben werden in der Höhe von 373,856.000 
Schilling erwartet, das sind um 58,795.000 Schilling 
mehr, als im Voranschlag 1973 vorgesehen waren. 

Aus diesen Ziffern ist zu ersehen, daß insgesamt 
aus Landesmitteln 222,986.000 Schilling bereitge­
stellt werden müssen, um alle vorgesehenen Für­
sorgemaßnahmen in der Gruppe 4 tätigen zu können. 

Im Budget 1974 sind eine Reihe von sozialen Maß­
nahmen enhalten, in dem auch das Land Steiermark 
den Beweis erbringt, daß für jene Menschen, die 
sozial bedürftig sind, oder die unverschuldet in eine 
Notlage geraten sind, Vorsorge getroffen bzw. ihre 
Not gelindert wird. 

Die Gruppe 4 gliedert sich in 8 Abschnitte und 
11 Unterabschnitte. Im Abschnitt 41, offene Für­
sorge, werden Landeshilfsbedürftige, Pflegekinder 
sowie Erwachsene betreut. Im Jahre 1974 werden 
voraussichtlich an privaten Pflegeplätzen 584 Pflege­
kinder untergebracht und außerdem werden 259 
hilfsbedürftige Erwachsene nach den Richtlinien der 
öffentlichen Fürsorge Dauerunterstützung bekom­
men. 

Bei der geschlossenen Fürsorge, im Abschnitt 42, 
sind Mehrausgaben in der Höhe von 9,822.000 
Schilling ,präliminiert. Bei der Unterbringung von 
Geisteskranken, Taubstummen und Blinden sowie 
sonstigen Hilfsbedürftigen in eigenen und fremden 
Anstalten müssen 75 Prozent der Kosten von den 
Bezirksfürsorgeverbänden getragen werden. Für die 
geschlossene Fürsorge sind im Voranschlag 
110,220.000 Schilling vorgesehen. Im Unterabschnitt 
442, Kriegsversehrte und Kriegshinterbliebene, sind 
die Mittel gegenüber dem Vorjahr gleich geblie­
ben, außer dem Sonderbeitrag vom Kriegsopferver­
band, der von 100.000 Schilling auf 500.000 Schilling 
erhöht wurde. 

Bei der Blindenhilfe im Unterabschnitt 446 
haben sich die Ausgaben durch Erhöhung der Blin-
denbeihilfe im Jahre 1974 um 10,221.000 Schilling 
vermehrt. Im Jahre 1974 werden 827 VoUbldnde und 
876 praktisch Blinde 14mal die Unterstützung be­
kommen. Die monatliche Beihilfe wird ab 1. Jänner 
1974 für Vollblinde 1500 Schilling, für praktisch 
Blinde 1000 Schilling betragen. 

Im Unterabschnitt 447 ist die Behindertenhilfe zu­
sammengefaßt. Es sind dafür insgesamt 68,184.000 
Schilling vorgesehen, das sind um 30,039.000 Schil­
ling mehr als im Voranschlag 1973. 
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Es wird 1949 Behinderten ab dem 16. Lebensjahr, 
die vorwiegend bettlägerig sind oder einer ständigen 
persönlichen Betreuung bedürfen, 14mal jährlich 
ein monatliches Pflegegeld gewährt werden. Das 
Pflegegeld wird voaussichtlich ab 1. Jänner 1974 
monatlich 1010 Schilling betragen. 

Es ist erfreulich festzustellen, daß insgesamt 
60 Behinderte durch die Landesregierung in Ämtern, 
Anstalten oder auf einem geschützten Arbeitsplatz 
untergebracht werden konnten. 

Im Unterabschnitt 449, sonstige Fürsorgemaßnah­
men, sind zwei große soziale Aktionen des Landes 
vorgesehen. Für die Aktion Wohnraumbeschaffung 
für kinderreiche Familien sind im Budget 11,840.000 
Schilling präliminiert. Mit den bisher zur Verfügung 
gestellten Mitteln wurden insgesamt 111 Familien 
mit 814 Kindern gefördert. Man hofft damit, den 
Rückstand aufgearbeitet zu haben und weiters auch, 
daß im Jahre 1974 in allen Notstandsfällen geholfen 
werden kann. 

Für die Altenurlaubsaktion ist ein Betrag von 
2,305.000 Schilling vorgesehen. Im Jahre 1973 konn­
ten 2500 alte Mitbürger in vier Turnussen in 24 
Gaststätten untergebracht werden. Bei dieser Ur­
laubsaktion sind jene Menschen eingeschlossen, die 
Dauerbefürsorgte sind, und Rentner, die eine Aus­
gleichszulage beziehen. 

Hohes Haus! Ich darf im Namen des Finanzaus­
schusses den Antrag stellen, das Hohe Haus möge 
der Gruppe 4, Fürsorgewesen und Jugendhilfe, seine 
Zustimmung geben. 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich Frau 
Abgeordnete Bischof. Ich erteile ihr hieonlt das 
Wort. 

Abg. Bischof: Herr Präsident, Hohes Haus, sehr 
geehrte Damen und Herren! Nach den Ergebnissen 
der Volkszählung 1971 sinid von den 7,4 Millionen 
Österreichern 871.000 60 bis 70 Jahre alt und 
661.100 mehr als 70 Jahre alt. Es sind also über 20 
Prozent der österaeicher mehr als 60 Jahre alt. Das 
sind gut 1,5 Millionen Personen, oder, mit anderen 
Worten: Jeder fünfte Bürger unserer Republik ist 
mehr als 60 Jahre alt. 

Medizinische und soziale Fortschritte, also Wis­
senschaft und Arbeiterbewegung, haben das Leben 
der Menschen erheblich verlängert. Vor dem Ersten 
Weltkrieg waren nur 9 Prozent der Österreicher 
über 60 Jahne alt, heute sind es bereits 20 Prozent. 
Auf Grund von wissenschaftlichen Ergebnissen kann 
angenommen werden, daß von diesen 1,5 Millionen 
über 60 Jahre alten Österreichern zwei Drittel ge­
sund, rüstig und agil sind und ein Drittel nicht völlig 
gesund ist. 10 Prozent der über 60 Jahre alten Men­
schen weisen einen schlechten Gesundheitszustand 
auf. 50.000 von innen sind ständig bettlägerig und 
70.000 ständig hilfs- und pflegebedürftig. 

Aus den Zahlen ergibt sich zumindest tai gleichen 
Maß wie das Jahrhundert der Kinder, ist das 20. 
Jahrhundert das Ider Alten. Die Aufgaben, die sich 
daraus für die Gesellschaft ergeben, sind folgende: 
Platz, Aktivierungis- und Entfaltungsmöglichkeiten 
für die große Mehrheit der Alten, für die Rüstigen; 
und umfassende Obsorge und Betreuung für die 
Minderheit, für die Kranken, Hilflosen und Pflege­

bedürftigen. (Abg. Schraimmel: „Welche Partei ist 
im Gegensatz?") 

Im Gegensatz zu 'anderien politischen Parteien und 
im Gegensatz zur Öffentlichkeit, wo vielfach ein 
falsches Bild über die Pensionistengeneration be­
steht, nimmt sich die Sozialistische Partei dank ihrer 
GrundöinsteUung seit vielen Jahren der Probleme 
der älteren Genertaition an (Abg. Pölzl: „Ab welchem 
Alter, Frau Kollegin?") und zwar sowohl der mate­
riellen Seite — ach verweise auf den gewaltigen 
Ausbau der Peinsionsversicherung—als auch der ein-
zelmenschMchen Seite. Ein Markstein dieses Weges 
ist das Humanpragramm 1969. Aber auch in den 
Leitlinien für die Steiermark haben wir eine Reihe 
weiterer Maßnahmen für die ältere Genieration, 
wenn ich nur einige paar laufzählen darf: innerliche 
Vorbereitung auf die Zeit der Pension bereits im 
Berufsleben im Rahmen ider Erwachsenenbildung, 
automatische Gewährung des Hilflosenzuschusses ab 
einem bestimmten Alter, Errichtung von Pensioni­
stenwohnungen, Pensionistenwohnheimen mit und 
ohne Pflegeabteilung. 

Nun zum gewaltigen Ausbau der Pensionsversi-
cberung. Österreichs Pensionisten ihaben iseiit langem 
ein gesichertes Reniteneinkommen. Durch idie Pen­
sionsdynamik wird die Höhe ider Renten jeweils 
den gestiegenen Einkommen der aktiv Beschäftigten 
angepaßt. Soaialminister Häuser legte nun vor kur­
zem einen Plan zur weiteren Vierbesserung der Pen­
sionsdynamik vor, unter dem Motto „Mehr Geld 
für Pensionisten". Vizekanzler Häuser sagte: „Den 
Pensionisten kann nicht länger zugemutet werden, 
daß ihre Pensionserhöhungen den steigenden Ein­
kommen um 1 Vi Jahre nachhinken." Für die Er­
höhung der Pensionen am 1. Jänner 1975 wird nun 
die Lohnentwicklung vom Juli 1972 bis Jänner 1974 
zur Grundlage genommen werden «und nicht wie 
bisher, die vom Jänner 1972 'bis Juli 1973. (Abg. 
Pölzl: „Bei der Inflation ist das .auch nicht möglich!") 
Damit können Lohnerhöhungen, die die Aktiven 
erreicht haben, um ein halbes Jahr schneller an die 
Pensionisten weitergegeben werden. Die Anwen­
dung dieser neuen Berechnungsmethode hat zur 
Folge, daß die Pensionisten am 1. Jänner 1974 um 
10,4 Prozent erhöhte Pensionen erhalten. Nach dem 
alten System wären es bloß 8,7 Prozent gewesen. 
(Abg. DDr. Götz: „Nach der ÖVP!") Wer bisher in 
die Rente, ging, mußte bis zum übernächsten 1. Jän­
ner warten, 'bevor er die erste Erhöhung bekam. Die 
Wartezeit betrug zwischen 24 und 13 Monaten. Nun 
wird die Wartezeit um ein volles Jahr gesenkt und 
beträgt nur noch zwischen 12 und 1 Monat. Es wer­
den also allie im Jahr 1974 anfallenden Pensionen 
bereits am 1. Jänner 1975 erhöht wenden. Vieribesse­
rung für alle: zweimal 3 Prozent dazu. Gleichzeitig 
ist ©ine kräftige Erhöhung der Richtsätze für Aus­
gleichszulagenempfänger geplant. (Abg. Pölzl: „Frau 
Kollegin, bei der Inflation ist das notwendig, sonst 
können slich die Leute gar nicht das Notwendigste 
kaufen!") Herr Kollege Pölzl, Sie können sich auch 
zu Wort melden. Diese Erhöhung wird bis Juli 1975 
rund 29,7 Prozent betragen. 

Auch die Fürsorgerichtsätze werden um ungefähr 
14 Prozent angehoben. Sie können also sehen, daß 
der Kampf gegen die Armut sehr ernst genommen 
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wird. (Abg. Schrammel: „Es wenden immer mehr 
Arme!") Wäe in den vergangenen Jahren wird er 
auch im Zukunft energisch weitergeführt werden. 

Die erstmalige Subvention von 5 Millionen an 
die Pemsionistenorganisationen hatte eine große 
Wirkung. Dile Zahl der Veranstaltungen ist um zwei 
Drittel angestiegen, die der Teilnehmer um ein Fünf­
tel. Dank dieser finanziellen Hilfe konnten auch in 
den kleineren Orten Veranstaltungen durchgeführt 
werden. Das Bundasministerium für Wissenschaft 
und Forschung hat den ersten großen Forschungs­
auftrag über die Lebensumstände der älteren Men­
schen vergeben und das Institut für Altersforschung 
ins Leben gerufen. Es ist zu hoffen, daß dieses In-
situt bald größere Aktivitäten entwickelt. Dies ist 
um so wichtiger und dringlicher, als die Altersfor­
schung in Österreich noch din den Kinderschuhen 
steckt. In mehreren 'anderen Staaten gibt es bereits 
jetzt Lehrstühle für Altersheilkunde. 

Weiters gibt es für die Pensionisten in Mulseen 
den Nulltarif. Die Bundesländer, deren Sozialre­
ferenten durchwegs SPÖ-Funktionäre sind, haben 
viele wertvolle Errichtungen für die Senioren ge­
schaffen. 

Einer der Schwerpunkte in der Steiermark ist die 
Altenurlaubsaktion. Kollege Pölzl, für uns alle ist 
Urlaub etwas Selbstverständliches, nicht aber für die 
ältere Generation. Für viele bedeutet es hier den er­
sten Urlaub in ihrem Leben. Die Altenurlaubsaktion 
des Landes Steiermark wurde im Jahr 1965 einge­
führt und war die erste ihrer Art in Österreich. 958 
Personen haben an der ersten Aktion teilgenommen. 
Heuer waren es bereits 2500. Im nächsten Jahr wird 
bereits das zehnjährige Bestehen begangen. Seit 
1965 bis einschließlich 1973 haben 15.731 Personen 
zwei unbeschwerte Ferienwochen verbringen können. 
Aber nicht nur das. Viele kamen durch diese Aktion 
zum ersten Mal über die Grenzern ihres Heimat­
ortes hinaus und hatten die Möglichkeit, neue Men­
schen kennenzulernen und neue Bekanntschaften zu 
schließen. Der finanzielle Aufwand wird je zur 
Hälfte vom Land und von den Bezirksfürsorgever­
bänden mit den Wohnsitzgemieinden getragen. Von 
1965 bis 1973 hat das Land über 8 Millionen für 
diese Aktion ausgegeben. Die Aktion ist so organi­
siert, daß z. B. die Altenurlauber aus der Ober-
steiertmark in .die Ost- bzw. Weststeiermark kom­
men und umgekehrt. Erstmals wurde den Aftenur-
laubern auch ein gepfeffertes Unterhaltungspro­
gramm geboten, das sehr viel Anklang fand. Ins­
gesamt waren es 46 bunte Abende in 4 Turnus-
gruppen in den verschiedenen Gasthöfen und wurde 
hiefür ein Gesamtbetrag von 115.000 Schilling aus­
gegeben. Natürlich fehlte nicht Landesrat Gruber, 
um im Rahmen dieser Veranstaltungen für Anfra­
gen, Wünsche und Beschwerden zur Vierfügung 
zu stehen. Im nächsten Jahr erhalten die Urlauber 
einen Fragebogen, um ihre Wünsche und Anregun­
gen bekanntzugeben. Aber auch Bürgermeister, Be-
zirkshauptleute und die zuständigen Referenten 
für das Altenwesem besuchen die Altenurlauber. 
Die Stadtgemieinde Leoben läßt es 'sich zum Beispiel 
nicht nehmen,'nach Rückkehr der letzten Altenur-
lauber- diese mit den Inhabern der Beberbergungs-
betrieibe zu einem Familienabend einzuladen, um 

auch hier Kontaktmöglicbkeiten zu geben und um 
Wiedersehen zu feiern. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Wohmbauför-
derungaaktion für besonders kinderreiche Familien. 
War sind hier das .einzige Bundesland mit dieser 
Förderung. Von 1958 bis 30. November 1973 wur­
den mit einem Beitrag in der Höhe .von 79,858.000,— 
Schilling 605 Familien mit 11.724 Kindern gefördert. 

Und nun zu unseren Landesfürsorgeheimen: 
Wir haben deren 4 in der Steiermark und diese 

Landesfürsorgeheime geben derzeit 694 Menschen 
Pflege, Aufenthalt und Betrauung. In diesen Heimen 
finden vor allem Personen Aufnahme, die auf Grund 
ihres Alters oder ihrer Pflegebedürftigkeit weder 
im bisherigen Familaenverhand, noch sich selbst 
allein versorgen können. Die Anzahl von 277 bett­
lägerigen Pfleglingen an diesen Heimen gibt einen 
kleinen Einblick über den Schwierigkeitsgrad von 
Betreuung und Pflege. Zu diesen 694 Betten kom­
men zusätzlich 250 Betten dazu, wenn der Zubau in 
Kindberg, Neubau in Mautern, Neubau in Knittel-
feld und eventueller Zubau lin Radkersburg fertig 
sein wird. Sehr zu begrüßen ist, daß aus den großen 
Sälen vorwiegend 1- und 2-Bett-Zimmer werden. 
Ebenso begrüßt wind der Bau von Pflegeabteilungen 
zu Altenheimen, wie dies bereits in verschiedenen 
Gemeinden geschieht. Hervorbeben möchte ich hier 
auch, daß Heimzöglinge alte Menschen in den Lan­
desfürsorgeheimen, vor allem vor Weihnachten, 
betreuen. 

Und nun zu einer sehr wichtigen Aktion, die 1964 
von Graz ausging. Hiezu möchte ich Stellung neh­
men, weil diese Aktion auch ©ine Diskussion im Fi­
nanzausschuß ergeben hat, .und zwar handelt es sdch 
um die Aktion „Essen auf Rädern". 

Sicher wäre diese Aktion auch ein Vorteil für die 
ältere Generation in vielen Gemeinden. Derzeit 
laufen Untersuchungen über die Bezirkshauptmann-
ischaften und, soweit sich hier die Gemeinden gemel­
det haben, darf ach sagen, daß sich nur die größeren 
Gemeinden positiv dazu ausgesprochen haben. 
Wenn ich 2 Namen nennen darf: Bnuck und Kapfen-
berg, und zwar auch deshalb, weil idiese. Städte 
eigene Altenheime besitzen. Die kleinen Gemeinden 
haben sich aber fast alle dagegen ausgesprochen, 
weil das einfach nicht zu bewältigen ist. Nun darf 
ich in diesem Zusammenhang etwas aufzeigen: 

Funktionärinnen besuchten kürzlich die Teilneh­
mer des Bssenzustelldienstes. .Da hörten sie folgende 
Klage: Mit der Pension kommen wir aus, das Essen 
ist gut, aber seit 24 Stunden haben wir mit keinem 
Menschen gesprochen. Besuchsdienste, Menschen, 
die zum Plaudern kommen, wären ebenso dringend 
notwendig. Es ergibt sdch überhaupt die Frage: Wie 
könnten wir die Nachbarschaftshilfe in allen For­
men aktivieren? Alte für Alte, Alte für Junge und 
Junge für Alte. Und hier möchte ich vor allem die 
Tätigkeit der Heimhelferinnen, über Volkshilfe 
und Caritas, hervorheben bzw. besonders heraus­
streichen. Denn diese Haimbelferinnen, glaube ich, 
erfüllen zum Großteil beide Aufgaben: Leibliche und 
.seelische Betreuung, und dies müßte ein Grund 
sein, daß viele Gemeinden Heimhelferinnen in ihre 
Dienste nehmen, wie wir das in den „Leitlinien für 
die Steiermark" vorsehen. Denn diese Heimhelfe-
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rinnen wären dann nicht nur für die alten Menschen, 
sondern auch für Familien, wo eben Hilfe gebraucht 
wird. 

Darf ich vielleicht 'ein kleines Beispiel aufzeigen, 
aus einer kleinen Nacbibarigeaneinde von uns. Als 
ich mit dem Bürgermeister gratulieren kam, weil 
Drillinge gekommen sind, mußten wir feststellen, 
daß schon 6 Kinder hier waren. Sie können sich 
vorstellen, daß hier nicht nur die Mutter, sondern 
auch der Vater verzweifelt war. Diese Eltern konn­
ten diese Situation nur bewältigen, weil Hednihel-
ferdnnen von der Caritas und der Volkshilfe ge­
kommen sind. (Abg. Pölzl: „Das hat alles der Steuer­
zahler geschaffen!") Die ältere Generation würde 
auch Einkaufsdienste und Zustelldienste des Han­
dels brauchen. Heute wird ja der sozial schwächere 
Pensionist noch (einmal geschädigt, da er ja nicht 
einmal im fernen Großmarkt günstiger einkaufen 
kann. (Abg. Pölzl: „Alles wegen (der Inflation, gnä­
dige Frau!") Daß die Öffentlichkeit so wenig über 
die Altenprobleme informiert ist, kann als Schuld 
von uns allen gelten, im besonderen aber der Me­
dien. Eine Alibisiendung lin der Woche oder im 
Monat in Rundfunk und Fernsehen ist zu wenig. 
Weit mehr ist zur Anregung, zur Aktivität der äl­
teren Generation nötig. 

Die Zeitungen haben Kinder- und Jugendseiten, 
nicht aber noch Alfcenseiten. Dabei ist aber bekannt, 

; daß die Alten die eifrigsten Medienkonsumenten 
: sind, aber auf sie wird dn Presse, Rundfunk und 
'• Fernsehen kaum Rücksicht genommen. In vielen 
! Bereichen werden die Alten noch viel zu sehr igno­

riert. Auch die Wirtschaft hat bezüglich der Se­
nioren die Zeichen der Zeit noch nicht verstanden. 
Produktion, Handel und Werbung haben den Markt 
der Alten noch nicht entdeckt, abgesehen vom Pen-
sionistentoumsanus. 

Einige Rechte und Mitbestimmung in den Alters-, 
Pensionisten- und ähnlichen Heimen wären eben-

j falls anzustreben. Warum 'gibt es 'in den Klubs nicht 
1 mehr Mitbestimmung oder gar -Selbstverwaltung? 
| Mit all 'diesen Problemen haben sich die Arbeits­

kreise für Iddie Erarbeitung der „Leitlinien für die 
Steiermark" befaßt. Dem Kampf gegen die wirt­
schaftliche Armut tritt also der Kampf gegen die see­
lische Armut zur Seite. 

Abschließend, meine Damen und Herren, darf ich 
sagen: In jeder Beziehung muß sich die Gesell­
schaft um die Alten kümmern, den Rüstigen gegen­
über vor allem durch Förderung jeglicher Aktivität. 
Es müssen ihnen Aufgaben gestellt werden, denn 
die Erfüllung von Aufgaben führt zu Zufriedenheit 
und Lebensglück. Den kranken und pflegebedürfti­
gen alten Menschen müssen alle Hilfen gewährt 
werden, damit sie so lange als möglich in.ihrer ver­
trauten Umgebung verbleiben können. Aber auch 
die jüngeren Generationen in der Familie, die Kin­
der und Enkel, auch Nachbarn und Freunde sollen 
sich mehr als bisher ihrer Verpflichtung gegenüber 
den alten Leuten besinnen müssen. Vorbildlich sind 
hier die Volksdeutschen. Das stellen wir immer wie-
bei unseren Ehrungen auf Gemeindeabenie fest. 
Wichtig erscheint mir aber auch, daß idie alten Men­
schen angeregt werden, eigene Initiativen zur Lö­
sung ihrer Probleme zu entwickeln. Den Alten, die 
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ihnen zukommende Stellung zu geben, ist eine zu­
tiefst humane sozialistische Aufgabe. (Bieafall bei 
der SPÖ. 

Präsident: Ich erteile der Frau Abg. Jamnegg das 
Wort. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Erlauben Sie .mir zu­
nächst einige Feststellungen zu den Ausführungen 
der Frau Abg. Bischof. Sehr geehrte Frau Abgeord­
nete, ich möchte mit allem Ernst hier feststellen 
ich erachte es gewissermaßen als eine Anmaßung, 
wenn Sie glauben, daß Sie die sozialen Leistungen, 
die in diesem Staat erbracht worden sind, für Ihre 
Partei allein in Anspruch nehmen dürfen. (Beifall bei 
der ÖVP.) Es ist Ihnen, meine Damen und Herren, 
genauso bekannt wie uns, daß die großen sozialen 
Leistungen dn diesem Staat unter einer 25-jährigen 
ÖVP-Menrhieit in 'diesem Staat geschaffen worden 
sind. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Brandl: Wir 
waren der Motor!") Es dist Ihnen genauso klar, wie 
uns, daß natürlich auch heute unter einer soziali­
stischen Regierung gewisse Anpassungen, Weiter­
entwicklungen notwendig sind, vor allem im Hin­
blick darauf, daß die inflationäre Entwicklung in 
diesem Land gerade die Ärmsten und Armen am 
stärksten trifft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum Budget, das wir hier zu verhandeln ha­
ben. Ich möchte nicht auf die einzelnen Ansätze ein­
gehen. Der Herr Berichterstatter hat das sehr aus­
führlich getan. Ich möchte vielmehr feststellen dür­
fen, daß das Land hier große Leistungen erbringt 
und auch das, wenn Sie mir die Bemerkung gestat­
ten, ohne die Leistungen des zuständigen Referats 
zu beeinträchtigen, auch unter einer ÖVP-Mehrheit 
in diesem Land. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was mir am Zusammenhang mit diesem Budget 
wesentlich erscheint ist, daß hier auch das Subsidia-
ritätsprinzip vorgezogen wird und daß hier auf 
diesem Weg Vereinigungen und Institutionen un­
terstützt werden, (die sich besonders benachteiligter 
Gruppen in unserem Land annehmen — etwa der 
Behinderten, um nur ein Beispiel herauszunehmen. 
Was ich anläßlich (dieser Sozrialdebatte aber neuer­
lich urgieren möchte, Herr Landesrat, ist ein moder­
nes Sozialhilfegesetz. Wir haben uns beim Vorjahrs­
budget schon darüber unterhalten und es wurde 
beim Vorjahrsbudget schon angekündigt — daß 
demnächst auch An dieses Hohe Haus die Vorlage 
zum neuen Sozialhilfegesetz kommen wird. Ich ur-
giere es hiemit noch einmal. Wir würden uns alle 
freuen, wenn wir es möglichst bald im Landtag zur 
Beratung vorgelegt erhalten könnten. 

Erlauben Sie mir anläßlich der Debatte zum So-
zialbudget jedoch auch einige grundsätzliche Über­
legungen zur Gesamtfrage Sozialpolitik in Öster­
reich. Hier darf ich folgendes sagen. Wir rüh­
men uns in Österreich, und zwar wir alle zu­
sammen, seit Jahren und das sicher nicht zu Un­
recht, daß wir im internationalen Vergleich im 
Bereich der Sozialpolitik an der Spitze stehen. 
Wir haben ja zumindest für den Großteil der 
Bevölkerung soziale Sicherheit erreicht, wenn wir 
die finanzielle Absicherung ineinen. Mit dem Fort-
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schritt der materiellien Absicherung leider nicht 
Schritt gehalten hat die Betreuung von Mensch zu 
Mensch. Hier wurden durch die Strukturveränderun­
gen in unserer Gesellschaft gewisse Dinge sogar 
lückentwickelt. Ja, ich möchte isagen, daß wir auf 
dem Gebiet der Betreuung von Mensch zu Mensch 
geradezu ärmer geworden sind. Einige Akzente hat 
die Frau Abg. Bischof im ihrer Rede anklingen las­
sen. Jeder kennt hier die Problematik, kennt die 
Probleme, die sich allein .aus der Auflösung der 
Großfamilie für 'diese unsere Gesellschaft ergeben 
haben. Es ist doch so, daß um Zeitalter der fort­
schreitendem Industrialisierung die Menschen zwar 
.immer dichter zusaanmienleben, daß aber der Kontakt 
der Menschen untereinander immer mangelnder 
wird, ja daß dieser Kontakt von Nachbarschaft zu 
Nachbarschaft eigentlich schon ziemlich verküm­
mert ist. Das hat zur Folge, daß hier viele Men­
schen vereinsamen. Vor allem trifft das die alten 
und krankem Menschen lim unserem Land. Für viele 
dieser betroffenen Menschen hat (die Art der Ver­
einsamung, ich möchte fast sagen der Vernachlässi­
gung, oft auch schon ein unerträgliches Ausmaß er­
reicht. Es ist uns allem bekannt, daß die Zahl un­
serer Mitbürger, die auf unsere menschliche Hilfe 
angewiesen sind, ständig aumimimt. Und ich glaube, 
d a s ist das soziale Problem unserer Zeit. Das An­
gebot an persönlicher Hilfeleistung für alle jene 
Menschen, die dieser Hilfe wirklich bedürfen, ist 
im heutigem Sozial- und Wohlfahrtsstaat noch recht 
unterentwickelt. Doch glaube ich, daß die Gesell­
schaft und alle, die in diesem Staat Verantwortung 
tragen, sich werden darauf besinnen müssen, daß 
mit Geldleistungen allein die drückendstem sozialen 
Notstände unserer Zeit nicht beseitigt werden kön­
nen. Vor Jahren hörten wir tagtäglich das Schlag­
wort von der 2. Phase der Industrialisierung. Ich 
glaube, daß wir nun doch auch im Bereich der Sozial­
politik zur 2. Phase, das heißt zu einer neuen Phase, 
kommen müßten. Ich glaube, daß wir auch in der 
Sozialpolitik nicht im traditionellen Rahmen stecken 
bleiben dürften. Ich meine, daß die Schwerpunkte 
einer künftigen Weiterentwicklung An der Sozial­
politik sich auf den verstärkten unmittelbaren 
Dienst am Menschen konzentrieren müßten. Was 
uns am vordringlichsten scheint, das wäre die Ein­
richtung, die Schaffung sozialer Dienste und der 
großzügige Ausbau schon bestehender Einrichtun­
gen. Nun werden Sie mir 'entgegenhalten, daß die 
Forderung an sich nicht nur begründet und schön 
äst, sondern, daß es in dar Praxis schwer ist, solche 
Dinge zu verwirklichen, weil wenige Menschen 
bereit sind, sich für leinen Sozialberuf zu entschei­
den. Dieses Argument hat für die heutige Zeit sicher 
noch seine Bedeutung. Doch glaube ich, daß wir 
nicht mit einem Fatalismus diese Dinge als unver­
änderbar hinnehmen dürfen. Das käme eigentlich 
einer Bankrotterklärung dieser heutigen Gesell­
schaft, die sich selbst einte moderne Gesellschaft 
nennt, gleich. 

Ich glaube, daß trotz allem, trotz aller Hinder­
nisse, die der Realisierung eines solchen Anliegens 
heute entgegenstehen, auch soziale Dienste (in einem 
entsprechenden Ausmaß aufzubauen wären und ich 
glaube auch, daß sowohl die Jugend und darüber 
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hinaus — und hier meine ich vor allem auch diesen 
Personenkreis, der hier zu mobilisieren wäre; das 
sind jene Frauen, die nach einer längeren Berufs­
unterbrechung an einem neuem beruflichen Be­
tätigungsfeld interessiert wären (auch in Form einer 
Teüzeitbeschäftigung) — der eben zitierte Perso­
nenkreis doch auch für eine solche Betätigung zu 
gewinnen wären. Natürlich ist mir bewußt, daß hier 
Voraussetzungen geschaffen werden müssen, daß 
hier ein entsprechender Anreiz gegeben werden 
muß. Ich denke hier, daß die ersten Voraussetzun­
gen darin liegen, daß ies uns gelingen muß, die 
Aufwertung der sozialen Berufe zu erreichen, die 
Aufwertung aber auch im der Bezahlung (dieser Be­
rufe. Hier, glaube ich, wird in unserer Gesellschaft 
ein Umdenken stattfinden müssen. 

Erlaubem Sie mir noch anzumerken, daß wir mit 
der FamiMemhilfe — diese Einrichtung wird' vom 
Land Steiermark recht kräftig finanziell unterstützt 
—einen erstem Anfang gemacht haben und ich darf 
darauf verweisen, daß wir in der letzten Landtags-
sitzung einem Antrag «umgebracht haben, der darauf 
abzielt, einem Hauskrankenpflegedienst und einem 
speziellen Altenpflegedienst zu errichten. Unsere 
Vorstellungen für die Realisierung beider Einrich­
tungen haben wir in 'Unserem Antrag konkret fest­
gelegt, er liegt bei allen Abgeordneten auf, ich brau­
che hier also nicht auf Einzelheiten einzugehen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, erlauben 
Sie mir noch folgendes zu sagen: 

Vor wenigem Jahren noch war zum Beispiel das 
Problem Umweltschutz im öffentlichen Bewußtsein 
kaum relevant. Heute ist dieses Problem, wie wir 
alle wissen, von höchster Brisanz. Ich könnte (mii 
durchaus vorstellen, daß es bei ähnlichem Einsatz 
und bei ähnlichem Engagement auch gelingen muß, 
das soziale Gewissen unserer Gemeinschaft gegen­
über all jenen, die der unmittelbaren menschlichen 
Hilfe bedürfen, zu mobilisieren. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet ist der Herr Ab­
geordnete Schön. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schön: Hohes Haus, meine sehr geehrtem 
Damen und Herren! Im Kapitel „Soziales", Gruppe 
4, war ich immer der Meinung, daß es hier keine 
Monopolstelking gibt und daß man nicht Lizitation 
betreiben soll. Denn hier handelt es sich um das 
Eintreten für den Nächsten bzw. den Mitmenschem, 
in den meisten Fällen sogar um dem Mitmenschen, 
der irgendwie unverschuldet in Not geraten ist. 

Ich habe mich, als Belagschaftsvertreter immer ge­
freut, früher und auch heute, wenn ich Kolleginnen 
und Kollegen von .anderen Parteien bzw. anderen 
Sparten am meiner Seite hätte, 'die mich unterstütz­
ten. Ich habe auch nie nur einen Augenblick daran 
gedacht, mich nicht anzuschließen, wemm es um 
solche Probleme gegangen ist, 4m Gegenteil! Ich 
glaube, daß es sehr müßiig ist, 'ein Sozialpaket für 
sich 'in Anspruch zu nehmen und zu sagen: Das 
haben die Sozialisten schon früher iki ihrem Pro­
gramm gehabt —, und ich darf auch darauf verwei­
sen, daß der Kampf um den Nächsten, um den sozial 
Ärmeren, solange eine Sozialdemokratie in unserem 
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Lande existiert hat, immer vorne an erster Stelle 
gestanden ist und noch steht. (Beifall bei der SPD. 
— Abg. Pölzl: „Das ist ein christliches Prinzip!") 
Bitte, da schließe ich mich sofort an. Ich war nie 
dagegen. Kollege Pölzl, Sie können mach immer 
beim Wort nehmen. Ich habe mich als Sozialdemo­
krat nie ausgeschlossen, den Aktionen „Bruder in 
Not", der „Oaritas", oder >den „Kinderdörfern" bei­
zutreten. Ich bin überall dabei und ich erklärte hier, 
daß ich das auch in Zukunft tun werde. (Allgemeiner 
Beifall. — Abg. Buchberger: „Einer der wenigeniß — 
Abg. Pichler: „Sei vorsichtig!") Aber es ist auch so, 
hier im Hause — und das soll auch gesagt werden 
—, daß man in Diskussionen, in denen bekannt ist, 
daß das Ressort zu Ihrer Partei gehört, alles Gute 
weiß, und dort, wo bekannt ist, daß das Ressort zu 
uns gehört, nachts richtig gemacht wurde, und wird. 
(Abg. Jamnegg: „Wer hat kritisiert?" — Abg. 
Schrammel: „Er meint ja die Kollegin Bischof!") 
Ich komme schon noch darauf, Kollegin Jamnegg, ich 
habe das nur einleitend gesagt. Ich möchte mich hier 
mit der Gruppe 4 befassen und zwar mit zwei be­
sonderen Abschnitten und zwar 446, die Blinden­
hilfe, und 447, die Behindertenhilfe. 

Es sind hiier so maßgebliche Ansätze auf der Aus­
gabenseite, daß diese — glaube ich — von uns 
allen Beachtung finden müssen. Ich möchte gleich 
hier Dank sagen dem Herrn Landesrat Gruber so­
wie auch dem Herrn Finanzreferenten Dr. Klauser, 
die hier wirklich Ansätze gemacht haben, die sich 
sehen lassen können. (Beifall bei der SPÖ. — Abg. 
Schrammel: „Das wurde in der Regierung beschlos­
sen!" — Abg. Ing. Stoisser: „Der Generalredner der 
SPÖ hat gesagt, das wäre das Budget der ÖVP! Wie 
ist das jetzt?") 

Die Grundlage der ganzen Behindertenhilfe ist 
das sogenannte Behindertengesetz. Wir haben heuer 
10 Jahre dieses Gesetz und ich glaube, wir können 
nach diesen 10 Jahren auf sehr gute Leistungen 
zurückblicken. Ich möchte hier das Gesetz nicht 
näher erläutern, aber ich möchte eine Stelle davon 
herausnehmen und zwar gleich die erste, damit de­
klariert wird, welche Leute in den Genuß der Behin­
dertenhilfe kommen: Leiden und Gebrechen im Sin­
ne des Gesetzes —alle organischen und psychischen 
Leiden oder Gebrechen, soweit sie nicht vorwiegend 
öltersbedingt sind, sowie Anfallskrankheiten und 
Süchte. 

Ich kann hier gleich vermerken, daß in dieser 
Sparte eine Leistung von 36,6 Millionen Schilling 
vorliegt. 

Die Leistungen selbst gliedern sich einmal in das 
Pflegegeld. Es wurde hier auch schon erwähnt, daß 
das Pflegegeld im abgelaufenen Jahr eine maß­
gebliche Höhe erreicht hat und nun nochmals erhöht 
wird und zwar im Jahre 1974 auf 1050,— Schulung. 
Es mögen heute verschiedene Ansichten darüber be­
istehen über die Erhöhung und auch über das Ge­
samtausmaß des Pflegegeldes, man kann hier 
auch lizitieren; ich aber möchte feststellen, daß es 
eine schöne Erhöhung ist, Jedoch für Personen, die 
wirklich (auf ein Pflegegeld anstehen, zu wenig. 
Ich glaube, daß dies ein Grund mehr ist, auch für die 
nächste Zukunft weitere Forderungen auf Erhöhung 
dieser Post zu stellen. 

In der Behindertenhilfe sind weiters auch die 
sogenannten „geschützten Arbeitsplätze" enthalten. 
Wir alle, ddie wir-im Berufsleben stehen, wissen, 
daß es Behinderte mit einem Leistungslohn oder 
einer Leistungsarbeit auf ihrem Arbeitsplatz sehr 
schwer haben, mit den voll Einsatzfähigen mitzu­
kommen. Es muß hier als angenehm vermerkt 
werden, daß diese Arbeitsplätze geschützt sind, 
so daß die Behinderten weder ihren Kollegen, die 
am Arbeitsplatz mitarbeiten, noch dem Unternehmer 
schaden. 

Es soll hier auch bemerkt wenden, daß für diese 
geschützten Arbeitsplätze 8 Millionen Schilling aus­
gegeben werden. Und noch etwas ist sehr anerken­
nenswert; nämlich, daß sich im Laodesdienst 25 sol­
cher geschützten Arbeitsplätze befinden und daß 
sich diese Anzahl um 15 erhöhen wird, so daß es 
1974 insgesamt 40 geschützte Arbeitsplätze geben 
wird. Wir haben — und das wäre zusammenzulegen 
in der Bethindeitenhilfe — nicht nur die Hilfe, daß 
wir Behinderten mit Geld helfen, sondern, daß wir 
auch für ihre Ausbildung leintreten. So möchten 
wir das hineingehen in den sogenannten Bildungs­
gang. Wir reden heute isehr viel über Bildung, aber 
wir müssen uns sehr ernstlich belassen mit der Aus­
bildung dieser Behinderten, die, wenn wir ganz 
unten anfangen, keine normale Schule besuchen 
können, keinen Lehrplatz bekommen oder überhaupt 
Sonderschulen besuchen müssen, um eine Grundin­
telligenzausbildung zu bekommen. Hier sei beson­
ders hervorzuheben die Berufsausbildung in unse­
rem Behindertenzentrum in Graz-Andritz. Hier 
wurde in der letzten Zeit auch sehr viel geleistet. 
Wir haben eine Abteilung Schneiderei, Tischlerei, 
Gärtnerei, Korbflechterei und eine Schuhmacherei. 
Es wurde immer gesagt, das alles nützt nichts, wenn 
wir nicht eine Werkstätte dazu bauen können, damit 
die Leute in Werkstattsabteilungen ausgebildet wer­
den. Auch, das ist geschehen. Es wird .die Werk­
stätte gebaut. Es sind bereits 10 Millionen für dieses 
Vorhaben vorhanden. 

Weiters haben wir noch eine Landesausbildungs­
stelle für Hörbehinderte hier in Graz. Dort wird aus­
gebildet in Hauswirtschaft und Schneiderei. Diese 
Einrichtung, die auch sehr anerkennenswert ist, hat 
einen großen Raummangel. Es ist auch hier vor­
gesehen, 8 Schulklassen dazuzubauen. Es sind auch 
dafür schon 500.000 Schilling vorgesehen. Es wurde 
auch eine Verbesserung das Gebäudes durchgeführt 
und dafür 1,550.000 Schilling ausgegeben. 

Weiters haben wir noch „Jugend am Werk". So­
weit sich an größeren Ortschaften 'die Notwendig­
keit ergibt, wird das immer wieder ins Leben ge­
rufen. In Graz und Mureck wird Beschäftigungs­
therapie durchgeführt. Die anderen Behinderten ge­
hen in ändere Schulen. Man kann zuerst gleich 
nennen die Sonderschule in Wienler Neustadt, die 
sogenannte Waldschule, 'die eine reine Schulaus­
bildung vorsieht. Es sind heuer 35 Schüler vorge­
sehen mit einem Aufwand von 400.000 Schilling. 
Es wird hier auch das Land treffen, daß es für das 
geplante Hallenbad auch eine finanzielle Unter­
stützung leisten muß, wenn es dort noch Schüler 
hingibt. 

8* 
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Ich will hier noch ganz kurz einige Institute an­
führen. Das Rius-Institut in Brück, die Odilien-Blin-
deruanstalt in Graz, das WliederheTstellungszeniruim 
für Körperbehinderte in Hennagor. Man soll nicht 
vergessen, daß auch dort 20 bis 30 Menschen sind, 
um Hilfe zu bekommiem. Im weiteren auch Hilfe 
für ambulante Behandlungen und den weiteren Le­
bensunterhalt. Es werden für 'diese Post insgesamt 
21 Millionen Schilling .ausgegeben. 

Kurz erwähnt isei 'auch noch die Förderung von 
Organisationen. Ich zähle hier nur auf den Zivil-
invalidenverbind, Verband aller Körperbehinderten, 
den Sohnenzug, BKU der Universitätskinderklinik 
Wien, Subvention für den Weltinvalidentag 1974 
und auch den Kriegsopfervierband, der nicht ausge­
schlossen ist. Wir wissen, daß der Kriegsopfer­
verband auch anderwärtig hohe Subventionen be­
kommt. Er bekommt auch Subventionen vom Land 
und die sind nicht die kleinsten. Ich möchte .die gan­
zen Zahlen nicht aufzählen. Es würde zu weit füh­
ren. 

Nur sei in dieser Behindertenhilfe noch erwähnt 
die sogenannte BMndenbeihilfe, die ikn Voranschlag 
vorgesehen ist und zwar mit 29,7 Millionen Schil­
ling. Ich glaube, auch hier brauchen wir nicht groß 
reden. Was es heißt, blind zu sein, kann niemand 
von uns ermessen, weil keiner blind Ast. Aber doch 
fühlen wir mit diesen Menschen mit und wissen, daß 
das die Allerärmsten sind. 

Ich möchte nicht weiter aufzählen. Es sei hier ver­
merkt und es hat auch bei meinem Vorredner schon 
angeklungen, daß es beim Kampf gegen die Armut 
nicht immer nur dann sein muß, daß man hilft, wenn 
einer in finanzielle Not gerät, sondern daß man 
diesen Menschen, 'die das Leben von Anfang an 
stiefmütterlich behandelt hat oder die durch irgend­
ein Geschienen in diese Not geraten sind, hilft. 
Ich brauche die Kniegsinvaliden nicht sonderlich er­
wähnen, alles was zuerst versprochen worden ist 
und was gehauen worden ist. 

So möchte ich Schon zum Ende kommen und noch­
mals darauf hinweisen, daß es erwähnenswert ist, 
daß das Land sovile! für diese Beihinderten in der 
Gruppe 4 leistet. Es sei gedankt dem Herrn Landes­
rat Gruber und dem Herrn Landesrat Dr. Klauser, 
daß sie dafür Verständnis gehabt haben. Es sei 
Ihnen allen gedankt, denn schließlich und endlich 
hat das ganze Haus diesem Gesetz vor 10 Jahren 
zugestimmt. Es hat das ganze Haus zugestimmt der 
Novelle. iim Jahr 1971, die im Jahr 1972 in Kraft 
getreten ist. Ich glaube, daß das auch dazu beiträgt, 
daß man nicht mehr Mzitiert, sondern, daß man sich 
gemeinsam bekennt. Ich möchte zum .Schluß auch aus 
unseren „Leitlinien" leinlen Satz vorlesen, damit Sie 
nicht glauben,! wir haben abgeschrieben. „Eine 
konzeptive Sozialpolitik strebt eine Humanisiierung 
des Lebens in allen seinen Bereichen an. Für alle, 
die Hilfe brauchen, soll Hilfe gegeben sein. Trotz 
der Anerkennung der bestehenden Einrichtungen 
und sozialen Leistungen ist es notwendig, diese 
den rasch wachsenden Erfordernissen der modernen 
Industriegesellschaft ständig anzupassen." Durch 
das Behindertengesetz 1974 hat das Land Steier­
mark bereite vorbildliche Arbeit geleistet. Ich glau­

be, daß das auch in Zukunft so geschehen wird. (All­
gemeiner Beifall.) 

/ 
Präsident: Ich erteile dem Abg. Dr. Eichtinger 

das Wort. 

Abg. Dr. Karl Eichtinger: Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Harrein! Mit den Worten mei­
nes Vorredners kann man selbstverständlich sehr 
einverstanden sein und der Applaus ist auch von 
allen Bänken gekommen, denn das ist auch die 
richtige Einstellung, die wir zu allen diesen sozialen 
Problemen haben müssen. 

Wenn der Kollege Schön (mit einer Kritik begon­
nen hat, so glaube ich, war es die Kritik an der Vor­
rednerin. Denn so kann man in einem solchen Haus 
nicht reden, daß man «sagt, Wissenschaft und Ar­
beiterbewegung haben das Leben verlängert; oder 
den Alten die richtige Stellung zu geben, ist eine 
sozialistische Aufgabe. Das Alter zu würdigen und 
zu schätzen, das ist eine menschliche Aufgabe, das 
ist unser aller Aufgabe. Das haben wior immer ge­
halten und so wird es laiuch iim Zukunft immer blei­
ben. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Grätsch: „Das ist 
aber neu!" — Abg. Pölzl: „Aber wahr!") 

Das Problem, dem ich mich zuwenden möchte, 
betrifft die Gehirngeschädigten und die Körperbe­
hinderten in diesem Land. Es gibt Tausende Gehirn­
geschädigte allein in unserem Bundesland Steier­
mark. Nicht nur bei uns, auch lin allen Teilen der 
Welt ist es Mder eine Tatsache, daß die Zahl nicht 
abnimmt, sondern zunimmt. Ich habe in einer deut­
schen Zeitung gelesen, daß in Deutschland jährlich 
15.000 gehirngeschädigte Kinder zur Welt kommen. 
Würde die medizinische Vorsorge nach der 
28. Schwangerschaftswoche und dem 7. Tag nach der 
Geburt besser sein, dann würden von diesen 15.000 
Kindern 5000 Kinder gesund zur Welt kommen und 
5000 gesünder sein, als sie es heute sind. 

Das ist ein großes Problem und ich glaube, daß 
dies auch bei uns hier Geltung hat. 

Das zweite große Problem: Wenn wir diese Gruppe 
der benachteiligten Kinder ansehen, sieht man, daß 
wir auch in unserem Lande hailpädaigögische Kinder­
gärten benötigen. Wir brauchen weitere Spezäal-
sonderschulen, Sonderschulen, in denen diese Kinder 
untergebracht werden können lund auch einer be­
sonderen Ausbildung unterliegen. Wie sieht aber, 
leider Gottes, die Praxis aus? 

Ich möchte hier kurz erwähnen: Wir haben im 
Mürztal eine Spezial^Sonderschuie in Kapfenberg. 
Da wir im Bezirk Mürzzuschlag keinen solchen 
Schultyp haben, müssen aus unserem Bezirk Kinder 
nach Kapfenberg gebracht werden. Bs ist unmög­
lich, daß diese Kinder mit der Bahn hinunterge­
führt werden. 

Jetzt möchte ich kurz die Schilderung einer Frau 
bringen, die ein gehirngeschädigtes Kind hat. Diese 
Frau muß jeden Tag in der Frühe imit dem Kinde 
nach Kapfenberg fahren. Das ältere Kind wird in die 
Schule geschickt. Das jüngste Kind, das im Alter 
von 3 Jahren ist, wird im Auto mitgenommen. Dann 
wartet sie in Kapfenberg dm der .Schule zwiei bis drei 
Stunden, bis das Kind den Unterricht vorüber bat. 
Dann fährt sie wieder nach Hause. Sodann beginnt 
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für diese Frau erst die Arbeit im Haushalt. Was 
g lauben Sie, welche Belastung all dies für diese 
Frau bedeutet . Dazu kommt natürlich noch die 
finanzielle Belastung. 

Nun habe ich folgerndes angenommen: Wenn eine 
Frau gezwungen ist, tagtäglich e in geschädigtes 
Kind 9 Kilomieter iin 'die Schule und wieder zurück 
zu führen, dann muß es doch eine finanzielle Ent­
lastung geben. Ich habe mich auch bei der Finanz 
erkundigt . Dort bekam ich d ie Auskunft, daß diese 
Frau im Monat ein Pauschale von 80,— Schilling be­
kommt. Das darf es idoch nlicht geben, dachte ich mir 
und habe daraufhin bei der Finanzlandesdirektion 
angerufen und gefragt, ob d ies istimmt. Die Aus­
kunft lautete: Jawohl; es gibt nur ein Pauschale von 
80,— Schilling. Im Vorjahr hat man noch, wenn je­
mand das Kind mit dem Auto gebracht hat, e twa 
(bei der langegebenen Entfernung) 480,— Schilling 
bezahlt, das ist jetzt ausgefallen. 

Hier bitte ich, nachdem sich diese Fälle ja wieder­
holen und idfes kein Einzelfall .ist, daß wir vielleicht 
mit Hilfe des Landeis Sonderbusse anschaffen, die 
in Ballungszentren leingesetzt werden, damit die 
Kinder aus ent legenen Gebieten mit diesen Sonder­
bussen herangebracht werden können. 

Diese oben geschilderte Frau war nach Monaten 
durch diese gewaltige Belastung seelisch fertig. 

Oder e in zweiter Fall: Ein Mann kommt von der 
Nachtschlicht nach Hause. Er muß nun das Kind, da 
es j a sonst ke ine Möglichkeit 'gibt, mit dem Auto 
in die Schule bringen, fährt zurück, legt sich schla­
fen, muß dann wieder aufstehen und dieses Kind 
holen. 

Ein wei teres Beispiel, damit Sie die Problematik 
dieser Fälle sehen: In Kindberg ha t man eine Son­
derschule eingeführt. In der Frühe werden 6 Kinder 
mit dem Auto dorthin geführt. Nachmittag oder 
Mittag kann man sie deshalb nicht mit dem Auto 
zurückführen, weil es in den Bestimmungen beißt: 
Die Kinder haben ein öffentliches Verkehrsmittel 
zur Verfügung und zwar die Eisenbahn. Nun stellen 
Sie sich ein 6- oder 7jähriges Kind vor — das an 
und für sich schon benachteiligt ist —, das nun zum 
Zug gehen und mach Hause fahren sali. Das Auto 
kann nämlich erst dann eingesetzt werden, wenn 6 
oder 7 Kinder zusammenkommen. Diese Kinder 
war ten zu lassen, 1 oder 2 Stunden, bis die anderen 
mitfahren können, ist doch auch unmöglich. Auch 
hier möchte ich bitten, daß wiir uns Gedanken ma­
chen, ob man nicht anders helfen könnte, ob man 
nicht im Rahmen der Behindertenhilfe entweder 
diese Sonderbusse mitfinanzieren, oder den Eltern 
besondere Unterstützung angiedeihen lassen könnte. 

Noch e twas möchte ach sagen: W e n n Sie die Si­
tuat ion dieser Mütter anschauen, müssen Sie sich 
doch fragen, ob «Miese Mütter i rgendeiner Arbeit 
nachgehen können. Was sollen sie machen, wenn 
andere in den Urlaub fahren? Oder ein anderes 
Problem, das vielleicht noch wesentlich mehr weh 
tut: Die stille Auseinandersetzung mit einer un­
beholfenen, oft takt losen Umwelt. Und das sind 
Nadelstiche, das tut seelisch manchen Müttern der­
art weh, daß man spürt, daß sie dadurch gezeichnet 
sind. Wenn heute das Problem e iner Mütterhilfe 
oder e ines Müttergehaltes d iskut ier t wird, meine 

Damen und Herren, da könnte man doch morgen 
schon sagen: Diesen Müttern, die e in Leben lang 
solche Kinder betreuen müssen, müßte man sofort 
eine Mütterbeihilfe auszahlen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da müßte man eben den Familienlastenausgleich 
heranziehen. 

Abschließend möchte ich noch eines sagen: Ich 
habe, als ich mich mit diesem Problem beschäftigte, 
mit Frau Präsident Bachleitner gesprochen. Diese 
Frau, die selbst von Leid geprägt wurde, hat sich 
in d en Dienst dieser Kinder gestellt und ich möchte 
ihr dafür danken, daß sie mit Rat und Tat uns zur 
Verfügung steht. Sie hat auch ein Wohnheim ge­
schaffen, das bereits eröffnet wurde. Internationale 
Anerkennung gefunden hat auch ein Heim, in wel­
chem Kinder untergebracht werden sollen, deren 
Eltern krank sind, oder Kinder, die überhaupt eltern­
los dastehen. Und dafür sei ihr ganz besonders herz­
lich gedankt. 

Abschließend noch e ines: Bei der Verfolgung 
dieses Problems habe ich in Kapfenberg in der 
Spezial-Sonderschule eine Ausstellung gesehen, in 
der Arbeiten von solchen Kindern gezeigt wurden. 
Ich darf ihnen sagen, es war großartig, ich war be­
geistert davon. Die Direktion hat mir erklärt: Dazu 
gehört sehr viel Zeit und Liebe, abe r wir haben 
uns ein Ziel gesetzt, nämlich diesen Kindern das 
Lesen und Rechnen und eventuell das Schreiben zu 
lernen und sie einzugliedern in die menschliche 
Gesellschaft. Dafür sei den vielen Lehrern, die in 
diesem Lande auf dieser Ebene Wirken, ebenfalls 
ein herzliches Dankeschön gesagt. 

Wir haben auch Anträge laufen, und zwar geht es 
hier um die Erhöhung der Blindenbeihilfe. Ich weiß 
nicht, inwieweit das in der Regierung geregelt wur­
de. Der zweite Antrag — und hier hoffe ich ja auch, 
daß er Zustimmung finden wird — ist der, das Alter 
für die Gewährung de r Behindertenbeibilfe von 16 
Jahre auf 14 Jahre herabzusetzen. 

Ich glaube, bei Ausgabe all dieser Gelder war 
der Steiermärkische Landtag immer der Meinung: 
Hilfe für die Bedürftigen ist für uns eine Ehren­
sache, eine selbstverständliche Aufgabe. Daher bit te 
lieh Sie, daß auch in diesen beiden Fällen so gehan­
delt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Sponer. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Sponer: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Bevor ich nun zur Gruppe 4 spreche, 
möchte ich auch einiges nicht unwidersprochen las­
sen und zwar die Äußerung der Kollegin Jamnegg, 
näimlich, daß die großen sozialen Leistunigen in 
25 Jahren ÖVP-Regierung geschaffen wurden. (Abg. 
Jamnegg: „ÖVP-Mehrbeit!") Wer te Frau Kollegin 
Jamnegg! Ich muß dazu sagen, daß es bis zum 
Jah re 1966 eine Koialitionisregierung gegeben hat, 
und daß auch bis zum Jahre 1966 es immer ein 
sozialistischer SozialministeT war, der das Ressort 
geführt hat. Frau Kollegin Jamnegg: Als Gewerk­
schafterin müßten Sie sehr wohl Bescheid wissen 
über d ie Entwicklung der Arbeiterschaft in diesem 
Lande und zwar in den letzten Jahrzehnten. Sie 
wissen sicherlich sehr genau, daß jeder einzelne 
Groschen, oder daß jede einzelne Minute bezüglich 
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der ArfoieitezJeiitve'rkürzMng sehr harte Auseinander­
setzungen, zwischen den Arbeitnehmervertretern 
und den Vertretern der Wirtschaft gebracht hat. 
Noch eines darf ich Ihnen sagen: Freiwillig wurde 
bis heute den Arbeitnehmern in diesem Lande noch 
nichts gewährt. (Abg. Ing. Stoisser: „Das stimmt 
nicht! Das stimmt in kleiner Weise! Es, gibt sehr 
viele Beispiele frei williger Sozialleistungen!") Ein 
Wort Vielleicht noch zum Kollagen Dr. Eichtinger: 
Es ist sicherlich leicht, heute Forderungen aufzu­
stellen, vor allen Dingen auf Bundesebene und 
wenn heute die Müitterbeiiihilfe gefordert wird — 
sicherlich ist d'ais eine sehr nette Geste und auch! 
eine 'gute Tat —, aber ich möchte nur eine Frage 
an Sie richten, und mit dieser Frage bin ich dann 
am Schlüsse meiner Ausfühirungen. 

Sie unterbreiten uns gute Vorschläge auf Bundes-
wiie auch auf Landesebene. Sie hätten mehr als 
25 Jahre Zeit gehabt, das eine oder andere zu 
"Vierwirklieben. Warum haben Sie es nicht getan? 
(Abg. Prof. Dr. Eichtiniger: „Sie disqualifizieren sich 
durch eine solche Meinung selbst!") Meine Damen 
unld Herren! Nun gestatten Sie, daß ich zur Gruppe 
vier spreche. Obwohl es den meisten Menseben 
in diesem Land gut geht und ich möchte sagen, 
noch nie so gut gegangen äst, gibt es doch eine 
Reibe junger Mitbürger, die unverschuldet von Ge­
burt an behindert sind oder die aus verwahrlosten, 
miliefugeschädigiten Familien kommen. Für diese 
jungen Menschen ist es unsere Pflicht und un­
sere gesellschaftliche Aufgabe, dafür zu sorgen, 
daß sie wieder zuirück in idie Gasellschaft als voll 
gesellschaftsfähige Menschen geführt werden. Die 
Zeiten haben sich gieänidert. Ich darf sagen und 
hier feststellen, daß es nicht dimmler mögMeh war, 
für die Armen der Ärmsten Behindertenanstalten, 
hieüpäldagdgiische Stationen oder Fürsorgeerzie-
hungsfhei/rne zu haben. Wir in der Steiermark kön­
nen mit Freude feststellen, daß lin den letzten Jahr­
zehnten gerade auf diesem Gebiet sehr Wesent­
liches und Guteis für diese Menschen getan wurde. 
Der Ausdruck Jugendfürsorgehiaim mag vielleicht 
einen negativen bitteren Nachgeschmack haben. 
Aber eineis können wir auch feststellen, daß die 
Zeit, wie früher Zöglinge in den Haiinen behandelt 
wurden, vorbei ist und daß die Isolierung und 
Bewachung der soigenannten Gestrauchelten der 
Vergangenheit angehören. In unseren steiriseben 
Lanidesjugemdheimen isit es so, daß diese Heime 
offen geführt werden und daß die Zöglinge, egal 
ob es Schüler oder Lehrlinge sind, zum Teil öffent­
liche Schulen, aber auch in der Privatwirtschaft eine 
Lehre erfahren. Auf Grund das Fleißes dieser jun­
gen Manschen in der Schule wie tin der Berufsaus­
bildung steht ihnen das Recht zu, Erholung und 
Urlaub zu machen. Hier können. wir auch wieder 
mit Fremde feststellen, daß 85 Prozent der Zög­
linge, Schüler und Lehrlinge jährlich die Landes-
jugendhahne verlassen und in der' Zeit von ein 
bis sieben Wochen auf Urlaub und Erholung 
fahren. Davon 74 Prozent mach, Hause zu ihrer 
Familie und es kann mit Stolz und Freude fest­
gestellt werden, daß bis 'auf ein oder zwei Aus­
nahmen alle diese Jugendlichen pünktlich wieder 
in die Heimle zurückkommen. Die restlichen Ju­
gendlichen und Schüler schließen sich Jugendorga­

nisationen an und verbringein anders ihren Ur­
laub. 

Zur Heimerziehung darf ich folgendes sagen. 
Auf Grund der modernen und iguten Führung un­
serer Landesjugiendheime sind auch sehr gute Lern­
erfolge in der Schule wie im Lehrlinigswesen au 
verzeichnen. Ich darf vielleicht anschließen, daß 
zum Teil um die Lehrlinge, die die Landes Jugend­
heime verlassen, eine sehr große Nachfrage herrscht. 
Eine ebenfalls erfreuliche Tatsache können wir 
feststellen, daß zirka 80 Prozent der Jugendlichen, 
die für 'immer unsler© Lanidasjugendheime ver­
lassen, nicht mehr rückfällig werden und als volle 
Mitglieder in unserer Gemeinschaft weiterleben. 
Ein Problem gibt es sicher. Das ist das Personal­
problem. Aber nicht nur das Peraonalproblem, son­
dern auch das Platzproblem in den Heimen. Es 
sind derart viele Anmeldiunigen vorhanden, labier 
leider zu wenig Plätze und so mußten im vergan­
genen Jahr 42 Zöglinge privat iin Pflege gegeben 
werden. Auf Grund dieses großen Andrangs auf 
unsere Heime ist es notwendig, Nachwuchs in den 
Reühen der Erzieher und Pädagogen zu finden. 
Auch hier können wir feststellen, daß die Rechits-
abteilung 9 sehr bemüht ist, durch außerordentliche 
Kurse für Nachwuchs zu sorgen. 

Eine Feststellung 'gestatten Sie mir bitte und 
das ölst eine Erfahrung auis der Kontrollabteiluiig. 
Im Jahre 1971 hat die Kontrollabteilung festge­
stellt, daß die Jugendreferenten bei den Bezirks-
hauptrdanmschafiten nacht nur quantitativ, sondern 
zum Teil auch qualitativ unterbesetzt sind. Herr 
Landesrat Gruber hat sich bemüht, hier Abhilfe ziu 
schaffen und als Jugendreferenten bei den Bezirks-
hauptmiannschaften, wie es bis zum Jahr 1957 war, 
Juristen 'einzustellen. Aber auch hier muß ich' fest­
stellen, daß es die Rechtsabteilung 1 bis heute 
noch immer ist, die nicht bereit ist zu helfen, das 
Image der Jugendwohlfahrt anzuheben. (Abg. Pölzl: 
„Vorsicht mit solchen Äußerungen! Ich weiß nicht, 
wer Ihnen das eingegeben hat!") In Ordnung, Herr 
Kolleige Pölzl, Sie können, wenn Sie wollen, das 
Gegenteil beweisen. (Abg. Pölzl: „Das stimmt nicht, 
was Sie Sagen!") Das glaube ich schon. (Abg. Pölzl: 
„Das ist doch Humbug!") Was ist Humbug? Kollege 
Pölzl, das ist kein Humbug. (Abg. Pölzl: „Der 
Landesrat Grubar ist schon ganz verlegen!") Ich 
habe Zeit. 

Auch ein wielsentlicher Pbsten im Budget muß 
noch gemannt werden und zwar sind das die Zu­
schüsse für Jugendorganisationen "bzw. für Kinder, 
die' aus sozialen oder gesundheitlichen Gründen 
auf Erholung fahren. Wir wissen, daß es in Steier­
mark jährlich Tausende Kinder sind, die einen Ge-
sundbeits- oder Erholungsurlaub antreten. Entweder 
über Jugendorganisationen, aber auch im eigenen 
Rahmen des LandesjulgenÜrefierates und natürlich 
auch unserer Landesjugendheime. Es ist erfreulich, 
daß im nächsten Jahr der tägliche Zuschuß von 
der Landesregiierumg von sechs auf zehn Schilling 
erhöht wird. 

Eimer weiteren Erwähnung in dieser Richtung 
ist die Jugenidau&speistimgr wert. Sie wird in der 
Steiermark seit Jahren durchgeführt. Aber nicht 
aus dem Grund, weil es in der Steiermark so 
viele unterernährte Kinder gibt, sondern .die Ju-
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gendiausspeisung (hat den Sinn, in Kindergärten, 
Schulen und in Internaten und Jugendheimen den 
Kindern und Jugendlichen, speziell für die, die 
vom Land komimen und oft den ganzen Tag unter­
wegs (sind, wenigstens e inmal am Tag eine warme 
Mahlzeit zu -verabreichen. Wir wissen, daß trotz 
d ieser großen Leistungen, d ie vom Land Steiermark 
für unsere Jugend erbracht werden, nicht allen 
geholfen weriden kann. Aber einles hoffen wir, 
daß bei der Realisierung unserer stalrischen Leit­
linien auch diese letzten Lücken geschlossen wer­
den können. 

Dritter Präsident Feldgrill: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Lind. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Abg. Lind: Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mich nun zu einer 
Einrichtung zu Wor t melden, idie man erst dann 
richtig erkennt, wenn man s ie braucht, und zwar 
geht es um das Osterreichische Rote Kreuz. 

Im österreichischen Roten Kreiuz sind Menschen 
tätig, die voller Idealismus immer wieder bereit 
sind, dtem Nächsten zu helfen. Man merkt s ie kaum, 
sie sind wie Idlie Wichtelmähner, immer einsatz­
freudig und immer da, wenn man s ie braucht. Ich 
möchte ganz besonders betonen, daß wir die in-
nägste Verpflichtung haben, ganz gleich, welcher 
politischem Partei wir angehören, diese Helfer ziu 
unterstützen, damit sie auch wirklich helfen kön­
nen. 

Wenn im Landesbuldget Aufstockungen der Mittel 
erfolgt sind, dann mit Recht. Ich möchte auch dia­
für plädieren, daß diese Mittel immer wieder auf­
gestockt werden, damit es möglich ist, d ie Einrich­
tungen des Roten Kreuzes entsprechend zu bewerk­
stelligen, wie sie eben dem modernen Stand ent­
sprechen müssen. Mit dein Mehr an den Mitteln 
wurden in erster Linie die Fahrzeuge ausgerüstet. 
Es wurden Einrichtungen für Bekämpfung von 
„Schocks" angekauft, es wurden Einrichtungen an­
geschafft für die „künstliche Beatmung" und auch 
solche für die Behandlung von den Lebensrhyth-
muis bedrohenden Störungen. Ich glaube, diese Ein­
richtungen sind von besoniderer Bedeutung in der 
heutigen schnellebigem Zeit. Es muß aber auch da­
für gesorgt wenden, daß die Kraftfahrzeuge ent­
sprechend ausgerüstet sind. Es kommt heute noch 
vor, daß es Kraftfahrzeuge gilbt, die über keine 
Winter- bzw. Spikesreifen verfügen. Ich bitte daher, 
alles (daranzusetzen, daß diese Mängel abgestellt 
werden und daß vor allen Dingen aber auch das 
Funknetz noch besser ausgebaut wird, daß Quer­
verbindungen zwischen den Ärzten u nd dem Roten 
Kreuz idirekt hergestellt weriden können, daß die 
Verbindung aber auch d i rekt mit dem Funknetz 
des Katästrophendlieiistes Ider Freiwilligen Feuer­
wehr und allen jenen hergestellt werden kann, die 
zur Rettung bei tragen können. Vor allen Dingen 
soll unser Streben darauf gerichtet sein, wieder 
junge Freunde dem Roten Kreuz zuzuführen, die 
jungen Menschen hiefür zu begeistern. Bs soll nicht 
zuletzt unsere Aufgabe sein, Ideen au bringen, die 
dazu geeignet sind, unsere Mitmenschen noch bes­
ser für das Rote Kreuz zu begeistern. Und gerade 

in Krisenzeiten ist es das Rote Kreuz, welches wir 
besonders brauchen. Wir wollen aber keine Krisein­
zeiten, sondern wir wollen e in gu t funktionieren­
des Rotes Kneuz, welches Sicherlich auch inter­
nationale Bedeutung hat, welches aber auch für die 
Hilfe des Nächsten von größter Wichtigkeit ist. 

Darum ein Anliegen: Wi rken wir gemeinsam, um 
das Rote Kreuz noch bessier zu fördern, um d iesen 
Menschen die erforderliche Anerkennung angedei-
hen zu lassen. Ich glaube, dann s ind wir auf d em 
richtigen Weg. Und e ines noch, meine lieben Stei-
rerinnen und Steirer: Es gibt nicht nu r die Rettung 
in Form des Roten Kreuzes, es gibt noch eine zu­
sätzliche weitere Rettung für d ie l ieben Steirer, 
das „Modell Steiermark". (Bieifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich der Herr 
Abgeordnete Lafer zu Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm dieses. 

Abg. Lafer: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn ich mich zur Gruppe 4 heute zum 
Worte melde, so kann ich leider nicht jenes Lob­
lied singen, wie es Frau Kollegin Bischof heute hier 
getan hat. 

Wenn ich mich mit den Sozialfragen der Land­
wirtschaft kurz auseinandersetzen darf, so kann 
ich folgendes sagen: 

In Österreich gab es Ende Juni dieses Jahres 
insgesamt 1,333.155 Pensionisten. Für 1,208.300 von 
ihnen gelten d ie gleichen Gesletze. Die 124.800 land­
wirtschaftlichen Zuschußrientner abe r wenden weiter­
hin Stiefkinder der Gesellschaft bleiben. An sich 
müßte man glauben, daß in läinem Wohlfahrtsstaat 
auch für solche Leute ein Gold da sein müßte, die 
nach Kriegsende nicht gefragt haben: Was bekomme 
ich, sondern einfach an die Arbeit gingen, um die 
Hungersnot zu beseitigen. Heute s tehen viele 
Bäuerinnen und Bauern mit 300 bis 400 Schilling 
im Monat da, da de r Bimheits-wert 60.000 Schilling 
überschritten wurde. Genlau 10,6 Prozent machen 
d ie Zuschußrentner im Heer ' ider österreichischen 
Pensionisten aus und genau für diese 10,6 Prozent 
soll kein Geld vorhanden sein. Die derzeit ige 
Bundesregierung ist sehr großzügig bei manchen 
Dingen. 

Denken Sie, meine Damen und Herren, nu r an 
den Bau der UNO-City in Wien. Hier spielten 
Millionen-, ja sogar Mill iardenbeträge anscheinend 
eine völlig untergeordnete Rolle. Bei den 60.000 Zu-
schußrentnJern, ohne Ausgleichszulage, heißt es 
aber immer wieder, es sei kein Geld vorhanden. 
(Abg. Pölzl: „Mit denen kann man nicht iso protzen 
wie mit der UNO-City!") Mit J änner idieses Jahfles 
ist die Ausgleichszulage neu geregelt wanden. Ich 
verwende bewußt den Ausdruck „neu geregelt", 
weil dabei viele Pensionisten, und dazu zählen 
alle Zuschußrientner, schlechter herausgestiegen sind. 
Man hat wohl den Richtsatz für ein Ehepaar von 
2279 Schilling auf 2799 Schilling erhöht, doch wissen 
Sie, meine Damen und Herren, wie sich bei den Zu­
schußrentnern diese Erhöhung ausgewirkt hat? Bei 
einem Einheitswert von 60.000 Schilling werden den 
Zuschußrentnerehepaaren 1959,30 Schilling als Aus­
zug angerechnet, während den Biauernpensionis-
ten und allen übrigen Berufsgruppen bei idem glei-
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chen linhleitswert vom Richtsatz nur 1250 Schilling 
abgezogen wenden. Es erscheint unbegreiflich, aber 
leider äst es so: Wer von Hauis aus eine höhere1 

Grumldpanslion hat, dem wird weniger angerechnet, 
wer jedoch ohnehin nur ein paar Hunderter toi 
Monat hat, 'bekommt noch mehr eingerechnet. Den 
Graben, den es zwischen Pensionisten -und Zuschuß-
rentnern gegeben hat, hat die derzeitige Bundes­
regierung leider viel, viel tiefer gemacht. 

Im Juni idilesieis Jiahrtes hat der Herr Sozialminister 
Häuser versprochen, ischeinbar wegen der damaligen 
Landtagswahl in Oberösterraich bzw. der Vor­
bereitungen hiezu, hier etwas au 'tan. Bis heute, 
meine Damen und Herren, ist aber nichts gesche­
hen. 

Auch die neuen Sozialgesetznovellen, die man 
im Schnellzugtempo behandeln will, beinhalten in 
diesier Richtung keine Verbesserungen. Weil sich 
die Sozialisten imtrner und überall als die große 
Beschützerin aller Rentner und Pensionisten de­
klarieren, so glaube ich, sollte man lin -diaseim Hause 
eine Klarstellung vornehmen. 

Die Bauernpensiion geht auf die Zeit der ÖVP-
Alleinregierung zurück. Die AulsgMchszulage für 
die Zuschußrentnex ebenfalls. Daß Zuschußrenten 
und Biauernpensionan dynamisiert und daher zu-
mindestens teilweise wertgesichert sind, ist eben­
falls ein Verdienst der ÖVP-AUelinreigierung. 

Meine Damen und Herren! Das alles iist am 
19. Dezember 1969 im Parlament beschlossen wor­
den. (Abg. PöM: „Absolute ÖVP-Mehrheit!" — 
Landesrat Grub er: „Aber nur mehr die letzten 
Monate!" — Abg. Dr. Heidinger: „Ihr habt alles 
allein gelöst in den letzten drei Jahren, selbst­
verständlich!") Der derzeitigen Regierung kann man 
daher nur das zuschreiben, was es darüber hinaus 
an Verbesserungen gegeben hat. Leider, muß ich 
sagen, hat lös keimle Verbesserungen gegeben. Es 
wäre daher schon an der Zeit, daß auch die sozia­
listische Regierung sich der bäuerlichen Zuschuß­
rentner erinnert, solange diese armen Menschen 
noch am Leben sind. Die Gleichstellung aller Rent­
ner und Pensionisten bei der Auisgadingeanrechnung 
wäre ein — wenn auch nur kleines Zeichen des 
guten Willens. 

Ein Weiteres Problem, meinle siehr verehrten 
Damen und Herren, das dringend einer Lösung 
beidarf, betrifft die Bäuerin und vor allem die 
hilflose Bäuerin. Die hilflose Frau im Bauernhaus 
ist nicht nur ein echtes Problem, sondern fast 
schon eine Katastrophe. Nicht nur 'eine unersetz­
bare Arbeitskraft fällt aus, sondern es muß auch 
noch jemand für die Pflege angestellt wenden. Also 
muß jemand gesucht, ^angestellt und bezahlt wer­
den. Eine Bäuerin hat, solange ider Mann lebt, 
kleinen eigenen PeosionJsianspruch lunld ohne Pen­
sion gibt es keinen Hilflosenzuschuß. Einige Bun­
desländer, darunter auch die Steiermark, haben 
hier mit dem Pflegegield im Rahmen der Behin-
dentenfürsorge eine Abhilfe geschaffen. Doch muß 
eine bundeseinheitliche Regelung im Rahmen der 
SoziialviersichJerung gefordert werden. Es darf nicht 
länger dem Wohnort und dam Zufall überlassen 
bleiben, ob die hilflose Ehefrau etwas bekommt 
oder nicht. 

Gestatten Sie mir schließlich noch ein paar Be­
merkungen zum Altrentenproblem seihst. Die 'durch­
schnittliche Dinektpemsion, dazu gehören die Lei­
stungen bei Alter und Erwerbsunfähigkeit, betrug 
im Jahr 1971 mit allein Zulagen und Zuschüssen 
1547,70 Schilling. Durch die Novellierung des Aus­
gleichsgesetzes wurde für das Jahr 1972 diese 
Durchschnittspeusion um mehr als 100 Schilling ver­
ringert. Sie beträgt nunmehr 1425,60 Schilling. Die 
durchschnittliche Zuschußrente beträgt 759,20 Schil­
liing. Die Differenz macht 788,50 Schilling aus. Ein 
noch besseres Bild liefert ein Vergleich der gleichen 
Leistungen ohne Zulagen und Zuschüsse. Die Bau-
empension liegt im Durchschnlitt bei 1870 Schilling, 
während die Zuschußrtenten um 1443,43 Schilling 
darunter liegen. Site betrug im Jahr 1972 im Durch­
schnitt nur 425,60 Schilliing. Hier sieht man deutlich, 
wie die Zuschußrentner hier 'im Hintertreffen sind. 
Wenn Minister Häuser bereit ist, zusätzlich Hun­
derte Millionen aus Bundesmitteln für die allge­
meine Verbesserung des Pensionsrechtes flüssig­
zumachen, dann darf auch erwartet werden, daß 
das Unrecht gegenüber den bäuerlichen Altreht-
nern bald beseitigt wind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteil* ^sm Abgeordnetem Wimm-
ler daä Wort. 

Abg. Wfmmler: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Eis gibt sicherlich1 niemanden in diesem 
Haus, der den Ansätzen des Budgets für Kriegs­
versehrte und Kriegshinterbliebene nicht seine Zu^ 
Stimmung geben und mit Genugtuung zur Kenntnis 
nehmen würde, daß die Rücklaufigkeit der Lust-
barkeiitsabgabe bei den Zuwendungen an dein 
Kriegsopferverband durch Somidierbeiträge ausge­
glichen wird. Es herrscht aber vielfach die Meinung, 
daß sich so lange nach Beendigung des Krieges die 
für die Kriegsopfer aufzuwendenden Mittel ver­
ringern müßten. Wer sich vergegenwärtigt, daß mit 
zunehmenldem Alter idie Beschwerden von Kriegs­
versehrten naturgemäß größer werden, die Pflege-
badürftigkeit zunimmt, wird einsehen, daß man 
derzeit an eine Verringerung dieser Ausgaben 
nicht denken kann. Im übrigen können wir weder 
den Kriegsversehrten noch den Hinterbliebenen ihre 
körperlichen Schäden und ihr sleelischfes Ledid mit 
Geld abgelten. Ich glaube daher, daß es an dieser 
Stelle angebracht ist, rieben die materielle Unter­
stützung d'en moralischen Beistand zu setzen und 
den B'etroffenien das Gefühl des ehrlichen Beistan­
des und nicht das eines Ahndäens zu geben. Beden­
ken wir doch, daß Kriegsversehrte unter ungleich 
schwierigeren Bedingungen im Arbeitsprozeß ein­
gegliedert waren und eingegliedert sind und daß 
Kriegerwitwen große Opfer auf sich nehmen muß­
ten, wenn sie, auf sich allein gestellt, die Erziehung 
ihrer Kinder dennoch vorbildlich erfüllt haben. 

Auch auf dem Gebiet der Behindertenhilfe gilt 
dasselbe wie bei den Kriegsopfern. Auch hier muß 
es das Bestreben der Gemeinschaft sein, wieder 
einen Arbeitsplatz zu sichern und ihnen je nach 
dem Grad und der Art ihrer Behinderung dais Be­
wußtsein zu geben, etwas leisten und eine Lebens­
aufgabe erfüllen zu können. Eis ist eine selbst­
verständliche Pflicht der Gemleinschaft, jene Kosten 
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zu tragen, die sich aus der verminderten Leistung 
infolge ihrer Behinderung ergeben. Es wäre z. B. 
auch bei der Vergabe von Wohnungen, da und dort 
auch vielleicht beim Bau van Wohnungen auf die 
Bedürfniisise von Behinderten Rücksicht zu niehmen. 
Von diesen Überlegungen ausgehend, haben die 
freiheitlichen Abgeordneten 'einen Resolutionsan­
trag eingebracht, womit die Landesregierung auf­
gefordert wird, im Zusammenwirken mit den 
Jugendverbänden, Pensionisten- und Rentaeirver-
bärnden und ähnlichen Organisationen die Einrich­
tung eines freiwilligen istelrischen Hilfsdienstes zu 
prüfen. Im Rahmen dieses 'Hilfsdienstes sollen Ju­
gendliche in .städtischen Bereichen, ähnlich der in 
Graz laufenden Organisationen „Jugend hilft dem 
Alter", ältere Menschen betreuen und in ländlichen 
Bereichen im besonderen jenen bäuerlichen Fa­
mlilien helfen, wo dadurch ©in Urlaub für Bäuerin­
nen ermöglicht werden kann. Gleiches gilt auch 
für den Fall von Erkrankungen von Bäuerinnen. 
Die Mitglieder von Pensionisten- und Rentienvear-
bänden und dergleichen wiederum isollen auf frei­
williger Basis ihre Hilfe zur Betreuung von jun­
gen Ehepaaren, wo beide Ehepartner berufstätig 
sind, anibieten. Wir glauben, daß eine 'solche Aktion 
gerade in einer Zeit, wo Gemeinschaftssinn und 
Hilfsbereitschaft immer kleiner geschrieben wer­
den, das Zusammengehörigkeitsgefühl stärkt und 
uns vom Nebeneinander zum Miteinander führt. 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, dem 
Antrag Ihre Zustimmung zu "geben. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Abg. Dipl.-Ing. Fuchs 
das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Hoher Landtag! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Kollege Sponer 
hat hier heute erklärt ungefähr wörtlich so: „Frei­
willig habe ein Arbeitnehmer in Österreich noch 
nie etwas bekommen, alles mußte erkämpft wer­
den." So war 'die Sache. Dnie Äußerung an sich ist 
so einfältig, daß man sich mit ihr igar nicht weiter 
auseinandersetzen müßte. Sie ist nur insofern von 
Bedeutung, als sie unter dem Applaus der sozialisti­
schen Fraktion getan wurde, womit einerseits doch 
eine recht klassenkämpferischie Note zum Ausdruck 
gebracht wurde — hier sind wir, die Arbeitneh­
mer, dort sind die bösen Unternehmer, die 
freiwillig noch nie etwas ausgelassen haben. 
Ich hätte mich auch da noch nicht zu Wort 
gemeldet, weil derartige Äußerungen, noch dazu 
in der Hitze des Gefechtes getan, wahrscheinlich 
nicht einmal so ernst au bewerten sind, wenn 
wir nicht gerade in Österreich iso stolz darauf 
wären, daß wir in (der Sozialpartnerschaft mitein­
ander und nicht gegeneinander reden. 'Es erscheint 
mir wichtig, nachdem der Präsident zu diesem Zeit­
punkt doch ein prominenter Gewerkschafter in der 
Steiermark war und nachdem der Referent, der 
für diese Gruppe zuständig ist, Betriebsratsobmann 
eines der größten steirischen Betriebe ist. Wir 
lassen derartige Dinge nicht so hingehen, ohne zu­
mindest darauf hinzuweisen, daß es nicht nur in 
der Steiermark, sondern in Österreich verstaat­
lichte und private Betriebe gibt, in denen frei­

willige Einrichtungen, freiwillige soziale Leistun­
gen, wenn Sie wollen, auch geschenkt werden zu 
gegebenen Anlässen. (Abg. Braradl: „Ist alles er­
arbeitet woirden!" —• Abg. Loidl: „Muß alles ver­
dient werden!") Und ich würde Isehr bitten, daß 
der Herr Referent vielleicht in seinier Eigenschaft 
und in seinem Schlußwort auf diese Frage eingeht, 
um diese unibedachte Äußerung seines Klubkolle-
gen richtigzustellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Zinkanell zu Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm 'dieses. 

Abg. Zinkanell: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich wollte Ihre Zeit nicht noch ein zweites 
Mal heute in Anspruch nehmen, abier 'die Aus­
führungen des Kollegen Lafer zwingen mich mehr 
oder weniger doch dazu. 

Ich möchte in Erinnerung rufen — und ich habe 
das bei früheren Budgetdebatten auch getan, lei­
der aber hat Kollege Lafer das nicht vermerkt 
oder inzwischen vergessen —, daß in dem Agrar-
programm Otto Bauer von 1925 die Formierung 
nach einer bäuerlichen Altersversorgung schon drin­
nen war und seitdem von den Sozialisten vertreten 
wurde. Und wie wir mit Mühe urnld Not 1958 
dann zu einer Zuschußrente gekommen Hinid, waren 
Ihre Rednler im Parlament diejenigen, die erklärt 
haben, daß sie das Gefühl hätten, als springe 
ihnen jemand ian die Gurgel, weil sie, wohl oder 
übel, dem sozialistischen Druck nachgegeben hat­
ten. Hier im Hause hat einle Persönlichkeit die Mei­
nung vertreten, daß die Baulern keine Staatsrent-
ner werden wollen. Es ist dann aber zu dem Gesetz 
gekommen und ich darf dazu sagen, daß mit den 
ersten Zuerkennungsbescheiden dieser Pension, die 
zuerst so heftig bekämpft wurde, Bauernfunktio-
näre gewissermaßen hausieren gelgangen sind. Dann 
war es -ihre Sache. Bis es dann 1969 zu einem 
wirklichen Baueimpensionsgesietz gekommen ist, hat 
es noch einmal elf Jahre gedauert. Also hat eigent­
lich dieser Zug — und das habe ich schon einmal 
bemerkt — 44 Jahre Verspätung gehabt —, 44 Jah­
re, nachdem ein Sozialist diese Forderung aufge­
stellt hat. Daran muß ich besonders Kollegen Lafierr 
bzw. 'die ÖVP-Fraktion erinnern. In diesem Gesetz 
vom Jahre 1969, Kollege Pölzl hat einen sehr 
passenden Zwischenruf gemacht. — (Abg. Pölzl: 
„Mit ÖVP-Mehrheit!") Ja, damals war die ÖVP-
Mehrheit. 

In diesem Gesetz also ist -enthalten die Anrech­
nung des zumutbaren Ausgedinges und von dem 
zumutblaren Ausgedinge hängt — wie die Herren, 
die damit befaßt sind, wissen — auch die Leistung 
der Vergabe der Ausgleichszulagen ab. (Abg. Pölzl: 
„Damals gab es die sozialistische Inflation noch 
nicht!") Das bat damit überhaupt nichts zu tan. 
Kollege Pölzl, Sie als Wirtschaftsfachmann müßten 
eigentlich wissen, daß die jetzige wirtschaftliche 
Situation, die Geldsituation, immerhin eine inter­
nationale Situation ist! (Abg. Ing. Stoisser: „Seit 
1970 linterniationial, vorher ÖVP! Wir wissen eis!") 
Sie ist weider 'eine österrielichilscbe und schon gar 
nicht eine sozialistische Situation. Ich bin ersucht 
worden, mich kurz zu halten, weil die Zeit eben 
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schon Iseihr fortgeschritten ist, aber lieh werde immer 
wieder in meiner Riede 'aufgehalten. 

Ich wollte nur darauf hinweisen, daß Ausgleichs­
zulage und Hilflosenzuschuß in den letzten Jahren 
und zwar innenhalb der Zeit der sozialistischen. 
Regierung nicht unbeachtlich verbessert wurde. 
(Abg. Prof. Dr. Eichungen „Zu wenig!") Bitte, das 
möchte ich nicht bestreiten, Kollege Eichtinger, daß 
es au wenig ist! Wem ist .das schon genug? Auch 
den anderen Pensionisten ist es zu wenig und 
das mit Recht. Sie wollen mehr und wir sind da­
für, daß sie mehr bekommen. 

Eines darf ich noch sagen, nämlich, daß die 
Bunldeszuischüisisie an SozialversiicheriUingsanBtalfen 
im landwirtschaftMchlen Beneich im ÖVP-Biuldget für 
1970 2180 Millionen Schilling ausgemacht haben, 
im Budget 1973 sind es 3178 Millionen Schilling. 

Und noch etwas (Abg. Marczik: „Das ist die In­
flation!" — Landeshauptmiainn Dr. Nlederl: „Es ist 
nichts geschehen!") Lieber Herr Landeshauptmann 
Man darf dann nicht isiagen, daß nichts geschehen 
ist. Dagegen wehre ich mich. (Landeshauptmann 
Dr. Niederl: „Im 69er-Jahr!") Im Jahre 1969 ist 
nichts geschehen, Herr Landeshauptmann. Bitte, das 
ist Ihre Meinung. Eines möchte ich jetzt betonen: 
ohne den bäuerlichen Menschen das zu mißgön­
nen, aber festgestellt werden soll folgendes: Die 
Arbeiter und Angestellten bringen für ihre Pen-
sicms Versicherung 81 Vi Prozent selber auf. Dile 
bäuerliche Seite bringt für ihre Versicherung 
35,8 Prozent auf, das andere gibt der Bund dazu. 
Wenn man bei diesem Bieispiel sagt, daß das nichts 
ist, dann muß ich die Beurteilung wirklich Ihnen 
überlassen. Daß weitere Verbesserungen auch (in 
der bäuerlichen Sozialversicherung vorgesehen sind, 
geplant sind bzw. in Beratung stöben, das wissen 
Sie und das wind auch durchgesetzt wenden. 

Ich habe mich dagegen verwahren wollen, daß 
dals, was hier geHeSistet wind, „nichts" sein soll: 
65 Prozent Zuschuß vom Bund, womit ich nicht 
sagen will: Bund = Sozialistische Partei — ver­
antwortet wird dies 'auch von der sozialistischen 
Regierung und von der sozialistischen Mehrheit äim 
Parlament —, das ist eben mehr als „nichts". (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident: Der Herr Landesrat Gruiber hat sich zu 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Landesrat Gruber: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Budgetdebatte in der Gruppe 4, 
Fürsorge- und Jugendwohlfahrt, hat sich im Finanz­
ausschuß und hier im Hause durch großes Interesse 
und rege Anteilnahme meiner subjektiven Beur­
teilung nach ausgezeichnet. 

Bs hat sich aber noch /etwas bei dieser Debatte 
gezeigt, nämlich, idaß der Refnain der ÖVP-Abge-
ordneten bei den vorhergehenden Gruppen, „Modell 
Steiermark" in der Gruppe 4, nicht angebracht und 
nicht notwendig schien. Die SoziälhilfepoMtik des 
Landes ist ja ohne Zweifel ein wichtiger Faktor un­
serer Sicherheit. Niemand hat letzten Endes einen 
Garantieschein dafür in der Tasche, daß er nicht 
durch unvorhergesehene, unerwartete und uner­
wünschte Ereignisse veranlaßt wird, diese Sozial­
hilfe in Anspruch zu nehmen. Die Geburt eines 

geistig oder körperlich behinderten Kindes oder auf 
Grund von Unfallfolgen eintretende geistige oder 
körperliche Beilinderungen, der notwendige Platz 
für die alte Mutter oder den alten Vater im Pflege­
oder Altenbeim, alles das sind Probleme, die all­
täglich auftreten und uns alle berühren. Immer wie­
der wird es darum gehen, daß die Sozialhilfe hier 
helfend eingreift. 

Die Sozialhilfe des Landes aber, meine Damen 
und Herren, muß natürlich im Grundsätzlichen und 
in erster Linie darauf ausgerichtet sein, die durch 
Gesetz, Verordnung und RicMlinlienerlässe aufge­
tragene Verpflichtung verantwortungsbewußt, rasch 
und unbürokratisch zu erfüllen. 

Immer wieder ist es aber auch notwendig, neue, 
von der Zeit und vom Leben geforderte Aufgaben 
aufzugreifen und neu zu gestalten. Die Fürsorge-
und Sozialpolitik hat keine Sensationen zu bieten 
und kann, wenn sie einigermaßen gut gemacht wird, 
auch der Tagespresse keifte Schlagzeilen liefern. 
Nur bei mutmaßlichem oder wirklichem Versagen 
in dieser Aufgabe, ist nach meinen bisherigen Er­
fahrungen mit einem größeren öffentlichen Interesse 
zu rechnen. 

In 20 Presseaussendungen habe ich mich in die­
sem Jahr bemüht, einzelne und aktuelle Probleme 
der Sozialhilfe, des Landes, der Bezirksfürsorge-, 
Die Feststellung, daß diese Presseausisendungen nur 
im bescheidenen Umfange Aufnahme und Interesse 
gefunden haben, äst eine Tatsache, an der ich nicht 
vorbeilsehen kann. Es ist also Selbstverständlich, 
daß eine zufriedenstellende und gute Arbeit gemacht 
wird, 'dafür sind letzten Endes wir alle, die Organe 
der Sozialhilfe, des Landes, der Bezirksfürsorge, 
der Gemeindeverbände und der Gemeinden ver­
antwortlich. 

Für das kommende Jahr 1974 wurden im legis­
lativen Berielich und im LandeSbudget die notwendi­
gen finanziellen Voraussetzungen festgelegt, die 
erforderlich sind, um eine zeitgemäße Sozialpoli­
tik auch im nächstien Jahr im Verantwortungsbe­
reich des Landes weiterführen zu können. 

Bei der Festlegung der finanziellen Vorausset­
zung wurde aber auch auf die wichtige und unent­
behrliche Arbeit der Organisationen der freien 
Wohlfahrtspflege wiederum, 'besonders Bedacht 
genommen. Das österreichische Rote Kreuz wird 
vom außerordentlichen Voranschlag, wenn er so 
bedeckt wird, 6 Millionen Schilling erhalten, Für 
den Kriegsopferverband für den Ausbau des Schlos­
ses Sommerau sind 2 Millionen Schilling vorgese­
hen. Die vielen anderen Einrichtungen, die Caritas, 
der Wohlfahrtsdienst, die Volkshilfe, sie alle und 
viele noch mehr sind (letzten Endes darauf ange­
wiesen, daß sie durch eine entsprechende finan­
zielle Untenstützung des Landes ihre Arbeit über­
haupt bewältigen können. Am Montag dieser 
Woche, also am 4. Deaeraber, bat die Landesregie­
rung die neuen Fürsorgerichtsätze beschlossen und 
festgelegt. Eine Erhöhung um 14 Prozent wird zwei­
felsohne als befriedigend viermerkt werden können. 
Durch die außergewöhnliche Steigerung der Heizöl­
kosten in den letzten Tagen habe ich esinen Erlaß 
an den Magistrat Graz und alle Bezirkshauptmaon-
schaften gegeben, daß diese gestiegenen Behedzungs-
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kosten bei der Berechnung der Pauschale für die 
Winterbebeizung unserer Befürsorgten entsprechend 
berücksichtigt werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf zwei An­
träge kommen, die im Haus gestellt wurden. Der 
Antrag der ÖVP-Ab geordneten auf Einführung des 
Bsisensziustelldiienstes in allen Teilen des Landes. 
Dieser Antrag fußt idarauf, Idaß der Sozialreferent 
der Landeshauptstadt Graz, Viizebürgermeister 
Stoisser, diese Idee geborten und seit dem Jahr 
1964 erfolgreich praktiziert hat und man daher 
selbstverständlich zu der Auffassung neigt und 
kommen sollte, daß man gute Einrichtungen weiter­
verbreiten, soll. Die bisher (durchgeführte Rund­
frage hat zu dem Ergebniis geführt, was ich auch 
schon bei Gesprächen geisaigt habe, daß eine solche 
Einrichtung aber nur (in bestimmten .Ballungszentren 
möglich ist und in weiten Teilen unseres Landes 
nicht gefordert, nicht verlangt, aber auch, wie die 
Antworten der Gemeinden zeigen, nicht notwendig 
ist, weil da noch die Selbsthilfe der Gemeinschaft 
stärker aktiv und dieses Problem nicht so akut ist 
wie in den städtischen Bereichen. Ich werde diesen 
Antrag gewissenhaft verfolgen, dem zuständigen 
Ausschuß berichten und selbstverständlich alle 
Möglichkeiten und Maßnahmen i ergreifen, um die­
sen Essenszustelidienst dort einzurichten wo er 
möglich ist und unterstützen, denn das Land selbst 
kann diese Aufgabe nicht übernehmen. 

Ein zweiter Antrag ist von den Abgeordneten der 
freiheitlichen Partei gestellt worden und befaßt Sich 
mit der Einführung eines freiwilligen steirischen 
Hilfsdienstes. Ebenfalls abgeleitet von dem, was 
der Vizebürgermeistex der Landeshauptstadt Graz 
hier in der Landeshauptstadt in 'einer gewissen 
Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden und 
dem Wohlfahrtsamt errichtet hat. Aber auch dazu 
ist zu sagen, daß das Land selbst, außer es werden 
50 bis 60 Dienstposten idafür bewilligt, solche Auf­
gaben, die dem Verantwortungsbereich der Ge-
mleinden zugeordnet sind, nicht organisieren und 
auch 'nicht übernehmen kann. Selbstverständlich 
kann man es den Gemeinden empfehlen und über­
all dort, wo es die Gemeinden für notwendig be­
finden, wird man sicherlich auch diese Idee auf­
greifen. 

Durch die im November dieses Jahres beschlos­
sene Novelle zum Bliindenbaihilfen- und Behirider-
tengiesietz wird .ab 1.1. 1974 eine wesentlich größere 
Erhöhung der BllinldenbeMlfe und des Pflegegeldas 
nach dem Behindertengesetz möglich. Aber nicht 
nur für die Zeit ab dem 1.1. des nächsten Jahres, 
sondern auch für die kommenden Jahre, hat 'diese 
Gesetzesänderung die Voraussetzung geschaffen, 
daß die Landesregierung in freier Entscheidung und 
im freien Ermessensbereich jeweils für das kom­
mende Jahr die Höhe der Richtsätze bzw. des 
Pflegegeldes und der Blindenbeihilfe festsetzen 
kann, jedoch mindestens 'in der Höhe des Dynia-
misierungsfaktores des ASVG. Bei der Blindenbei­
hilfe bedeutet dies nach den bisher gefaßten Be­
schlüssen, daß die Blindenbeihilfe für Vollblinide 
ab 1. 1. um 41,5 Prozent erhöht wird, für Praktisch-
blinde um 57,4 und für das Pflegegeld und nach 
dem Behinderteingesetz i m 26 Prozent. Von einem 
Antrag, Herr Abgeordneter Bichtinger, der ÖVP-

Abgeordneten auf eine Erhöhung der Blindenbei­
hilfe, äst mir nichts bekannt. Ein solcher Antrag 
ist hier nicht vorgelegt. (Abg. Prof. Dr. Eichtänger: 
„Er ist seit Monaten eingebracht, und ich erlaube 
mir, Ihnen diesen Antrag zuzustellen!" —• Abg. 
Jammegg: „Der muß unterwegs verlorengegangen 
sein!") Bitte um Entschuldigung, ich habe diesen 
Antrag nicht übersehen. Die bisherigen Beschlüsse, 
daß wir um 41,5 Prozent und 57,4 Prozent erhöhen, 
sind ein Fortschritt der sicherlich vom den Zivil-
bMnden mit Genugtuung zur Kenntnis genominen 
wird, wiewohl ich weiß, daß damit die alte Forde­
rung der Zivilblinden auf volle Angleichung mit 
den Kriegsblinden damit nicht erfüllt list und ich 
auch zweifeln muß daran, ob das Land Steiermark, 
wie die anderen Bundesländer in Österreich, .die­
ser Forderung in dem Umfang nachkommen kön­
nen, da eis sich bereits jetzt zeigt, daß die Zahl der 
Kriegsblinden in keinem Verhältnis zu der der 
Zivilblinden steht und daher die Aufwendungen 
für die Kriegsblinden in der Gesamtheit viel ge­
ringer sind, als 'die Aufwendungen der Länder 
für die Zivilblinden. (Abg. Prof. Dr. Eichtimger: 
„Ich habe bereits gebeten, man möge die Regelung 
von Oberösterreich als Richtschnur heranziehen 
und auch erwähnt, daß dort ungefähr 1500 Schil­
ling im Monat gewährt werden!") Diese obeiröster-
raichische Regelung, Herr Abgeordneter Prof. Eich­
tinger, wurde im Mai in der Sozialreferemtemkon-
ferenz beschlossen und zu diesem Zeitpunkt von 
mir der Landesregierung grundsätzlich .unterbreitet 
und in Verfolgung dieser Beschlüsse ist diese Fest­
legung geschehen. (Abg. Branldl: „Zu spät gekom­
men!" — Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Und das haben 
wir als Abgeordnete nicht gewußt!") 

Nun, bei der Behindertenhilfe, meine Damen 
und Herren, zeigt sich, daß auch hier die Aufwen­
dungen laufend steigen, daß also immer wieder 
mehr Geld erforderlich .ist. 

Wenn im Jahre 1973 55 Millionen Schilling für 
die Behindertenhilfe im ordentlichen Haushalt vor­
gesehen waren, so sind es für das Jahr 1974 68 Mil­
lionen Schilling, wobei der Aufwand für das Pflege-
geld mit 27 V* Millionen Schilling der größte Einzel-
posten bei der Behindertenhilfe äst. 

Der Antrag der ÖVP-Abgeondneten auf Herab­
setzung der Anspruchsberechtegung vom 16. auf 
•das 14. Lebensjahr entspricht ganz den Intentionen 
der Sozialreferenten aller Bundesländer, welche be­
absichtigt haben, daß die Altersgrenze schritt­
weise herabgesetzt wird. Ich werde noch im Jän­
ner eine entsprechende Gesietzesnovelle ausarbei­
ten und der Landesregierung und dem Landtag zur 
Beschlußfassung vorlegen, und ich hoffe, daß eine 
entsprechende Bedeckung dafür (gefunden werden 
kann und die Landesregierung zustimmt, damit die­
ser Antrag einer positiven Erledigung zugeführt 
werden kann. 

Sehr umfassend ist auch der Aufgabenbereich 
für die Behinderten in der geschützten Arbeit. 400 
geschützte Arbeitsplätze auf Grund des Behinder­
tengesetzes sind derzeit im Lande vorhanden und 
für diese 400 Dienstposten bzw. Arbeitsplätze wird 
die entsprechende Beihilfe bezahlt. Das Land selbst 
—• und .das darf ich in diesem Falle sagen — ist 
ohne Zweifel in 'dieser Frage der geschützten Ar-
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heiitsplätze mit gutem Beispiel vorangegangen und 
die Aufstockung auf 60 Dienstpoisten im Jahne 1974 
isit als ein weiterer positiver Schritt zu vermerken. 

Einler deir größten Posten im Abschnitt der Für­
sorge- und Sozialhilfe ist der Aufwand für die 
geschlossene Fürsorge mit 110 Millionen Schilling. 
Diese Aufwendungen sind für Pflegegebühren in 
eigenen und fremden Anstalten, für Geisteskranke, 
ßlinidle und sonstige Hilfsbedürftige notwendig. Al­
lerdings wenden dem Land 75 Prozent dieser Ko­
sten durch die Bezirksfürsorgeverbände refundiert. 

Vom .der Rechteabtailung 9 wurden in Abwicklung 
dieser Aufgaben 7000 Eiragaingsstücke registriert 
und bearbeitet. Für die psychiatrische Außenfür-
sorge wurde neu festgelegt, daß die Bekleidung 
an den betroffenen Rersonenkreis 'nicht wie bisher 
durch die Anstatt abgegeben wird, sondern daß 
durch ©ine Kliediderpauschale ian die Pflegefamilie, 
von dieser in einer individuelleren Form die Be-
kleidungsiausstattung dieses Pensonenkreises mög­
lich wind. 

Bei der Beseitigung der Wohnxaumnot für kin­
derreiche Familien haben wir zum ersten Mal in 
diesem Jahr einen Zustand erreicht, daß wir mit 
keiner großen Warteliste in das neue Jahr über­
treten. (Abg. Prof. Dr. Bichtinger übergibt den 
Antrag). Ich. danke, Herr Abgeordneter Eichtdnger, 
ich konnte mich 'an (diesen Antnag nicht mehr er­
innern. (Abg. Dipl.-Ing. Buchs: „Ist ja iein großes 
Referat, da kann das schon passieren!". Ja, aber Sie 
sehen, die Sache hat sich erledigt, bevor der An­
trag eingebracht wurde. Für das Jahr 1974, meine 
Damen und Herren, (glaube ich, rieben den traditio­
nellen Aufgaben sagen zu können, daß sich drei 
Schwerpunkte der Sozdialhilfearbetiit abzeichnen. 

1. Alle Maßnahmen im Zusammenhang für das 
behinderte Kind, für die Früherfassung, Betreuung, 
BienufisiscrM- und Benufsiausbildung. 

2. Die Hilfe für den alten Menschen und 
3. das Landes-Sozialbilfegesietz. 

Zum ersten Problemkreis für das behinderte Kind 
ist festzustellen, daß alle Maßnahmen gefördert 
werden müssen, 'die zur Früherfassung behinder­
ter Kinder führen, damit die Möglichkeit eines 
möglichst frühen Einsetzens der notwendigen Re­
habi litatilons;maßn.aihmen. 

Die Frage einer gesetzlichen Meldepflicht wurde 
auch in 'diesem Hause diskutiert und war lange 
Zeit umstritten. In 'diesem Jahr haben sich Organi­
sationen der Zivilinvaliden .doch dazu bekannt, 
daß eine Meldepflicht sinnvoll und zweckmäßig 
wäre. Daher prüfen wir zur Zeit 'auch 'im Rahmen 
der Rechtsabteilung 9, wie diesen Anliegen und 
Bedürfnissen entsprochen werden könnte. 

Das Landes-Behindiertienzentrum Graz-Andiütz: 
Hier wurde mit dem Ausbau des Werkstätten-

glebäudes begonnen. Schon lim Frühsomm'eir 1974 
wird dieses neue Wierkistättenigelbäulde zur Ver­
fügung stehen und wesentlich bessere Raumver-
hältnisiSe für die Berufsiauisbildurig und Beschäfti-
gungisthlerapie bieten. 

In diesem Winterhalbjahr wenden zum zweiten 
Male in gemeinsamer Arbeit mit dem WIFI und 
dem Landesarbeitsamt, die von diesen eingerichte­

ten Kurse für die Ausbildung von Körperbehin­
derten in der Büroarbeit -durchgeführt. Diese Kurse 
haben sich 'sehr bewährt. Alle Kursteilnehmer des 
Vorjahreskurses konnten auf einen Arbeitsplatz ver­
mittelt wenden. Das Intereissie für diese Kurse ist 
auch in diesem Winterhalbjahr sehr groß. 

Ein von mir vorgeschlagener Beirat, in dem alle 
an der Rehabilitation von geistig und körperlich 
Behinderten interessierten und tätigen Organisa­
tionen vertreten sind, soll zur Beratung des zu­
ständigen Referenten und insbesondere zur Bera­
tung der Rehabilitationsmaßnahmen eingerichtet 
werden. 

Die Härbehindertenanstalt, die Schul- und Be­
rufsausbildung für taubstumme Kinder und Jugend­
liche 'gibt, wurde im letzten Kontrollbericht beson­
ders lobend erwähnt. Aber, der An dieser Anstalt 
vorherrschende Raummangel hat dieses Haus schon 
oft beschäftigt und schien lange Zeit unabwendbar. 
Besonders in den letzten Jahren hat sich gezeigt, 
daß es an Schulklassen mangelt und so ist es mir 
möglich gewesen, der Landesregierung vorzuschla­
gen — und diese hat das 'auch, beschlossen — ein 
Schulgebäude in Fertigteilbauwedlse mit acht Schul-
klassfen im nächsten Jahr im Gelände der Hörbe^ 
hin'dertenanstalt zu.errichten. Die notwendigen Be­
schlüsse sind gefaßt und das Geld ist im außer­
ordentlichen Haushalt veranschlagt. Ich hoffe sehr, 
daß damit eine entscheidende Abhilfe in punkto 
Raummangel der Hörbehindertananstalt eintreten 
wird. 

In diesem Zusammenhang darf ich nochmals iin 
Erinnerung rufen, daß ddie Landesregierung be­
schlossen hat, das Unfallkranklenhaus in der Theo­
dor-Körner-Straße, das in den nächsten Jahren frei 
wird, zu erwerben, dahin die III. Chirurgie zu über­
siedeln uinld darnach das Haus iam Rosenberggür-
tel wieder voll den Hörbehinderten zur Verfügung 
zu stellen. 

Der Ausbau unserer heilpädaigolgischen Station 
ist ebenfalls eine 'Einrichtumg, die den behinderten, 
den schwererziehbaren, d'en geistesschwachen pnd 
den- sprachgebrechlichen Kindern dient. Auch hier 
wurde festgestellt, daß die Einrichtung vergrößert 
werden muß und sind die entsprechenden Vorbe-
ratungen und Bespriechungen bereits geführt. 

Im Bereiche der freien Wohlfahrtspflege haben 
wir durch entsprechende Subventionen alle jene 
besonders gefördert und werden sie weiter fördern, 
die sich um das behinderte Kind 'besonders annieh-
men. Das Helim der LebensWlfe in Söding, das heute 
schon erwähnt wurde, hätte nicht zustande kom­
men können, wenn nicht das Land eine Haftung 
für leinen Kredit von 2 Millionen Schilling über­
nommen hätte und nun auch bereit ist, den Zinsen-
daienist — was, wie ich glaube, wahrscheinlich not­
wendig sein wird — und tauch idie Kapitalrück-
zahl'ung zu übernehmen. Nur sio wird es möglich 
•sein, dieser Einrichtung eline gewisse finanzielle 
Existenzbasis au geben. 

Die Qdilien-Bilindenanistalt hat im heurigen Jahr 
neben den aus dem Biehindertengesetz zufließenden 
Förderungen eine Sondersubvention von nahezu 
1 Million Schilling erhallten. Der Verein für bewe-
gungsgesiörte Künder ist mit uns in Verhandlung, 
um ein entsprechendes Objekt .anzumieten, in dem 
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die Einrichtung Platz finden kann. Sie stehen, daß 
wir in a l len .Beneichen, (in denen das Land luinld wir 
direkt verantwortlich .sind, aber auch im Bereich 
der freien Wohlfahrtspflege a l les unternehmen, um 
dem •behinderten. Kind zu 'helfen. 

Der zweite Schwerpunkt, d en ich gemannt habe, 
drückt sich durch verschiedene Maßnahmen in 'der 
Hülfe für den alten Menschen lim Landesbiudget 
deutlich aus . Es sind entsprechende Forderungs­
beträge an die Gemeinden und Organisationen der 
freien Wohlfahrtspflege vongeläelblen für den Ausbau 
und d ie Einrichtung von Altankiuibs und d i e Durch­
führung von Altenvenanstaltumigan. Über d ie Al ten­
urlaubsaktion wurde schon gesprochen und ich 
brauche darauf nicht näher einzugehen. Nur e ines 
darf ich Ihnen sagen, daß diese Altenurlaubsaktion 
nicht nur dazu geführt hat, daß neue Freundschaf­
ten geschlossen wurden, «andern es wurden auch 
e ine Reihe von Ehen geschlossen, die aus der 
Bekanntschaft und aus dem Zusammentreffen bei 
de r Altenaktion ents tanden islinid. (Lanidesihaupt-
maninstellvertreiter Wegiart: „Der Gnuber als Ehe­
stifter!") Für d ie Siebzigjährigen. Das andere ist 
zu gefährlich. (Landeshanip-tmiannstellvertreter We ­
gart: „Wie viele Kuppelpelze hast du denn schon 
bekommen?") Da ist. nachts zu holen. Sie seihen, 
das ist e in echter Beitrag, ider dem al ten Menschen 
in Seiner Vereinsamung hilft, d iese Zeit der Ver­
einsamung zu überwinden. 

Große Anstrengungen unternehmen wir auch bei 
der Neugestal tung unserer Landesfürsorgeheiime. 
Für den Neubau eines Landesfürsorgeheimes in 
Mautern sind a l le notwendigen Vorbe-reitungsair-
beiten abgeschlossen. Ein Architektenwettbewerb 
hat stattgefunden. Aus zwölf Projekten wurde von 
einer entsprechenden Jury das beste Projekt ausge­
wählt, d ie Detailpläne ausgearbeitet und die Bau-
ausschredbung vorgenommen, so daß Sie mit Be­
friedigung zur Kenntnis nehmen können, daß mit 
Beginn der Bausaison 1974 auch mit dem Bau des 
neuen Landesfürsorgeheimes in Mautern mit einem 
Bettenstand von 150 Betten begonnen wird. 

Im Landesfünsoirgeheiim Kindblerg is t 'ein Erweite­
rungsbau 'im Gang. Dieser umfaßt 110 Betten u nd 
einer d ieser Bauteile wird bereits im Jänner be­
ziehbar stein. Am 9. Jiuii 'dieses Jahres hat die 
Landesregierung über meinen Antrag beschlossen, 
anstelle der Sanierung des Altbaues des Fürsorge-
heinias Knittelfeld einen Neubau zu errichten. Die 
Pläne sind ebenfalls in Ausarbeitung. Zwei Archi­
tekten s ind mit e inem Vorprojekt betraut und ich 
hoffe, daß ich der Landesregierung ehebald einen 
entsprechenden Antrag unterbreiten kann, damit 
auch im Herbst mit dem Bau dieses weiteren .Bet­
tenhauses in Knittelfeld begonnen wenden kann. 
Für das Landelsfürsoirgehaim Radkersburg ist ein 
Zubau mit 90 Betten geplant. Mit diesem Antrag 
werde ich demnächst 'die Landesregierung beschäf­
tigen und s ie wird zu entscheiden haben, ob sie 
sich für einen Zubau. beim Lanldasfürsoirgeheim Rad­
kersburg ausspricht oder eben e in neues Für-
sorgeheim auf einem .anderen Standort errichtet 
wenden soll. 

Wie immer man d ie Dinge hinsichtlich de r Landes-
iürsongeheimie beurtei len mag, bit te ich 'Sie, dabei 
zu beachten, daß es nicht nu r darauf ankommt, 

die Qualität unserer derzeitigen Heime entspre­
chend zu verbessern, die Neubauten modern und 
zeitgemäß zu gestalten, sondern auch idafür Sorge 
zu tragen, daß wir möglichist nasch einen entspre­
chenden Bettenzuwachs erhalten, weil der Beidarfs-
dmick s tändig im Siteigen ist. 

Allein in diesem Jahr haben 325 Personen Jim 
Aufnahme in unsere Lanidesfürsongeheime ange^ 
sucht, abe r nur 175 konnten eine Berücksichtigung 
finden. In Mauteirn, Knittelfeld, Kinldberg und wenn 
es sein soll, auch in Radkecrsbung würden daher am 
raschesten e twa 400 weitere Betten für unsere Lan-
desfürsorgeheime geschaffen werden können und 
zur Verfügung stehen. 

Zum dritten Schwerpunkt, zum Landesisozialhilfie-
gesetz. Diese schwierige legislative Aufgabe, d ie 
in diesem Jahr von de r Rechtsabtailung 9 von 
Frau Hofrat Dr. Pestemer bearbeitet wurde, hat da­
zu geführt, daß der Referatsentwurf nun fertigge­
stellt ist und in Kürze d em (entsprechenden Be-
gutachtaigsverfahren unterzogen werden bann. 
Wenn die Frau Abgeordnete Jamnegg zu Recht 
urgiert, daß sie im vorigen Jahr diese Forderung 
erhoben hat, darf ich daran knüpfen die Feststellung, 
daß das einen wesentlichen Wandel in (der Hal­
tung der ÖVP in (dieser Frage ausdrückt, denn 
ich darf Sie alle da ran erinnern, daß z. B. im 
Jahr 1968 der ÖVP-Lanidtaigskluib nicht bereit war, 
einem Antrag der sozialistischen Abgeordneten die 
Zustimmung zu geben, womit d ie damalige Bundes­
regierung aufgefordert werden sollte, möglichst (das 
seit 40 Jahren erwartete und erhoffte Fürsorge­
grundsatzgesetz zu erlassen. Heu te ist e s glücklicher­
weise iso weit, daß wir dieses Gesetz dem Begut-
achtungsverfahren unterziehen können. Das Sozial­
hilfegesetz wird d ie bisher gel tenden deutschen 
Fürsongebestimmuinigen ersetzen und eine fugen­
lose Eingliederung dieser Gesetzesmaterie in die 
österreichische Rechtsondnung ermöglichen. Im or­
ganisatorischen Teil ist die Beibehaltung, aber 
Demokratisierung der Bezirksfünsorgeverbände vor­
gesehen. Die finanziellen Lasten sollen eher, wenn 
auch in bescheidenem Umfang, von den Gemeinden 
zum Land verrückt werden und die sozialen Leistun­
gen wurden, wie ich glaube, gut, modern 'und fort­
schrittlich gestaltet. 

Neben 'der verantwortungsbewußten und von 
sozialer Gesinnung getragenen Vollziehung der 
traditionellen Aufgaben wenden von mir die drei 
genannten Schwerpunkte, d i e Arbeit für das behin­
derte Kind, für den alten Manschen und die Schaf­
fung des Lanldessoziialhilfegesetzes unsere ganze 
Aufmerksamkeit und Arbeit zusätzlich in Anspruch 
nehmen. 

Alle Aufgaben der Sozialhilfepolitik i n der pri­
vaten und öffentlichen Wohlfahrtspflege können 
nur dann wiederum erfolgreich bewältigt wenden, 
wenn wie bisher, unsere Sozialarbeiter, Beamten, 
Veirtragsbedienisteten, Heimleiter, Erzieher, Fürsor­
gerinnen, Lehrmeister, d ie vielen freiwilligen Hel­
fer in der Bewältigung der täglichen Aufgaben 
nahtlos und unverdrossen zusammenwirken. Allen 
in der Sozialarbeit Tätigen isprieche ich als Sozial-
refenent von diesem Platz meinen Dank und meine1 

besondere Anerkennung aus. Meinen besonderen 
Dank und meine besondere Anerkennung aber 
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dem Vorstand der Rechtsabteihmg 9, Frau Wirk­
licher Hofrat Dr. Johanna Pestemex, die in diesem 
Jähr eine außerordentliche Arbeitsleistung zu be­
wältigen hiatte und die 'einzige Dame ist, die an 
der Spitze einer Rechtsabtailung in der Landes-
verwaltung tätig ist. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Da keine Wortmeldungen mehr vor­
liegen, erteile ich dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Abg. Fellinger: Ich wiederhole meinen Erstantrag, 
das Hohe Haus möge der Gruppe 4 die Zustim­
mung geben. 

Präsident: Wer mit den Ansätzen und Posten 
der Gruppe vier einverstanden ist, möge ein Hand­
zeichen geben (Geschieht.) 

Die Gruppe vier ist angenommen. 

Wir kommen nun zur Gruppe 5, Glasundheits-
wesien und körperliche Ertüchtigung. Berichterstat­
ter ist der Herr Abgeordnete Simon Pichler. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Pichler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! 

Die Gruppe 5, Gesundheitswesen und körperliche 
Ertüchtigung, behandelt die Abschnitte 50 bis 56. 

Abschnitt 50 beinhaltet die allgemeine Verwal­
tung des Gesundheitswesens, 

Abschnitt 51 die Gesundheitspflege 

Abschnitt 52 die Einrichtungen des Gesundheits­
wesens, 

Abschnitt 54 die körperliche Ertüchtigung, 

Abschnitt 55 die Einrichtungen der körperlichen 
Ertüchtigung, 

Albschnitt 56 die Jugendförderung. 

Die Einnahmen in dieser Gruppe betragen 1 Milli­
arde 126 Millionen 672 tausend Schilling, und die 
Ausgaben 1 Milliarde 790 Millionen 494 tausend 
Schilling. Demnach ist ein Zuschuß von 663 Millio­
nen 822 tausend Schilling erforderlich. Diese Gruppe 
wurde im Finanzausschuß gründlich beraten und 
auch einstimmig beschlossen. 

Ich stelle demnach den Antrag, der Hohe Landtag 
möge diese Gruppe beraten und die Zustimmung 
dazu erteilen. 

Präsident: Ich »erteile der Frau Abgeordneten Jam-
niegg zur Gruppe 5 das Wort. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Die Debatten um diile 
Spitäler sind in"'den letzten Jahren hier im Hohen 
Haus oft riecht turbulent verlaufen, aber soweit das 
zu konstruktiven Ergebnissen geführt hat schadet 
das ja auch nicht. Trotzdem glaube ich, meine Da­
men .unid Harnen, daß 'bei dar iFüMe der Probleme, 
die gerade in diesem Bereich vorhanden sind 
und noch auf uns zukommen wenden, leine Vensiach-
Mchung der Diskussion vielleicht von größereim 
Nutzen wäre. 

Wenn heute glücklicherwaisfe die gesumdheits-
pölitischen Maßnahmen auch viel aimfasserndiex ge­
sehen werden, so wird im Rahmien der Gesundheits­
politik der Spitalsbereich sicher immer ein zentraler 
Faktor bleiben. Ich darf daher voraussetzen, meine 
Därmen und Herren, daß es Obereinsteunung dar­
über gibt, daß es im Interesse einer optimalen Ver­
sorgung der Bevölkerung in unseren steirlischen 
Krankenanstalten noch vieles neu zu ordnen und 
zu verbessern gibt. Aus dieser Sicht, darf lieh daran 
erinnern, haben wir im Verlaufe der Jahre eine 
Reihe von Anträgen zur modernen Gestaltung un­
serer Spitäler hier im Hohen Haiuse eingebracht 
und wir dürfen immerhin feststellen, daß ,auf Grund 
dieser unserer Anträge nunmehr (doch eine Spitals-
planung in Ausarbeitung ist und auch die von uns 
beantragte Spitalskoimmission eingesetzt worden ist. 
Alles zwar — wenn Sie mir diese Anmerkung ge­
statten — mit sechs jähriger Verspätung, was wir 
auch deshalb nicht verstehen können — wenn Stue 
mir auch das anzumerken gestatten —, weil dile 
sozialistische Fraktion gewissermaßen mit sehr leich­
ter Hand immer anderen mangelnde Planung vor­
wirft, aber, mir scheint, im eigenen Bereich auf »das 
mea culpa vergißt. 

Nun ist immerhin eine Planung im Gange. 
Eine brennende Frage, auf die wir allerdings — 

und nicht nur wir, sondern darüber hinaus nam­
hafte Fachlaute — seit Jahren ebenfalls mit Sorge 
hinweisen und aufmerksam machen, äst jedoch nach 
wie vor völlig offen —, das ist eine notwendige 
Neuregelung in der Frage der Spitalsfinanzierung. 
Der Herr Abgeordnete Gross hat gestern in der 
Generaldebatte gemeint —, und 'das darf ich jetzt 
wörtlich zitieren: „Auch uns bereiten die Probleme 
der finanziellen Situation der Spitäler große Sor­
gen", er hat aber gleichzeitig auch gefragt —, und 
auch das möchte ich wörtlich zitieren: „Aber wie 
kann man hier diese Dinge anders machen?" 

Ich wende mir erlauben, lauf einige Dinge An dieser 
Richtung noch einzugehen. 

Wenn ich, sehr geehrter Herr Landashauplmamn-
stellvartreiter Sebastian, Ihre Ausführungen laniäß-' 
lieh der feierlichien Eröffnung dar Augenklinik rich­
tig verstanden habe, so finden wir uns, glaube ich, 
heute einer Meinung, daß spürbar höhere Lei­
stungen des Bundes in diesem Bereich unerläßlich • 
sein wenden. Denn, meine Damen und Herren, die 
erforderlichen Zuschüsse des Landes für die Kran­
kenanstalten haben in den letzten Jähren leine Ent­
wicklung erfahren, die einfach deutlich macht, daß 
das Land allein die Leistungen in dieser Größen­
ordnung auf die Dauer einfach nicht verkraften und 
tragen wird können. Wenn Sie mir nur einige we­
nige Zahlen gestatten: 

Im Jahre 1969 war für die Spitäler ein Zuschuß 
des Landes in »der Größeinordnung von 286 Millionen 
Schilling erforderlich, die Expansion in den letzten 
Jahren war in diesem Bereich eine enorme und für 
das Jahr 1974 sind im Voranschlag im ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalt insgesamt irnmeir-
hin bereits 757 Millionen Schilling als Zuschuß-
badarf für die Spitäler präliminierf. Wenn man nun 
weiß, meine sehr geehrten Damen und Herren, idaß 
mit der neuen Novelle zum Krankenanstaltengesetz, 
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die uns ja ins Haus steht, noch wei tere Belastungen 
beträchtlichen Ausmaßes auf uns zukommen wer­
den, so muß (uns, meiine ich, a l len klar sein, daß es 
für d i e Finanzierung de r Spitäler zu einer ausge­
wogenen Lastenverteilung zwischen Ländern, dem 
Bund, aber auch —• und auch das muß man, g laube 
ich, sagen — der Sozialversicherung wird kommen 
müssen. 

Nun, die Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, wurde in den letzten J ahren auch über die 
Landesbauptleutekonfenenz 'und über die Konferenz 
der Lanldesfinanzrefetneniten wiederholt auf die fi­
nanzielle Situation der Spitäler aufmerksam ge­
macht und es wunden hier ja auch ganz konkrete 
Forderungen angemeldet. 

So wurde, wenn ich kurz darauf verweisen darf, 
verlangt, daß der Bund seine Zweckzuschüsse zum 
Betriebsauf wand von derzeit 18 Prozent auf 36 Pro­
zent verdoppelt und, analog hiezu, auch d i e Bau­
kostenzuschüsse angehoben werden sollen. Außer­
dem hat das Land Steiermark vor zwei J ahren 
schon d ie Forderung nach Erhöhung der Beiträge 
zum klinischen Mehraufwand angemeldet. Die Vor­
stellungen gehen hier, wie wir alle wissen, dahin, 
daß der Bund sich doch bereit finden möge, eine 
größere Anzahl von Dienstposten für klinische 
Ärzte zu übernehmen und darüber hinaus auch alle 
Planhetten der Kliniken des Landeskrankenhauses 
Graz als klinische Betten anerkennen soll. Leider 
sind, wie wir wissen, bisher a l le diesbezüglichen 
Verhandlungen mit dem Bund ergebnislos verlau­
fen. Die Urueirusichtigkait der Bundesregierung in 
diesem Bereich ist andererseits schwer damit in 
Einklang zu bringen, daß dieselbe Bundesregierung 
immerhin nun jedes Jahr — daraus haben wir ge­
wisse Hoffnungen abgeleitet, nu r haben sie sich Lei­
der nicht erfüllt — a l s Schwerpunkt für idas Bundes­
budget mehr Mittel für die Spitäler angekündigt 
hat. Was letztlich dabei herausgekommen ist, wis­
sen wir. Es waren das im vergangenen Jahr , das 
heißt für das J ah r 1973, insgesamt 250 Millionen 
Schilling, aufgeteilt auf alle neun Bundesländer, 
und es s ind das für das Jahr 1974 insgesamt 240 
Millionen Schilling, wovon e in Drittel nicht unmit­
telbar den Ländern zufließen wind, sondern d i e 
Frau Bundesminister sich vorbehalten hat, dieses 
eine Drittel, das sind 80 Millionen Schilling, direkt an 
einzelne Spitäler zu verteilen, wobei aber auch noch 
die Verfassungsmäßigkeit eines solchen Vorganges 
festzustellen wäne. Aber das nur a m Rande. W i e 
nebensächlich aber, ich stelle d a s mit großem Be­
dauern fest, zur Zeit noch von der Bundesregierung 
der Bereich Gesundheit behandelt wird, aeigt sich 
auch darin, daß in der graphischen Darstellung des 
Herrn Finanzministers zu seiner Budgetrede vom 
23. 10. dieses Jahres das Kapitel Gesundheit über­
haupt fehlt, obwohl wir heu te i n Österreich ein 
eigenes Ministerium für die Gesundheit und für 
den Umweltschutz haben.- Nun hat, wie wir auch 
wissen, der Herr Bundeskanzler gesagt, e r wolle 
die Bevölkerung fragen, was i h r die Gesundheit 
wer t ist. Das heißt nichts anderies, als daß hier die 
Bevölkerung neuerlich mit einer zusätzlichen Steuer 
belastet werden soll. Ich will mich über diie generel le 
steuerliche Belastung nicht weiter auslassen. 

In d iesem Zusammenhang möchte ich aber doch 
daran erinnern, daß unter dem Motto „Mehr Geld 
für die Gesundheit" schon am 6. Dezember 1971 die 
Tabakpreise e rhöht wordien sind. Dem Herrn Fi-
nianzminister sollen allein aus d iesem Titel zusätz­
lich 400 Millionen" zugeflossen sein. Eine Zweck­
bindung dieses sogenannten GesundheitsscMllings 
wurde nicht vorgenommen. Wie sehr es de r Bun­
desregierung heute und ich s tel le das auch nicht 
mit Schadenfreude, sondern mit Bedauern fest, an 
einem Gesamtkonzept im Bereich der Gesundheits­
politik mangelt, geht auch daraus hervor, daß die 
Frau Gesundheitssminister heuer zwar e inen ge­
samtösterreichischen Spitalsplan vorgelegt hat, daß 
der Rinanzierungsplan dazu jedoch fehlt, genauso 
fehlt wie der Finanzierungsplan zum kommenden 
Krankenanstaltengesetz, das trotz wiederholter Ur-
genzen etwa auch de r Landesfinanzreferenten — der 
Herr Landesfinanzreferent Dr. Klauser wird das be­
stätigen—, bis heute noch aussteht. Der Schluß, meine 
Damen und Herren, liegt hier nahe, daß die Bundes­
regierung entweder auf die finanzielle Vorsorge im 
gesundheitlichen Biereich, a lso auf d ie Spitäler, ver­
gessen hat oder doch bei den Prioritäten, idiie sie 
setzt, d iese Frage als weniger wichtig erachtet. 
Wenn Sie mir erlauben, in diesem Zusammenhang 
auch anzuführen: Allein der Verzicht auf d i e Aus­
weitung des Uno-Cityprojektes, das zusätzlich viele 
Milliarden kosten wird und für idas allein der Koor­
dinator d ieses Projektes auf Grund seines Vertrages 
vom 29. September 1971 630 Millionen Schilling 
kassieren wird, würde jene Mittel freimachen, die 
für die Spitäler, für ihre Modernisierung 'und ihren 
Ausbau gebraucht werden. 

Ich meine nun zusammenfassend zu diesem Thema: 
Der Bund müßte von allen Kräften in den Ländern 
zusammen und gemeinsam aufgefordert und mit 
Nachdruck an seine Verpflichtungen, die er -hier 
auch hat, e r innert werden, vor allem im Hinblick 
darauf, daß er endlich einen wirksameren Anteil 
zur Finanzierung der Spitäler zu leisten hat . 

Gleichzeitig möchte ich kurz auch noch anmerken, 
daß auch die Frage einer Neuordnung der Verpflegs-
kastensätze der Sozialversicberuingsträger im Raum 
isteht, nicht hur hier lim Bereich des Landes Steier­
mark. Aber wohl sind wir hier lim Rahmen unseres 
Budgets besonders davon mitbetroffen, wenn wir 

. berücksichtigen, daß wir trotz der Tatsache, daß 
wir in Graz elf Kliniken haben, bei den Verpflegis-
kostensätzen im Biereich der Bundesländer a n vor­
letzter Stelle rangieren. (Abg. Pölzl: „Das ist ein 
Geschenk des zuständigen Referenten an die Kran­
kenkassen!") Im Hauptverband ider Sozialversichle-
rruingsträger scheint doch eine gewisse Bereitschaft 
zu bestehen, wenn dessen Generaldirektor Dr. Dra-
gaschnig, ich habe das dem Gewerkschaftlichen 
Nachrichtendienst entnommen, erklärt, zusätzliche 
Mittel für die Krankenanstalten könnten zur Ver­
fügung gestellt werden, alleridingis nu r dann, wenn 
ihr rationeller und rationellster Einsatz gewährlei­
stet sei. Wortwörtlich hat er das taut Gewerkschaft­
lichem Nachrichtendienst erklärt. Den rationellen 
und zweckmäßigsten Einsatz d a r Mittel also, und 
zwar bei einer optimalen Versorgung der Patienten, 
das haben wir immer wieder betont und auch seit 
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Jahren verlangt, das heißt, auf diese Problematik 
hingewiesen. 

Ich bedaure, daß er nicht anwesend ist. Im April 
dieses Jahreis hat niemand Geringerer als «der Zweite 
Landtagspräsident Ilelschitz sich dieser unserer For­
derung nach mehr Wirtschaftlichkeit in den Spitä­
lern angeschlossen, als ier in einem Antrag, dien ich 
hier habe und gerne zur Einsichtnahmie auflege, 
aber idie Kollegen, die mit mir in ider Arbeiterkam-
mer sitzen, werden das in Erinnerung haben, als 
er in einiem Antrag der sozialistischen Fraktion in 
der Vollversammlung decr Arbeitexkammer verlangte 
und zwar —• ich darf wörtlich 'zitieren — „als un­
bedingte Forderung, daß unter anderem im Zu­
sammenhang mit der notwendigen Neuordnung der 
Krankenanstalten, diese auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht den modernsten Anforderungen zu ent­
sprechen haben". Dem Antrag sind wir selbst­
verständlich gerne beigetreten, weil er nichts ande­
res beinhaltet als .das, was. wir hier im Landtag 
direkt seit Jahren schon gefordert haben. Ich weiß 
nicht warum, ich will hier nicht polemisch sein, aber 
ich möchte die Frage aufwerfen, warum bisher die 
'Sozialistische Fraktion den Umweg über die Arbei­
terkammer gewählt und nicht hier .direkt im Land­
tag das beantragt hat. Vielleicht hat ,siie einen zu 
strengen Chef. Das ist ja immerhin möglich. (Abg. 
Pölzl: „Eine Schonung, für (den Vorsitzenden, für 
den Referenten!" — Abg. Brandl: „Das ist stark!") 

Und nun noch ein Wort zur Spitalsplanung. Un­
sere Anträge auf Erstellung des Spitalpiaries bezie­
hen sich nicht allein auf die Neubauten, auf Er­
weiterungen, auf die Kategorisierung der einzelnen 
Anstalten, sondern auch und ich möchte das, Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian, noch .ein­
mal in Erinnerung bringen, auch auf die notwendige 
Umarganisdeirung innerhalb ider 'bestehenden An­
stalten, auf eine bessere Koordinierung in allen 
diesen Bereichen und vor allem auf eine bessere 
überiscbaubarkeit der einzelnen Verantwortungs­
bereiche. Hier meinen wir auch das Landeskranken­
haus Graz, das in seiner überdimensionalen Grö­
ßenordnung und in seiner heutigen Struktur, ob­
wohl dort sicher .alle ihr Bestes ton, aber auf Grund 
dieses 'Systems nicht mehr überschaubar ist und 
dessen Wirtschaftlichkeit daher auch kaum über­
prüfbar scheint. Hier gehört daher das System ver­
ändert und .die Verantwortungsbereiche überschau­
bar gestaltet, so wie das, meine Damen und Herren, 
für jeden Wirtschaftsköirper, vor allem für jeden 
großen Wirtschaftskörp.er — /und die Krankenan­
stalten sind ein großer, riesiger Wirts chlaftskörp er 
—• eine wirtschaftliche Selbstverständlichkeit äst, da­
mit hier'auch idie Dinge besser kontrollierbar ge­
staltet werden (Abg. Brandl: „In Wien ist es rich­
tig!") 

Leider aber kennen wir — und das möchte ich 
zum Schluß sagen —, Herr iLandeshauptmiannstell-
vertJeiter, bis heute nicht die Uintersuchungsiergeb-
nisse des Deutschen Krankenhausiinstiituts der Jahre 
1966/67, die über Auftrag der Rechtsabteilung 12 
sich ausschließlich mit dem Bereich Lamideskranken-
haus Graz .beschäftigt haben. Dieser Auftrag hat 
immerhin eine Vierteknillion Schilling gekostet 
und es wärie vielleicht das Ergebnis dieser Unter­
suchung eine brauchbare Unterlage für eine innere 

Neuordnung im Bereich des Landeskrankenhauses 
Graz. 

Ich möchte daher Sie, sehr geehrter Herr Lan­
deshauptmannstellvertreter .Seibastian, ersuchen, uns 
auch dieses Untersuchungisergebnis zugänglich zu 
miacbien bzw. den Landtag über den Inhalt dieses 
UntensuchungsergebniSses zu informieren. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich zum Wort 
.gemeldet der Herr Abgeordnete Loidl. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Loidl: Meine Damen und Herren! Ich wäre 
eigentlich Versucht, einiges auf die Ausführungen 
der Frau Abgeordneten Jarcmegg zu erwidern, aber 
ich möchte mich nicht in den alljährlichen und char­
manten Dialog zwischen der Frau Abgeordneten und 
dem Herrn Landeshauptmannistellvertreter Sebastian 
einmengen. (Landeshauptmannstellvertreter Wegart: 
„Alte Liebe rostet nicht!" — Abg. Dr. Heidiniger: 
„Du bist vorsichtig!" •— Abg. Nigl: „Es könnte 'am 
Ende eine Eifersucht entstehen!"). Daß Verhüten 
und Vorbeugen besser ist, meine Damen unld Her­
ren, als Behandeln und Heilen, ist .ein allgemein 
anerkanntes Wissensgut. Die Chinesen waren schlau, 
denn sie .bezahlten ihre Ärzte nur dann, wenn die 
Patienten 'nach vorbeugender Betreuung gesund blie­
ben. (Heiterkeit. — Abg. iSchrammel: „Ein Vor­
schlag für die Ärztekammer!") Die Frage der Ge-
sunidheiitsvorsorgie und die Früherkennung von 
Krankheiten nimmt in allen Industriestaaten der 
Welt immer größere Bedeutung an. Die Sozialisten 
haben erwiesenermaßen die Gesundheitspolitik seit 
jeher .als eines ihrer wichtigsten Anliegen betrach­
tet. Mit der 29. Novelle woiitde durch idie gesetz­
liche Verpflichtung der Krankenversicheriuingen, ab 
1. Jänner 1974 Vorbeuigeuntersuchunlgen für alle 
Staatsbürger sicherzustellen, ein überaus bedeut­
samer Schritt getan. 

Auch der Steliermärkische Landtag hat, dieser Ent­
wicklung Rechnung tragend, im Voranschlag 19173 
erstmals 4 Millionen und 300.000 Schilling für 
Vorbieugeuntersuchungen für Erwachsene und Säuig-
linge sowie deren Auswertung eingesetzt. Ich habe 
damals 'namens der Sozialisten in diesem Hause 
diesen Budgetpasten begrüßt, weil man damals 
noch Erfahrungen sammeln "mußte und weil alle 
Aktivitäten, welche geeignet .stimd, die Durchfüh­
rung einer 'effektiven Vo'rsorgemiedizin Voranzutrei­
ben, Unterstützung verdienen. Wir haben zuge­
stimmt, obwohl wir damals nicht genau wußten, was 
im einzelnen beabsichtigt 'ist. (Abg. Kölner: „Mo­
dell Steiermark!") Heute wisslen wir, daß 'die Ge­
sellschaft für Gesundheitsschutz Idiese Gelder erhal­
ten hat, .unid soviel ich weiß, hat diese Gesellschaft 
ein Vorsorgeuntereuchuogsprogramm ausgearbeitet, 
welches sich allerdings in seimem Umfange unid In­
halte faktisch nunmehr mit dem Umtersuchuinigspro-
gramm deckt, das die Sozialversicherung auf 
Grund ihrer gesetzlichen Bestimmungen,ab 1. Jänner 
1974 in Anwendung bringt. Das .ursprüngliche Pro­
gramm des Hauptverbandes unid dös GeSiumdbeitts-
miiiiisteriums, welches wesentlich umfangreicher 
war und in dem eine Reihte von Labiorumtersuchun-
gen enthalten waren, wunde so weit beschnitten, 


